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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geehrte Mitglieder des Gemeinderates!

Ich eröffne die 53. Sitzung des Gemeinderates.

Ich glaube, es warten einige spannende Tage auf uns, und ich bitte im Hinblick darauf auch vom Vorsitz um entsprechende Rücksicht und Disziplin!

Entschuldigt für die gesamte Zeit der Sitzung sind Frau GRin Dipl-Ing Gretner und Frau GRin Matzka-Dojder. Einzelne Personen haben sich für einige Stunden entschuldigt, das Verlesen der Namen möchte ich mir jetzt aber ersparen.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen sechs, des Grünen Klubs im Rathaus fünf, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien drei eingelangt sind.

Die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung betreffen den Entwurf des Voranschlages der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2010 und die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat.

Ich schlage vor, die Beratungen dieser zwei Geschäftsstücke zusammenzuziehen und die Verhandlungen nicht nach den zehn Gruppen des Voranschlagsentwurfes, sondern nach Geschäftsgruppen zu gliedern. Nach einem einleitenden Referat der Berichterstatterin, Frau VBgmin Mag Brauner, zu diesen Geschäftsstücken folgen die allgemeine Beratung und die Spezialdebatte über die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Voraussichtlich am Dienstag dieser Woche wird nach dem Schlusswort der Frau amtsführenden Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke über die Anträge zu den genannten zwei Geschäftsstücken abgestimmt werden. In der Präsidialkonferenz haben wir vereinbart, dass wir eine Unterbrechung vor der Abstimmung dieser Anträge vorsehen, damit die Anträge noch schlussberaten werden können.

Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand erhoben? – Ich sehe, dass dies nicht der Fall ist.

Daher bitte ich die Frau Berichterstatterin, Frau VBgmin Mag Renate Brauner, die Verhandlungen über die Postnummern 1 und 2 einzuleiten.

Berichterstatterin VBgmin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich freue mich auf die vor uns liegende Diskussion! Budgetdiskussionen sind immer wichtig, aber ich denke, ich brauche nicht näher zu begründen, warum diese Debatte für das nächste Jahr besonders bedeutend sein wird. Wir alle kennen die Rahmenbedingungen, und wir sind uns unserer Verantwortung bewusst.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir blicken heute mit diesem Budget und der Diskussion darüber in die Zukunft. 2010 wird ein Entscheidungsjahr für Wien in mehrfacher Hinsicht: Es wird ein Jahr werden, das sich heute in wirtschaftlicher Hinsicht sehr fragil darstellt, ein Jahr, in dem sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt weiter zuspitzen wird und das den Wiener Unternehmungen viel Kraft abverlangen wird. Es wird in Summe ein Jahr sein, das uns alle vor sehr große Herausforderungen stellen wird.

Wir legen mit diesem Budget, das wir diskutieren und beschließen, nicht nur den finanziellen Grundstein für das kommende Jahr, sondern wir entscheiden in den nächsten Tagen gemeinsam darüber, welche Startbedingungen wir unserer Stadt für die folgenden, hoffentlich von Aufschwung gekennzeichneten Jahre mitgeben, denn in den kommenden Tagen werden wir jenen budgetären Rahmen diskutieren, mit dem wir unsere Stadt unter schwierigen Rahmenbedingungen solide und sicher in die Zukunft führen wollen.

Ich verhehle es nicht: Die Erstellung dieses Voranschlags war keine leichte Aufgabe. Dieser Voranschlag ist somit weit mehr als eine jährliche Pflichtaufgabe. Dieses Budget wird richtungsweisend sein, denn wir entscheiden mit diesem Budget gemeinsam darüber, ob dieser finanzielle Rahmen einen Handlungsspielraum für Gestaltung eröffnet oder ob wir ein Korsett schnüren, das uns keine Luft für Flexibilität lässt. Wir entscheiden darüber, ob wir mit Entschlossenheit und Mut, Kraft und Ausdauer – und wir werden tatsächlich langen Atem brauchen – gegen diesen wirtschaftlichen Sturm ankämpfen oder ob wir zögerlich, ängstlich und somit unsicher in die Zukunft blicken.

Diese Krise, sehr geehrte Damen und Herren, hat ihre Spuren schon deutlich hinterlassen, und es ist sehr wichtig zu bemerken, dass sie noch nicht vorbei ist. Die Tatsache, dass Aktienkurse wieder steigen und Boni wieder ausbezahlt werden, ist nämlich für mich kein Grund zum Jubeln. Das bedeutet nicht, dass die Krise vorbei ist. Für mich und für uns wird die Krise erst dann vorbei sein, wenn die Klein‑ und Mittelunternehmungen Wiens wieder Aufträge bekommen, wenn junge Menschen garantiert wieder eine Ausbildung in den Betrieben haben und wenn die Menschen wieder ausreichend Arbeit haben! (Beifall bei der SPÖ.) 

Jawohl! Dafür nehme ich eine maßvolle Neuverschuldung in Kauf! Mit jedem Arbeitsplatz, den wir absichern, oder wenn wir der Wirtschaft helfen, neue Arbeitsplätze zu schaffen, nehmen wir Investitionen in die Zukunft vor. Und Investitionen für die Wiener und Wienerinnen, sehr geehrte Damen und Herren, sind nicht die Kür, sondern sehen wir als verantwortliche Politiker und Politikerinnen als unsere Pflicht an.

Ich muss, wenn uns in diesen Tagen von den Wirtschaftsforschern die ersten zarten Pflänzchen der Konjunkturbelebung in Aussicht gestellt werden, keine Agrarwirtin sein, um zu wissen, wie leicht man solche Pflänzchen im Keim ersticken kann. Daher folgen wir mit dem Voranschlag 2010 der einhelligen Empfehlung aller namhafter Wirtschaftsforscher und Wirtschaftsforscherinnen und halten am Weg der antizyklischen Finanz- und Wirtschaftspolitik fest. Wenn sich nämlich die externen Rahmenbedingungen derart dramatisch verändern, sind wir gefordert beziehungsweise verpflichtet, den eigenen Handlungsspielraum entsprechend zu vergrößern. 

Kurz gesagt: Wir müssen aus der Krise heraus investieren und nicht in die nächste Krise hinein sparen. Das sage nicht nur ich, das ist die Empfehlung aller namhaften Wirtschaftsexperten und Wirtschaftsexpertinnen.

So warnte der Wirtschaftsnobelpreisträger Joseph Stiglitz bei seinem Besuch in Wien kürzlich vor – ich zitiere: „einem Defizitfetischismus". Weiter meinte Stiglitz: „der Staat müsse Investitionen mit langfristigen Erwartungen und Zielen setzen, insbesondere bei Ausgaben für Bildung, Wissenschaft und Forschung dürfe nicht gespart werden; diesen staatlichen Ausgaben stünden – wie in der Bilanz – geschaffene Werte gegenüber." – Zitat Ende.

Auch WIFO-Chef Aiginger bestätigte diesen Weg kürzlich in einem Interview. – Zitat: „Heuer und 2010 dürfen wir nicht sparen, 2011 ein bisschen, 2012 mehr und 2013 noch mehr. Man darf nichts zurückhalten. Diesen Fehler hat man bei der Weltwirtschaftskrise in den 30er Jahren gemacht." 

Zuletzt zitiere ich Notenbankchef Ewald Nowotny, der vor Kurzem formulierte: „Es wäre gefährlich, zu früh mit der Konsolidierung zu beginnen.“ – Zitat Ende.

Sehr geehrte Damen und Herren! Mut und Verantwortung sind das Gebot der Stunde. Das sind die Eckpfeiler dieses Wachstumsbudgets: Mut zur Investition und aktiven Krisenbekämpfung, Verantwortung gegenüber dem effizienten Umgang mit dem Geld der Wiener und Wienerinnen. 

Daher halten wir trotz sehr schwieriger ökonomischer Rahmenbedingungen und entsprechender rückläufiger Einnahmen an einem Budgetkurs fest, bei dem die Investition in die Menschen im Mittelpunkt steht. Wir nehmen dafür sehr bewusst, aber keinesfalls leichtfertig einen errechneten Abgang in der Größenordnung von 799 Millionen EUR in Kauf, da wir die Nachfrage und Investitionen jetzt dringend brauchen. Und hier sage ich auch klar: Die Zeit der Konsolidierung wird und muss kommen, aber erst dann, wenn auch der Aufschwung angekommen ist.

Ich zitiere nun Wifo-Expertin Schratzenstaller, die vor Kurzem meinte: „Jetzt krampfhaft zu sparen, sei der falsche Zeitpunkt“. – Zitat weiter: „Ich glaube, im heurigen und auch noch im nächsten Jahr, wo sich der Aufschwung ja erst wirklich einmal verfestigen muss, sind diese Defizite einfach hinzunehmen. Ich halte es für absolut – auch konjunkturpolitisch – kontraproduktiv, wenn man jetzt oder auch im nächsten Jahr schon versucht, auf der Ausgaben‑ und Einnahmenseite oder auf der Steuerseite gegenzusteuern.“ – Zitat Ende.

Fakt ist: Nur ein reales Wirtschaftswachstum wird die Sanierung der öffentlichen Haushalte nachhaltig ermöglichen und einen Rückgang der Arbeitslosigkeit bewirken. Und ich betone auch: Das stellt in keinster Weise eine Abkehr vom bewährten Kurs der grundsoliden Wiener Haushaltsführung dar. Genau diesem Prinzip sind wir in den vergangenen Jahren im Rahmen unserer Finanzpolitik gefolgt. Wir haben in wirtschaftlichen Wachstumsphasen unseren Schuldenstand deutlich verringert, allerdings – und es ist mir ganz wichtig, das zu betonen – ohne Verkäufe von Eigentum und ohne Verzicht auf strategische Beteiligungen, im Gegensatz zum Beispiel zu Oberösterreich – das von manchen hier in diesem Haus immer als Vorbild genannt wird –, denn dort wurde bereits das gesamte Familiensilber verkauft. 

Wir nützen heute im besten keynesianischen Sinn jenen finanz- und wirtschaftspolitischen Handlungsspielraum, den uns dieser entschlossene Konsolidierungsfahrplan der vergangenen Jahre ermöglicht und den wir heute in Zeiten der Krise dringend brauchen. Alle vorhandenen Studien und Daten, wie auch die jüngste WIFO-Studie, bescheinigen Wien, dass wir die Auswirkungen der Finanzkrise auf unsere Stadt durch entschlossenes Gegensteuern geringer, als es andernorts der Fall war, halten konnten. 

Etwas ist dabei klar, sehr geehrte Damen und Herren: Eine Stadt allein und selbst ganze Volkswirtschaften können nicht gegen eine globale Wirtschaftskrise und gegen den entsprechenden Nachfrageausfall sozusagen anfinanzieren oder gar die fehlende Nachfrage vollkommen kompensieren. Aber wir können und müssen mit gezielten Eingriffen, mit der richtigen Sozial‑ und Arbeitsmarktpolitik und mit wesentlichen Investments in der Krise die Grundlage für gute Startbedingungen für den Aufschwung legen. – Das hat Wien getan, und das tun wir weiter!

Sehr geehrte Damen und Herren! Mit diesem und nur mit diesem Weg des antizyklischen Agierens – davon bin ich zutiefst überzeugt –, erhalten wir Arbeitsplätze, sichern wir Kaufkraft am Standort Wien und bereiten uns bestmöglich auf die Aufschwungphase vor.

Deswegen lege ich Ihnen heute ein Wachstumsbudget vor, in dessen Zentrum die Konjunkturbelebung, die Kaufkraftstärkung und eine aktive Arbeitsmarktpolitik stehen. Es ist dies ein Budget, das sozial gestaltet ist, bei dem die Hilfe bei den Richtigen ankommt, mit dem wir in die Zukunft unserer Kinder investieren, die Wiener Unternehmungen stärken, Infrastruktur ausbauen, ob im Nahverkehr, bei den Energienetzen oder im Bildungssystem, denn auch das gehört meiner Meinung nach zur sozusagen intellektuellen Infrastruktur. Wir entwickeln und weiten Forschung und Entwicklung aus und schaffen damit letztlich bleibende Werte für unser aller Zukunft. (Beifall bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich zu den Details des Voranschlages 2010 kommen. Beginnen wir mit dem Rahmen, den Entwicklungen der Einnahmen und Ausgaben 2010.

Wie eingangs erwähnt, lassen die aktuell vorliegenden Wirtschaftsprognosen von Ende September 2009 für das Jahr 2010 den Beginn einer leichten Wachstumsphase erkennen. So prognostizieren IHS und WIFO in ganz seltener Einhelligkeit ein reales Wachstum von 1 Prozent nach einem errechneten Rückgang von 2009 von 3,4 Prozent nach den Zahlen des WIFO und von 3,8 Prozent nach den Zahlen des IHS. Vor eben diesem Hintergrund der Stabilisierung der Konjunktursituation und einer leichten Erholung sind wir mehr denn je der kraftvollen Unterstützung des Aufschwunges, der Stärkung der Unternehmungen und der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen verpflichtet. Im Voranschlag 2010, sehr geehrte Damen und Herren, stehen daher Einnahmen von 10,65 Milliarden EUR Ausgaben in der Höhe von 11,45 Milliarden EUR gegenüber.

Lassen Sie mich vor dem Hintergrund jüngster medialer Debatten einige Worte zu den Einnahmen sagen beziehungsweise ein bisschen Nachhilfe – unter Anführungszeichen – zum Thema Finanzausgleich geben: Das Steueraufkommen des Bundes, sehr geehrte Damen und Herren, wird zu einem ganz wesentlichen Teil – und Sie als Wiener Abgeordnete wissen das natürlich – in Wien erwirtschaftet, nicht zuletzt als Ergebnis der sehr erfolgreichen Förderung des Wirtschaftsstandortes und der ebenfalls sehr erfolgreichen Förderung von Betriebsansiedlungen. 

Im Zuge der Ausschüttungen werden die Ertragsanteile auf den Bund, der mittlerweile 70 Prozent des gesamten Kuchens einbehält – wie ich bei dieser Gelegenheit betonen möchte –, und auf alle Länder, Städte und Gemeinden, die sich mit dem Rest begnügen müssen, aufgeteilt, und zwar auf Grund gesetzlicher Regelungen und nicht – wie man manchmal den Eindruck hat, wenn man die Diskussionen von Bundesseite verfolgt – auf Grund eines herablassenden Geschenkes. Wie der Name „gemeinschaftliche Bundesabgaben“ schon zum Ausdruck bringt, geht es hier ex lege um einen Rechtsanspruch, den die Länder, Städte und Gemeinden haben. Während in Wien also ein großer Teil dieses allgemeinen Steueraufkommens erwirtschaftet wird, erhalten wir bei der Ausschüttung durchschnittlich 22,8 Prozent der Antragsanteile der Länder und Gemeinden, also nur dieses knappe Drittel, das ich vorher erwähnt habe.

Fakt ist zusätzlich, dass diese Einnahmen – also die präliminierten Ertragsanteile – durch die Weltwirtschaftskrise um 492,9 Millionen signifikant sinken werden. Trotzdem versuchen wir als Konjunkturmotor Österreichs, mit einer offensiven Budgetstrategie auch im Jahr 2010 deutlich Impulse zu setzen und halten unser sehr hohes Ausgabenniveau.

Der Preis, den wir dafür zahlen – und das sage ich bewusst, denn jede Medaille hat zwei Seiten – sind ein höherer Abgang und eine höhere Neuverschuldung. Konkret resultiert aus der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung ein administrativer Abgang in Höhe von ganz genau 798,7 Millionen EUR.

Hier sei noch einmal betont, dass diese Differenz im Laufe des disziplinierten Vollzuges nach Effizienzsteigerungen und Rücklagenauflösungen – wie wir das auch in den vergangenen Jahren bewiesen haben – möglichst konsequent reduziert werden soll, denn diese hohen Investitionen gehen Hand in Hand mit einer sparsamen und immer effizienteren Verwaltung, für die wir bereits mehrfach gelobt wurden, nicht zuletzt vom Staatsschuldenausschuss. 

Entsprechend dieser sehr konsequenten, sparsamen und effizienten Politik der vergangenen Jahre hat Wien einen Schuldenstand von 1,75 Milliarden mit Ende 2009 und liegt damit trotz des starken Wirtschaftseinbruchs deutlich unter den Werten der Budgetjahre zu Anfang des Jahrzehnts. Wir haben hier konsequent zurückgezahlt. Dadurch liegt die Pro-Kopf-Verschuldung in Wien mit 870 EUR deutlich unter dem Bundesschnitt beziehungsweise unter der Verschuldung anderer Bundesländer, wobei der Vergleich Wiens mit anderen Ländern in Wirklichkeit in dieser Form falsch ist, denn wenn man Wiens Verschuldung mit jener anderer Bundesländer vergleicht, müsste man konsequenterweise und logischerweise Wien als Land und Kommune im Hinblick auf alle Schuldenstände der Gemeinden in den Bundesländern vergleichen, und da läge Wien überhaupt absolut an der Spitze.

Abschließend einige Worte zum ausgewiesenen Maastricht-Defizit: Auch dieses Defizit steigt logischerweise, allerdings auch deswegen – und das möchte ich bei dieser Gelegenheit auch gleich anmerken –, weil die Berechnungsmethoden von Eurostat, also den statistischen Ämtern der Europäischen Union, geändert wurden. Bislang galt der Investitionskostenzuschuss im Krankenanstaltenverbund als Maastricht-neutral, nunmehr wird eine Summe von 223 Millionen EUR bei diesem Budgetvoranschlag zum ersten Mal in das Maastricht-Defizit mit eingerechnet. Das Maastricht-Ergebnis liegt daher 2010 bei einem Prognosewert von minus 699,9 Millionen EUR, womit wir erstmals keine Punktlandung im Sinne des innerösterreichischen Stabilitätspaktes schaffen. Dazu ist zu bemerken, dass sich die Maastricht-Vorgaben nicht ausschließlich auf ein Jahr beziehen, sondern auf eine längere Periode von mehreren Jahren, und da hat Wien durch die erfolgreiche Politik und durch das mehrfache Übertreffen von Maastricht-Überschüssen in den vergangenen Jahren einiges vorgelegt. Das heißt, über die Periode hinaus halten wir sehr wohl diese Maastricht-Vorgaben ein, sehr geehrte Damen und Herren!

Dieses Budget ist der Förderung von Wachstum und damit der Genesung des schwer angeschlagenen Arbeitsmarktes verpflichtet. Das ist sozusagen eine Prämisse, die sich durch den gesamten Voranschlag und durch all unsere Überlegungen durchzieht, und deswegen behalten wir trotz des jetzt beschriebenen Einnahmenrückganges und der entsprechenden Rahmenbedingungen, die ich darzustellen versucht habe, 2010 die im heurigen Jahr eingeschlagene Offensivstrategie bei den nachfragewirksamen Ausgaben bei, also etwa bei Ausgaben im Nahverkehr, bei Gebäudesanierungen, bei Instandsetzungs- und Wartungsarbeiten für Straßen und Leitungen oder beim Ankauf von Maschinen und Fahrzeugen. Solche nachfragewirksamen Ausgaben sind in einer so vielfältigen Stadt wie der unseren sehr breit gefächert. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir erreichen 2010 dasselbe Niveau wie 2009, was ein Rekordniveau von 4,4 Milliarden EUR bedeutet. – Wichtig zu betonen ist dabei, dass wir dieses Niveau beibehalten, obwohl Wien Kanal – und das ist die zweite Änderung, auf die ich Sie jetzt schon aufmerksam machen möchte – im Voranschlag 2010 als nunmehrige Unternehmung der Stadt nicht mehr Teil der städtischen Gebarung ist. Der Anteil von Wien Kanal an den gesamten nachfragewirksamen Ausgaben betrug 2009 immerhin über 123 Millionen EUR. Diese sind jetzt nicht mehr im jetzigen Budgetvoranschlag ausgewiesen, und trotzdem halten wir weiterhin dieses Rekordniveau.

Die nachfragewirksamen Ausgaben haben sich bereits 2009 doppelt bezahlt gemacht und bewiesen, dass sie im besten Sinn des Wortes antizyklisch wirken. Profitieren werden auch im kommenden Jahr wiederum die Klein- und Mittelunternehmungen, denn ein großer Teil dieser Mittel fließt auch 2010 wiederum in jene Bereiche, von denen die Wiener KMU direkt profitieren.

Ein ganz zentraler Bereich ist natürlich das beschäftigungsintensive Bau‑ und Baunebengewerbe. Der Stand von 1,615 Milliarden EUR im Jahr 2009 ist zu vergleichen mit den jetzt vorliegenden Budgetzahlen, die ein Niveau von 1,719 Milliarden EUR erreichen werden, was immerhin um über 6,5 Prozent mehr ist. 

Gerade aus konjunkturpolitischer Sicht möchte ich an dieser Stelle auch die Wohnbauförderung hervorheben, die 2010 einen Wert von 597 Millionen erreichen wird und damit sicherstellt, dass Wohnbauaktivitäten auch in dieser Krisensituation auf sehr hohem Niveau fortgesetzt werden können. Gerade in der Krise setzen wir auf den Wohnbau, auch und ganz besonders als Stütze der Konjunktur und damit der Erhaltung von Wertschöpfung in Wien.

Ich nenne nur eine Zahl, sehr geehrte Damen und Herren: Allein diese Maßnahmen der Stadt Wien sichern jährlich 23 000 Arbeitsplätze im Bau‑ und Baunebengewerbe.

Ebenso offensiv bleiben wir beim Investvolumen im Kernbereich der Stadt und der städtischen Unternehmungen. Mehr als 2,5 Milliarden EUR werden nach den vorliegenden Budgetzahlen zur Verfügung stehen.

Auch im Bereich der Daseinsvorsorge – von der öffentlichen Wasserversorgung über die Abfallentsorgung bis zum Nahverkehr und der Energieversorgung – halten wir dieses hohe Niveau trotz schwieriger Rahmenbedingungen.

Bei der direkten Wirtschaftsförderung halten wir 2010 mit einer Gesamtsumme von 193,36 Millionen unseren offensiven Kurs. Und um hier gleich falschen Darstellungen vorzugreifen, muss ich bei diesem Ansatz betonen, dass die Abweichung zum vergangenen Jahr auf einer einmaligen Grundstückstransaktion aus dem Jahr 2009 in Höhe von 22 Millionen EUR beruht. Bereinigen wir diesen Posten, dann sehen wir, dass wir dieses hohe Niveau halten. Sie können mir glauben, dass das in Zeiten wie diesen keine leichte Aufgabe ist, aber sie ist gelungen. 

Was tun wir mit diesem Geld? Wir investieren gezielt und nachhaltig in eine moderne Infrastruktur für bestehende Betriebe und für Neuansiedlungen. Wir unterstützten Gründer und Gründerinnen und Unternehmungen aus allen Branchen sowohl im Produktions‑ als auch im Dienstleistungssektor bei ihren Investitionsprojekten. Wir fördern die Internationalisierung, und – was in Zeiten wie diesen, besonders in der Krise, ganz wichtig ist – wir fördern den Innovationspfad der Wiener Wirtschaft. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie kennen meine Position. Ich bin zutiefst überzeugt, dass wir uns nur mit Innovation im internationalen Wettbewerb durchsetzen können.

Unser Hauptaugenmerk liegt darauf, dass gerade die Klein‑ und Mittelunternehmungen bei der Innovation so gefördert und unterstützt werden, dass sie diesen Weg gehen können. Es ist nämlich ein weit verbreitetes Vorurteil, dass KMU diesbezüglich nicht aktiv sind. Das Gegenteil ist der Fall! Sie sind besonders flexibel und aktiv, aber sie brauchen besondere Unterstützung, und diese bekommen sie auch von uns. 

Diese positive Wirkung, dass unsere Maßnahmen funktionieren, zeigen uns auch entsprechende externe Untersuchungen. Wir versuchen nämlich immer auch, uns mit externen Experten und Expertinnen gemeinsam mit dem entsprechenden Sozialpartner abzusprechen. Ich hole mir auch bei den Experten und Expertinnen Ratschläge. Ich darf an den Konjunkturgipfel erinnern. 

Außerdem lassen wir unsere Maßnahmen auch ex post entsprechend evaluieren, denn wir wollen gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten wirklich alles einfließen lassen, was es an Möglichkeiten gibt. 

So haben wir etwa das WIFO mit einer eigens durchzuführenden Untersuchung betreffend die Konjunktur‑ und Beschäftigungsmaßnahmen der Stadt Wien beauftragt. Es sollte mit den Unternehmern und Unternehmungen evaluiert werden, ob wir auf dem richtigen Weg sind, und erfreulicherweise stellt uns das WIFO insgesamt ein gutes Zeugnis aus, indem es sagt – ich zitiere: „es sei gerade in wirtschaftlich und budgetär schwierigen Zeiten notwendig, den eingeschlagenen Weg der Förderung von Innovationsorientierung, Qualifizierung und Internationalisierung konsequent fortzusetzen, um es den regionalen Unternehmungen zu ermöglichen, den Herausforderungen der Krise offensiv zu begegnen.“ – Zitat Ende.

Genau das, sehr geehrte Damen und Herren, tun wir mit unseren maßgeschneiderten Förderprogrammen über den Wiener Wirtschaftsförderungfonds und seinen beiden Spezialagenturen „departure“ für den kreativen Bereich und ZIT – wie der Titel besagt – für Innovation und Technologie.

Ich darf erinnern an das kostenlose Service der Technologieberatung, die aktuellen Innovations-Calls oder unsere Förderung zum Thema Innovation im Sachgüterbereich. – Das sind nur einige wenige Beispiele, sie ließen sich beliebig fortsetzen. 

Ich weiß, dass jeder Cent, den wir hier investieren, gut angelegtes Kapital ist. Ich war gerade in diesem wirtschaftlich schwierigen Jahr sehr viel in den Wiener Betrieben, habe mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen und den Betriebsräten und Betriebsrätinnen gesprochen und mich natürlich ganz intensiv mit den Unternehmungsleitungen auseinandergesetzt. Ich weiß daher sehr genau, dass unsere Förderung wirklich dort ankommt, wo sie gebraucht wird. 

Aber auch die Stadt Wien selbst mit ihren Unternehmungen – das wird manchmal vergessen, und deswegen möchte ich es heute betonen – ist eine wirkliche Innovationstreiberin und hat sich dem Thema Innovation verschrieben. Beispiele sind der Ausbau von Fernkälte – ein wirklich innovatives Projekt – oder das innovative Lichtkonzept, das nicht zuletzt auf Grund der Vorschläge unserer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen beim Bau der U2 umgesetzt wurde. Diese Themen sind bei uns eine Selbstverständlichkeit, international ist das hingegen noch gar nicht der Fall. Das zeigen etwa unsere Niederflurstraßenbahnen.

Aber – und auch das möchte ich hier sehr deutlich sagen und wirklich einmal darauf aufmerksam machen – auch soziale und kulturelle Innovation sind wichtig. Ich denke jetzt zum Beispiel an das Geriatriekonzept, das mit den dezentralen Einheiten eine wirkliche Jahrhundertreform darstellt: Die Einrichtungen greifen architektonisch schon auf die Tatsache vor, dass immer mehr Menschen an Demenz erkranken, und nehmen auf diese Tatsache architektonisch Rücksicht.

Ferner nenne ich unser tolles Konzept des Museums auf Abruf, das ebenfalls ein solches innovatives Konzept ist, um das uns viele beneiden. Ich mache aber auch die vom Zentrum für Innovation und Technologie betreute und von der Stadt Wien unterstützte Initiative WienWin aufmerksam, bei der es darum geht, dass die Stadt als große Nachfragerin auftritt, um Klein- und Mittelbetriebe bei der Einführung innovativer Produkte zu fördern, damit diese innovativen Produkte leichter auf den Markt gebracht werden können.

Meine Damen und Herren! Sie sehen also, dass es in allen Ressorts sehr innovative Projekte gibt, die nicht nur sozusagen auf den engeren Bereich der Wirtschaft reduziert sind, sondern sich auch auf viele andere Bereichen ausweiten. Das macht sich bezahlt und das macht sich vor allem auch international bemerkbar. (Beifall bei der SPÖ.)

Entgegen dem bundesweiten Trend verzeichnen der WWFF und die Austrian Business Agency Invest in Austria in der ersten Jahreshälfte 2009, also mitten im Krisenjahr, eine Steigerung der internationalen Unternehmensansiedlungen in Wien. In der ersten Jahreshälfte konnte mit gemeinsamen Anstrengungen – und bei dieser Gelegenheit sage ich ein wirkliches Dankeschön für die exzellente Zusammenarbeit! – 54 internationale Unternehmungen neu am Standort Wien angesiedelt werden; im Vergleichszeitraum des Vorjahrs waren es 45.

Sehr geehrte Damen und Herren! Stolz bin ich im Zusammenhang des internationalen Wettbewerbs auch auf die konsequente Weiterentwicklung der Forschungsförderung, die sich in den letzten fünf Jahren sehr steil entwickelt hat. Wir verlieren auch beziehungsweise gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten unser ambitioniertes Ziel nicht aus den Augen: Wien will 2015 die Forschungshauptstadt Zentral‑ und Osteuropas sein.

Nur mit mehr Forschung und mit einer noch besseren Vernetzung von öffentlicher Hand, Universitäten und privaten Trägern können wir den Wettbewerb um die besten Köpfe und die innovativsten Ideen für uns, für Wien, entscheiden. 2010 wird daher auch das Forschungsbudget auf hohem Niveau fortgeschrieben. 

Wir alle wissen: Forschung ist eigentlich Kernaufgabe des Bundes. Trotzdem nehmen wir viel Geld in die Hand, etwa beim Campus Vienna Biocenter, wo wir alleine in den kommenden Jahren über 18 Millionen EUR in Forschungsinfrastruktur investieren werden, oder in der Muthgasse, wo wir mit 10 Millionen EUR Infrastruktur für die BOKU zur Verfügung stellen. Gleichzeitig entsteht mit der Marxbox im 3. Bezirk eine moderne Laborinfrastruktur, und die Kooperation mit den Universitäten und privaten Forschungseinrichtungen sowie auch mit den Fachhochschulen wird stetig erweitert.

Auch für uns, sehr geehrte Damen und Herren, ist es nicht leicht, in diesen wirtschaftlich schwierigen Zeiten diesen offensiven Weg fortzusetzen. Es ist daher mehr als enttäuschend, dass der Bund im Gegenzug die Universitäten aushungert und sich das Engagement des zuständigen Ministers leider noch nicht in konkreten Aktivitäten niedergeschlagen hat. Wir wünschen uns im Bund einen Partner bei der Erhöhung der Akademikerquote, bei der Verbesserung der Studienbedingungen und bei der Förderung von Forschung und Wissenschaft. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir werden unseren Weg zum Wohle des Standorts fortsetzen, denn nicht mehr die rauchenden Schlote beweisen die Wirtschaftskraft unserer Stadt, sondern die rauchenden Köpfe entscheiden über Wiens Performance im internationalen Standortwettbewerb. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Basis für diese innovations‑ und forschungsorientierte Entwicklung sind Internationalität, Mehrsprachigkeit, Weltoffenheit und ein respektvoller Umgang miteinander. Diversität beziehungsweise Vielfalt als Chance zu begreifen, zu fördern und zu nutzen, ist daher unverzichtbar. Sozialer Zusammenhalt, breite Bildungsangebote, höchste Qualifikation für möglichst viele Menschen dieser Stadt, unabhängig von Herkunft oder Geschlecht, sind somit kein Luxus, sondern Grundvoraussetzung nicht nur für eine friedliche Gesellschaft, sondern auch für eine prosperierende Wirtschaft. Das gilt vor, während und nach einer Krise. (Beifall bei der SPÖ.)
Im Wettbewerb um die besten Köpfe können wir es uns schlichtweg nicht leisten, auf das Potenzial der kulturellen Vielfalt unserer Stadt zu verzichten. Das zeigen auch die Fakten. Knapp 30 Prozent der Unternehmerinnen und Unternehmer in Wien haben einen migrantischen Hintergrund, und sie sind fixer und wichtiger Bestandteil des Wirtschaftslebens in unserer Stadt. Allein im vergangenen Jahr haben Menschen aus 85 unterschiedlichen Ländern in Wien Unternehmen gegründet und damit auch Arbeitsplätze geschaffen. Sie bringen zusätzliche Produkte und Dienstleistungen und stärken mit grenzüberschreitenden Kontakten den Wirtschaftsstandort. Damit tragen sie ganz wesentlich zu jenem differenzierten Angebot bei, das die Qualität eines Standortes ausmacht.

Kurz: Die Wiener Wirtschaft spricht alle Sprachen und kann stolz darauf sein!

Das zu negieren, ist nicht nur realitätsfern, sondern auch gesellschafts- und wirtschaftspolitisch unverantwortlich. Gleichzeitig gilt für alle die Wiener Hausordnung: Respekt und Rücksichtnahme im Hinblick auf ein gedeihliches Miteinander auch und gerade als Basis für den erfolgreichen Wirtschaftsstandort Wien. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Kommen wir nun zur größten Herausforderung im kommenden Jahr, nämlich zu jenem Bereich, wo die Wirtschaftskrise ihre tiefsten Spuren hinterlassen hat, dem Arbeitsmarkt. 

Fakt ist, dass sich in dieser weltweiten Krise natürlich nicht ganz verhindern lässt, dass die Arbeitslosigkeit steigt. Fakt ist aber auch, dass der Anstieg der Arbeitslosigkeit in Wien später eingesetzt hat und dass der Verlauf langsamer ist als in anderen Bundesländern, die auf Grund ihrer Wirtschaftsstruktur stärker vom Konjunktureinbruch betroffen sind.

So ist die Arbeitslosigkeit in Wien im Oktober im Vergleich zum Vorjahr um 14,1 Prozent gestiegen. Das ist wirklich kein Grund zur Freude, aber um einiges besser als der bundesweite Anstieg der Arbeitslosigkeit, der um einiges über 20 Prozent gelegen ist.

Das hat mehrere Gründe: Einerseits konnte Wien bisher von seinem starken Dienstleistungssektor und einem relativ starken Binnenkonsum profitieren. Andererseits ist dieser relativ stabile Verlauf ein positives Ergebnis unserer enormen Kraftanstrengungen in diesem Bereich, Stichwort Arbeitsmarktpaket; Sie kennen es.

Dass unsere Maßnahmen wirken, zeigt ganz konkret der Bereich der Lehrstellensuchenden. Deren Anzahl ist in Wien im Vergleich zum Vorjahr um 40 Prozent zurück gegangen, und das ist das Resultat unserer Aufstockung der Lehrwerkstätten um 1 000 Plätze. – Sehr geehrte Damen und Herren! 1 000 Plätze: Das sagt sich so einfach und so lapidar! Um ein bisschen die Dimension zu beschreiben, sage ich: Das sind 40 Schulklassen, die hier aus dem Boden gestampft wurden, um jungen Menschen eine entsprechende Ausbildung zukommen zu lassen!

Dennoch besteht leider kein Grund zum übertriebenen Optimismus, denn wir erwarten für den bevorstehenden Winter und das kommende Jahr leider noch keine Verbesserung auf dem Arbeitsmarkt. Erst bei einer Wirtschaftsprognose von über 2 Prozent geht Arbeitslosigkeit zurück. Sie kennen jedoch die Zahl, die ich für nächstes Jahr erwähnt habe: Es ist maximal 1 Prozent prognostiziert.

Deswegen ist zentrales Element auch dieses Budgetvoranschlags eine aktive Arbeitsmarktpolitik mit maßgeschneiderten Elementen, deren oberste Prämisse Existenzsicherung und Sinnstiftung ist. Im Fokus stehen Qualifikation und Weiterbildung, da alle Daten belegen: Je höher das individuelle Qualifikationsniveau, desto besser die Vermittlungschancen. Und obwohl Arbeitsmarktpolitik zentrale Aufgabe des Bundes ist, der allein 2009 beinahe 300 Millionen Eur an AMS-Förderung ausgeschüttet hat, halten wir in der Kommune an unserer einzigartigen ergänzenden städtischen Arbeitsmarktpolitik fest. Mit dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds haben wir auch die entsprechende effiziente Einrichtung, die mit dem AMS sehr gut zusammenarbeitet. Auch für diese gute Kooperation ein großes Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.) 
Sehr geehrte Damen und Herren! Auch in diesem Budget stehen dafür wieder 58 Millionen EUR zur Verfügung. Damit wird der WAFF mehr als 26 000 Wiener Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen und 1 400 Unternehmungen mit ganz unterschiedlichen Maßnahmen unterstützen. 

Mein persönlich allerwichtigstes Anliegen ist der Kampf gegen Jugendarbeitslosigkeit. Jungen Menschen eine Ausbildung und einen Berufseinstieg zu ermöglichen, ist volkswirtschaftlich unabdingbar, und das ist gesellschaftspolitisch unsere Pflicht. Dazu bekenne ich mich, und dafür setze ich mich persönlich mit einem eigenen Jugendpaket mit aller Kraft ein. Wir haben, wie schon erwähnt, die Lehrplätze in den Lehrwerkstätten auf mittlerweile 4 500 aufgestockt. Wir ermöglichen mit dem Projekt „Meine Chance“, versäumte Bildungsabschlüsse nachzuholen. Und wir starten 2010 neue Unterstützungsmaßnahmen für Jugendliche am Übergang zwischen Schule und Beruf. 

Qualifikation als Schwerpunktsetzung im Bereich der Arbeitsmokpolitik setzt Investitionen in Bildung voraus. Und hier müssen wir – im wahrsten Sinn des Wortes – von klein auf beginnen. Deswegen bildet der Bereich Bildung und Kinderbetreuung einen ganz deutlichen Schwerpunkt in diesem Budget. Eine Abkehr vom hohen Investitionsniveau in diesem Bereich wäre wirtschaftspolitisch fatal und gesellschaftspolitisch fahrlässig. Kurz gesagt: Versäumnisse in diesem Bereich können wir uns schlicht und einfach nicht leisten. (Beifall bei der SPÖ.)
Daher haben in diesem Budget Bildung und Kinderbetreuung Vorrang, denn nichts entscheidet mehr über den Zukunftsweg eines Menschen als die Investitionen in diesem Bereich, und zwar schon in jungen Jahren. Nach einem Ausgabenvolumen von über 1,4 Milliarden EUR 2009 finden Sie in diesem Voranschlag dafür 1,6 Milliarden EUR budgetiert. Gerade mit diesen Investitionen schaffen wir nämlich bleibende Werte. Die Ausgaben für Schulen und Bildung werden inklusive der dritten Tranche unseres ambitionierten Wiener Schulsanierungspakets einen Wert von 1,1 Milliarden EUR erreichen.

Für die Einführung des Gratiskindergartens haben wir uns in diesem Jahr mitten im Wirtschaftsabschwung ganz bewusst entschieden, denn die Einführung des Gratiskindergartens, sehr geehrte Damen und Herren, ist nicht nur bildungs‑, integrations‑ und vereinbarkeitspolitisch ein Meilenstein, sondern ist auch die größte Mittelstandsförderung in dieser Stadt seit vielen Jahren und macht sich mehrfach bezahlt. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir erhöhen nämlich damit das verfügbare Haushaltseinkommen der Wiener Familien und schaffen höheres Kaufkraftniveau – ich darf Sie daran erinnern, dass der Binnenkonsum einer der wichtigsten Punkte ist, warum Wien sich im Wirtschaftsabschwung noch relativ gut hält –, und wir erzielen mit dieser Investition gleichzeitig richtige Beschäftigungseffekte. 

Wien nimmt im Bereich der Kinderbetreuung im Jahr 2010 483,33 Millionen EUR in die Hand, das ist ein Anstieg gegenüber dem Vorjahr von 24,1 Prozent. Auf den Gratiskindergarten entfallen allein mehr als 100 Millionen EUR für zusätzliche Betreuungsplätze und Personalaufstockungen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Bleiben wir beim Thema Mittelstandsförderung. Der Gratiskindergarten ist ein gelungener Beweis dafür, dass wir hier in Wien die Interessen der so genannten Leistungserbringer des Mittelstandes vertreten. Und ich frage Sie: Wer sind denn wirklich die Leistungsträger in einer Gesellschaft? Jene, die selbst arbeiten, oder diejenigen, die ihr Geld für sich arbeiten lassen? – Ich sage: Selbstverständlich Erstere, und diese müssen von uns unterstützt werden! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich darf in diesem Zusammenhang auf die Studie des WIFO über die Verteilungswirkung des österreichischen Steuer‑ und Sozialsystems hinweisen: Die Studie belegt, dass die Sozialleistungen bei jenen ankommen, die sie wirklich brauchen, und dass Sozialtransfers von eminenter Bedeutung sind, um die Ungleichheit in der Verteilung der Markteinkommen zu korrigieren. 

Laut Studie bezahlen die Österreicher – unabhängig vom Einkommen – nahezu einheitliche Steuern und Sozialabgaben, nämlich rund 40 Prozent des Einkommens. Die Umverteilung von höheren zu niedrigeren Einkommen erfolgt demnach vor allem über die Sozialausgaben der öffentlichen Hand. Am progressivsten wirken die klassischen Sozialausgaben wie Sozial‑ und Notstandshilfe, Wohnbeihilfe und Arbeitslosengeld.

In Zahlen bedeutet das: Das untere Drittel erhält 14 Prozent des Bruttomarkteinkommens; das ist die so genannte Primärverteilung. Das mittlere Drittel erhält 29 und das oberste Drittel erhält 57 Prozent. Nach dem Eingriff des Staates durch Umverteilung mittels Transferleistungen verschiebt sich das Verhältnis von 23 zu knapp über 30 und immer noch für das oberste Drittel 46,6 Prozent. Oder anders ausgedrückt: Das untere Drittel der Haushalte erhält fast die Hälfte aller Sozialleistungen, das mittlere Einkommensdrittel bekommt ein Drittel und das oberste Drittel immer noch ein Viertel der Sozialleistungen. Die derzeitigen sozialstaatlichen Leistungen kommen also bei den richtigen, nämlich bei den einkommensschwächeren Gruppen an und kommen diesen zugute. (Beifall bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Gäbe es keine Pensionen und Sozialleistungen, würde die Armutsgefährdung in Österreich anstatt bei 13 Prozent – was schlimm genug ist! – bei 43 Prozent liegen. Hier gegenzusteuern, liegt in unser aller Interesse. Sozialer Zusammenhalt ist generell für eine Gesellschaft wichtig und dient allen. – Es ist also mehr als unangebracht, im Zusammenhang mit sozialen Transferleistungen von einer „sozialen Hängematte“ zu sprechen! 

Ebenso entbehrlich ist auch die Diskussion um ein Transferkonto, das ja impliziert, dass Sozialleistungen eben nicht beim richtigen Empfänger ankommen. Außerdem würden damit sozial schwache Menschen kontrolliert und ihre Not dokumentiert werden, was wiederum nur einer Neiddebatte dienen würde. 

Handlungsbedarf gibt es in einem ganz anderen Bereich, nämlich im Sinne einer wirklich konkreten Mittelstandsförderung und einer Förderung der Leistungsträger bei der Entlastung des Faktors Arbeit. Die Leistungsträger des Mittelstandes werden wirklich unterstützt, wenn der Faktor Arbeit entlastet und die Besteuerung des Faktors Kapital dem internationalen Niveau angeglichen werden. Damit erreichen wir die Entlastung jener Menschen, die jeden Tag hart arbeiten, und nehmen wir im Gegenzug jene stärker in Pflicht, die nur ihr Geld für sich arbeiten lassen.

Wir brauchen daher kein Transferkonto und keine Überbürokratisierung, sondern wir brauchen die Einführung einer EU-weiten Finanztransaktionssteuer sowie einer Vermögenszuwachssteuer! (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr verehrte Damen und Herren! Wien ist und bleibt die Sozialhauptstadt Österreichs. Wir schauen darauf, dass die Sozialleistung bei den Richtigen ankommen, nämlich bei denen, die es wirklich brauchen. Wir helfen Menschen in Notsituationen: Wenn man ihnen den Boden unter den Füßen wegzieht, geben wir ihnen die Chance, wieder auf eigenen Beinen zu stehen. Hier steht die soziale Absicherung im Vordergrund. Aber vergessen wir nicht, dass das auch eine wichtige wirtschaftspolitische Maßnahme ist, denn gerade jene Menschen geben jeden Cent, den sie bekommen, aus, investieren also in die Wirtschaft.

Deswegen erhöhen wir die Ausgaben für Soziales in diesem schwierigen Jahr auf 1,14 Milliarden EUR. Die Ausgaben für den Fonds Soziales Wien sowie für die allgemeine Sozialhilfe und nicht zuletzt für das Landespflegegeld steigen. Damit können wir schon sehr gut bewährte Kooperationen mit privaten Partnern ausweiten und können jetzt schon viele Wiener und Wienerinnen bestmöglich betreuen.

Auch im Gesundheitsbereich bleibt die Versorgung mit Spitzenmedizin und optimaler Pflege für Wiener und Wienerinnen unabhängig vom Einkommen unser zentrales politisches Anliegen. Hier investieren wir sehr viel Geld. Mit der Budgetkennzahl von nunmehr 1,672 Milliarden erreichen wir ein hohes Niveau, obwohl – und auf diese Änderung möchte ich Sie aufmerksam machen – laut einer Empfehlung des Rechnungshofes die Summe von über 150 Millionen, die von der Gesundheitsagentur über den Wiener Gesundheitsfonds ausgegeben wird, in dieser Zahl nicht mehr enthalten ist.

Mit diesem Geld verbessern wir die Versorgung der Wiener und Wienerinnen. Dazu gehören das Krankenhaus Nord in Floridsdorf, die Fortsetzung der Geriatriereform, die neuen Wohn- und Pflegeeinrichtungen. Das ist sehr wichtig für die Betroffenen, und gerade in dieser Situation brauchen wir die Unterstützung der Öffentlichkeit. Das sichert aber auch viele Arbeitsplätze, am Rande bemerkt, vor allem auch viele Arbeitsplätze von Frauen. Die Konjunkturmaßnahmen, die wir in Wien setzen, kommen beiden Geschlechtern zugute, wir achten dabei aber auch sehr darauf, dass auch Frauen entsprechend unterstützt und gefördert werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich komme zum Schluss. Zuletzt möchte ich noch kurz das Thema Kunst und Kultur ansprechen.

Ich wurde in den letzten Tagen einige Male darauf angesprochen, wie man denn in Zeiten einer wirtschaftlichen Krise ein Kulturbudget erhöhen kann. – Darauf sage ich: Jawohl, wir steigern unser Budget für Kunst und Kultur um 6 Millionen EUR! Kulturpolitik in dieser Stadt, sehr geehrte Damen und Herren, ist nämlich identitätsstiftend. Es ist dies ein integraler Bestandteil unserer Gesamtpolitik, das ist wichtig für unsere Stadt.

Es ist dies aber auch ein ganz bedeutender wirtschaftspolitischer Faktor. Bei einer Studie, die unser Stadtrat vor Kurzem präsentiert hat, zeigt sich, dass die Kulturförderung der Stadt fast 7 000 Arbeitsplätze sichert. Pro 100 EUR Subvention werden 230 EUR an Wertschöpfung generiert. Das heißt, jeder Euro Subvention fließt 2,3‑fach in die Wirtschaft und damit zum Teil auch an die öffentliche Hand zurück. 

Wie wir wissen, kommen zwei Drittel aller Touristen – und Sie wissen, welch wichtiger Wirtschaftsfaktor der Tourismus in Wien ist! – wegen des Kunst‑ und Kulturangebotes in diese Stadt. Kurz gesagt: Die Kulturförderung der Stadt Wien rentiert sich auch aus wirtschaftspolitischer Sicht. (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Der Voranschlag 2010 ist ein offensiver und verantwortungsvoller finanzieller Kraftakt, der sich klar an der Förderung von Wachstum und Beschäftigung orientiert. Mit Leben erfüllen dieses umfangreiche Zahlenwerk jene Menschen, die Tag für Tag im Einsatz für die Wiener und Wienerinnen sind, unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Jeder Einzelne von ihnen leistet seinen persönlichen und unverzichtbaren Beitrag zum Funktionieren dieser Stadt und ist gleichzeitig mit stetig steigenden Anforderungen und Herausforderungen konfrontiert. 

Daher möchte ich an dieser Stelle meinen aufrichtigen Dank und meine Anerkennung aussprechen und unsere öffentlich Bediensteten einmal mehr vor untergriffigen Vorwürfen in Schutz nehmen, denen sie von verschiedenster Seite leider immer wieder ausgesetzt sind. Sie machen einen tollen Job! Danke vielmals! (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Personalstand der Stadt Wien inklusive Unternehmungen, Wiener Wohnen und Wien Kanal beträgt im nächsten Jahr 58 183 und steigt damit um ein halbes Prozent leicht an, was auf die Verstärkung der Personalsituation in den Wiener Kindergärten zurückzuführen ist.

Der Form halber sei noch erwähnt, dass selbstverständlich auch dieser Voranschlag 2010 und all seine 184 Ansätze – was in Wien schon Standard und seit vielen Jahren üblich ist – eingehendst nach den Grundsätzen des Gender Budgeting, also hinsichtlich der Geschlechtergerechtigkeit in der Budgetierung, durchleuchtet und ausgerichtet wurden.

Danken, sehr geehrte Damen und Herren, möchte ich im Zusammenhang mit diesem Budgetvoranschlag auch denen, die ganz besonders führend an dessen Erstellung mitgearbeitet haben, allen voran unserem Herrn Finanzdirektor Neidinger und seinem tollen Team. (Beifall bei der SPÖ.) 
Sehr geehrte Damen und Herren! Die Krise hinterlässt zweifellos auch in Wien ihre Spuren, und 2010 warten trotz zart keimender Konjunkturpflänzchen enorme Herausforderungen auf uns alle. Weder ein frühzeitiges Konsolidieren noch eine fremdfinanzierte Ausgabensteigerung ins Unermessliche, nicht eine forcierte Privatisierung oder gar die Philosophie, dass öffentliche Leistungen nichts kosten dürfen, sind die Lösung der Herausforderungen in diesen wirtschaftlich fragilen Zeiten. Vielmehr kann eine Lösung durch den verantwortungsvollen, aber ebenso effizienten Einsatz öffentlicher Mittel herbeigeführt werden. Mit jedem einzelnen Euro investieren wir in die Zukunft dieser Stadt und schaffen damit bleibende Werte für kommende Generationen.

Wir nehmen dort Geld in die Hand, wo es notwendig ist, und erhöhen gleichzeitig die Effizienz, verpflichten uns zu einem strengen Budgetvollzug und einer klaren Schwerpunktsetzung.

All jenen, die von Konsolidierungshektik getrieben sind, sag ich daher ein klares Nein zu mutlosem Kaputtsparen dieses zarten Konjunkturpflänzchens.

All jenen, die Hunderte von Millionen mehr und mehr und immer mehr fordern, sage ich Nein zum verantwortungslosen Umgang mit Steuermitteln und Nein zu einer Politik des leichten Geldes.

Ja sage ich zu einem konstruktiven und sachorientierten Arbeiten im Interesse der Wiener und Wienerinnen. Ja sage ich zu einem verantwortungsvollen Umgang, denn dieses Geld ist nicht unseres, sondern das Geld der Steuerzahler und Steuerzahlerinnen.

Die Herausforderungen, vor denen wir stehen, sind enorm, der Aufschwung der Wirtschaft ist – erlauben Sie mir diesen Ausflug ins Wienerische – „keine g’mahte Wies’n“. Auch auf dem Arbeitsmarkt werden die hässlichen Spuren der Krise noch länger zu sehen sein, und wir werden um jeden Arbeitsplatz kämpfen müssen.

Im Umkehrschluss dürfen unsere Anstrengungen im Sozialbereich nicht nachlassen. Das Niveau unserer Leistungen bleibt gleich, und wir sorgen dafür, dass die Schwächsten nicht unter die Räder kommen.

Die Wiener Unternehmungen haben sich 2009 tapfer gegen die Umsatzeinbrüche gestellt. Auch sie werden im nächsten Jahr mit unserer Unterstützung rechnen dürfen. 

Beim Infrastrukturausbau nachzulassen, würde unseren Standort gefährden: Wir investieren weiter. 

Wissen und Bildung sind unsere wertvollsten Ressourcen. Hier einzusparen, können wir uns schon gar nicht leisten. Im Gegenteil: Wir investieren von groß bis klein, vom Kindergarten bis zur Forschung.

Gesundheit ist unser höchstes Gut. Die medizinische Versorgung hat ihren Preis. Wir halten das hohe und international bewunderte Niveau des Wiener Gesundheitswesens.

Die Liste ließe sich noch ergänzen. Ich tue das nicht, denn die Erstellung dieses Budgets hat schon sehr viel an Unterlagen und Grundlagen gebracht, und wir haben sehr viel, worüber wir diskutieren können.

Einmal mehr wende ich mich an Sie alle, auch an die Damen und Herren der Opposition. Lehnen Sie bitte nicht kategorisch alles ab, was von der Mehrheitsfraktion stammt! Gerade jetzt in einer wirtschaftlich schwierigen Zeit sollten wir zusammenstehen! Ich ersuche Sie daher um Sachlichkeit und Konstruktivität und bitte Sie, gemeinsam im Interesse der Wiener und Wienerinnen auf Basis dieses vorgelegten Budgetvoranschlags zu arbeiten. – Herzlichen Dank. (Anhaltender Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister!

Ich danke für die Einleitung der heute und morgen vor uns liegenden Debatten zum Budget 2010.

Bevor ich die Debatte zu den Postnummern 1 und 2 eröffne, weise ich darauf hin, dass in der Präsidialkonferenz für die Budgetdebatte die Reihenfolge der zu behandelnden Geschäftsgruppen festgelegt sowie die Redezeit vereinbart wurden.

Für die Generaldebatte hat der Erstredner jeder Fraktion eine maximale Redezeit von 25 Minuten. Den nachfolgenden Rednern steht eine maximale Redezeit von 20 Minuten zur Verfügung. Die Redezeit für die Spezialdebatte beträgt für die Erstredner jeder Fraktion maximal 25 Minuten, für jede weitere Wortmeldung wurden maximal 15 Minuten vereinbart. – Ich betone das Wort maximal deshalb, weil wir in der Fraktionskonferenz auch besprochen haben, dass diese Zeit nicht unbedingt ausgenützt werden muss. 

Ich eröffne die Debatte über die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung. Als erster Redner ist Herr GR DDr Schock zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm dieses.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Da kommt eine Finanzstadträtin heraus und spricht zehn Minuten über die Wirtschaftsförderung mit lauter Floskeln und Worthülsen wie etwa „Jahrhundertwerk“, „Innovationsspitze“ und so weiter und erwähnt den Begriff „Klein- und Mittelbetriebe“ sieben oder acht Mal.

Schaut man sich dann das Budget an, dann sieht man: Heuer sind 52 Millionen EUR für die Wirtschaftsförderung budgetiert, und im nächsten Jahr werden es 40 Millionen EUR, also um 12 Millionen EUR weniger sein. Diese 12 Millionen EUR an Förderung würden tatsächlich den Klein- und Mittelbetrieben zugute kommen, meine Damen und Herren, aber Sie bejubeln diese Kürzung auch noch!

Frau Stadträtin! Ich meine, es ist der falsche Weg, mitten in einer Wirtschaftskrise vor allem die Wirtschaftsförderung zu kürzen. Reden Sie nicht nur, handeln Sie auch und tun Sie etwas für die Wiener Wirtschaft! (Beifall bei der FPÖ.) 
Die Frau Stadträtin hat auch nicht erwähnt, wer dieses Budget bezahlt, nämlich die Steuerzahler. Bei den Bädertarifen sind es plus 17 Prozent, beim Strom plus 20 Prozent, bei den Fahrscheinen plus 20 Prozent, beim Parkpickerl plus 29 Prozent, beim Müll plus 27 Prozent, beim Gas plus 29 Prozent, beim Kanal plus 35 Prozent und beim Kurzparken plus 50 Prozent.

Meine Damen und Herren! Sie belasten einen durchschnittlichen Haushalt in Wien mit zusätzlich 90 EUR pro Monat, und die Menschen spüren das!

Schauen wir uns auch an, wie es in diesem Zusammenhang mit Ihren Wahlversprechen ausschaut. Da sollten wir nicht vergessen, dass der Bürgermeister noch im Vorjahr das Wahlversprechen gegeben hat, die Strom- und Gaspreise nicht zu erhöhen, und zwar hat er dieses Versprechen genau am 28. Mai gegeben, nur zwei Wochen vor der Wahl. Gleich nach der Wahl war dieses Versprechen, wie Sie sich erinnern werden, plötzlich jedoch überhaupt nichts mehr wert! Da sind die Strompreise und die Gaspreise erhöht worden.

Und es war auch interessant, dass Wien Energie dann nicht versucht hat, die Kunden in einem liberalisierten Markt trotzdem etwa durch mehr Kundendienst zu halten. Nein! Man hat mit blanken Drohungen agiert, auch daran werden Sie alle sich noch erinnern. Es kam ein Brief an alle Haushalte mit dem schönen schwarzen Kasten, in dem Wien Energie gedroht hat, den Menschen mitten im Winter, im Jänner, den Strom und das Gas abzudrehen. Das heißt, die SPÖ macht den Menschen Angst. Man greift sogar im wirtschaftlichen Bereich zur Einschüchterung.

Auch darum, meine Damen und Herren, sind neue Mehrheiten so notwendig und ist ein Wechsel in Wien notwendig. Es wäre die erste Aufgabe eines neuen Bürgermeisters, diese Gewinne der Wiener Stadtwerke – und es waren zuletzt immer noch 80 Millionen EUR – an die Kunden und Steuerzahler weiterzugeben.

Meine Damen und Herren! Ein freiheitlicher Bürgermeister würde die Strompreise um 10 Prozent und die Gaspreise um 20 Prozent senken und vor allem endlich diese Einschüchterung der Menschen in Wien beenden! (Beifall bei der FPÖ. – GR Mag Thomas Reindl: Ich möchte sagen: Da spricht das Traummännlein!)
Aber es sind viele Reformen liegen geblieben, eine Verwaltungsreform beziehungsweise die Einführung von Doppik anstelle der Kameralistik.

Außerdem nenne ich die Wiener Stadtwerke neu. Es gibt hier jedenfalls ein umfangreiches Arbeitsprogramm. Wir haben lange vorgeschlagen, einen kommunalen Komplettanbieter für Strom und Gas, aber auch für Fernwärme, Wasser und Kanal mit allen Synergieeffekten zu schaffen. 

Was braucht Wien noch? – Es braucht eine Einkommensobergrenze im stadtnahen Bereich. Es kann ja nicht sein, dass es eine Einkommenspyramide gibt, die aber in den Betrieben der Stadt überhaupt nicht gilt! 

Wir brauchen ein rigoroses Durchforsten aller Förderungen, mehr Transparenz, vor allem auch bei den abgelehnten Anträgen, und einen Subventionsstopp für dubiose Zwecke, vor allem Schluss mit der indirekten Parteienfinanzierung.

Schaut man sich die Bauskandale der letzten Jahre an, dann ist ganz klar, wo eingegriffen werden müsste. Der Rechnungshof hat beim U-Bahn-Bau Mehrkosten von 9 Millionen EUR festgestellt, bei der Haus- und Außenbetreuung waren es 12 Millionen EUR, beim Ronacher 13 Millionen EUR, bei der Karlsplatzpassage 21 Millionen EUR, beim Prater-Vorplatz 23 Millionen EUR, bei der Zentralfeuerwache 33 Millionen EUR, Installateurskandal 62 Millionen EUR und so weiter. Aktienverluste 200 Millionen EUR, SMZ-Nord 250 Millionen EUR, Cross Border 300 Millionen EUR und Skylink schließlich mindestens 500 Millionen EUR.

Meine Damen und Herren! Das wäre vor allem die Aufgabe eines nichtsozialistischen Bürgermeisters, hier überall Akzente zu setzen, die Korruption zu beenden, die Kontrolle bei Bauprojekten zu verstärken und vor allem die Kartellabsprachen zu beenden, die Kartelllabsprachen, die ja mittlerweile aktenkundig sind bei den Gerichten. Das alles sind die Gründe, warum ein Wechsel in Wien so notwendig ist, aber auch bei vielen anderen Punkten: 

Im Verkehr ein neues U-Bahn-Konzept, eine neue U5; im Bereich Gesundheit eine Wiener Gesundheitsholding – ein alter und lange hier vorgebrachter Vorschlag von uns –, die eben nicht nur die Spitäler, sondern auch die Ärzte in Wien leistungsorientiert finanziert; bei der Sicherheit eine Wiener Sicherheitswacht mit 5 000 Mann; im Bereich Wohnen eine Wiederaufnahme des sozialen Wohnbaus. Es ist ja eine Schande, dass sich die Sozialdemokratie im Jahr 2000 sang- und klanglos davon verabschiedet hat. Wir wollen wieder kommunalen Wohnbau, wir wollen 5 000 kommunale Wohnungen pro Jahr in Wien, aber auch billigere Mieten, wir wollen auch die Mieten im kommunalen Bereich senken. 

Oder der Bereich der Jugend: ein Lehrlingspaket, ein Schülerpaket mit Freifahrt endlich für die Lehrlinge, mit Führerscheinausbildung für alle in der Schule, Startwohnungen für die Jugend, meine Damen und Herren. Die Jungwiener-Wohnungen, die es gibt, verdienen diesen Namen ja überhaupt nicht, denn die bekommt man nicht, wenn man sie braucht, die bekommt man erst, wenn man sie nicht mehr braucht, weil sie dann meistens schon zu klein sind. Also echte Startwohnungen für die Jugend, das hat Priorität für uns.

Meine Damen und Herren! Das wichtigste Anliegen wäre aber ein neuer Ansatz in der Sozialpolitik mit mehr Gerechtigkeit, Sozialleistungen valorisieren, Sozialhilfe, auch den Heizkostenzuschuss. Aber nur für echt Bedürftige! Wer unverschuldet in Not geraten ist, der darf auf die Solidarität des Staates hoffen. Wir sagen daher, keine Solidarität und keine Sozialleistungen für Arbeitsunwillige, aber auch nicht für Integrationsunwillige. 

Das ist ja jetzt bestätigt worden von der OECD, und hat auch das bestätigt, was in Deutschland von dem Herrn Zaradin zu einem Riesenwirbel geführt hat, zu einem Aufschrei aller Gutmenschen, was aber dann nach und nach bestätigt worden ist. Die OECD hat jetzt die Fakten für Österreich gezeigt. Die Beschäftigungsquoten von türkischen Männern sind um 20 Prozentpunkte niedriger als die von Einheimischen, von türkischen Frauen sogar um 35 Prozentpunkte. Oder andersrum: Nicht einmal jede zweite türkische Frau in Wien nimmt am Erwerbsprozess teil, geht überhaupt arbeiten. Die Jugendarbeitslosigkeit bei den Türken ist zweieinhalbmal so hoch wie bei den Einheimischen.

Wir wollen daher Sozialleistungen für integrationsunwillige Menschen natürlich kürzen. Wir verlangen etwa eine Streichung der Familienbeihilfe für Eltern, die ihren Kindern nicht Deutsch beibringen, die ihre Elternpflicht verabsäumen, ihren Kindern Deutsch beizubringen, denn dann sind sie ja selbst schuld, dann ist diese Arbeitslosigkeit auf Grund der mangelnden Deutschkenntnisse ja ein selbstverschuldetes Schicksal.

Meine Damen und Herren! Das ist auch der Grund, warum wir bei den Migranten immer stärker werden. Weil sich jene – und das ist ja die weit überwiegende Anzahl der Migranten in Wien –, die arbeiten, die Steuern zahlen, die sich anpassen in ihrer neuen Heimat, nicht in einen Topf werfen lassen wollen mit jenen, die eben nicht arbeiten gehen, die Österreich ablehnen, sich aber sehr wohl von unserem Sozialstaat aushalten lassen wollen. 

Und das, meine Damen und Herren, ist eine der Fragen, die die SPÖ in ihrer Volksbefragung nicht stellt. Es soll ja jetzt eine Volksbefragung kommen mit lauter „No-na-Fragen“, aber genau diese Fragen werden nicht gestellt. Aber diese Fragen, die Häupl nicht stellt, meine Damen und Herren, die werden wir Freiheitliche stellen. Wir werden die Menschen etwa fragen: Wollen Sie das, dass Menschen, die sich überhaupt nicht anpassen, die – das wissen wir ja auch aus Umfragen – die österreichische Gesellschaft im Grunde ihres Herzens ablehnen, wollen Sie das wirklich, dass diese Menschen dafür auch noch vom Sozialstaat dann belohnt werden?

Das ist ja auch der Grund, meine Damen und Herren, warum die FPÖ gerade bei den Migranten so stark ist, warum wir hier massiven Zulauf haben, warum die SPÖ hier so nervös reagiert und jetzt verzweifelt überall in Migranten-Zeitungen inseriert. Aber, meine Damen und Herren von der SPÖ, ich sage Ihnen, das wird Ihnen alles nichts nützen, die Volksbefragung wird Ihnen nichts nützen, auch die Inserate nicht, solange Sie auf einem Auge blind sind, solange Sie, wie die Frau Finanzstadträtin heute wieder, immer nur vom Nutzen sprechen, wörtlich heute wieder ausschließlich vom Nutzen der migrantischen Wirtschaft.

Meine Damen und Herren! Das wird Ihnen nichts nützen, solange Sie vor lauter politischer Korrektheit nicht hören wollen, nicht sehen wollen, was in Wien jeder spürt, was Stadtgespräch ist: Wer integrationsunwillig ist, meine Damen und Herren von der SPÖ, wer dadurch selbstverschuldet in Not gerät – und das ist der Punkt: selbstverschuldet –, der braucht auf keine Solidarität der Gesellschaft zu hoffen. Das ist nämlich falsch verstandene Solidarität, meine Damen und Herren von der SPÖ. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Werte Damen und Herren!

Uns allen sind die Konjunkturprognosen und auch die Budgetzahlen bekannt, und niemand – soweit ich es weiß, wirklich niemand – meint, es sei jetzt die Zeit des Sparens. Ganz im Gegenteil! Meines Wissens meinen alle, es sei jetzt die Zeit des Investierens. Folglich habe ich zwar Ihre Brandrede und Ihr Bekenntnis zu Investitionen genossen, muss ich sagen, aber ich habe ehrlicherweise nicht so genau verstanden, wozu, denn dieses Publikum, so wie es hier sitzt, muss nicht von der Notwendigkeit des Investierens überzeugt werden. Das Thema heute ist ja nicht, ob es Sinn macht, gerade in Zeiten der Wirtschaftskrise in die Wiener Wirtschaft zu investieren, sondern vielmehr, wie wir investieren sollten. Was sind die Prioritäten, wo sollten wir das tun, welche Ziele sollten wir uns dabei setzen? Darüber gibt es ja die Meinungsverschiedenheit, und darauf möchte ich auch in meiner Rede eingehen.

Also Fakt ist, meine Damen und Herren, dass wir in diesem Winter mit Rekordarbeitslosigkeit rechnen müssen und dass sich die Lage am Arbeitsmarkt zunächst auch nicht entspannen wird, wenn man den Prognosen Glauben schenkt. 

Fakt ist auch, dass sich die Armut in Wien innerhalb dieses Jahrzehnts mehr als verdoppelt hat und Tausende von Kindern in bitterer Armut aufwachsen, und das in einer der reichsten Städte der Welt. Aktuell sind wir meines Wissens die drittreichste Stadt weltweit.

Und Fakt ist auch, dass die mittleren Einkommen sehr, sehr stark unter Druck geraten und zunehmend unter noch mehr Druck geraten werden in den nächsten ein bis zwei Jahren mindestens. Das deshalb, weil entweder meistens einer von zwei in einer Partnerschaft von Arbeitslosigkeit, von Kurzarbeit oder von einem Rückgang der Aufträge betroffen ist, gleichzeitig aber auch, weil die Teuerung munter weitergeht. Und das in einer Zeit, in der an sich die Inflation am geringsten ausfällt. 

Wenn Sie meine These nicht glauben, dass die Teuerung munter weitergeht, möchte ich hier nur ein einziges Beispiel bringen, aktuelle Daten aus der Arbeiterkammer: Die Mieten sind vergangenes Jahr um 6 Prozent gestiegen. Lassen Sie sich das wirklich auf der Zunge zergehen! Plus 6 Prozent Kosten bei den Mieten, während wir in Wahrheit eigentlich überhaupt keine oder kaum noch Teuerung haben dürften, wenn man sich, wie gesagt, die Inflationsentwicklung anschaut. 

Und das ist bei Weitem nicht alles. Gas und Strom sind teurer geworden – sie sind zwar in der Zwischenzeit wiederum etwas günstiger geworden, aber immer noch in Summe teurer –, die Gebühren sind saftig erhöht worden in den letzten Jahren. Allein das Wohnen bereitet in sehr, sehr vielen jungen Familien in Wien wirklich ganz, ganz große Schwierigkeiten. Und hier sehe ich auch nicht, welche Konzepte wir haben, die wirklich wirksam eingreifen. Denn zu sagen, ja, es gibt Neubautätigkeit, wir möchten in den nächsten Jahren unsere Anstrengungen erhöhen im Bereich der Genossenschaftswohnungen, wahrscheinlich und hoffentlich auch wieder bei den Gemeindewohnungen, reicht bei Weitem nicht aus, um dieser Situation Herr zu werden.

Ich möchte noch ein paar Probleme aufzählen, nur so zur Erinnerung. Sie haben die Klimasituation mit keinem Wort erwähnt in Ihrer Rede, es sei denn, ich habe diesen Punkt verpasst, und doch wissen wir seit ein paar Wochen – ich glaube, das war vergangene oder vorvergangene Woche, wo das bekannt wurde –, dass Österreich Klimaschlusslicht ist innerhalb der Union, dass wir weit, weit, weit davon entfernt sind, jene Verpflichtungen zu erfüllen, die wir hier eingegangen sind, und als vielleicht einziges europäisches Land unsere Verpflichtungen nicht erfüllen. Wenn man sich die Situation jetzt in Wien anschaut, so stellt man fest, dass wir in Wien leicht besser abschneiden im Ländervergleich, aber auch in Wien sind wir weit davon entfernt, jenen Klimazielen nahezukommen, die sich Österreich und die Europäische Union bereits vor Jahren gegeben haben.

Also, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, meine Damen und Herren, was tun wir, was haben wir vor innerhalb der nächsten Jahre und insbesondere auch innerhalb des nächsten Jahres, mit dem wir nachweisen möchten, dass unsere Anstrengungen in Sachen Klimaschutz tatsächlich ernst gemeint und auch erfolgversprechend sind?

Ebenfalls ein Thema, das die Wienerinnen und Wiener beschäftigt, ist das Verkehrschaos, das Verkehrschaos, das uns jeden Tag und in den kommenden Jahren verstärkt blüht, sowohl auf der Südautobahn als auch auf der Südosttangente zu einer Zeit, in der zwar Tausende von Menschen jeden Tag in der Früh mit dem Auto nach Wien hereinpendeln und jeden Abend wieder hinausfahren, die ÖBB aber den Weg wählt, Züge einzusparen und Intervalle zu verlängern anstatt zu verkürzen. 

Last but not least: Unsere Schulen stagnieren, meine Damen und Herren, und sie stagnieren leider auf niedrigstem Niveau, denn auch hier hat es alarmierende Daten beim PISA-Test gegeben im internationalen Vergleich. Doch auch auf diesem Gebiet hat es in den letzten Jahren weder nennenswerte Anstrengungen gegeben noch schlussendlich auch Zahlen, die uns bestärken würden in der Erkenntnis, dass wir auf dem richtigen Weg sind. 

Das heißt, wenn wir investieren müssen, Frau Stadträtin – und da gebe ich Ihnen vollkommen recht –, ist wirklich die Frage, die sich hier stellt: Wo sind jene Bereiche und vor allem, wo sind die Perspektiven, die wir uns geben müssen bei diesen Investitionen?

Ich möchte mit einer zentralen Perspektive beginnen, die der Stadt fehlt, weil nämlich die Ambition fehlt, und das halte ich für einen Fehler. Ja, wir können Klimahauptstadt Europas werden, wenn wir uns das zum Ziel setzen. Und ich verstehe nicht, wie es sein kann, dass Kopenhagen sich zum Ziel gesetzt hat, innerhalb von 15 Jahren ab jetzt eine CO2-neutrale Stadt zu sein mit einer Strategie, die im Übrigen von jedem Einzelnen von Ihnen eingesehen werden kann, weil sie im Internet veröffentlicht worden ist, und die sich wirklich auch sehen lassen kann. Kopenhagen ist eine Stadt, die zwar einen hervorragenden Anteil hat, was zum Beispiel den Radverkehr betrifft, wo man aber sagt, es reicht nicht. Deshalb bauen sie dort die Radwege massiv aus, weil sie nämlich nicht möchten, dass ein Radweg in beide Richtungen genutzt wird, sondern sie haben sich zum Ziel gesetzt, auf jeder Seite der Fahrbahn je einen Radweg zu haben, der tatsächlich auch nur in eine Richtung befahren wird, damit der Radverkehr beschleunigt wird und noch attraktiver gemacht wird. Es ist eine Stadt, die sich zum Ziel gesetzt hat, innerhalb von 15 Jahren ab jetzt ihren Strombedarf aus erneuerbaren Energieträgern abzudecken. Es ist eine Stadt, die sich sehr viel vorgenommen hat und die im Übrigen hinsichtlich ihrer Bevölkerungsgröße ja durchaus auch mit Wien vergleichbar ist, nicht jedoch hinsichtlich ihrer Budgetzahlen, muss man dazusagen, denn die Stadt war ja schon vor einigen Jahren mit sehr, sehr, sehr großen finanziellen Schwierigkeiten und Engpässen konfrontiert, und so gesehen sind wir finanziell viel, viel, viel besser dran als beispielsweise Kopenhagen. 

Ich verstehe nicht, wieso. Was hält uns davon ab, uns genauso ein Ziel zu setzen und zu sagen, ja, wir möchten investieren, wir möchten sinnvoll investieren? (Beifall bei den Grünen.)

Wir möchten in unsere Wirtschaft so investieren, dass wir innerhalb von 20 Jahren erreichen, dass alle unsere Gebäude bestens wärmegedämmt sind und so saniert sind, dass wir unseren Heizungsbedarf auf ein Minimum reduzieren, vielleicht sogar gegen null in vielen, vielen Fällen. 

Ja, wir möchten investieren, wir möchten so investieren, dass wir auf jedem Dach, wo es sinnvoll und bautechnisch möglich ist, Solaranlagen haben. 

Ja, wir möchten investieren, wir möchten so in den öffentlichen Verkehr investieren, dass auch in Wien viel mehr Menschen mit dem Rad fahren.

Und sogar eines noch: Wir möchten den mutigen Weg gehen und die Tarife der Wiener Linien nicht verteuern, sondern drastisch vergünstigen. Bitte, die SPÖ hat ja in der Debatte der letzten Tage im Zusammenhang mit einer Volksbefragung vorgeschlagen, unter anderem zu fragen, ob die Öffis nicht gratis zur Verfügung stehen sollten für alle Wienerinnen und Wiener. Das ist eine gute Idee, aber ich möchte bescheidener sein, ich möchte einmal vorschlagen: Lasst uns die Tarife halbieren, lasst uns eine Tarifreform durchführen, mit der es möglich ist, den ganzen Tag um 1 EUR zu fahren, wo eine Monatskarte 10 EUR, eine Jahreskarte 100 EUR kostet. Ja, das wäre ein Motiv, das wäre auch ein starkes finanzielles Motiv für viele Wienerinnen und Wiener, das Auto zu Hause zu lassen und auf die Öffis umzusteigen. 

Und weil wir schon von der Entlastung der mittleren Einkommen sprechen, so kann ich sagen, eine solche Tarifreform würde eine Entlastung für junge Familien mit sich bringen, sie würde aber auch eine sinnvolle, moderne verkehrspolitische Maßnahme darstellen und auch eine Klimaschutzmaßnahme, die die Stadt dringend braucht. 

Ja, meine Damen und Herren, einmal mehr: Wenn wir investieren, dann sollten wir es so tun, dass wir uns sicher sind, dass diese Investitionen nicht nur hier und heute erfolgen, sondern im Rahmen einer Langzeitperspektive auch mit sich bringen, dass die Stadt die Nase vorne hat: die Nase vorne hat in moderner Verkehrspolitik, die Nase vorne hat im Klimaschutz, die Nase vorne hat auch bei der Entlastung mittlerer Einkommen und junger Familien. 

Und wenn wir schon dabei sind, über Maßnahmen zu diskutieren, die tatsächlich eine massive Entlastung für mittlere Einkommen mit sich bringen würden, so möchte ich einmal mehr einen Appell an alle in diesem Haus vertretenen Fraktionen richten: Runter mit den Mieten! Es kann nicht sein, dass wir tatenlos zusehen, wie in einem Jahr der Wirtschaftskrise und der kaum vorhandenen Inflation die Mieten um 6 Prozent hinaufgehen. Sie wissen und ich weiß es auch, dass schuld daran ein äußerst intransparentes und schlecht gemachtes Mietrecht ist. Leider haben wir nicht die Möglichkeit, in diesem Haus dieses Mietrecht zu reparieren, aber wir können eines tun: Wir können uns an den Bund wenden und können dringend und bitte hoffentlich einstimmig einfordern, dass dieses Mietrecht endlich korrigiert wird. 

Zu diesem Zweck bringe ich auch einen Antrag ein und hoffe sehr auf breiteste Unterstützung, der zum Ziel hat, zum einen dieses intransparente Richtwertsystem so zu korrigieren, dass es eine Obergrenze gibt im Zusammenhang mit den Richtwerten, sodass es auch für die Mieterinnen und Mieter leichter überprüfbar ist, wie sich ihre Miete zusammensetzt und ob ihre Höhe tatsächlich gerechtfertigt ist oder nicht, und der zweitens auch zum Ziel hat, die Befristungen so in den Griff zu bekommen, dass die Mieterinnen und Mieter auch etwas davon haben. Denn die dreijährigen Befristungen, so wie sie derzeit funktionieren, bringen auch noch mit sich, dass neben den intransparent hohen Kosten für die Mieten auch ständig Kosten für insbesondere junge Familien anfallen, die ständig umziehen müssen, die wieder neue Provisionen zahlen müssen, die wieder drei Monatsmieten Kaution hinterlegen müssen und die meistens nach jedem Umzug mit noch mehr und noch höheren Mietkosten zu kämpfen haben. 

Runter mit den Mieten, meine Damen und Herren! Ich bringe den Antrag im Namen der Grünen ein und baue auf Ihre einstimmige Unterstützung. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich möchte in der verbleibenden Zeit auf das Schulsystem zu sprechen kommen, auf das Schulsystem in der Stadt Wien, in der, wie wir wissen, nahezu 50 Prozent der Kinder, die derzeit mit der Volksschule beginnen, eine andere Muttersprache haben als Deutsch. 

Ja, wir haben alle – eigentlich alle von der Opposition – jahrelang dafür gekämpft, dass der Kindergarten kostenlos wird in Wien, und es ist endlich auch umgesetzt worden und es ist ein guter Weg, es ist eine richtige und sinnvolle Maßnahme. Ich glaube, wir brauchen sie auch von hier aus nicht zu verteidigen, weil wir es alle so wollten und folglich auch niemand in Frage stellt, ob es ein kluger Weg war für die Stadt oder nicht.

Nur, es reicht bei Weitem nicht aus, meine Damen und Herren. Ja, es ist ein erster Schritt, um sicherzustellen, dass wirklich jedes Kind in Wien den Kindergarten besucht – mindestens ein Jahr lang, besser wären zwei, vielleicht sogar drei – und dort die Möglichkeit erhält, rechtzeitig und auf eine natürliche Art und Weise so gut Deutsch zu lernen, dass es zum Zeitpunkt der Einschulung keine Schwierigkeiten hat, dem Unterricht zu folgen. 

Das kann aber auch nicht alles gewesen sein in einer Stadt wie Wien. Wie gehen wir mit den Muttersprachen dieser Kinder um? Wollen wir, können wir, sind wir willig, sind wir imstande, auch da zu investieren? Haben wir noch immer nicht begriffen, dass eine Stadt, in der über 40 Sprachen in nennenswerter Anzahl gesprochen werden, ein immenses wirtschaftliches Potenzial zur Verfügung hat. Denn es sind nicht irgendwelche Kinder, die diese Sprachen sprechen, meine Damen und Herren, das sind die Wienerinnen und Wiener von morgen. Wer heute sechs, sieben, acht Jahre alt ist und eine Wiener Schule besucht, wird in 20 Jahren eine Wienerin, ein Wiener sein, der oder die nicht nur – no na! – selbstverständlich ausgezeichnet Deutsch spricht, sondern darüber hinaus auf eine natürliche Art und Weise und in perfekter Beherrschung Russisch, Polnisch, Griechisch, Türkisch, Serbisch, um nur ein paar Beispiele zu nennen. Das machen wir dann nicht. Nehmen wir es zur Kenntnis? Betrachten wir es gar als Plage, wie es die Wiener SPÖ macht? Oder wollen wir Wirtschaftskompetenz beweisen, wollen wir unter Beweis stellen, dass wir sehen, was das eigentlich für die Stadt bedeutet, welche Investitionspotenziale da sind sowohl für Kapital aus dem Ausland, das in dieser Stadt fließen könnte, als auch für jene tausende und abertausende Wienerinnen und Wiener, die auf selbstverständliche Art und Weise wirtschaftliche Kontakte in andere Länder knüpfen und zum Wohlstand der Stadt beitragen könnten?

Hier habe ich Ihnen, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, sehr wohl einen zentralen Vorwurf zu machen. Sie haben gespart, sie haben in den Schulen gespart, Sie haben mitgemacht beim Sparmarathon der blau-schwarzen Bundesregierung zu Beginn dieses Jahrzehnts an den Wiener Schulen, und Sie tragen schon auch wesentlich Schuld daran, dass wir nach wie vor nicht ausreichend Personal haben, dass jene Maßnahmen gekürzt worden sind, die wir genau brauchen, um in den andern Muttersprachen zu fördern, wie sie es auch tatsächlich optimal brauchen, dass Sie zum Schluss gespart haben auf dem Rücken aller Wiener Kinder, und Sie tragen schon auch eine weitere Verantwortung dafür mit, dass wir einmal mehr in den Wiener Schulen PISA-Ergebnisse haben, die für eine Stadt wie Wien beschämend sind. 

Es ist an der Zeit, tatsächlich eine Investitionsoffensive in Bildung zu machen in Wien, und nicht irgendwo, sondern in den Wiener Schulen. Abgesehen vom Sanierungspaket, das raschest umgesetzt werden müsste, weil es nach wie vor so ist, dass Hunderte von Kindern in Wien in Containerklassen unterrichtet werden, was eigentlich eine Situation ist, die für eine derart reiche, wohlhabende Stadt haarsträubend ist, braucht es nach wie vor eine Lehrerinnen- und Lehreroffensive, eine Sprachenoffensive, eine individuelle Betreuungsoffensive, eine Modernisierungsoffensive in Wiener Schulen. Ich möchte nicht haben, dass wir immer wieder stolz auf einzelne Projekte zeigen, wo moderne Unterrichtsmethoden angewandt werden und die es vereinzelt gibt überall in Wien – in nahezu jedem Bezirk gibt es ein solches Projekt, das entweder besonders modern ist oder besonders investiert in die Muttersprache der Kinder –, ich möchte, dass jede Wiener Schule eine Vorzeigeschule ist, dass jede Wiener Schule eine Pionierschule ist. (Beifall bei den GRÜNEN.) Dieses Ziel sollten wir uns geben, und so sollten wir jahrein, jahraus bei dieser Budgetdebatte auch bewerten und evaluieren können, ob wir diesem Ziel näher gekommen sind oder nicht.

Ich möchte vielleicht abschließend auf das Thema der anstehenden Volksbefragung zu sprechen kommen, die uns ja alle beschäftigt in den letzten Tagen und – davon gehe ich aus – auch weiterhin beschäftigen wird. Zur Klärung: Die Grünen sind natürlich die letzte Fraktion, die jemals etwas dagegen haben könnte, das Volk zu fragen, was es möchte. Sind wir oder sind wir nicht jene Fraktion, die für die Rechte der Demokratie kämpft in dieser Stadt, solange es uns gibt? Wir sind ja selbst das Produkt von Bürgerinitiativen, die gekämpft haben für etwas oder gegen Zwentendorf, gegen das große Kraftwerk in den Donauauen vor vielen, vielen Jahren. Das ist für uns GRÜNE ein sehr, sehr hohes Gut, das es einzusetzen oder auszubauen gilt in einer Stadt, die eine moderne Demokratie leben möchte. Bloß, ich kann nach wie vor nicht nachvollziehen, welche Fragen hier gestellt werden sollen. 

Es kann doch nicht Ihr Ernst sein, dass Sie fragen möchten, ob die U-Bahn 24 Stunden lang, also auch in der Nacht, fahren soll oder nicht. Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, ist es eine Form von kollektiver Amnesie, die die SPÖ befallen hat? War das nicht vor einem Monat, als die ÖVP meines Wissens im Rahmen einer Aktuellen Stunde diese Forderung aufgestellt hat, und wir wiederum gerufen haben, wunderbar, schön, dass ihr das auch wollt, denn wir wollten es schon seit 1997. Auch die FPÖ hat sich relativ aufgeschlossene der Idee gegenüber gezeigt, aber die Einzigen, die das nicht wollten, waren die Sozialdemokraten. 

Sinneswandel! Wunderbar! Lasst und das doch machen! Wer hält uns davon ab? Machen wir das doch! Machen wir das! Ich habe hier einen Antrag, 24 Stunden, Nachtbetrieb der U-Bahn am Wochenende. Ich bringe ihn hiermit ein (Beifall bei den GRÜNEN), und wir machen das. Wir beschließen es, das gibt es, wir müssen nicht fragen, ob wir das machen oder nicht, weil wir es doch alle wollen. 

Dasselbe gilt für das Hausbesorger- und Hausbesorgerinnengesetz. Auch hier ist es so, dass eine breite Mehrheit der in diesem Hause vertretenen Fraktionen sich dafür ausspricht, dass es wieder die Möglichkeit gibt, Hausbesorgerinnen und Hausbesorger einzuführen. Und, ja, wir wissen, dass beispielsweise unter GemeindebaubewohnerInnen dieses Bedürfnis ebenfalls immer wieder artikuliert wird. Wir sagen, der Bundesgesetzgeber hat endlich dafür zu sorgen, dass rechtlich wieder Rahmenbedingungen für HausbesorgerInnen auf Bundesebene geschaffen werden. In Wien hält uns in der Zwischenzeit niemand davon ab, dort, wo Hausgemeinschaften im Gemeindebau sich wieder eine Hausbesorgerin oder einen Hausbesorger wünschen, es auch tatsächlich zu ermöglichen. Man kann ja im Rahmen von Wiener Wohnen Anstellungsverhältnisse schaffen und Menschen beschäftigen, die entweder im Haus wohnen oder zumindest bestimmte Zeiten haben, wo sie innerhalb des Hauses, des Baues anzutreffen sind und als AnsprechpartnerInnen für die Bewohnerinnen und Bewohner fungieren. 

Ich bringe hier ebenfalls einen entsprechenden Antrag ein und gehe davon aus, dass auch dieser unterstützt wird, weil ich nicht erkennen kann, welcher Grund Sie davon abhalten kann, einen Antrag zu unterstützen, wo wir an den Bundesgesetzgeber appellieren, die Rahmenbedingungen für HausbesorgerInnen zu modernisieren und auch so zu schaffen, dass man sich das bitte auch aussuchen kann innerhalb einer Hausgemeinschaft, ob man denn einen wünscht oder nicht. Auch hier sage ich: Machen wir das doch! Wozu fragen? Wozu eine Frage stellen? 

Es gibt viele Fragen, meine Damen und Herren, die es lohnt, zu fragen, es gibt viele Fragen, die die Wiener Bevölkerung gerne beantworten möchte. Ja, lasst uns fragen, wie man runtergehen kann mit den Mieten. Ja, lasst uns fragen, wie man es schaffen kann, dass unsere Schulen Spitzenschulen werden und nicht teilweise Schlusslicht sind unter den reichen Ländern Europas. Ja, lasst uns fragen, ob die Wienerinnen und Wiener kostenlose Öffis möchten oder zumindest eine Tarifreform, wie sie die Wiener Grünen vorschlagen, die bedeuten würde, dass die Preise halbiert werden. Ja, lasst uns fragen, ob wir Klimahauptstadt Europas werden möchten. Lasst uns Dinge fragen, die Substanz haben und keine „No-na-Fragen“ über Dinge, die wir hier und heute umsetzen können, wenn der Wille dafür vorhanden ist. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Im Übrigen: Wir werden dem Budget aus diesen Gründen auch heuer nicht die grüne Zustimmung geben. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

In der Einleitung haben Sie, Frau Vizebürgermeisterin, davon gesprochen, dass dieser Voranschlag für das Jahr 2010 der Voranschlag für ein bedeutendes Jahr ist – das ist richtig –, für ein entscheidendes Jahr und dass die Wirtschaft fragil ist. Soweit folgen wir dem, was Sie gesagt haben. Nur, wo sind die Antworten, die wir nach dieser Einleitung erwartet haben?

Tatsächlich ist dieses Budget nichts anderes als ein Fortschreiben – und in manchen Bereichen nicht einmal dieses – der bisherigen Situation. Es wird nicht mehr für KMUs ausgegeben, und es ist ein Budget, das wieder davon ausgeht, dass die Gebühren höher werden. Wo sind die Prioritäten für Investitionen? Wo wird ernstlich in die Zukunft investiert? Meine sehr geehrten Damen und Herren, das fehlt. 

Ein Zweites, meine sehr geehrte Damen und Herren: Wir haben gehört, dass Europa aus den Fehlern des Jahres 1929 und der Wirtschaftskrise gelernt hat. Das ist gut so. Wir haben davon gehört, dass hier antizyklisch vorgegangen werden sollte, und ich frage mich: Wo ist die mittelfristige Planung, damit wir nicht die Fehler der Kreisky'schen Jahre aus den 70er Jahren wiederholen und in das wirtschaftliche Desaster der 80er Jahre hineinstolpern? (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich hoffe ... (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) Lesen Sie ein bissel was über Ökonomie! Das täte Ihnen auch ganz gut. Man lernt etwas, und man hätte eigentlich eine Verantwortung für die Bevölkerung dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Was verstehen Sie darunter?) Ja, verstehen muss man es. Ich glaube, wir sollten uns auch sehr ernsthaft mit den Fragen beschäftigen, und ich muss sagen, in den Ausführungen von der Frau Vizebürgermeisterin habe ich das vermisst, gerade wenn es um den Finanzausgleich geht. 

Der Finanzausgleich ist einer, der für Wien ein sehr guter gewesen ist, und immer zu sagen, das Schlechte ist der Bund und das Gute ist das in Wien, das stimmt einfach nicht. Die Zeit dieser alten Töne, die man gehört hat, als es keine Regierungsbeteiligung der SPÖ gegeben hat, die ist vorbei. Vielleicht sollten Sie sich umstellen. 

Genau das Gleiche gilt auch für den Bereich von Wissenschaft und Forschung, meine sehr geehrten Damen und Herren. Man gewinnt den Eindruck, dass es irgendwie einen Versuch oder vielleicht eine Kampagne gegeben hat, um gegen Wissenschaftsminister Hahn immer wieder Attacken zu reiten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Schauen wir uns die Zahlen wirklich an. Was tut die Stadt Wien so Großartiges für Wissenschaft und Forschung, und was tut der Bund? Wenn man sich die Zahlen anschaut, ist das gar nicht so großartig, was Wien tut. Ingesamt gibt Wien 10 Millionen EUR aus. Wenn man den Anteil vergleicht, dann gibt Wien 3,13 Prozent seiner öffentlichen Ausgaben für Forschung und Entwicklung aus, Niederösterreich ohne Universitäten, das heißt, dass es ja schwieriger ist, hier etwas zu investieren, 3,33 Prozent und das Universitätsbundesland Tirol, beispielsweise, 6 Prozent. Wo ist wirklich hier die Investition von Wien im Bereich Wissenschaft und Forschung, meine Damen und Herren? Es sind einfach nur entsprechende Sprechblasen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und auch was diese immer wieder erhobenen Vorwürfe gegen Wissenschaftsminister Hahn betrifft. Ich weiß nicht, irgendwo ist verlorengegangen, dass es seit drei Jahren einen Bundeskanzler der SPÖ gibt, der in keiner Weise, egal, ob er Gusenbauer oder Faymann geheißen hat, irgendetwas getan hat, um dem Wissenschaftsminister behilflich zu sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese Bundeskanzler der SPÖ haben nicht geholfen, wenn es um die Rahmenbedingungen der Universitäten geht, sondern haben in dieser berühmten Nacht im September 2008 dem Wissenschaftsbudget einen unheimlichen Rucksack umgegurtet, unter dem dieses leidet. Aber es sind auch andere Fragen, die hier eine Rolle spielen. Warum ist der Wissenschaftsminister beispielsweise nicht mehr unterstützt worden? Er hat viel mehr getan, als überhaupt von Seiten der Rahmenbedingungen für ihn vorgesehen gewesen wäre. Er hat am 30. Oktober dieses Jahres einen Dreischrittplan mit 34 Millionen EUR aus der Portokasse entsprechend bezahlt und sie in andere Bereiche gegeben, meine sehr geehrten Damen und Herren. Und wo haben Bundeskanzler Faymann oder Bundeskanzler Gusenbauer irgendeinen Beitrag geleistet, damit sie mehr Budget bekommen, meine sehr geehrten Damen und Herren? Das ist eine Doppelbödigkeit, und die SPÖ hat offensichtlich den alten Posthornton irgendwo einfrieren lassen. Das ist die Realität. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich frage mich auch, was die Stadt wirklich so Großartiges im Bereich Arbeitsplätze getan hat, wie wir es aus den ersten Worten der Frau Vizebürgermeisterin entnommen haben. Wenn man etwa die Situation der Entwicklung der Arbeitsplätze vergleicht – ich habe mir die Zahlen jetzt gerade während der Rede so angeschaut – und hinsichtlich der Arbeitsplätze von einem Faktor 100 im Jahr 1997 ausgeht, dann liegt Oberösterreich im Jahr 2008 bei 117,6. Wie schaut die Situation in Wien aus? Auch Ausgangslage 1997 mit 100 und 2008 lediglich 103,2. Was ist in dieser Zeit tatsächlich geschehen, was hat Wien tatsächlich in Richtung Arbeitsplätze getan, was hat Wien in den letzten Jahren hinsichtlich Arbeitsplätzen getan? Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt nichts Unsozialeres, als dass man sich nicht um die Arbeitsplätze in dieser Stadt kümmert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn Sie die Zahlen dieses Budgets ansehen, dann stehen sie im Zeichen eines roten Minus: 800 Millionen EUR Defizit. Wenn man noch den Schuldenstand von 2010 hernimmt, dann sind es über 2,2 Milliarden EUR. Und wo ist die mittelfristige Planung, die hier notwendig wäre? Wo ist jene Planung, die in Richtung antizyklischer Ausgleich geht, meine sehr geehrten Damen und Herren? Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat Wien voll getroffen, und nun braucht es eine aktive Wirtschafts- und Finanzpolitik und nicht ein weiter Fortwurschteln, wie wir es bei diesem Budget erleben.

Wir brauchen Perspektiven. Wir brauchen Perspektiven für diese Stadt, wir brauchen Perspektiven in Richtung Arbeitsplätze, wir brauchen mehr als nur Brot und Spiele, wie wir das in dieser Stadt durch den Bürgermeister hier erleben. 

Mehr sehr geehrten Damen und Herren! Schauen wir uns die Wirtschafts- und Auftragslage der Wiener Unternehmen an! Wir brauchen eine Finanzpolitik der Wirtschaftlichkeit, der Wirtschaftsfreundlichkeit, eines wirtschaftsfreundlichen Klimas und der Wertschöpfung. Das vermissen wir bei diesem Budget, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir brauchen Arbeit, denn Arbeit schafft Lebensqualität. Der Rahmen hiefür müsste durch dieses Budget gegeben werden. Wir sehen, dass Wien – und ich habe vorhin darauf hingewiesen – im Bundesländervergleich, sowohl was die Arbeitslosenrate als auch das Wirtschaftswachstum betrifft, seit Jahren zurückbleibt. Gerade in der Wirtschaftskrise merkt man das umso mehr, obwohl Wien gar nicht mehr so viel Industriearbeitsplätze hat wie andere Bundesländer in Österreich. 

Wir brauchen eine mittelfristige Budgetplanung, aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, wie schaut es denn aus für die Jahre 2011 bis 2013? Wie schaut es aus, wenn dieser Finanzausgleich abläuft, meine sehr geehrten Damen und Herren? Das sind viele, viele Fragen, und wo sind die Antworten?

Der Bürgermeister stellt sich diesen Themen aber gar nicht. Wir hören von ihm dazu überhaupt nichts. Wozu wir etwas hören, ist, dass er sich nach 15 Jahren im Amt auf einmal mit dem Thema direkte Demokratie befasst. Es wäre vielleicht interessant, wenn er das eine oder andere hernähme von dem, was sein Vorgänger Helmut Zilk hinterlassen hat im Forum Stadtverfassung, wo das eine oder andere drinsteht. 

Wir als Wiener Volkspartei waren es in den letzten Jahrzehnten, die immer für direkte Demokratie eingetreten sind, aber wir sehen das in einem gesamten Konzept, das notwendig wäre. Gerade in einer Zeit, in der die Gefahr des Auseinanderfallens zwischen „denen da oben" und „denen da unten", zwischen einer Bürokratie und der Bevölkerung besteht, wäre es eigentlich notwendig, dafür Ansätze zu finden, was hinsichtlich einer stärkeren Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger, etwa im Planungsverfahren, eine Rolle spielen sollte. Gerade die modernen Mittel der Elektronik würden es ja ermöglichen, dass man die Bürger hier ganz anders einbezieht.

Es ist keine Frage, dass es Themen gibt, über die man auch Volksbefragungen durchführen kann, nur das, was wir jetzt erlebt haben in den letzten Tagen, dass die SPÖ „No-na-Fragen“ stellt – ungefähr so, ob im Sommer die Sonne scheinen oder ob es im Winter manchmal schneien soll oder Ähnliches –, das ist eigentlich nicht das Verständnis von direkter Demokratie, das wir uns vorstellen und von dem wir ausgehen, dass wir die Bevölkerung, die Wienerinnen und Wiener tatsächlich mitnehmen können. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gibt genug Fragen, die zu stellen wären, etwa über die Einführung einer gemeinsamen Stadtwache oder die Reform der Wiener Parkraumbewirtschaftung oder eine Wiener Bildungsreform oder hinsichtlich dessen, wie die Mängel bei Spitälern und Pflegeheimen beseitigt werden sollten, damit wir tatsächlich auf jenen modernen Standard kommen, den wir bräuchten, und, und, und.

Mehr sehr geehrten Damen und Herren! Das Mindeste wäre eigentlich, dass man das gemeinsame Gespräch dazu zwischen den Parteien führt. Es war nicht unsere Fraktion, es waren die Grünen, die hier einen Vorschlag gemacht haben betreffend die Einbeziehung auch anderer Parteien und eines Grünen Tisches, aber das ist einfach so vom Tisch gewischt worden. 

Das, meine Damen und Herren, ist nicht das Verständnis, wie man im Jahr 2009 mit dem Thema direkte Demokratie umgehen sollte. Lesen Sie nach bei dem, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, was Helmut Zilk vor fast 20 Jahren hiezu ausarbeiten hat lassen, auch von Experten. Leider ist es so, dass seit dem Ausscheiden der Volkspartei aus der Regierung nichts mehr, kein einziger Deut in Richtung einer Weiterentwicklung der Demokratie und der direkten Demokratie in dieser Stadt stattgefunden hat. Auch deshalb ist es notwendig, dass diese Alleinherrschaft der SPÖ demnächst zu Ende gehen muss! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Um noch einmal zurückzukommen auf die Situation der Wirtschaft. Wo ist die Joblokomotive Wien angesichts des geringsten Wirtschaftswachstums? Wo sind die Visionen, die Ideen, meine sehr geehrten Damen und Herren? Und warum nimmt man sich nicht beispielsweise ein Vorbild an der Situation anderer Bundesländer, etwa Oberösterreich? Ich habe schon mehrmals darauf hingewiesen. (GR Godwin Schuster: Jetzt werden wir schön langsam lustig!) Ich glaube, das ist nicht eine Frage des Lustigwerdens, sondern es ist eine Frage des Ernstes, des Ernstes, wie man umgeht mit dem Anliegen, tatsächlich die Wirtschaftssituation weiterzubringen und die Arbeitsmarktsituation zu verbessern. (GR Godwin Schuster: Sind Sie der Experte der ÖVP?) Beschäftigungszuwachs, Wirtschaftswachstum müssten in Zukunft wieder im Vordergrund stehen. Gerade in der Krise sind wir hier entsprechend gefordert.

Bgm Häupl hat vor 15 Jahren bei seiner Antrittsrede die Vollbeschäftigung als erklärtes Ziel verkündet. Bgm Häupl hat gesagt: „Sie werden verstehen, dass es auch für mich als Sozialdemokrat in der wirtschaftlichen Entwicklung in allererster Linie darum geht, die Vollbeschäftigung in unserer Stadt zu sichern.“

Was ist daraus geworden 15 Jahre später? 15 Jahre später können wir feststellen, dass Wien mit Abstand – und zwar seit Jahren! – die schlechteste Situation am Arbeitsmarkt hat und auch die schlimmste Situation, was die Wirtschaftsentwicklung generell betrifft.

Mehr sehr geehrten Damen und Herren! Was geschieht hier? Was geschieht bei diesem Budget? Was ist in diesem Jahr geschehen, was ist in den letzten Jahren geschehen? Es gibt eine Fülle von Versäumnissen, ob das jetzt der Prater-Vorplatz ist, das Konjunkturpaket, Michael Jackson und Ähnliches. Was ist hier wirklich geschehen? Hier vermissen wir die Linie, hier vermissen wir die Ideen, die eigentlich notwendig wären, damit es in dieser Stadt aufwärts geht. (Beifall bei der ÖVP.)

Es ist davon die Rede gewesen, dass für den Mittelstand etwas geschieht. Viel war nicht drinnen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir bräuchten weitaus mehr Motivation für die Leistungsträger, und es geht auch darum, dass die, die etwas einbringen in das System, entsprechend motiviert werden. Das vermissen wir, das sehen wir auch hier wieder, dass das nicht der Fall ist. 

Stattdessen haben wir es immer mit Gebühren zu tun und mit der Situation, wie etwa die Stadt mit ihren Wirtschaftsbetrieben umgeht. Man hat den Eindruck, ein wesentlicher Faktor ist, dass man hier entsprechende Mega-Sponsoring-Möglichkeiten hat, dass Wien Energie seine Gelder in alles mögliche Sponsoring gibt, aber wo ist der Nutzen für die Wienerinnen und Wiener, wo ist der Nutzen für diejenigen, die jetzt die entsprechende Energie beziehen? Da fehlt es, meine sehr geehrten Damen und Herren, und da verlangen wir nach neuen Antworten. 

Wie gesagt, das Notwendigste wäre eine effiziente, leistungsfähige und schlanke Verwaltung und nicht höhere Gebühren. Was wir uns vorstellen könnten – und dazu haben wir heute in den rund 50 Minuten, die die Frau Vizebürgermeisterin gesprochen hat, viel zu wenig gehört –, was die Wirtschaftsregion Wien gerade in der Wirtschaftskrise betrifft. Es geht um eine Wirtschaftsregion, die sich über vier Mitgliedsländer der Europäischen Union erstreckt. Sie ist übrigens die einzige in Europa, die wirtschaftlich so stark ist und über die Grenzen des Eisernen Vorhangs hinausgeht, nur haben wir den Eindruck, alle anderen haben weit mehr Interesse daran als Wien, ob das jetzt Niederösterreich betrifft oder ob das jetzt die Slowakei oder Ungarn betrifft.

Wie schaut es aus mit einem Ausbau des CAT nach Bratislava, eine Förderung der Erhöhung des Taktes des Wiener Twin City Liners, einem Ausbau der Infrastruktur im Norden und Osten? Wie schaut es mit weiteren Infrastrukturprojekten gerade für den Wiener Hafen aus?

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hier gäbe es vieles, was wir diskutieren sollten, was von uns hier eingebracht wird, beispielsweise die Breitspur bis nach Wien. Das ist ein interessantes Projekt, über das wir ja im Sommer lesen konnten. Wo sind hier die Initiativen Wiens, dass hier der Anschluss an das russische Breitspursystem geschaffen wird? Das ist auch eine ökologische Frage, weil wir damit einen Beitrag dazu leisten könnten, dass der Transitverkehr stärker auf die Schiene verlagert wird. Wo sind hier die Ansätze? Wir vermissen Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Jetzt verstehe ich Sie überhaupt nicht mehr! Da wird das meiste investiert! Ja, merken Sie die Realität nicht?) Diese Realität merken wir, und wir glauben, dass hier einfach viel mehr von Seiten Wiens geschehen sollte und dass man nicht nur alles auf den Bund schieben, sondern selbst die Dinge in die Hand nehmen sollte. Das ist die Realität, mit der wir uns auseinandersetzen sollten. 

Ich möchte bewusst hier auch ein Thema aufgreifen, weil das so weggeschoben worden ist, das ist die Frage des Transferkontos. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir bräuchten ein solches Transferkonto. Die Stadt Wien soll alle städtischen Sozialtransferleistungen aufschlüsseln und mit den Bundesleistungen koordinieren. Gefragt ist aber nicht nur eine enge Kooperation mit dem Bund, es geht auch um eine Bündelung der Sozialtransferleistungen, es geht um eine Einsicht in die entsprechenden Leistungen. Das Ziel ist die Gewinnung einer Übersicht und gegebenenfalls eine Reform des Sozialtransfersystems, das derzeit an einer extremen Unübersichtlichkeit leidet, meine sehr geehrten Damen und Herren. (GR Godwin Schuster: Die ÖVP im Bund verlangt ganz etwas anderes!)
Das heißt, es geht darum, dass wir die fehlende Transparenz beseitigen, denn die fehlende Transparenz ist der Nährboden für eine Neiddebatte, und gerade die brauchen wir nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren. Ich darf daher gemeinsam mit meinem Kollegen Fritz Aichinger einen Antrag betreffend Transferkonto hier einbringen. (Beifall bei der ÖVP.)
In diesem Antrag werden Bgm Häupl und die zuständigen amtsführenden Stadträtinnen und Stadträte aufgefordert, in Kooperation mit der Bundesregierung alle notwendigen Vorbereitungsmaßnahmen für die Einführung eines Transferkontos für Transferleistung zu unternehmen. - In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Uns geht es darum, dass in diese Wiener Wirtschaft ein Schwung hineinkommt, aber ich möchte auch nicht verhehlen, dass gerade, was das Zusammenleben in dieser Stadt betrifft, auch andere Fragen eine wesentliche Rolle spielen. Ich möchte zum Schluss nur ganz kurz auf ein Thema eingehen, das zu Recht in den letzten Tagen intensiv diskutiert worden ist, nämlich die Frage des Anbringens von Kreuzen in Klassenzimmern. Ich möchte daher folgenden Beschlussantrag hier einbringen:

„Der Wiener Gemeinderat unterstützt die Bundesregierung beziehungsweise den Bundeskanzler und die jeweils zuständigen Mitglieder der Bundesregierung in ihren Bemühungen, weiter dahin gehend zu wirken, dass die Präsenz von religiösen Symbolen im öffentlichen Raum, in öffentlichen Räumlichkeiten auch in Zukunft möglich ist und das Anbringen von Kreuzen in Schulklassen mit einer Mehrheit von SchülerInnen, die einer christlichen Konfession angehören, in Übereinstimmung mit der österreichischen Verfassungsordnung und den völkerrechtlichen Verpflichtungen gesichert ist.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hier geht es um mehr, hier geht es um unsere Kultur. Es ist ein Antrag, der eine breite Mehrheit im Nationalrat gefunden hat. Wien hat etliche Schulen, Wien hat etliche Kranken- und Pflegeeinrichtungen, und ich glaube, es geht hier darum, dass wir in dieser Stadt eine Situation des guten Zusammenlebens haben. In dieser Hinsicht ersuche ich um Zustimmung. Wir verlangen die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was dieses Budget betrifft, so steht es, wenn man so will, für 15 Jahre Bgm Häupl, und was ist in diesen 15 Jahren wirklich weitergegangen? Wir sehen, dass Wien die mit Abstand höchste Arbeitslosenrate hat. (GR Franz Ekkamp: Nein, das stimmt nicht!) Natürlich haben wir die. (Neuerlicher Zwischenruf von GR Franz Ekkamp.) Das ist falsch. Wir haben im Moment zwar das Glück, dass wir zu wenig Industrie in Wien haben, sodass sie nicht in dem Ausmaß wächst wie in anderen Bereichen, aber wir wissen, dass es in Wien, wenn die Wirtschaftslage wieder besser wird, auch länger dauern wird, und das ist etwas, was besonders bedauerlich ist. 

Das heißt, wir stellen fest, dass es ein Budget ist, wo eher ungeordnet geschaut wird, das Geld auszugeben, aber wo es eine längerfristige Planung überhaupt nicht gibt, eine langfristige Planung, die notwendig ist, eine langfristige Planung, die dazu notwendig ist, damit in dieser Stadt wirklich etwas weitergeht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir können einem solchen Budget nicht zustimmen. Dieses Budget ist ein gutes Zeichen dafür, dass eine absolute Mehrheit der SPÖ in dieser Stadt das Schlechteste für die Wienerinnen und Wiener ist, was es geben kann. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Lindenmayr. Ich erteile es ihm. 

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben heute schon an den Ausführungen unserer Frau Vizebürgermeisterin gehört: Wir Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben die richtigen Antworten auf die Herausforderungen der Zeit, und das beweist unser Budgetvoranschlag für das Jahr 2010. Auch wenn die Opposition völlig unsachliche Bemerkungen macht, kann das nicht darüber hinwegtäuschen. Die Opposition hat auch heute wieder zumindest bei den ersten drei Wortmeldungen keine sachlichen und keine vernünftigen Beiträge geliefert. 

Unsere Stadtregierung bewältigt die Auswirkungen der schweren Wirtschaftskrise weitaus besser als viele, viele andere Städte und weitaus besser als andere Bundesländer. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hier in dieser Stadt – und das muss man immer wieder betonen – haben diese Krise nicht verursacht. In Wien – auch wenn mein Vorredner anderes behauptet hat – ist die Arbeitslosigkeit in den vergangenen 14 Monaten weitaus geringer gestiegen als in den übrigen Bundesländern und in den anderen Städten. Wir haben nämlich rechtzeitig vorgesorgt, und zwar bereits im 4. Quartal 2008, als die ersten Krisenanzeichen erkennbar gewesen sind. Vor allem haben wir im kompletten heurigen Jahr vorgesorgt, und wir werden mit diesem Budget für das Jahr 2010 auch in Zukunft vorsorgen. Auch wenn manche voreilig meinen, die Krise sei überstanden und es könne nur mehr aufwärtsgehen, so ist – auch das wurde hier schon mehrmals gesagt – die Krise erst dann überstanden, wenn die Arbeitsplätze gesichert sind und alle Menschen Arbeit haben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Die Unternehmer in Wien und die Beschäftigten in Wien können sich darauf einstellen, dass die Stadt weiterhin kräftig investiert, und zwar in alle Bereiche. Vor allem aber dort ausgeprägt, wo Aufträge der öffentlichen Hand zum unternehmerischen Überleben ganz besonders wichtig sind, beispielsweise im Bauhaupt- und im Baunebengewerbe. Denn allein in diesen Bereich werden wir im kommenden Jahr über 1,7 Milliarden EUR investieren, aber auch in den Infrastrukturbereich. Zehntausende Arbeitsplätze können damit gesichert werden. Sehr geehrte Damen und Herren, Wien investiert dabei ganz gezielt in Arbeitsplätze für Klein- und Mittelbetriebe. Das ist das Rückgrat unserer Wirtschaft und das ist die Zukunft des Mittelstandes. 

Die sozialdemokratische Grundphilosophie, den Menschen und nicht die Hochfinanz in den Mittelpunkt der politischen Arbeit zu stellen, macht Wien auch auf allen anderen Ebenen zu dem, was es heute ist, nämlich die Stadt mit der weltweit höchsten Lebensqualität. Wir sind natürlich auch selbstkritisch genug, um uns einerseits zwar an den Auszeichnungen - ich sage wieder einmal Mercer-Studie -, die eine Bestätigung für unsere Arbeit und vor allem für jene der Wienerinnen und Wiener ist, zu freuen, aber wir stellen nicht in Abrede, dass es auch weiterhin sehr viel zu tun gibt. Wir verharren nicht in Selbstzufriedenheit, sondern wir arbeiten Tag für Tag und Nacht für Nacht an der Bewältigung der Aufgaben, die nun einmal in einer Millionenstadt wie Wien auf der Tagesordnung stehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wien wächst und wird in rund zwei Jahrzehnten wieder die 2 Millionen-Einwohnergrenze erreichen. Das ist eine gewaltige Herausforderung. Das bedeutet, Wien braucht mehr Wohnungen und die Stadt schafft diese Wohnungen. Wir haben die jährliche Leistung von bisher 5 000 auf nunmehr 7 000 geförderte neu errichtete Wohnungen angehoben und 10 000 Wohnungen werden jährlich mit tatkräftiger Unterstützung der Stadt renoviert, auch im kommenden Jahr 2010.

Nahezu jede dritte Wienerin und jeder dritte Wiener, in Summe 500 000 Menschen in rund 220 000 Gemeindewohnungen, haben hier ihr Zuhause. Mit diesen, aber auch mit den anderen zehntausenden geförderten sozialen Wohnungen sichert die Stadt eine gesellschaftlich ausgewogene Zusammensetzung der Wohnbevölkerung. In Wien gibt es keine Ghettos wie in anderen Großstädten. In Wien brennen keine Autos und in Wien gibt es keine Straßenkrawalle. (GR Mag Wolfgang Jung: Haben wir schon gehabt!) - Herr Jung, es war schon wieder klar, dass Sie auch etwas zu sagen haben! Haben Sie Sprechperlen eingenommen? (GR Mag Wolfgang Jung: Lesen Sie einmal die Berichte!) Was auch immer Sie einnehmen, es ist entweder die Dosierung zu hoch oder zu niedrig, so wie Sie sich aufführen! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich weiß schon, die Ordnungsorgane dieser Stadt und die Wiener Hausordnung sind Ihnen ein Dorn im Auge. Das mögen Sie nicht wirklich, denn da können Sie nicht weiter Unruhe stiften, Herr Jung! Aber Sie müssen akzeptieren, Wien hat auch hier die besseren Rezepte! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Sie haben die Hausordnung eingeführt, weil die Bürger unruhig sind! Das ist es!)
Ich frage mich, was die Law-and-order-Partei FPÖ ausgerechnet an der Wiener Hausordnung zu kritisieren hat. Das verstehe ich überhaupt nicht. (GR Mag Wolfgang Jung: Was ist denn die Hausordnung? Sagen Sie das konkret! Nicht einmal das haben Sie begriffen!) Die Reaktion der Bevölkerung gibt dieser maßvollen Ordnungsinitiative der Wiener Stadtregierung recht. (GR Mag Wolfgang Jung: Was ist die Hausordnung? Sagen Sie es!) - Ich habe noch 25 Minuten, Herr Jung, daher kann ich nicht auf alle Unsinnigkeiten, die Sie da von sich geben, eingehen! (GR Mag Wolfgang Jung. Deswegen müssen Sie das herunterlesen, was Ihnen vorgeschrieben ist!)

Es gibt gewisse Spielregeln, ohne die es in dieser Stadt nicht geht. Es gibt leider auch Fouls, nicht nur hier im Haus, und es ist daher zweifellos notwendig, auf die Einhaltung der Spielregeln zu achten. An allen Ecken und Enden der Stadt wird gebaut. Neue Stadtteile, Verkehrsbauwerke und weitere Einrichtungen zur Sicherung der Daseinsvorsorge schießen geradezu aus dem Boden. Unsere Vizebürgermeisterin hat es bereits anhand von markanten Beispielen ausgeführt. In 13 Stadtentwicklungsgebieten wird die Zukunft Wiens eins zu eins umgesetzt und es fügen sich alle Maßnahmen zu einem sinnvollen Ganzen. 

Mehr Menschen bedeutet auch mehr Verkehr und die notwendige Bereitstellung von Mobilitätsangeboten. Unsere Stadtregierung sichert diese Angebote. Wir weiten konsequent das öffentliche Verkehrsangebot aus, durch die Erweiterung des U-Bahn-Netzes, durch neue Straßenbahn- und Buslinien, durch die Verdichtung der Informationen. Die Wienerinnen und Wiener wissen das Angebot zu schätzen und sie nützen es, was auch der neue Fahrgastrekord von über 800 Millionen im vergangenen Jahr unterstreicht. Weil sich die Fahrgäste in den Öffis wohlfühlen wollen und sollen, haben die Wiener Linien nun ihr Serviceangebot für die Fahrgäste deutlich ausgeweitet.

Mein Vorredner hat davon gesprochen, in Wien gäbe es keine mittelfristige Budgetplanung. Ich kann Ihnen gerne das Gegenteil beweisen, denn wir investieren, wie unsere Frau Vizebürgermeisterin schon ausgeführt hat, intensiv in die Wirtschaft, um Aufträge und Arbeitsplätze, um Einkommen und Wohlstand und letztendlich den sozialen Frieden - das ist ein besonders wichtiges Gut - zu sichern. Wir nehmen dafür nach vielen Jahren, in denen ausgeglichene Budgets und Überschüsse ausgewiesen worden sind, nun ganz bewusst Defizite in Kauf. Deficit Spending jetzt, um in wirtschaftlich besonders schwierigen Zeiten die Wirtschaft zu stimulieren und in schwierigsten Zeiten bis zum nächsten Aufschwung hinwegzuhelfen. Das ist mittelfristige Budgetplanung. Denn gute Budgetpolitik heißt, dass man in guten Zeiten Schulden abbaut. Wir haben das in den 90er Jahren bis etwa 2008 gemacht. Wir haben Schulden abgebaut. Wir haben über ein Drittel der Schulden abgebaut. Jetzt in der schweren Wirtschaftskrise müssen wir Geld in die Hand nehmen und in Wachstum und Arbeitsplätze investieren. Dennoch werden die Gesamtschulden der Stadt im kommenden Jahr noch immer deutlich unter jenen zu Anfang dieses Jahrzehnts liegen. Wir machen hier nicht mit beim Kaputtsparen der Wirtschaft, wie es die frühere Wirtschaftspartei ÖVP immer so gerne fordert! (Beifall bei der SPÖ.) 

Standortpolitik bedeutet vor allem aber auch, in Bildung zu investieren. Bildung ist der Schlüssel zum Fortschritt. Das klingt vielleicht banal, aber das ist so und daran gibt es aus unserer Sicht auch nichts zu rütteln. Wer nicht die entsprechenden Grundlagen auch in finanzieller Natur bereitstellt, wer zu spät kommt, den bestraft die Entwicklung. Er fällt im internationalen Standortwettbewerb, in seiner Konkurrenzfähigkeit und letztlich im gesamten gesellschaftlichen Zusammenhalt mit allen negativen Folgen zurück. Für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten hat die Bildung von jeher einen ganz besonderen Stellenwert gehabt und wird diesen auch in Zukunft uneingeschränkt haben. Wer sich mit dem Budget des kommenden Jahres ernsthaft beschäftigt, wird dies bestätigen können.

Der Zukunftsschwerpunkt des Budgets liegt klar im Bereich Bildung und Kinderbetreuung. Die Ausgaben dafür - das wurde heute schon erwähnt - steigen von 1,4 Milliarden EUR im heurigen Jahr gleich um 200 Millionen EUR, auf insgesamt 1,6 Milliarden EUR im kommenden Jahr. Allein für die Kinderbetreuung gibt die Stadt um 24 Prozent mehr binnen eines Jahres aus. Das ist zu einem Großteil auf den Gratiskindergarten zurückzuführen. Die Ausweitung des Angebots und auch die zusätzliche Zahl von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und das in Österreich einmalige Modell des Gratiskindergartens sind bereits jetzt eine Erfolgsgeschichte. Darüber können auch die zahllosen Versuche der Opposition, den Wiener Weg schlechtzureden, nicht hinwegtäuschen! (Beifall bei der SPÖ.)
Die von Ihnen vor Monaten angekündigte Katastrophe in diesem Zusammenhang ist ausgeblieben. Wir Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben ein österreichweit beispielhaftes Modell, von der Ankündigung bis zur Realisierung, in nur acht Monaten geschafft. Wir nehmen dafür sehr viel Geld in die Hand, aber es lohnt sich. Damit unterstützen wir auch den Wunsch nach Vereinbarkeit zwischen Familie und Beruf. Der Gratiskindergarten ist aktive Frauenpolitik, vor allem aber auch aktive Familienpolitik und natürlich eine ungemeine Erleichterung für das Familienbudget und daher auch für den Wirtschaftsfaktor.

Dieser Meinung ist man offensichtlich nicht im schwarz dominierten Oberösterreich. Wir haben hier schon kurz gehört, wie toll es dort sein soll. Aber nach großen Ankündigungen bezüglich des beitragsfreien Kindergartenbesuchs ab drei Jahren rudert dort die schwarz-grüne Koalition in der Zwischenzeit wieder zurück. Wider besseres Wissen von Experten, die den Kindergartenbesuch ab drei Jahren für die soziale Entwicklung als besonders wichtig bewerten, unterstützt die oberösterreichische ÖVP jetzt wieder jene, die auf diese Frühförderung verzichten, und bezahlt jenen Eltern, die ihr Kind nicht in den Kindergarten geben, einen so genannten Betreuungsbonus von jährlich 700 EUR. Die Möglichkeit der Berufstätigkeit der Eltern bekommt allerdings nicht die gleiche Aufmerksamkeit. Wer sich nämlich dafür entscheidet, sein Kind von Fremden betreuen zu lassen, bekommt weiterhin nur 400 EUR. So viel zu Schwarz-Grün in Oberösterreich. Die ÖVP möchte sich auf der anderen Seite freikaufen und hofft in Wirklichkeit als Land nichts anderes, als sich einen Großteil der 50 Millionen EUR, die der Gratiskindergarten für alle zusätzlich kostet, ersparen zu können. In Wien gibt es keine Doppelbödigkeit. Wir werden für die Kinderbetreuung im kommenden Jahr um fast 100 Millionen EUR mehr ausgeben. Das ist eine Steigerung - auch das habe ich schon gesagt - von 24 Prozent. 

Für uns beginnt der Bildungsbetrieb mit dem frühen Vorschulalter. Die Stadt hat als bislang einziges Bundesland einen eigenen Bildungsplan für den Kindergarten ausgearbeitet. Bildung muss nachhaltig wirken. Die Bildungseinrichtungen müssen durchlässig gestaltet werden. Deshalb sind uns auch die Volksschule, die neue Mittelschule und die Ganztagsschulen bis hin zur universitären Ausbildung ein ganz besonderes Anliegen. Wer heute international gut dastehen will, muss in die Bildung investieren und die Bildungseinrichtungen entsprechend den Herausforderungen zeitgemäß organisieren. Die Rohrstaberlschule des vorvergangenen Jahrhunderts mit ihren viel zu frühen Selektionen ist nicht unser Weg. Wir wollen den gleichen Bildungszugang für alle, egal, welcher sozialen Herkunft, egal, nach welchen ökonomischen Möglichkeiten der Familie. Das braucht der Staat, das braucht ein funktionierendes Gemeinwesen.

Der Budgetvoranschlag für 2010 unterstreicht ebenso einmal mehr, dass Wien eine soziale Stadt und Zentrum des Gesundheitswesens des gesamten Landes ist. Die Ausgaben für Soziales wurden um 8 Prozent aufgestockt. In Euro heißt das, das Budget für Soziales steigt von 1,06 Milliarden EUR auf 1,14 Milliarden EUR. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Aber warum steigt es?) Das ist nicht nichts! Wien tritt dem Auseinanderdriften der Gesellschaft mit allen sozialen Leistungen entgegen und das beweisen besonders zwei Zahlen: Die Zahl der betreuten Menschen im Bereich der Hauskrankenpflege ist von 4 500 im Jahr 2004 auf 7 500 im Vorjahr gestiegen. Auch die Zahl der Wienerinnen und Wiener, die Heimhilfe in Anspruch nehmen, ist in diesem Zeitraum um 10 Prozent gestiegen. 

Wir bekämpfen mit aller Kraft steigende Armut, die andere mit ihrer neoliberalen Politik verursacht haben. Wir gleichen aus, was andere den Armen vorenthalten. Nicht die alleinerziehende Alltagskraft, die oftmals so wenig Lohn erhält, dass sie um Sozialhilfe ansuchen muss, nicht die Ausgleichszulagenbezieherin, nicht der Dreher an der Werkbank, nicht die Kanzleibedienstete, nicht der kleine Gewerbetreibende ums Eck, der ums geschäftliche Überleben kämpft, haben an jenen Schrauben gedreht, die die Finanz und in weiterer Folge die Weltwirtschaft ins Desaster gestoßen und die Armut erhöht haben. Die waren es nicht. Im Gegensatz zu den kalten Gewinnmaximierern, Turbokapitalisten und Tafelsilberverscherblern von Blau und Schwarz sagen wir, der Wirtschaft kann es nur dann gut gehen, wenn es den Menschen gut geht. (Beifall bei der SPÖ.)

Manche reden über Sozialpolitik, sprechen über Transferkonten und meinen damit nur eine bestimmte Bevölkerungsgruppe, nämlich die Ärmeren. Wir müssen aber vor allem auch jene in die Diskussion einbeziehen, die die großen Gewinner des Zockens ohne Grenzen gewesen sind und die dafür schon wieder einen neuen Anlauf nehmen. Es ist nicht nachvollziehbar, wie die Auflistung der Sozialleistungen pro Haushalt mehr Gerechtigkeit und mehr Leistungsbewusstsein bringen soll. Das von der ÖVP vorgeschlagene und von der FPÖ unterstützte Transferkonto sorgt nicht für mehr Gerechtigkeit, sondern nur für mehr Verwaltungsaufwand. Die ÖVP führt mehr Transparenz und das Verhindern von Missbrauch als Argumentation für ein Transferkonto an. Wenn man den Menschen vorrechnet, wie viel Geld sie bekommen, trägt das noch keinen einzigen Schritt zu mehr Transparenz bei, denn die Menschen wissen sehr gut, welche Sozialleistungen sie in Anspruch nehmen, sie müssen ja auch jede einzelne beantragen. Für jede einzelne Transferleistung, sei das von Bund, Land oder Gemeinde, gibt es ganz klare Regeln. Weder bekommt man etwas zu Unrecht noch doppelt oder dreifach. Missbrauch kann schon jetzt bekämpft und hintangehalten werden. Ein Transferkonto würde daran nichts ändern.

Der Skandal ist nicht bei den so genannten kleinen Leuten zu suchen, die auf jeden Cent angewiesen sind, sondern bei jenen, die die von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bereits kassierten Sozialversicherungsbeiträge nicht abliefern, nämlich den Unternehmen, die Schwarzgelder auf Konten in noch immer Steueroasen horten, die schon wieder zu spekulieren begonnen haben und die für die erzielten Gewinne de facto weder Steuern noch einen sonstigen Beitrag zum Sozialstaat leisten. Transferleistungen sind nicht nur die Familienbeihilfen, Sozialhilfe oder künftig die Mindestsicherung, sondern letztendlich auch Förderungen für die Wirtschaft und die Landwirtschaft in ihren vielfältigsten Formen. Es ist eigentlich sehr beschämend, dass gewisse Konservative und Ewiggestrige meinen, die Ursache für die steigenden Staatsdefizite und die Finanzkrise bei den Ärmsten der Armen zu orten und versuchen, diese gegen die Wohlhabenden auszuspielen. Wir brauchen kein Transferkonto für die Armen, wir brauchen ein Vermögenskonto der Reichen und Spekulanten! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich komme zum Gesundheitsbereich. Dieser spiegelt auch dieses Selbstverständnis wider. Das Wiener Gesundheitswesen funktioniert. Das wissen auch jene 20 Prozent der Patientinnen und Patienten in den Wiener Spitälern, die aus anderen Bundesländern kommen und sich hier behandeln lassen, weil sie wissen, hier ist State of the Art, wie es anderswo in der Medizin in ganz Österreich nicht oder zumindest nicht in der ausreichenden Anzahl vorhanden ist. Auch das kann man nicht unter den Tisch fallen lassen, wie das die Opposition so gerne tut. Das künftige Krankenhaus Nord in Floridsdorf ist so ein Beispiel. Das Vorhaben wird von der Opposition mit allen Mitteln, ohne Rücksicht auf Fakten, heruntergemacht. Ich kann Ihnen versichern, dieses richtungsweisende Projekt wird unter Berücksichtigung sämtlicher gesetzlicher Auflagen und Kostentransparenz umgesetzt werden. Das Krankenhaus Nord wird ein Spital nach modernsten medizinischen und menschlichen Standards. Bei allem Kostenbewusstsein, das wir selbstverständlich wahrnehmen, werden wir sicher nicht an der Qualität der medizinischen Versorgung der Menschen in dieser Stadt sparen. Im Gegensatz zu anderen Bundesländern begnügt sich Wien nicht mit dem Fortschreiben von Bestehendem, sondern macht sein Gesundheitssystem für die Zukunft fit und vor allem finanziell leistbar. Wir machen und gestalten, während andere nur nörgeln!

Wenn Sie mit offenen Augen durch Wien gehen, sehr geehrte Damen und Herren, werden Sie unschwer feststellen können - ich komme jetzt zu einem anderen Kapitel -, dass das Kulturangebot hier besonders breit gestreut ist und praktisch alle Sparten abdeckt. Auch im Kulturbereich ist nichts von dem, was Sie seit Jahren in dunklen Wolken zeichnen, eingetreten. Im Gegenteil, die Kultur- und Kunstszene in Wien lebt in all ihren Ausformungen trotz besonders ökonomisch schwieriger Rahmenbedingungen und Umfeldbedingungen so bunt, schillernd und vielfältig, wie nie zuvor. Wien ist und bleibt unter sozialdemokratischer Kulturpolitik weiter die Kulturmetropole, nicht nur Österreichs, sondern weltweit. In Wien gibt es keinen Stillstand, kein zurück ins Gestern, sondern ständige Weiterentwicklung mit Blick in die Zukunft. 

Wien fährt gut mit der Politik der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten. Das unterstreichen 90 Jahre rotes Wien. Nicht zufällig haben die Wienerinnen und Wiener immer die SPÖ mit großem Vertrauen ausgestattet. (GR Mag Wolfgang Jung: Das war einmal!) Die Wienerinnen und Wiener wissen, dass diese Partei gemeinsam mit ihnen die Probleme löst und gute Lebensumstände schafft. Wir treten für ein friedliches Zusammenleben aller Bevölkerungsschichten ein, unabhängig von unterschiedlichem gesellschaftlichen Status und unabhängig von der Herkunft. Viele der in den letzten Jahrzehnten zugewanderten Neowienerinnen und -wiener leisten einen wertvollen Beitrag sowohl zur Steigerung der gesamten Wertschöpfung der Stadt als auch zur kulturellen Bereicherung. Wir betonen und fördern das Gemeinsame, das Verbindende zwischen den Menschen und nicht das Trennende, nicht das Gegeneinanderausspielen, Appelle an Separation, Ausgrenzen, das Schüren von Vorurteilen bis hin zum Rassismus. Das sind keine Beiträge zur Lösung von Problemen und zum Beilegen von Konflikten! Im Gegenteil, all das verschlimmert nur alles! Das hat die Geschichte in der Vergangenheit und auch vor allem in Österreich schmerzhaft bewiesen! Wir wollen, dass sich die dunkelsten Kapitel des vergangenen Jahrhunderts nie mehr wiederholen! (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist daher umso verwerflicher, wenn es heute noch immer eine wahlwerbende Gruppe gibt, die nicht aus der Geschichte lernen möchte und die sich dieser mehr als fragwürdigen massiven Instrumentarien von gestern weiter bedient. Diese wahlwerbende Gruppe nimmt bewusst die Spaltung der Gesellschaft mit all ihren schwerwiegenden Folgen in Kauf. Der Obmann der FPÖ, Herr Strache, schürt ständig Hass. Ich sage, Wachsamkeit ist angesagt gegenüber den Versuchen, das Rad der Geschichte in schlechte Zeiten zurückzudrehen und auch gegenüber den Bemühungen, die Stadt in den finanziellen Ruin zu treiben. Nichts anderes ist es, wenn die Opposition ständig Milliardenforderungen stellt, ohne brauchbare Finanzierungsvorschläge zu präsentieren. Es ist auch bei der stattgefundenen FPÖ-Klausur so gewesen. Allein die Umsetzung der dort erhobenen Wünsche würde jeden Budgetrahmen bei Weitem sprengen. Damit hat sich Herr Strache wieder selbst disqualifiziert. (GR Mag Wolfgang Jung: Weil Sie dabei waren!)

Wenn die FPÖ, wie es ihr Parteiobmann gerne sähe, das Sagen in Wien hätte, wäre es schlecht um die Menschen bestellt. Die Menschen in Wien wissen das ganz genau. Man braucht sich nur anzusehen, wie das in den sieben Jahren Blau-Schwarz-Orange, oder welche Farbe auch immer, war. Die Regierungsbeteiligung der FPÖ hat gezeigt, dass die FPÖ eigentlich nur ein einziges Thema hat und nicht beweisen kann, dass sie auch regieren könnte. Man braucht sich nur in Kärnten umzusehen. Das ist heute auch schon kurz erwähnt worden, Kärnten ist das ärmste Bundesland Österreichs, ist komplett ruiniert. Dort hat man gesehen, das ist blau-schwarze Politik. 

Auch heute ist die FPÖ gegen die Einführung eines modernen fortschrittlichen Schulsystems. Die FPÖ ist gegen rechtliche Gleichstellung von gleichgeschlechtlichen Paaren, gegen die Mindestsicherung und noch immer für das Ausgrenzen von Zuwanderern. (GR Mag Wolfgang Jung: Die SPÖ fürchtet sich ganz grausam!) Die FPÖ hat schon längst ihre soziale Unschuld - denn als das geben Sie sich immer aus, als eine soziale Partei - und ihre Glaubwürdigkeit verloren. Sie hat sie in Wahrheit nie gehabt und sie hat sie auch heute nicht. Ausschließlich Stimmen zu lukrieren, ist das einzige Ziel der FPÖ, Menschen gegeneinander aufzuhetzen. Die FPÖ ist die Partei, die über 50 Steuer- und Abgabenerhöhungen während ihrer Regierungsbeteiligung zugestimmt hat. (GR Mag Wolfgang Jung: Wer fürchtet sich vor dem bösen Mann?) - Das wollen Sie nicht gerne hören! Die haben vor allem die sozial schwächeren Bevölkerungsschichten getroffen. Wir werden es den Menschen immer wieder klar sagen, was die FPÖ in diesen Jahren angestellt hat. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Machen Sie es so klar und so glaubwürdig wie bisher, dann fahren Sie damit ein!)
Brauchbare, weil sinnvoll gestaltete Politik für eine Millionenstadt sieht jedenfalls anders aus. Die Oppositionsparteien haben kein durchgängiges, verständliches, in sich schlüssiges Konzept zur erfolgreichen Stadtgestaltung und auch keines beim Budget, bis auf eines, dass der Bürgermeister weg muss. Das ist das Einzige, wo sich die Opposition einig ist. (Beifall von GR Mag Wolfgang Jung.) Das ist mehr als dürftig und daher wird auch diese Rechnung der Oppositionsparteien sicher nicht aufgehen!
Sehr geehrte Damen und Herren, ob sie es wollen oder nicht, Sie können sicher sein, Wien wird auch nach der nächsten Gemeinderatswahl einen sozialdemokratischen Bürgermeister haben und der wird Michael Häupl heißen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Was ist mit der Brauner? Ist die schon weg?)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Herzog.

StR Johann Herzog: Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Kollege Lindenmayr, Sie können sagen, was sie wollen und erzählen, was Sie wollen, die Leute fürchten sich nicht vor der FPÖ und Sie werden das dann bei den Wahlen sehen! 90 Jahre können auch einmal zu Ende gehen, Herr Kollege! In Wien hat keine Partei eine Erbpacht, auch nicht die SPÖ! (Beifall bei der FPÖ.)

Wenn Sie vom Geist von gestern und allem Möglichen sprechen, kann ich nur feststellen, selbstverständlich ist das meist mit Gewalt verbunden. Gewalt ist etwas, was in Wien bei sämtlichen Veranstaltungen, außerhalb von Räumlichkeiten, in Räumlichkeiten, immer nur von links passiert! In Wien wird nur von links Gewalt ausgeübt! Man versucht, um politische Gegner in Demonstrationen zu zermürben, mit Gewalt vorzugehen! Bei Veranstaltungen der FPÖ, wo immer wir auch sind, gibt es entsprechende Auftritte linksradikaler Gruppen, auch jene Ihrer Sozialdemokratischen Partei, der Jugendlichen und Ähnliches mehr! Das ist eine Wahrheit, die Sie zur Kenntnis nehmen müssen! Wir halten uns an den Rahmen der Gesetze. Wir stören andere nicht in der politischen Äußerung. Sie tun es! (Beifall bei der FPÖ.)

Interessant ist auch noch der Hinweis des Kollegen auf die Betriebe beziehungsweise auf die Firmeninhaber Wiens, mit Steuerflucht und Ähnlichem mehr. Das ist ganz interessant angesichts der kommenden Wirtschaftskammerwahlen. Man sollte die Gewerbetreibenden über die Meinung der SPÖ, über ihre Funktion, über die Tätigkeit in Wien deutlich aufklären.

Zur Hausordnung: Die SPÖ hat sich letzten Endes, meine Damen und Herren, jahrelang über alle Bestrebungen dieser Art lustig gemacht. Jahrelang waren Sie gegen all diese Einrichtungen, haben auch versucht, gegen alle Aufsichtsorgane der Stadt zu wettern und jetzt gibt es zum Beispiel 12 Ordnungsberater für 220 000 Gemeindewohnungen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zum Budget hat heute der Kollege Schock lang und breit gesprochen. Ich werde nur eine kurze Bemerkung dazu machen und dann auf ein, zwei Einzelfragen eingehen, die ich hier gerne diskutieren würde.

Wien weist im nächsten Jahr ein Defizit im Sinne der Maastricht-Richtlinien auf. Das Maastricht-Defizit im Budget wird 700 Millionen Schilling betragen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Nein, Euro!) Das Defizit ist auch nicht ein Konjunkturpaket. Die Schulden sind nicht dadurch entstanden, dass man die Konjunktur angekurbelt hat, sondern man hat gewisse Budgettricks beseitigt, wie zum Beispiel die Einrechnung der Investitionskostenzuschüsse in den Krankenanstaltenverbund, die bisher budgetunwirksam geblieben sind und nunmehr eingerechnet werden müssen. Natürlich resultiert das Ganze aus der Wirtschaftskrise, mit Mindereinnahmen, die auch den Finanzausgleich treffen. Insgesamt werden die Mittel der Stadt Wien um 419 Millionen EUR sinken. Ein Konjunkturpaket sieht aber sicher anders aus. Budgetpolitisch hat die Stadt Wien auf die Rezession in keiner Weise reagiert. 

Ich darf nun auf zwei Themen zu sprechen kommen, die mir am Herzen liegen:

Das eine ist die Kartellbildung im Vergabebereich. In letzter Zeit ist das in den Zeitungen wieder deutlich artikuliert worden. Ich halte das für ein wichtiges Thema in Wien. Ich beziehe mich auf die Ausschreibung eines Vergabevertrages für Gas-, Wasser- und Heizungsinstallateure im Jahr 2007 und den Malversationen, die da ganz offensichtlich vorgekommen sind. Es steht zu befürchten, dass sich auch jetzt, 2009, auf weiten Strecken nichts geändert hat. Ich würde mich freuen, wenn ich unrecht habe, aber ich fürchte, das wird nicht der Fall sein. 

Die Bundeswettbewerbsbehörde hat hier ein klares Urteil gefunden, hat bereits entsprechende Strafen ausgesprochen und eine Anzeige bei der Staatsanwaltschaft in die Wege geleitet. Zusammengefasst kann ich die Bundeswettbewerbsbehörde zitieren, die zum vorliegenden Fall feststellt: „Der vorliegende Antrag betrifft verbotene Vereinbarungen und/oder abgestimmte Verhaltensweisen zwischen mehreren Installationsunternehmen im Zuge eines öffentlichen Ausschreibungsverfahrens zur Vergabe eines Rahmenvertrages für Gas-, Wasser- und Heizungsinstallationsarbeiten durch die Stadt Wien - Wiener Wohnen. Gegenstand dieser Vereinbarung war die Aufteilung von Märkten sowie die Festsetzung von Verkaufspreisen, wodurch eine Verhinderung/Einschränkung von Fälschung des Wettbewerbes bezweckt und auch tatsächlich bewirkt wurde. In Reaktion auf die Ausschreibung durch Wiener Wohnen wurde eine Informationsveranstaltung abgehalten, in der die Bildung von Arbeitsgemeinschaften dargetan wurde. Diese Arbeitsgemeinschaften wurden aber nur gebildet, um de facto das gesamte Angebot zu monopolisieren. Aus dem Gesamtzusammenhang ergibt sich, dass einziger Zweck der Bildung dieser Arbeitsgemeinschaften die Ausschaltung des Wettbewerbes und die Sicherung eines Anteiles des Auftragsvolumens unter Beibehaltung eines überhöhten Preisniveaus für die beteiligten Unternehmer gewesen ist."

Die Bundeswettbewerbsbehörde hat sich damit beschäftigt und entsprechende Strafen verhängt. Sie schildert dann auf vielen Seiten, wie diese Informationsveranstaltung abgelaufen ist, bei der einfach die entsprechenden Gewerbetreibenden zusammengefasst, informiert und auch entsprechend auf die Teilnahme bei diesem Kartell eingeschworen wurden. Das wurde im kleineren Kreis dann noch weiter bestätigt. Letzten Endes wurde festgestellt, dass gemäß § 28 Abs 1 Kartellgesetz festzustellen ist, dass durch die Hauptfirma, die beschuldigt wird, Art 1 Kartellgesetz 2005 sowie Art 81 Abs 1 zuwidergehandelt wurde und dass über die 2.- bis 49.-Antragsgegnerin ebenfalls Geldbußen in angemessener Höhe zu verhängen sind. Das heißt, es sind insgesamt 49 Betriebe betroffen gewesen, die sich daran beteiligt haben. Nur ein Betrieb hat nicht daran teilgenommen und hat unabhängig davon seine Unterlagen eingereicht. Es wird von dieser Firma festgestellt, dass das vorgegebene Richtpreisniveau der Ausschreibung 2007 von Wiener Wohnen in einer absolut unplausiblen Höhe festgelegt wurde. Die Richtpreise 2007 sind zu den Richtpreisen 1997 unplausibel hoch. Auf Grund der Indexentwicklung und dergleichen mehr müsste ein Abschlag von 30 bis 40 Prozent an den Richtpreisen erfolgt sein. Eine Sache, die diese Firma auch gemacht hat. Sie hat ihr Anbot sehr wohl um 30 Prozent herabgesetzt, ist aber nicht zum Zug gekommen. Die anderen wurden beauftragt. 

Nach Abschluss des Verfahrens wird natürlich vom Gerichtsverfahren her, also ich meine, von der Staatsanwaltschaft, selbstverständlich die Verantwortlichkeit der handelnden Personen von Wiener Wohnen zu untersuchen sein. Wir werden sehen, welche Ergebnisse hierbei herauskommen werden. 

Es ergeben sich für mich da einige Fragen, die von Interesse sind, wie ich glaube. Welche internen Maßnahmen wurden eigentlich bei Wiener Wohnen gesetzt, um gegen solche dubiosen Vorgänge in irgendeiner Form vorzugehen? Ist etwas geschehen? Bei einer Auftragssumme von 200 Millionen EUR beträgt das Schadensausmaß höchstens 60, mindestens 40 Millionen EUR. Das heißt also, ein unglaublicher Anteil der Gesamtsumme ist manipuliert und sozusagen verfälscht worden! Sind die aufgeflogenen Missstände bei diesem einen Bereich der Installateure nicht etwas, das anderswo auch vorkommt, um es milde auszudrücken? Oder ist es nicht eben die Spitze eines Eisberges, der nicht nur aufgeflogen ist, weil die Leute bisher dicht gehalten haben? Wir haben immer Informanten gehabt, die uns diverseste Vorfälle aus den verschiedensten Bereichen mitgeteilt haben. Doch diese waren entweder nicht ausreichend belegt oder, was zumeist der Fall war, der Informant hätte sich selbst belastet, hat dann letzten Endes zurückgezogen, weil er Angst hatte zu handeln und hat sich eben nicht als Auskunftsperson zur Verfügung gestellt, wodurch uns die Hände gebunden waren. 

Welche Maßnahmen haben denn nun der Bürgermeister und der Vizebürgermeister als zuständiger Stadtrat ergriffen, um ganz generell diese Dinge in den Griff zu bekommen? Eine andere Frage: Warum kam der deutlich billigere Aufdecker - die Firma will ich nicht nennen - nicht zum Zug, obwohl er um ein Drittel billiger als seine Konkurrenten gewesen ist? Und warum, Herr VBgm Ludwig, als amtsführender Stadtrat, bekam der Aufdecker von Wiener Wohnen seither keine weiteren Aufträge? - Ein unglaublicher Skandal, dass praktisch die Kartellangehörigen weiter Aufträge bekommen, der Anzeiger, der das aufdeckt, nicht! Sie müssen doch froh sein, Herr Stadtrat und Herr Vizebürgermeister, wenn sich ein aufrechter Bürger traut, seiner Pflicht nachzukommen, pflichtgemäß zu handeln und eine unsägliche und ungeheuerliche Sumpfblase zum Platzen bringt! Mit einem Wort, welche Maßnahmen haben Sie ergriffen, um die Grundsätze einer ordnungsgemäßen und ordentlichen Verwaltung in diesen und anderen Bereichen sicherzustellen? 

Ein weiterer Punkt, den ich aufgreifen möchte, geht thematisch bereits auf den Donnerstag zu. Ich möchte nämlich doch zu gewissen EU-Fragen das Wort ergreifen, weil ich glaube, man soll es auch in der Generaldebatte ansprechen. Der freiheitliche Standpunkt ist soweit bekannt. Wir sind der klaren Ansicht, die EU soll ein Staatenbund sein und soll kein Bundesstaat werden. Der Vorrang der einzelstaatlichen Verfassungen sollte - gar keine Frage - außer Frage gestellt werden. Heute hat - ich habe das mitgenommen - der Herr Gerfried Sperl im „Standard" festgestellt: „Die Zukunft inspiziert Staatenbund Europa". Dass Europa demnächst ein Bundesstaat wie die USA sein würde, ist abgeblasen. Er ist da sehr optimistisch. Ich glaube, unabhängig von der Überzeugung der meisten, dass das ein Staatenbund sein soll, erleben wir eine schleichende Aushöhlung, vor allem durch die EU-Behörden selbst, aber vor allem durch die Urteile des Europäischen Gerichtshofes und natürlich auch durch eine machtbewusste und machtvolle Brüsseler Bürokratie, die mit den Vertretern der Mitgliedsstaaten Schlitten fährt. Der Grundlagenvertrag von Lissabon hätte unserer Meinung nach ganz klar einer Volksabstimmung unterzogen werden müssen. Es gibt klare Eingriffe in die Verfassung, die wir festgestellt haben. Die Versprechungen des Bundeskanzlers Faymann in dieser Sache sind leider erst nach der Ratifizierung gemacht worden. 

Leider hat unser Verfassungsgerichtshof keine Einwände gegen diese Entwicklung gehabt. Meine Damen und Herren, das bedauere ich sehr. Aber es gibt auch hier ein Aber. Wie schön, dass der Bundesgerichtshof der Bundesrepublik Deutschland, zwar für deutsche Verhältnisse, aber letztendlich für sämtliche europäische Staaten, ein Grundsatzurteil gefällt hat, indem er die Macht Brüssels und die Übergriffe Brüssels in Bereiche, die sie nicht haben sollte, klar zurückgewiesen hat. Die bisherige europäische Einigung auf Grundlage von Verträgen zwischen souveränen Staaten darf nach Ansicht des Verfassungsgerichtes Deutschland nicht so verwirklicht werden, dass den Mitgliedsstaaten der Spielraum für politische Gestaltung genommen wird. Über Krieg und Frieden, Strafrecht, Polizei, Einnahmen, Ausgaben, Bildung, Medien und Religion muss weiterhin das Land entscheiden. Der Kernbestand dieser Aufgaben und Strukturen bleibt unveräußerlicher Teil der Souveränität. 

Wäre also Wien eine europäische Bundesstadt, wie es die Ermächtigungsklausel ermöglicht, muss man zudem, so die Richter, vorher, in diesem Fall das deutsche Volk, aber auch die anderen Bevölkerungen der Staaten befragen. Die von Karlsruhe aufgezeigten Grenzen sollen durch das Parlament gesichert werden und dessen Rechte werden durch das Urteil in beispielloser Weise gestärkt, was leider unser Verfassungsgerichtshof nicht gemacht hat. Er geht dann auf das Demokratiedefizit in der EU ein und stellt fest, dass das einzige gewählte Gremium das Parlament ist. Alles andere sind ernannte oder beschickte Gremien, die aber eine Machtballung an sich genommen haben, die erschreckend ist. Dieses Demokratiedefizit ist also etwas, was bei einer weiteren Integration in Europa die Einzelstaaten weiter aushöhlen würde. Sie stellen fest - und das ist ganz wichtig -, dass der Maßstab das Deutsche Grundgesetz, in unserem Fall die Bundesverfassung, ist. Die Europäische Union hat hier vom Bundesverfassungsgerichtshof Deutschlands in Unrecht der Klarheit die Grenzen aufgezeigt bekommen, die nationalen Parlamente wurden gestärkt und es zeigt die demokratischen Defizite der EU-Institutionen samt des Parlamentes auf. Auch der verstorbene Ralf Darendorf hat sich dieser Meinung klar angeschlossen. 

Ich darf nun zur Kritik am Vertrag selbst kommen und nur drei Punkte anführen, die für mich immer ganz wichtig sind, wo ich einmal gern hätte, dass im Rahmen einer Antwort von den Befürwortern des Vertrages endlich etwas dazu gesagt wird, und zwar diese Ermächtigungsgesetze, die in dieser Verfassung beinhaltet sind und die letzten Endes meiner Meinung nach insofern eine klare Bedrohung darstellen, weil letztendlich irgendwelche Ermächtigungsgesetze eines Tages auch ausgenützt werden.

Da gibt es dieses vereinfachte Änderungsverfahren des Art 33 der Europäischen Arbeitsverfassung. Nach Art 33 kann der Europäische Rat durch Beschluss nach Anhörung des Europäischen Parlaments - also nicht mit Zustimmung, sondern nach Anhörung - und der Kommission sowie unter Umständen, wenn es sie betrifft, der Europäischen Zentralbank auf Initiative der Regierung jedes Mitgliedsstaates des Europäischen Parlaments und der Kommission einstimmig die Änderung aller oder eines Teiles von Bestimmungen des dritten Teils des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union beschließen. Der dritte Teil umfasst sämtliche wichtigen Konfliktfelder und Politikfelder, mit Ausnahme der Außen- und Sicherheitspolitik. Also alles ist, mit anderen Worten, zur Disposition. 

Das Zweite ist die Flexibilitätsklausel des Art 308 dieses Vertrages über die Arbeitsweise der Union. Auf Vorschlag der Kommission und nach Zustimmung des Europäischen Parlamentes - Gott sei Dank Zustimmung - kann man im Rahmen der in den Verträgen festgelegten Politik tätig werden, auch wenn die Verträge die dafür erforderlichen Befugnisse nicht vorsehen. Auf dieser Grundlage kann sich jenseits der Verfassungsbestimmungen die Union so gut wie jede Befugnis verschaffen, ohne dass die Mitgliedsstaaten zustimmen müssen. 

Des Weiteren ist natürlich dann die Festsetzung, dass das Unionsrecht vor den staatlichen Rechtslinien anzuwenden ist, eine Sache, die, wie ich glaube, noch deutlich zu untersuchen sein wird, ob wir uns als Mitgliedsstaaten nicht gegen dieses Diktat, das hier versucht wird, wehren können. 

Ich glaube, des Weiteren muss man einen Punkt ansprechen, dass man feststellen muss, dass hier vor Kurzem etwas passiert ist, was ich ungeheuerlich finde. Ich meine das Verhalten der Europäischen Union gegenüber der Tschechischen Republik, dadurch dass die Menschenrechtscharta der Europäischen Union für Tschechien und übrigens auch für Großbritannien nicht gilt. Im „Kurier" steht heute, durch die rechtlich verbindliche Grundrechtscharta bekommt die EU das modernste Grundrecht der Welt. Das ist zwar schön, nur leider gilt das für drei Staaten nicht.

Aber was, bitte schön, ist eine Wertegemeinschaft wert, wenn der angebliche Kern dieser Gemeinschaft, die Menschenrechte, disponibel sind, von einzelnen Staaten ausgeschlossen werden können und wenn es möglich ist, hier so zu handeln? Menschenrechtscharta ist offensichtlich nur Verhandlungsmasse. Welche Grundsätze zählen dann überhaupt? Ich glaube, man wird sagen müssen, eine weitergehende Entlarvung der finanzpolitischen und industriepolitischen Komplexe der EU ist wohl nicht möglich.

Der Grund für Tschechien und Vaclav Klaus ist natürlich die Gültigkeit der Beneš-Dekrete beziehungsweise jener Artikel, die Vertreibung, Enteignung und Ermordung von Sudetendeutschen und Ungarn ermöglicht haben. Die Beneš-Dekrete werden in dieser Vereinbarung, im Zusatz, der erfolgt ist, selbst nicht genannt. Aber es geht sehr wohl um die Aufrechterhaltung und weitere Anwendung der Beneš-Dekrete in Tschechien, 65 Jahre nach Ende der Vertreibung. Das Ungeheuerliche daran ist, dass die österreichische Bundesregierung dabei zugestimmt hat, obwohl der Bundeskanzler am 16.10. noch festgestellt hat: „Wir wollen nicht, dass die Rechte der Vertriebenen, etwa bei Rückforderungsansprüchen, eingeschränkt werden." - Er hat sich nicht daran gehalten. 300 Millionen Sudetendeutsche, hunderttausende Ungarn wurden vertrieben und viele sind ums Leben gekommen. Wie geht eigentlich eine österreichische und europäische Öffentlichkeit seit 60 Jahren damit um? Ich kann sagen, durch Ignorieren, durch Nichtbesprechen, durch Wegstecken und durch dröhnendes Schreien. 

Ich darf noch etwas ansprechen, was ich für wichtig halte: In Holland wird ein ehemaliges Mitglied der Wehrmacht, ein naturgemäß alter Mann, angeklagt und wird vor Gericht erscheinen, weil er bei der Erschießung von Zivilisten in der damaligen Zeit den Tod von zwei Menschen zu verantworten hätte. Wenn ein Verschulden vorhanden ist, ist es für mich keine Frage, dass eine Bestrafung auch 70 Jahre nach diesen Ereignissen rechtens ist. Keine Frage, muss ich hier feststellen. Es ist nur eine Frage, warum noch nie ein Mörder der vertriebenen Sudetendeutschen und Ungarn angezeigt worden ist. In diesem Zusammenhang darf ich kurz die „Kronen Zeitung" zitieren, die Folgendes geschrieben hat, und zwar am 27. Oktober: „Anfang 1945 versammelt die slowakische Armee Tausende von Deutschen in der Kaserne von Postelberg im Nordböhmen. Davon wurden 763 ohne Gerichtsverfahren erschossen. Jetzt, nach 64 Jahren, wird nun Ermittlung betrieben. Die Ermittlung begann dank der tschechischen EU-Mitgliedschaft, denn nach den bestehenden deutschen und österreichischen Gesetzen ist ein Mord unverjährbar, bei den Tschechen nicht." - Dass so etwas erfolgt, ist, glaube ich, ganz eindeutig darauf zurückzuführen. Der Lissabon-Vertrag wird auch deswegen bekämpft, um weitere Unantastbarkeit der Beneš-Dekrete zu garantieren und damit der Weg zur Vergangenheitsbewältigung von anderen Massakern in keiner Weise irgendwann noch einmal angesprochen wird. Ich hoffe, dass hier eine Veränderung notwendig ist und sich ergibt. Ich hoffe, dass der Herr Bürgermeister in seiner Mitteilung am Donnerstag auf diese Fragen, auf Diktate, auf nicht erfolgte Urteile, auf mangelnde Gerechtigkeit und auf letzten Endes in der Verfassung verankerte Zugriffsrechte von Behörden eingeht und darauf antwortet. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner ist Herr GR Dipl-Ing Margulies am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

In der heutigen Budgetdebatte, die sich nicht wirklich maßgeblich von den bisherigen unterscheidet - wenn man sich die einzelnen Ausgabenposten ansieht, wird man früher oder später darauf kommen, es ist tatsächlich eine Fortschreibung. Es fehlt meines Erachtens nach ein zentraler Punkt in der Auseinandersetzung. Ich bedaure es, dass dieser mit keinem Wort erwähnt wird. Dabei geht es mir nicht um eine langfristige oder eine mittelfristige exakte Finanzplanung, aber um eine Auseinandersetzung damit, was das heute für 2010 vorgelegte Budget für die Folgejahre bedeutet.

Wenn man sich dieses Budget in Ruhe anschaut, und jetzt ist es mir relativ egal, dass sich dieses Budget auf Grund der Veränderung in der Berechnungsmethode beim Investitionszuschuss des Maastricht-Defizits etwas erhöht oder was es sonst gewesen wäre, bleibt übrig, dass es einen Maastricht-relevanten Gebarungsabgang in der Größenordnung von 700 Millionen EUR gibt, der zustande kommt, obwohl in keinem einzigen relevanten Bereich Ausgaben, wo die Stadt Wien nicht verpflichtet wäre, diese zu leisten, erhöht wurden.

Zum Beispiel der Gratiskindergarten: Den Gratiskindergarten hat die Gemeinde Wien beschlossen. So ist es. Ab sofort ist er verpflichtend. Liebe Renate Brauner, ich schaue mir das an, wie eure SPÖ den Gratiskindergarten im Wahljahr 2010 abschafft oder du sagst zu mir, er ist verpflichtend, es war eine Idee, wir haben es umgesetzt. Nichtsdestoweniger muss man sich überlegen, was das bedeutet. Denn es gibt momentan durch die gemeinsame Politik der Bundesregierung keine Chance, in den Jahren 2011, 2012 und 2013 dieses Defizit auch nur annähernd zu reduzieren. Jetzt bin ich überhaupt kein Nulldefizit-Verfechter, überhaupt nicht, aber es geht darum, sich damit auseinanderzusetzen, was das langfristig für die Stadt bedeutet, wenn jetzt ein Budget vorliegt, wo auf der einen Seite bei den Einnahmen schon alte Sachen zur Gebühr gestellt werden und auf der anderen Seite auch noch sonstige Einnahmen von 90 Millionen EUR in der Finanzverwaltung ausgewiesen sind, wo ich davon überzeugt bin, dass Renate Brauner uns erklären wird, woher diese 90 Millionen EUR Einnahmen kommen, die auf Post 9 000 ausgewiesen sind.

Nichtsdestoweniger, die Steuereinnahmen werden sich in den Jahren 2011, 2012, 2013 nicht wieder auf das Niveau von 2008 hinbewegen, wenn es nicht auf Bundesebene endlich zu einer steuereinnahmenseitigen Anpassung kommt. Wir wissen, dass wir momentan den arbeitenden Menschen nicht mehr wegnehmen wollen und nicht mehr wegnehmen können. Wir wissen, dass wir den Menschen, die nichts haben, nichts wegnehmen wollen und nichts wegnehmen können. Es gibt einzig und allein eine Gruppe von Menschen, die in Wirklichkeit durch die Rettung durch alle Steuerzahler und Steuerzahlerinnen profitiert hat, nämlich die obersten 10 Prozent und insbesondere das oberste Prozent der österreichischen Vermögensbesitzer und Vermögensbesitzerinnen. Die weibliche Form kann man da getrost erst im Nachhinein nennen, weil es sind vor allem Vermögensbesitzer im obersten Prozentbereich. Insbesondere, liebe Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP, geht es nicht nur der Stadt Wien so. Es geht, wenn Sie aufmerksam „Kommunal", „ÖGZ" et cetera lesen, allen Gemeinden in Österreich so, dass das Wegbrechen der sozialen Dienste in den Gemeinden das ist, was österreichweit 2010, 2011, 2012 die größten Probleme verursachen wird. Sie kennen den Finanzausgleich, dass es sofort auf Länder und Gemeinden durchschlägt, wenn weniger Steuereinnahmen da sind.

Deshalb braucht es in Österreich innerhalb der nächsten drei Jahre jedes Jahr - das wissen Sie auch - zumindest 10 Milliarden EUR mehr an Steuereinnahmen. Ein Teil - da gebe ich Ihnen gerne recht - wird über das Wirtschaftswachstum, das hoffentlich früher oder später wieder einsetzt, in die leeren Kassen gespült. Aber ohne eine Vermögenssteuer wird es nicht gehen. Wer sich in der gegenwärtigen Situation einer Vermögenssteuer verweigert, treibt bewusst den Staat, treibt bewusst die Bundesländer und treibt bewusst die Gemeinden in den Bankrott. Derjenige will, dass Sozialleistungen gekürzt werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP, ich würde mir wünschen, dass es bei Ihnen eine Veränderung gibt. Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch in der SPÖ, denn Sie stellen den Bundeskanzler, ich würde mir wünschen, dass es auch bei Ihnen endlich einmal eine ernsthafte Diskussion über die Einführung einer Vermögenssteuer gibt, weil sonst schaut es tatsächlich so aus, dass die Gemeinde Wien weiterhin in den kommenden Jahren einen Gebarungsabgang von 700, seien es 800, seien es 600 Millionen EUR hat. Jetzt kann man sagen, die Verschuldensrate der Gemeinde Wien ist grob gelegen bei 10 Prozent, mein Gott, steigt sie auf 40 innerhalb der nächsten drei Jahre. Fritz Strobl, es ist einfach zu rechnen. Man hat das Budget der Gemeinde Wien, man weiß, wie hoch die Verschuldensrate ist, man weiß, wie hoch der Gebarungsabgang ist. Da kann man einfach Prozent rechnen und es über ein paar Jahre hochrechnen, wenn es nicht zu Mehreinnahmen kommt. Oder Sie sagen, woher die Mehreinnahmen kommen. Ich bin davon überzeugt, dass dieses Budget ein Wahlkampfbudget ist. Liebe Frau StRin Brauner, du hast selbst gesagt, dein Ziel ist es, über die Periode die gesamten Maastricht-Kriterien einzuhalten. Das hast du gesagt. Aber seien wir realistisch! Woher soll denn die Gemeinde Wien in den kommenden Jahren 700 Millionen EUR nehmen? Woher soll sie sie in den Jahren 2010, 2011, 2012 nehmen? Es lohnt sich, sich damit auseinanderzusetzen. 

Schauen wir uns an, wo die Erhöhungen im Budget sind. Ich gestehe ein, dass der Wegfall vom Kanal das Budget um knapp 200 Millionen EUR, sage ich jetzt einmal, einnahmen- und ausgabenseitig reduziert hat. Insofern wären die 300 Millionen EUR, die als Mehrausgaben ausgewiesen sind, noch zu ergänzen. Aber von den 300 Millionen EUR sind rund 80 Millionen EUR fürs Personal und 70 Millionen EUR für Pensionen. Nicht, dass ich der Meinung bin, dass das Personal der Gemeinde Wien überbezahlt ist, überhaupt nicht, aber wenn man da sparen will, heißt es, den Druck noch mehr zu erhöhen, als Sie es in den letzten Wochen und Monaten schon getan haben, wie die verschiedensten Sachen, die wir in den letzten Wochen ans Tageslicht gebracht haben, gezeigt haben. Wenn man will, dass die Gemeinde Wien endlich auch gescheite Mindestlöhne zahlt, eine Vorbildfunktion in diesem Land ausübt, wo in Wirklichkeit jetzt massiv mit einer ganz seltsamen Leistungsträgerdebatte Stimmung gemacht wird, Menschen gegeneinander aufzuhetzen, und zwar genau jene unteren zwei Drittel, die eigentlich sehr wenig oder kaum Vermögen besitzen, die glücklich sind, einen Arbeitsplatz zu haben und die auch heute oft noch von 1 200, 1 300 EUR netto überleben müssen. Ich weiß, das können sich viele Leute nicht vorstellen, die ein Transferkonto fordern, aber auf der anderen Seite schauen wir es uns einfach an. Es würde da im Saal reichen, würde auch bei der ÖVP reichen, welche Transferleistungen ihre Abgeordneten zum Teil bekommen, obwohl sie voll im Berufsleben als Abgeordneter stehen. (GR Robert Parzer: Das hat ja damit nichts zu tun!) Da gibt es ganz schön hohe Pensionen, nur als ein Beispiel. Oder was will man sonst mit den Transferkonten? Arbeitslosenversicherung zählt man dazu, Pensionen nicht. Entschuldigung, es ist beides Versicherungsleistung. Es ist Neidschüren. Diese Art des Transferskontos ist einzig und allein Neidschüren. Wenn man wirklich will, dass sich in Österreich etwas zum Positiven bewegt, dann muss man damit aufhören, permanent Menschen gegeneinander auszuspielen, mit einem einzigen Ziel, und das ist das Verwerfliche, liebe Freunde und Freundinnen aus der ÖVP, dass der oberste Prozentpunkt in Österreich nichts, aber auch überhaupt nichts mehr dazu beiträgt, die soziale Sicherheit in Österreich zu gewährleisten. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Die SPÖ spielt mit. Ich kann Ihnen den Vorwurf leider nicht ersparen! Denn auch in Wien, als ein Beispiel, lobt man den Anstieg im Sozialsystem, lobt man den Anstieg des Transfers an den Fonds Soziales Wien. Der Anstieg an den Fonds Soziales Wien ist lediglich dadurch erklärbar, dass es einfach mehr Fallzahlen gibt, nicht dass die Leute mehr Leistungen erhalten. Der Anstieg der Zahlungen in der Sozialhilfe, de facto die Verdoppelung der Sozialhilfe vom Jahr 2003 bis heute, hat lediglich mit dem Anstieg der Armut und nicht damit zu tun, dass die Gemeinde Wien so viel freigiebiger wäre und den Menschen jetzt mehr zahlt, von minimalen inflationsbedingten Erhöhungen einmal abgesehen. Es wird auch nicht in allen Bereichen erhöht, insbesondere beim Personal im sozialen Bereich, wo auf Grund der Umstellungen im Sozialhilfevollzug man zwar jetzt nicht mehr so lange auf ein Erstgespräch wartet, aber ansonsten kann man sich mit einem Computer unterhalten. Wenn man es kann, kann man sich vom Computer Formulare für Extraleistungen herunterladen, wenn man es nicht kann, erspart sich die Stadt Wien ein bisschen etwas. Weil allzu viele Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen, die Menschen, die Sozialhilfe benötigen, wirklich unterstützen und ihnen helfen, gibt es nicht mehr, die sind mit den Erstfällen beschäftigt.

So würde es aussehen, wenn man versucht, eine langfristige Perspektive für Wien im Budget zu finden. Man kommt darauf, es gibt sie nicht. Das ist auch in vielen anderen Punkten meines Erachtens nach ein zentraler Fehler. Vielleicht wird StRin Brauner einen Ausblick geben, wie es aus ihrer Sicht im Jahr 2011, im Jahr 2012, im Jahr 2013 aussieht. Sie wissen die Konjunkturperioden. Sie wissen, wie schnell oder wie langsam sich die Wirtschaft erholen kann. Und Sie wissen genauso gut wie ich, dass nicht wirklich sehr viel Geld innerhalb der Gemeinde Wien disponibel ist. 

Jetzt könnte ich aus unserer Sicht sagen, die Garagenförderung hat sich nicht als Kredit, sondern als Direktsubvention herausgestellt. Mit der Garagenförderung könnte man tatsächlich viel mehr machen. Es gäbe auch noch ein paar andere Punkte. Wenn ich es durchrechne, komme ich auf 250 Millionen EUR, die man vielleicht anderweitig einsetzen kann. Aber wenn wir das Sozialsystem, das Gesundheitssystem, das Bildungssystem weiter verbessern wollen, dann bräuchten wir noch viel mehr Geld! Da hat es überhaupt keinen Lack, sag ich ganz bewusst, ständig über effizientere Personaleinsparungen zu reden. 

Schauen wir uns einmal an, wo denn Personal der Stadt Wien im Großen und Ganzen beschäftigt ist: Im Bereich der Kindertagesbetreuung sind sehr viele Menschen beschäftigt. Da haben wir alle unlängst gemeinsam festgestellt, sie sind unterbezahlt. Also da werden wir hoffentlich nichts einsparen wollen. Ganz viele, fast die Hälfte, sind angestellt im Bereich des Krankenanstaltenverbundes. Wir wollen doch hoffentlich nicht bei den Pflegekräften und bei den Krankenschwestern sparen, auch nicht bei den Ärzten oder im Bereich der Müllbeseitigung oder wo auch immer, zum Beispiel bei den TelefonistInnen. Selbstverständlich, ich bin davon überzeugt, gibt es auch im Wiener Rathaus den einen weißen Elefanten oder die eine weiße Elefantin, der oder die herumspaziert. Das macht aber das Kraut nicht fett. Das ist ärgerlich, macht aber das Kraut nicht fett.

Wir müssen uns damit abfinden, in einer Zeit, in der es ausgesprochen schwierig ist, kreativ und innovativ zu agieren, weil einfach das Geld nicht da ist, in der es ausgesprochen schwierig ist, dieses Budget sinnvoll zusammenzustellen, darf man sich nicht noch weitere Einsparungsregeln auflegen, weil wir bräuchten genau das Gegenteil. Wenn wir tatsächlich Impulse setzen wollen, dann sollten wir sie - das ist mehrfach von allen Parteien gekommen - im Bildungsbereich setzen, im Bereich der Kinderbetreuung setzen, mit kleineren Gruppen, mit mehr Personal. Das kostet Geld. Ich vermisse diese zusätzlichen Ausgaben hier, denn selbst im Bereich der Kinderbetreuung sage ich, sind wir um einiges hintennach. Das wird heute in der Geschäftsgruppe noch besprochen werden. 

Auch in einem anderen Bereich - und dazu will ich jetzt kurz überleiten - (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Gegenüber wem?) gibt es nach wie vor leider zu wenig finanzielle Mittel, um das für Wien tatsächlich ausreichend zu gestalten, der Bereich Forschung und Wissenschaft. Lieber Jürgen Wutzlhofer, ich gehe dann gerne auf dich ein, ich habe dich akustisch nicht verstanden. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Ich habe gesagt, gegenüber wem?) Nein, hinken nach den eigenen Ideen. Wir wissen, wie es aussieht, dass wir in Wien momentan Gruppen haben, die von Assistentinnen geleitet werden oder die zumindest regelmäßig einspringen müssen. Wir wissen, dass wir große Gruppen haben. Wir wissen, dass noch viel mehr zu tun wäre im Bereich der Kinderbetreuung. Nur, und das sage ich ganz bewusst, weil selbst ich der Meinung bin, dass das Wiener Kinderbetreuungswesen besser ist als in allen anderen Bundesländern - dazu stehe ich -, heißt das nicht, dass es nicht Verbesserungen geben kann. Danke. 

Im Bereich Forschung und Wissenschaft fordern die GRÜNEN gerade auf Wiener Ebene schon seit Langem eine Anhebung auf 0,1 Promille des Budgets. Was passiert? Es wird gekürzt. Und genau deshalb stellen wir eigentlich so wie jedes Jahr den Antrag, dass bei der Erstellung des Budgetvoranschlages 2010 der Budgetansatz „Förderung von Forschung und Wissenschaft" auf mindestens 1 Promille des Gesamtbudgets angehoben wird.

Ich erlaube mir, die letzten zwei Minuten noch zur aktuellen Debatte auf der Uni Stellung zu nehmen:

„Die Uni brennt“ – ein Schlagwort, das momentan nicht nur durch Wien, sondern durch Österreich, durch ganz Europa geistert und wo ich persönlich glaube, es war höchst an der Zeit, dass die Studenten und die Studentinnen aufbegehren. In dem Fall, wie es der Kollege Tschirf, glaube ich, gemacht hat, ein bissel wehleidig zu sagen, man soll nicht immer auf den Kollegen Hahn losgehen, muss ich tatsächlich sagen: Kollege Tschirf (Aufregung bei GR Robert Parzer.), es tut mir leid, der Kollege Hahn war einfach unfähig. Und in Wirklichkeit ... Ich weiß ja nicht, ob ich dem Kollegen Faymann einen Vorwurf machen soll, dem Herrn Bundeskanzler, ob er im Sinne einer Erhöhung des Qualitätsniveaus den Hahn nach Brüssel geschickt hat oder er hat den Hahn nach Brüssel geschickt, weil ihm Brüssel wurscht ist. Auf jeden Fall war es eine unqualifizierte Auseinandersetzung mit der Europäischen Union, Bundesminister Hahn nach Brüssel zu schicken. Man muss sich nämlich überlegen, wenn jemand das Universitätswesen in Österreich so vergeigt wie er und dann so überheblich auf die Proteste der Studierenden reagiert, den de facto dann auch noch zu belohnen, so zeigt das ein Politikverständnis, das nicht das unsere ist.

Und ein Letztes zur ... (GR Dr Matthias Tschirf: 17 Prozent des Budgets!) Um 34 Millionen EUR wurde erhöht. Entschuldigung, die 34 ... (GR Robert Parzer: 17 Prozent des Budgets!) Also schauen wir uns doch einmal die Budgeterhöhungen im Universitätsbereich in den letzten Jahren an. Na, schauen wir es uns tatsächlich an! Wann gab es eine zentrale Budgeterhöhung? Das war, wie die Universitäten begonnen haben, an die BIG Miete zu zahlen. Damals wurde das Universitätsbudget formal erhöht und alle haben gejubelt, bis sie draufgekommen sind, dass die Mieten, die die Universitäten plötzlich zahlen müssen, höher sind als die Erhöhung. Und so wurden die Unis in den letzten Jahren kaputt gespart. (Beifall bei den GRÜNEN.) Dagegen gilt es, massiv aufzutreten. Es geht gegen eine Verschulung des Bildungswesens. Wir wollen Wissenschaftler, wir wollen ForscherInnen haben und zu glauben – und es geht nicht nur um den Platz -, wir erhalten diese, wenn man eine Uni wie eine Schule weiterführt. Dem ist nicht so!

Auch zu diesem Punkt wird wahrscheinlich noch in anderen Bereichen gesprochen werden. Zum Bereich der Wirtschaftspolitik verweise ich auf die Geschäftsgruppe. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr StR Walter. Ich erteile es ihm.

StR Norbert Walter, MAS: Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Kollege Margulies, ich finde es ja spannend, wenn du den Minister Hahn da mit den Universitäten anpatzen möchtest, aber eines weißt du schon: Das UOG und das freie Spiel der Universitäten ist auch ihre Verantwortung. Und ich kann mich nicht hinstellen und sagen, ich bin frei - und dann verlange ich trotzdem wieder, dass das Ministerium dran ist. So geht es auch nicht (Beifall bei der ÖVP.), na entschuldige. Die Universitäten wollen frei sein und dann schreie ich trotzdem drum. (Aufregung bei GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Dass die Einführung der Studiengebühren sehr wohl etwas gebracht hätte und die Zugangseintrittsmöglichkeiten in diverseste Studien auch sinnvoll sind, glaube ich, ist auch unbestritten. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Bringt weniger Studierende, ja!) Aber dafür hast mehr Abschlüsse, wie wir wissen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Sie bringen weniger Studierende. – Aufregung bei den GRÜNEN.) Jetzt ganz ehrlich, ganz ehrlich, ich habe selber studiert und ich habe mir mein Studium auch selber gezahlt, ich habe auch Studienbeitrag gezahlt, ich habe ihn jetzt auch noch gezahlt, ich habe mich nicht gefürchtet und ich habe selber auch aufgepasst und wenn man will in diesem Land ... In diesem Land haben wir, wie wir vorhin festgestellt haben, sehr viel Geld. Man muss nicht immer so tun, als ob alles umsonst sein muss. Nein, nein, ich habe auch selber Studienbeiträge bezahlt und ich habe es gerne gemacht, ich habe daneben arbeiten müssen, ja, das habe ich müssen. (Beifall bei der ÖVP.) Aber so zu tun, als ob alles frei sein muss, sei mir nicht böse, aber da können wir nicht weiterreden. (Weitere Aufregung bei GR Dipl-Ing Martin Margulies. – GR Kurt Wagner: Das ist Diskussionsverweigerung!)
Jetzt muss ich nach diesem universitären Ausflug kurz zum Budget der Stadt Wien kommen. Ich gebe dir recht, dass das Budget immer nur kurzfristig gesehen wird. Die Frage, was 2011, 2012, 2013 und die Folgejahre passieren wird, ist in der Tat offen. Dass es zum Budget eine Arbeitsgruppe gibt, die offensichtlich nichts arbeitet - ich weiß nicht, wer von der Stadt Wien da drinnen sitzt und eigentlich daran arbeiten sollte, wie die Budgets der Folgejahre ausschauen sollen -, dass es keine Bundesländerzusammenschau gibt, da sage ich ganz offen, das ist auch die Verantwortung einer Finanzstadträtin, wo ich mir erwarte, dass die Finanzstadträtin der Stadt Wien hergeht und sagt, wie es nach 2013 ausschaut. Viele von Ihnen hier herinnen wissen, dass wir ab 2013 einen neuen Finanzausgleich brauchen und ich glaube, es ist heute an der Zeit, sich darum zu kümmern, wie das aussieht. (Beifall bei der ÖVP.) Denn was für eine Situation werden wir denn 2015 haben? 80 000 in etwa mehr Einwohnerinnen und Einwohner, auch jüngere Menschen wird es wieder mehr geben, aber vor allem auch ältere. Und wie geht die Schere auseinander und was machen wir damit? Gute Frage, weil ich weiß es nicht, denn die Budgets werden nicht über längere Zeiträume angelegt. Und nachdem eh kein Spielraum da ist, wie der Herr Margulies ja richtigerweise festgestellt hat, könnte man ja theoretisch Budgets auch über 30 Jahre schreiben, weil sich ja nichts ändert.

Was sich aber sicher ändern wird, das ist der Bedarf an Kinderbetreuungseinrichtungen plus 24 Prozent, der Fonds Soziales Wien plus 9 Prozent, und ich frage mich, wie wir das alles bedecken werden, denn die Einnahmenseite ist aus meiner Sicht mehr als nur zu positiv geschätzt. Ich glaube nicht, dass das zu halten sein wird. Und wenn der Kollege Lindenmayr gesagt hat, den Menschen geht es gut, wenn es der Wirtschaft gut geht, dann sage ich Ihnen, wenn es der Wirtschaft gut geht, dann geht es den Menschen gut, denn ohne Betriebe gibt es keine Arbeitsplätze. (StR David Ellensohn: Das stimmt aber nicht! - Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Der Wirtschaft ist es schon oft gut gegangen, den Menschen aber nicht!) Das glaube ich nicht, also das würde ich nicht sagen.

Herr Margulies, nur vielleicht eine kleine Nachhilfe: Wenn Sie sich die Spareinlagen, Vermögensanlagen und Geldvermögen in Österreich anschauen, und jetzt können wir es durchdividieren, wie wir wollen, ist es jedenfalls so, dass wir annähernd tausend Milliarden Euro Privatvermögen, Geldvermögen haben werden. Jetzt frage ich Sie: Wem geht es da nicht gut? (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Na, gut geht es der Wirtschaft, gut geht es nur manchen Menschen!) Na ja vielen, vielen. Und denen, denen es nicht gut geht, denen muss man auch helfen, das ist ja unbestritten. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Einigen wenigen geht es sehr gut!) Aber es kann ja nicht umgekehrt sein, dass wir allen helfen müssen und keiner mehr was tut. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Denen es sehr gut geht, denen muss man eh nicht helfen!) Eh nicht, aber den anderen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Na also!) Aber wir brauchen auch Leute, die einen Arbeitsplatz schaffen oder ich habe noch nie gesehen, dass ein Arbeitsloser einen Arbeitsplatz geschaffen hat, mit Verlaub gesagt. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Also den Arbeitlosen sollte man überhaupt nicht helfen?) So ist es. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Denen soll man nicht helfen oder wie ist das jetzt gemeint?) Nein, ich wollte ja nur sagen, dass es auch Menschen braucht, die ein Geld verdienen und was investieren können und damit einen Arbeitsplatz schaffen. Ich habe jedenfalls noch nie jemanden getroffen, der wenig Geld hat und gerade mit seinem Geld auskommen muss und damit einen Arbeitsplatz schafft. So habe ich es gemeint. Du weißt eh ganz genau, wie ich es gemeint habe, ja, in der Verwaltung oder sonst wo, aber jedenfalls nicht in der Privatwirtschaft. (GR Kurt Wagner: Und die NGOs sind nicht in der Privatwirtschaft?)
Der Kollege Lindenmayr hat die Mercer-Studie wieder genannt und die Mercer-Studie sagt, und da kann man durchaus darüber reden, die Lebensqualität in der Stadt ist eine sehr hohe. Da brauchen wir auch kein Hehl daraus zu machen und es ist ja auch nicht alles schlecht. Aber wenn ich mir die Studie anschaue vom 6.10. im „Kurier“, den European Cities Monitor von Cushman & Wakefield, (GR Kurt Wagner: Man wird nicht Erster, wenn man nichts tut!), da sind wir auf den Rang 28 abgefallen, Herr Kollege Wagner, von insgesamt 34 europäischen Standorten! Jetzt frage ich Sie: Ist das aktive Wirtschaftspolitik? Ganz offen geredet: Glauben Sie, dass man mit nicht einmal annähernd 200 Millionen Investition in die Wirtschaftspolitik in einem der größten europäischen Wirtschaftsräume etwas bewerkstelligen kann? Ich weiß nicht. Dass die Schulden von 2,2 mit Wiener Wohnen auf 4,2 steigen ... (GR Kurt Wagner: Alle Maßnahmen, die gehören auch dazu!) Ja und? Das, was sowieso geplant ist, als Wirtschaftsinvestition und direkte Investition zu verkaufen, ist aber auch einfach, oder? Das ist ja sowieso schon geplant gewesen.(Beifall bei der ÖVP.)

Herr Kollege! Glaubst du ernsthaft, dass der Wohnbau eingestellt werden sollte? Das war sowieso geplant, oder? Dass wir ein neues Krankenhaus bauen wollen, wenn man es gescheit macht, war auch geplant. Nur so kann man es halt nicht machen. Dass die oberösterreichische Wirtschaft um 2,8 Prozent gewachsen ist, die Wiener nur um 1,3, das steht in allen Zahlen und dass dort seit 2004 knapp 100 000 Arbeitsplätze geschaffen wurden und in Wien knapp 1 000 - jetzt erkläre mir, wie das zusammengeht. 

Mit anderen Worten: Frau Vizebürgermeisterin, wir verlangen, dass Sie ein echtes Konjunkturpaket vorlegen und zwar ein effektives, denn die vorgeschriebenen Dinge, die Sie uns heute erzählt haben, das ist mit Abstand zu wenig. 

Und damit in dieser Stadt etwas weitergeht und zwar so weitergeht, dass diese Stadt nicht nur den Fonds Soziales Wien erhöhen muss, sondern dass die Menschen wieder selber mehr tun können und mehr vom Leben haben, möchte ich Ihnen ganz kurz ein paar Punkte sagen, die unserer und meiner Meinung nach zu sinnvoller Bewirtschaftung dieser Stadt führen: 

Wo bleibt das Markenprofil von Wien? Wofür steht Wien, außer für Kultur? Was ist im Wirtschaftsbereich? Der Biocenter-Ansatz unter Bernhard Görg und Brigitte Ederer war ein guter. Er ist nur leider stecken geblieben. Was ist mit den versprochenen Entlastungen im Werbebudget? Die Werbeabgabe - der Bürgermeister hat das, glaube ich, drei Mal schon gesagt - ist bis heute nicht passiert. Das Transferkonto, das Sie alle so verteufeln, finde ich spannend, denn ich hätte ganz gerne gewusst, was es heißt, wenn jemand Wohnbauförderung hat plus zusätzlich Mietzinsbeihilfe des Finanzamtes. Wer weiß das denn in der Stadt? Wer weiß denn, welche Transfers überall da und dort passieren? Ich glaube, das weiß niemand. Und es geht überhaupt nicht um einen Neidkomplex, sondern es geht ganz einfach darum, dass der Mensch persönlich individuell weiß, was er kriegt und Sie wissen das. Bei den Bauern hat sich auch keiner aufgeregt, als man die EU-Förderungen ins Internet gestellt hat. Da hat jeder nachschauen können, was sie kriegen. Dort hat sich keiner aufgeregt. Wo blieb dort Ihr Aufschrei, die Neiddebatte? Da habe ich nichts gehört. (Beifall bei der ÖVP.)

Was ist mit der versprochenen Verwaltungsreform? Wirtschaft und Verwaltung müssen Partner sein und nicht Hemmschuh. Was ist mit der Qualifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter? Nach etlichen Jahren, wo wir das Gratiskindergartenjahr gefordert haben, haben Sie es nun endlich eingeführt. Dass heute aber noch Lehrlinge in die Betriebe kommen, die weder gut Deutsch können noch Rechnen, Lesen, teilweise auch nicht Schreiben, das ist für mich nicht Qualifizierung von Mitarbeitern, das ist maximal ein Dahinwurschteln in der Bildungspolitik. (Beifall bei der ÖVP.)

Und wenn man dann Vorschläge dazu macht, heißt es immer „Njet“. Frau Vizebürgermeisterin, Sie haben ja gesagt, wir müssen in der Krise zusammenstehen. Ja, das müssen wir. Aber dann sind Sie auch so fair und hören Sie sich gute Vorschläge der Opposition an und seien Sie bereit, auch den einen oder anderen mit einzubauen, weil es sonst nicht gehen wird. Ich kann nicht sagen, wir machen miteinander, aber entscheiden tu ich eh alles alleine. Beim Konjunkturgipfel haben Sie zwar die Sozialpartner eingeladen, aber ich kann mich nicht erinnern, dass zum Beispiel einer der Klubobleute dabei gewesen ist. Es wäre fair gewesen, es wäre gut gewesen, auch die politische Seite mit einzubinden und vielleicht wäre der eine oder andere sinnvolle, konstruktive Vorschlag für die Stadt, für die Wienerinnen und Wiener, mit dabei gewesen. (Beifall bei der ÖVP.)

Was ist mit den Eliten, mit den Leistungsträgern? Haben Sie keine Scham davor, wir brauchen sie, Exzellenzzentren im Wissenschaftsbereich, im Forschungsbereich und auch Ja zu einer Risikokapitalbeschaffung.

Und jetzt komme ich auf die Kollegin Vassilakou, denn ich habe es amüsant gefunden, dass in der Generaldebatte des Budgets der Stadt Wien der Ausbau der Radwege ein Schwerpunkt war. Das finde ich nett und finde ich lustig. Ich frage mich nur, wie wir im Winter die Wirtschaftsgüter transportieren werden? Haben wir dann wie in Asien hinten ein Wagerl dran, wo wir es dann mitführen? Also seid’s mir nicht böse, aber das ist aus meiner Sicht (Heiterkeit bei GR Mag Rüdiger Maresch.) kein sinnvoller Umgang mit Wirtschaftsverkehr. Von unserer Seite ein klares Ja zum Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, auch zum Bahnhof, auch wenn dort manche Dinge nicht so laufen, wie sie laufen sollten. Ja zum Wiener Umfahrungsring und zwar schnell und rasch. Ja auch zum Flughafen und Ja zum Ausbau der Donauschifffahrt und „Ja“ zur Breitspuranbindung nach Russland und damit nach China. Das sind Dinge, die heute Vision sind, aber wir müssen sie machen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Na geh!) Wenn wir sie heute nicht machen, werden unsere Kinder und Kindeskinder daran zugrunde gehen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ja, aber aus anderen Gründen zugrunde gehen, entschuldigen Sie!) Das Radl muss man nicht neu erfinden, Kollege Margulies! 

Das Beispiel Hamburg, um Ghettoisierungstendenzen entgegenzuwirken, wo man junge Menschen - und jetzt komme ich wieder zu den Studentinnen und Studenten - gerade in solchen Gegenden, wo sich dann Szene, Lokale, Geschäfte entwickeln, mit Unterstützung wohnen lässt. Das kann man in Wien auch probieren und wenn es ein Pilotversuch ist und da muss man nicht weit fahren, nicht weit schauen, dann findet man das heute durchaus auch in den modernen Medien in der Recherche. 

Wirtschaftliches Grunddenken, Frau Vizebürgermeisterin! In der Grundschule zu fördern, was es heißt, einen Betrieb zu führen, wie ein Wirtschaftskreislauf funktioniert, was ein Umsatz, was ein Gewinn ist, wie Steuern funktionieren, das wären Dinge, um die jungen Menschen in dieser Stadt zu fördern und zu fordern. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Lernen müssen aber sie!) Ist auch gut, warum nicht? Ist auch gut. Das eine schließt ja das andere nicht aus, aber es gibt nicht nur das eine und das andere nicht. 

Und jetzt sage ich Ihnen noch zwei, drei Ideen, die diese Stadt aus meiner Sicht schon lange machen hätte können und vielleicht wird sie es irgendwann einmal tun.

Wir haben in dieser Stadt Liegenschaften, vom Wohnbau angefangen über den Wirtschaftsförderungsfonds, den KAV, die Wiener Linien, die Stadtwerke, die Holding. Kein Mensch weiß, welche Grundstücke das sind, welche Qualität sie haben, was man damit in Zukunft machen will. Warum scheuen Sie sich davor, diese zusammenzuführen, sie zu clustern und zu sagen: Okay, das sind Grundstücke für Betriebsansiedlungen, das sind Grundstücke nur für den Wohnbau verbunden mit den modernen Planungsinstrumenten? Wovor fürchten Sie sich? Die MA 69 macht Liegenschaftsmanagement und trotzdem haben der KAV und die Wiener Stadtwerke ihre eigenen Grundstücke. Mit welchem Grund? Welche Argumente gibt es dafür? Ich sehe keine. Was ist mit der Infrastruktur? 2005 ist mit Pomp und Trara der ehemalige Generaldirektor des ORF mit Glasfaserausbau gekommen. Was ist passiert? Ich weiß es nicht. Ich weiß nur, dass die Wiener Stadtwerke Glasfaserausbau machen und auch die Holding gemeinsam mit UPC. Konkurrenzieren wir uns jetzt intern in der Stadt mit den Unternehmen in dem Bereich oder wozu ist das gut? Ich weiß es nicht.

Was ist mit den ganzen ausgegliederten Betrieben? Wer hat einen Überblick? Wo ist die politische Kontrolle? Der Bund hat einen Ausgliederungsbericht gemacht. In Wien haben wir bis heute keinen. 

Und ein Letztes, weil der Tourismus auch immer wieder angesprochen worden ist. Da ich selber aus einem Tourismusland komme, weiß ich, was Tirol und auch andere Länder an Förderungen erhalten. Ich weiß auch eines, dass Wien das, was der Bund bereitstellt, bis heute nicht abgeholt hat. Und ich weiß aber auch, dass gerade die Betriebe Bedarf danach hätten. (VBgmin Mag Renate Brauner: Wird das auf der Bundesebene evaluiert?) Ja, das wissen wir und jetzt sage ich noch etwas dazu, Frau Vizebürgermeisterin: Nachdem wir auch wissen, dass in Wien viele Lokale gerade auch in Misssituationen sind, wäre es auch eine Frage, wie man dafür eine Stadthaftung machen kann, um stärker zu Förderungen zu kommen, zu Krediten, weil die damit oftmals das Problem haben und das wissen Sie. Wir müssen es nur machen.

Zum Schluss, meine sehr geehrten Damen und Herren der Sozialdemokratie, ein Satz von Konrad Adenauer, der einmal gesagt hat: „Alles, was die Sozialisten von Geld verstehen, ist die Tatsache, dass sie es von anderen haben wollen und das ist zu wenig.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Strobl. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Gut, ich meine grundsätzlich war nichts anderes zu erwarten, als dass die Opposition den Budgetvoranschlag kritisch betrachtet. Wenn man sich dann aber die einzelnen Wortmeldungen in Erinnerung ruft, dann ist es schon abenteuerlich, was sich hier zum Teil abspielt. Die einen sagen, wir müssen mehr sparen, die anderen sagen, wir müssen mehr investieren, die Dritten sagen, wir müssen sparen und investieren und gleichzeitig die Schulden abbauen und so weiter, und so fort. Und wirklich das i-Tüpferl ist, dass Vorschläge ständig genannt werden und zwar von allen Fraktionen, wo oftmals sogar auch selbst dann dazu gesagt wird, dass die Zuständigkeit nicht bei der Stadt Wien liegt, sondern im Bund.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich hier ganz kurz auf einzelne Wortmeldungen eingehen. Zunächst einmal ganz zu Beginn von der FPÖ der Herr Dr Schock, der über die Wirtschaftsförderung spricht und mit Zahlen hantiert, die niemand nachvollziehen kann und die ganz einfach nicht stimmen. Der sagt, die Wirtschaftsförderung wurde dramatisch verringert mit irgendwelchen Zahlen, ich weiß nicht, woher er die hat, und ich bin gerne bereit, ihm das zu erklären, wie es wirklich aussieht. Aber vor allem war der Kern seiner Aussagen: Abgaben senken, Mieten verbilligen, Freifahrten, Heizkostenzuschuss erhöhen, Sozialleistungen erhöhen, Wirtschaftsförderungen erhöhen, Investitionen erhöhen, gleichzeitig Schulden abbauen. Wie soll das alles funktionieren? Das ist wirklich unseriös, was hier gemacht wurde. In Wirklichkeit war es eine Zusammenfassung einiger Reden, die er in der Vergangenheit schon gehalten hat. 

Und das Zweite, worauf ich mich konzentrieren möchte, sind die Redner der ÖVP, nämlich der Herr Dr Tschirf und dann der Herr Kollege Walter. 

Ich beginne mit Herrn Dr Tschirf und ich beginne mit dem Bereich Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung, wo du, lieber Herr Klubobmann, gesagt hast, 10 Millionen sind für Wissenschaft und Forschung vorgesehen. Es ist nicht so lange her, dass wir eine Finanzausschusssitzung gehabt haben und nur in dieser einen Finanzausschusssitzung haben wir 28 Millionen beschlossen, 28 Millionen für den Campus in der Bohrgasse und für die BOKU in der Muthgasse. Also das ist einmal die erste Anmerkung. Das Zweite, was ich dazu sage, ist, du hast dich auch im gleichen Satz widersprochen, weil du von 10 Millionen sprichst und im nächsten Satz sagst du, es sind nur 3,13 Prozent des Gesamtbudgets. Auch diese Zahlen stimmen natürlich nicht überein. 

Und noch ein paar Anmerkungen sind mir wirklich ein Bedürfnis, hier klar zu stellen zum Stichwort Demokratieverständnis der Österreichischen Volkspartei. Es ist mir ja wirklich ein Vergnügen, darauf eingehen zu können und dazu Stellung nehmen zu dürfen. Denn wenn wir über das Demokratieverständnis der Österreichischen Volkspartei diskutieren wollen, dann würde ich dir den Rat geben: Schau dir mal das Demokratieverständnis in der Wirtschaftskammer an, ja, mit dem ich tagtäglich zu tun habe. Dann wirst du nämlich draufkommen, da ist wirklich viel Handlungsbedarf und zwar seitens der Österreichischen Volkspartei und sonst von niemandem! (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn du wieder mal die Frage stellst, wo denn die Joblokomotive Wien ist, dann gebe ich dir auch hier gerne die Antwort. Dann schauen wir uns bitte doch einmal an: Wer ist es denn die Joblokomotive in diesem Land? Es ist Wien! Oder ist dir entgangen, dass weit über 200 000 Menschen aus anderen Bundesländern in Wien ihren Arbeitsplatz haben, dass ein Viertel aller Lehrlinge, die in Wien ausgebildet werden, aus den Bundesländern kommen? Das ist die Joblokomotive Wien und diese Joblokomotive Wien funktioniert hervorragend, weil wir als Stadt Wien und wir auch als SPÖ die Klein- und Mittelbetriebe unterstützen. Sie schaffen die Arbeitsplätze, sie schaffen die Ausbildungsplätze und sie sorgen für unsere Nahversorgung.

Und ein letzter Punkt, das habe ich total lustig gefunden, sind nämlich die Twin City Liner. Wir sollen den Twin City Liner ausbauen. Entschuldigung, das ist passiert, erledigt, Hakerl! Ich meine, kommst du nie beim Schwedenplatz vorbei und schaust dir das nicht an, was sich dort abspielt? Ist dir entgangen, dass ein zweiter Twin City Liner unterwegs ist? Also hier ist einiges gelaufen und offensichtlich, und ich weiß nicht, wie das mit dem Informationsfluss innerhalb der ÖVP ist, gibt es da wirklich einen dementsprechenden Ausbaubedarf. 

Auch die Rede des Herrn Kollegen Walter lässt auf das schließen, der darüber spricht, er braucht Informationen, zum Beispiel, was das Budget betrifft, und man sollte die politischen Parteien extra einladen, wenn es um Konjunkturpakete geht, und der Frau Vizebürgermeisterin den Vorwurf macht, dass sie nur die Sozialpartner eingeladen hat. Ja, Entschuldigung, in unserer täglichen politischen Arbeit hier im Haus, hier in dieser Stadt, sind wir gefordert. In jeder Sitzung des Finanzausschusses, in jeder Sitzung von jedem anderen Ausschuss besteht die Möglichkeit, über Konjunkturpakete und sonstige Investitionen zu diskutieren und hin und wieder finden diese Diskussionen ja auch statt. 

Worauf ich nicht eingehen möchte und da empfehle ich wirklich, die interne Kommunikation ein bissel zu verbessern, ist das Beispiel Hamburg. Erstens einmal waren wir auf der Finanzausschussreise in Hamburg und da haben wir wirklich gesehen, dass wir in Wien Spitze sind. In allen Bereichen, die wir dort gesehen haben, hat Hamburg gegenüber Wien einen Aufholbedarf, der sich sehen lassen kann und von der dortigen Regierung ganz sicher nicht erreicht werden wird. Und was die jetzige Regierung hier, was die jetzige Regierung dort momentan macht, na ja, das brauche ich wohl auch nicht zu kommentieren, denn was würde es bedeuten, wenn wir das hier in Wien machen würden und was würde es auch bedeuten, wenn wir einige dieser Vorschläge, die von der ÖVP gekommen sind und immer wieder kommen, umsetzen? Ständig wird über Einsparungen beim Personal diskutiert und über Effizienzsteigerungen diskutiert. Sagen Sie doch den Menschen, was Sie tatsächlich damit meinen! Da geht es nicht um irgendwelche abstrakte Zahlen, sondern da geht es darum, dass Arbeitsplätze abgebaut werden sollen und das ist nicht unser Weg. Das ist vielleicht der Weg der ÖVP, aber ganz sicher nicht der Weg der SPÖ! (Beifall bei der SPÖ.)

Ein letzter Satz noch einmal zum Kollegen Walter - den Satz hab ich mir aufgeschrieben -, der hier mehrfach betont hat, er hat noch nie jemanden getroffen, der wenig Geld hat und einen Arbeitsplatz geschaffen hat. Also ich würde den Kollegen Walter gerne einladen, vielleicht einmal einen Tag mit mir zu den Wiener Betrieben zu gehen und die Wiener Ein-Personen-Unternehmen zu besuchen. Dann wird er nämlich sehen, wie das tatsächlich ist. Und in diesem Zusammenhang, und in diesem ... (Aufregung bei den GRen Dkfm Dr Fritz Aichinger und Dr Matthias Tschirf. – GR Dr Matthias Tschirf: Welchen bitte?) Der hat zumindest seinen eigenen geschaffen und es gibt Rahmenbedingungen, dass auch diesen Ein-Personen-Unternehmen die Schaffung eines weiteren Arbeitsplatzes erleichtert wird, eingeführt von Herrn Sozialminister Hundstorfer. Nur so ganz nebenbei. Im Zusammenhang mit Arbeitsplatz Schaffen und Tourismus hat er dann noch über die Förderungen für Kredite gesprochen. Das ist ja überhaupt das Größte. Wenn wir uns anschauen - und ich glaube, da besteht ja wenigstens Einigkeit, wer denn die Verursacher der Finanz- und Wirtschaftskrise weltweit sind, nämlich ganz sicher nicht die Klein- und Mittelbetriebe und ganz sicher nicht die Ein-Personen-Unternehmen, ich glaube, da sind wir alle d’accord -, was getan werden musste, und ich stehe auch dazu, dass das getan wurde, nämlich ein 100 Milliarden Bankenpaket und ein 10 Milliarden Paket für die großen Leitbetriebe in diesem Land ab 250 Mitarbeiter und ab 50 Millionen EUR Kredit, so ist das alles okay, aber was wurde vom Finanzminister für die Kleinen gemacht? Wo ist da die Unterstützung? Wo gibt’s hier die Unterstützung aus den Haftungen? Bei all den Maßnahmen im AWS, die eingeführt wurden, gibt es auch Haftungsübernahmen. Nur bei den ganz kleinen Krediten, die für die ganz kleinen Betriebe sind, gibt es das nicht. Außerdem fängt die Investitionsgrenze erst viel zu spät an, nämlich bei 10 000 EUR. Kleinbetriebe und vor allem Ein-Personen-Unternehmen haben aber ganz andere Investitionen zu tätigen. Da geht’s oft nur um 2, 3, 4 000 EUR für den Ankauf von Software oder für den Ankauf von Hardware. All das Gehörte von den Rednern der Oppositionsparteien hier bestätigt mir, dass die SPÖ den richtigen Weg geht, dass die SPÖ die richtigen Maßnahmen setzt und dass die SPÖ sich auch in der richtigen Koalition befindet, nämlich in der Koalition mit den Bürgerinnen und mit den Bürgern der Stadt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich aber schon auch ein paar Sätze zum Budgetvoranschlag sagen. Ich glaube, das kann nicht oft genug wiederholt werden. Es geht wirklich darum, dass es ein Wachstumsbudget gibt. Es zeigt den richtigen Weg, nämlich Investieren statt Sparen, Investieren in Investitionen, wo die Menschen im Mittelpunkt der Investitionen sind, wo es um Arbeitsplätze geht, wo es um Ausbildungsplätze geht, wo es um die Unterstützung der Kaufkraft geht, wo es darum geht, dass wir die Bildung weiter ausbauen und wo es auch um die Absicherung, die Erhaltung und den Ausbau unseres Gesundheitssystems geht. All diese Investitionen sind Investitionen in die Lebensqualität dieser Stadt und in den Wirtschaftsstandort dieser Stadt, es sind Investitionen in die Arbeitsplätze. Und ich hab es schon erwähnt und die Frau Vizebürgermeisterin hat es schon gesagt, es sind nachfragewirksame Ausgaben von 4,4 Milliarden, davon 1,7 Milliarden in den wichtigen Bereich Bau,- Baunebengewerbe. Es sind das ja nicht irgendwie 1,7 Milliarden, die man so hinschreibt und wo man sagt: Na ja, warum macht ihr nichts für die Betriebe? Ja, wer macht denn diese Aufgabe? Wer erledigt denn diese Investition? Wer erledigt denn diese Bauvorhaben? Das sind vorwiegend Klein- und Mittelbetriebe und das sind vorwiegend Betriebe, die Arbeitsplätze schaffen, die Menschen beschäftigen und die Jugendliche ausbilden. 300 Millionen investiert 2009, glaube ich, der Bund in den Arbeitsmarkt. Wir sind uns alle darüber einig und das steht ja auch fest, dass diese Arbeitsmarktmaßnahmen auch Bundesangelegenheiten sind. Aber was machen wir in Wien? Wir unterstützen diese Maßnahmen und wir ergänzen mit einem Budget von 58 Millionen durch den Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds und wir unterstützen hier pro Jahr zirka 25 000, 26 000 Menschen bei der Jobfindung. Ich glaube, auch das sind Maßnahmen, die sich sehen lassen können. 

Letztendlich sind all diese Investitionen, und ich wiederhole es ganz bewusst und sehr gerne, Investitionen in die Wirtschaft, Investitionen in die Betriebe dieser Stadt, Investitionen in die Klein- und Mittelbetriebe. Diese Klein- und Mittelbetriebe bilden eben die Jugendlichen aus. Sie beschäftigen weitaus die meisten Leute in diesem Land, in dieser Stadt und sie brauchen unsere Unterstützung. Wir haben mit dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds auch eine Institution, die eine derartig breit gefächerte Wirtschaftsförderung anbietet, die sich wirklich sehen lassen kann. Und ich bin bei sehr, sehr vielen Veranstaltungen, Diskussionsveranstaltungen, nicht nur vom Wirtschaftsförderungsfonds, ich bin bei Betriebsbesuchen unterwegs und wenn man sich mit den Menschen, mit den Unternehmerinnen, mit den Unternehmern in dieser Stadt unterhält, wie denn die Unterstützung von der Stadt ausschaut, dann gibt es wirklich Lob auf den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und ich verstehe nicht, warum es hier permanent Kritik seitens der ÖVP gibt. 

Genauso wie ich nicht verstehe, warum ständig über den Tourismus und über die mangelnde Förderung des Tourismus seitens der ÖVP gesprochen wird. Schauen wir uns doch die Zahlen im Tourismus an! Hier haben wir jetzt erst wieder im Oktober ein Rekordergebnis erzielt, in einer Zeit, wo wir alle nicht damit gerechnet haben. Das passiert doch nicht von alleine. Das passiert genau aus den Gründen, die wir immer in der Tourismuskommission auch besprechen, nämlich vorausschauend agieren, richtig investieren, die richtigen Zielgruppen ansprechen. Und ich glaube, wenn ich hier sage, wir können dem Tourismusdirektor Norbert Kettner ein herzliches Dankeschön aussprechen, werden Sie mir hoffentlich beipflichten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ganz zum Schluss möchte ich noch einmal auf einige Debattenbeiträge der Vorredner eingehen, nämlich sowohl vom Kollegen Walter als auch vom Kollegen Margulies und zwar: Was passiert in den Jahren 2011, 2012, 2013? Du warst schon bei 2015 und dann hast du gesagt: „In den nächsten 30 Jahren.“ Ja, Entschuldigung, ich meine, so wie wir 2005 und 2006 nicht sagen haben können, dass es eine Wirtschafts- und Finanzkrise geben wird, so können wir es auch jetzt nicht und niemand von uns kann sagen, was in diesen Jahren passieren wird. Das, was wir machen können, ist, und das tun wir und das seit vielen Jahren, auf die Situationen dementsprechend zu reagieren, antizyklisch zu agieren: Wenn die Einnahmen und die Wirtschaftslage sehr positiv sind, die Schulden zurückzahlen, und wenn es eine Situation gibt, wie wir sie jetzt haben, wo die Wirtschaft unsere Unterstützung braucht, wo es einen Schutzschirm für die Arbeitsplätze in dieser Stadt braucht, dann muss man zusätzlich investieren. Das haben wir gemacht. Ich erinnere an unsere Milliarde Konjunkturpaket, die wir in dieser Stadt auch tatsächlich beschlossen haben und die wir auch dementsprechend umgesetzt haben. Ich ersuche Sie, sich noch einmal den Budgetvoranschlag anzusehen, dann werden Sie sehen, dass das, was wir in dieser Stadt für die Wirtschaft, für die Arbeitsplätze machen, sich sehen lassen kann. 

Und lassen Sie mich ganz zum Schluss noch eines sagen: Ich möchte mich ganz, ganz besonders herzlich bei der Frau VBgmin Mag Renate Brauner für die tolle Zusammenarbeit im Sinne der Wienerinnen und Wiener bedanken und natürlich auch ein herzliches Dankeschön an den Finanzdirektor und sein Team. Arbeiten wir weiter im Sinne unserer Stadt! – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Bezirksvorsteherin Reichard hat sich gemeldet. Bitte schön.

Bezirksvorsteherin Susanne Reichard: Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich stehe seit Jahren hier bei Budgetdebatten und auch bei Rechnungsabschlüssen und bin mir immer vorgekommen, wie wenn jedes Mal derselbe Film abläuft. Man hat da ein Déjà-vu-Erlebnis. Heute ist es das erste Mal ein bisschen anders, weil das erste Mal, muss ich sagen, ist etwas weitergegangen in Richtung Dezentralisierung. Ein kleines Schrittchen, aber es ist etwas weitergegangen. Es ist das erste Mal seit Jahren, dass die Bezirksbudgets erhöht wurden, ein bisschen erhöht wurden, ein wenig erhöht wurden, aber in die richtige Richtung. Und es ist das erste Mal, dass der Gedanke der Valorisierung auch bei den Bezirksbudgets Platz gegriffen hat. 

An dieser Stelle mal vorweg ein Dankeschön an alle, die an diesem ersten Schritt mitgearbeitet haben, ihn gesetzt haben. Ich glaube, es war ein richtiger Schritt, wiewohl es war ein kleiner Schritt und ich glaube, es liegt noch ein breiter, steiniger Weg vor uns. Ausgangslage war letztes Jahr ja die Studie über die Dezentralisierung, die in Auftrag gegeben wurde, wo von Anfang an für viele nicht so klar war, was herauskommen wird, wo sogar drinnen gestanden ist, Ziel dieser Studie darf nicht die Aufhebung der Dezentralisierung sein. Also es war ja offensichtlich sicherlich viel offen. Herausgekommen ist das, was wir, die wir an Ort und Stelle vor Ort arbeiten, eigentlich immer schon gewusst haben, dass sich die Dezentralisierung natürlich bezahlt gemacht hat und dass man sieht, dass das die beste, die bürgernächste, die effizienteste Weise ist, diese Stadt zu verwalten. Herausgekommen ist, was wir vor Ort auch schon immer gewusst haben: Dass die Aufgaben gestiegen sind, enorm gestiegen sind und dass die Geldmittel aber in dem gleichen Maße nicht mitgestiegen sind. (Beifall bei der ÖVP.)

Diese Studie wurde dann zum Anlass genommen, diesen ersten Schritt zu machen und es ist im letzten Jahr ein 5 Millionen Topf zusätzlich für die nächsten 5 Jahre für die Kindergärten an alle Bezirke Wien-weit gegangen. Es geht für die nächsten Jahre ein 8,5 Millionen Investitionstopf an alle 23 Bezirke und ein zusätzlicher Topf von weiteren 4 Millionen, wie gesagt, über alle 23 Bezirke! Wenn man sich das so anschaut, dann sind wir immer noch bei einem Anteil von jetzt nicht mehr 1,5 Prozent vom Gesamtbudget, aber immerhin bei 1,7 Prozent, was auch nicht unbedingt gerade das Beste und das Höchste ist.

Wenn man sich die Beträge anschaut, dann ist das ein bisschen alles eine relative Geschichte. Die 5 Millionen für die Kindergärten, das ist eigentlich das, was wir in den Bezirken all die Jahre bereits hatten, nämlich als Zuschüsse, wenn wir bereits Geld für Kindergärten ausgegeben hatten. Da hat es all die Jahre für Schulen, für Kindergärten einen Zuschuss gegeben. Das wurde dann abgeschafft, wurde vom damaligen Stadtrat Rieder kurzfristig vor der letzten Gemeinderatswahl wieder eingeführt, dann wieder abgeschafft, bis dann endgültig die Falzziegeldecken heruntergekommen sind und wir unser Schulsanierungspaket bekommen haben. Also die 5 Millionen sind lange, lange überfällig gewesen. Der 8,5 Millionen Investitionstopf bedeutet, dass alle Investitionen mit 40 Prozent seitens der Stadt Wien gefördert werden. Die 60 Prozent zahlen nach wie vor die Bezirke. Und das sind die Investitionen, mit denen wir alle vor 10, vor 20 Jahren nicht rechnen konnten, das sind die Erdkabel, das sind die Erneuerungen der Ampelanlagen und vieles mehr, also eigentlich auch eine Abgeltung, mehr oder weniger. Und die zusätzlichen 4 Millionen gerechnet auf 23 Bezirke ist das, was eigentlich über Jahre nicht valorisiert wurde, eigentlich ein erster Schritt, aber nicht mehr.

Das heißt, ich glaube, ganz wichtig ist, dass wir diesen Schritt nicht als Schritt lassen, sondern als Weg sehen, als einen Weg, der viele Schritte noch beinhalten muss hin zum Ziel, mehr bürgernah zu sein in dieser Stadt, eine bessere und effizientere Verwaltung in den Bezirken zu schaffen.

Voraussetzung dafür ist einfach, dass das Gespräch am Laufen bleibt. Ich glaube, wir können uns jetzt nicht alle ausruhen und zurücklehnen und sagen, jetzt haben wir es geschafft, jetzt geben wir die nächsten 10, 20 Jahre Ruhe, sondern es muss permanent gesprochen werden, permanent daran gearbeitet werden: Entspricht eigentlich das, was wir jetzt auf dem Tisch haben, der Realität, oder müssen wir noch daran weiterfeilen? Gehören die Bezirksbudgets weiter erhöht? Gibt es auch noch andere Bezirkskompetenzen, die wir eigentlich zusätzlich brauchen in den Bezirken, die wir wollen in den Bezirken, über das Budgetäre hinaus?

Eine Evaluierung ist dringend notwendig und der von uns seit Jahren geforderte Finanzausgleich ist ebenfalls notwendig. Alle vier Jahre sollte man sich an einen Tisch setzen und einfach schauen, wie schaut es aus und gemeinsam einen Finanzausgleich machen, Stadt Wien, Land Wien und die Bezirke.

Ganz dringend notwendig wäre das Schulsanierungspaket einer Evaluierung zu unterziehen. 2006 – ich habe es kurz angerissen – sind die ersten Falzziegeldecken heruntergekommen. Das war ein dramatischer Sommer. Man hat endlich erkannt, offensichtlich sind die Schulen doch in einem so katastrophalen Zustand, dass man jetzt wirklich größere Geldmittel in die Hand nehmen muss und die Bezirke unterstützen muss, weil das einfach nicht mehr alleine zu „derheben“ und zu tragen ist. Dann kam das Schulsanierungspaket, 600 Millionen werden für die Schulen freigegeben, klingt toll, im Endeffekt waren es aber keine 600 Millionen, sondern nur 40 Prozent davon, weil der Rest von den Bezirken zu zahlen ist. Wenn man das jetzt umlegt, dann hat die Wieden zum Beispiel ein Schulsanierungspaket, ein Budget für die nächsten 10 Jahre von 6,5 Millionen. Das klingt sehr viel, aber wenn man es sich genau anschaut, dann frage ich mich, wie das stimmen kann? Wir haben zwei Schulkomplexe, wovon ich für eine Schule vor Jahren schon eine Schätzung der Sanierungsarbeiten von 7,5 Millionen hatte. Das heißt, wie ich es schaffen soll, zwei Schulen um 6,5 Millionen zu sanieren, das ist schon eine Frage, die berechtigt ist. Und wenn ich höre, dass die Kostenschätzung dieser einen Schule, die noch vor Jahren auf 7 bis 7,5 Millionen geschätzt wurde, plötzlich in Richtung 10 bis 12 Millionen wandert, weil es Denkmalschutzauflagen gibt und man drauf kommt, der Verputz ist kurz nach dem Krieg angebracht worden und da war das Material auch nicht das beste – na ja, rechnen Sie einmal mit 12 Millionen unter der Hand, aber offiziell wissen wir noch nichts und das nach 3 Jahren nach Einführung des Schulsanierungspakets. Da denke ich mir, dieser Fall wird nicht der einzige Wien-weit sein. Die Sache gehört dringend angesehen. Die Sache gehört dringend evaluiert. Viele der Schulen, die jetzt in diesem Sanierungspaket drinnen sind, sind Generalsanierungen, keine Sanierungen, sondern Generalsanierungen und würden daher eindeutig in das Zentralbudget fallen. (Beifall bei der ÖVP.)

Offensichtlich ist aber in der SPÖ im Moment eh alles in Richtung Bürgernähe. Wenn man hier die Debatte ein bissel verfolgt, hört man, alle sind draußen bei den Menschen, die Funktionäre gehen in den Bau Klinken putzen, man hört, was spricht das Volk, man befragt das Volk, jedem Bürgermeister seine Volksbefragung. 15 Jahre Häupl, Volksbefragung hat es in den 15 Jahren noch nicht gegeben, machen wir noch schnell eine, wie immer die ausgeht. Es hat auch Bürgermeister gegeben, die über Volksabstimmungen und Volksbefragungen gestolpert sind. Aber immerhin ist dies einmal ein demokratischer Aufschrei, der im Raum steht. Jetzt frage ich mich, das wäre doch auch einmal ein Thema für eine Volksbefragung, das ganze Thema der Bezirke. Wenn jetzt schon so viele Wünsche deponiert werden, was man nicht alles das Volk befragen lassen kann, wieso nicht auch das Thema der Dezentralisierung, das Thema der Bezirksbudgets, die Frage gibt was her. Es wird ja im Moment eh alles Mögliche hier wunderschön ausgefeilt und ausgehandelt. Da können sich die Magistratsbeamten gleich den Kopf mitzerbrechen, was man da genau formulieren könnte. Warum nicht? 

Eine andere Idee in punkto Volksbefragung, und da bin ich jetzt wieder bei der Diskussion der Bezirkskompetenzen, ist: Wieso haben wir eigentlich in der Stadtverfassung das Instrument der Volksbefragung und der Volksabstimmung nicht auch für die Bezirke? Auch das ist eine Sache, die lange diskutiert wurde. Da ist noch nichts weitergegangen. Ich glaube, es ist eine spannende Frage, wieso auch nicht Volksbefragungen für Themen, die in der Kompetenz des Bezirks sind, in den Bezirken? Wir haben alle möglichen Befragungen wie Garagenbefragungen, Befragungen, ob wir Flächen umwidmen sollen, alles ist in einem nebulosen Raum, nichts ist rechtlich geklärt. Ich denke mir, das ist eine wichtige Frage, über die man auch im Zusammenhang mit der Dezentralisierung und der Bezirkskompetenzen sprechen sollte.

Gute Ideen kann man sich auch abkupfern, gerade im Wahlkampf. Wenn ich schon sehe, dass der Herr Bürgermeister hier munter unterwegs ist und Sie munter unterwegs sind, sich gute, positive ÖVP-Ideen abzukupfern wie den Gratiskindergarten und wie in anderer, abgeschwächter Form die Sicherheitswache. Es heißt zwar nicht Sicherheitswache, dafür haben wir fünf verschiedene Kappeln. Der 24 Stunden U-Bahn-Betrieb übers Wochenende ist ein Thema. 24 Stunden Verkehr haben unsere Jungen den ganzen Sommer hindurch getrommelt. Jetzt ist es eine SPÖ-Idee. Vielleicht wird es auch ein bissel anders verkauft werden, weniger spritzig angesichts des Altersschnitts der SPÖ-Jugendlichen vielleicht. Aber es gibt genug Ideen, die man sich abkupfern könnte und ich denke mir, die Idee der Volksbefragung für die Bezirke ist eine, die ich mir hier gerne vom Herrn Bürgermeister abkupfere. Vielleicht könnten Sie auch das Thema der Bezirke in das Paket der Volksbefragung mit einbringen. Das wäre sicher nicht von Schaden.

Ich habe allerdings meine Zweifel, ob das wirklich das sein wird, was passieren wird. Ich glaube, es gibt einfach jenseits von allen kleinen Schritten, die wir gemeinsam in Richtung Stärkung der Bezirke machen, ein großes Problem, das uns einfach gravierend trennt: und das ist die Stellung in Richtung Bezirke. Wir wollen nämlich starke Bezirke. Uns ist der Bezirk als kleinste Einheit etwas ganz Wichtiges. Für uns zählt Subsidiarität. Das ist auch Bestandteil unseres Programms. Wir haben Vertrauen in die Verantwortung der Menschen. Wir trauen ihnen zu, dass sie auch in kleinster Einheit was zuwege bringen und effizienter und besser handeln können. Starke Bezirke schaut man sich gerne im Ausland an. Hamburg ist heute oft zitiert worden. Auch Hamburg hat starke Bezirke, hat wohl sicher auch größere Bezirke als Wien. Aber dort sind die Bezirke mit einer ganz anderen Stärke und mit einer ganz anderen Stellung ausgestattet als in Wien. Man kann sich ruhig auch einmal andere Dinge anschauen und nicht nur vor Ort sozusagen zustimmend nicken, sondern die Dinge auch mit nach Wien nehmen. Nur, wie gesagt, ich glaube, das Grundproblem ist einfach der ideologische Zugang. Wir wollen starke Bezirke. Wir sagen Ja zur Bürgernähe. Wir haben auch keine Angst, dass vielleicht Bezirkspolitiker zu stark werden können. Ich weiß nicht, wovor Sie immer Angst haben, wenn Bezirkspolitiker und Bezirksvorsteher sich hier zum Wort melden. Die der SPÖ tun es ja leider nicht, zumindest auch hier nicht. Ich glaube, das ist einfach die grundsätzliche Fragestellung: Will ich Töpfe, die ich verteile, die ich als sozialistische Almosen verteile, oder will ich wirklich Bezirke, die einen Rechtsanspruch auf diese Budgetmittel haben. 

Hier lade ich Sie alle ein, hier würde ich auch, wenn sie anwesend wären, die Bezirksvorsteher der SPÖ einladen, gemeinsam diesen Weg zu gehen. Hier, glaube ich, ist es auch Ihre Pflicht als Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, sich verstärkt hinter die Bezirke zu stellen, weil immerhin sind Sie alle auch Mandatare Ihrer Bezirke und haben Ihre Bürger und Bürgerinnen zu vertreten. Also denke ich mir, ist das ein Weg, den man gemeinsam gehen sollte, gemeinsam gehen könnte. Der erste Schritt ist getan worden, der erste Schritt in Stärkung der Bezirke in Minimalsterhöhung der Bezirksbudgets. Das Ziel muss aber bleiben, mehr Bürgernähe in dieser Stadt zu starten, stärkere Bezirke zu schaffen und damit eine effizientere, kostengünstigere Verwaltung in dieser Stadt auch zu schaffen. 

Wenn Sie diesen Weg gemeinsam nicht gehen wollen, dann kann dieser erste Schritt, den wir jetzt gemeinsam gesetzt haben, eigentlich nicht mehr gewesen sein als eine Alibiaktion oder eines der vielen Wahlkampfversprechen, die im Moment herumkursieren. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur allgemeinen Beratung des Voranschlagentwurfs für das Jahr 2010 und des Gebührenprüfungsantrages liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. Bei mir hat sich der Herr GR Stark gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Derzeit haben wir die größte Wirtschaftskrise seit den 30er Jahren. Diese Wirtschaftskrise trifft nicht nur Banken und Großbetriebe, sondern, wie die Frau Vizebürgermeisterin in ihrem Einleitungsreferat schon betont hat, auch die Klein- und Mittelbetriebe. Das ist besonders dramatisch, da der größte Dienstgeber Wiens die Klein- und Mittelbetriebe sind. Immerhin sind 98 Prozent der Wiener Dienstgeberbetriebe Klein- und Mittelbetriebe und nur 2 Prozent der Arbeitgeberbetriebe beschäftigen mehr als 30 Mitarbeiter. Diese Krise bewirkt natürlich leider auch Insolvenzen und durch diese Insolvenzen entstehen Arbeitslosigkeiten. Die Zahl der Gesamtinsolvenzen, also die Summe der Unternehmens- und Privatinsolvenzen, ist auch heuer neuerlich angestiegen. Zu den Privatinsolvenzen ist anzumerken, dass es sich hier nicht nur um Privatpersonen im Sinn von Nichtunternehmern handelt. Ein wesentlicher Teil dieser Privatinsolvenzen betrifft Einzelunternehmer, bei denen durch den Fristenlauf des Insolvenzverfahrens der Unternehmer den Insolvenzantrag erst stellen konnte, nachdem der Rollbalken des Unternehmens unten war und somit diese Unternehmensinsolvenz zu einer Privatinsolvenz wurde. Ein Großteil der Privatinsolvenzen betrifft somit ehemalige Klein- und Mittelbetriebe. 

Im Zeitraum Jänner bis September 2009 ist die Anzahl der Gesamtinsolvenzen in Wien um 9 Prozent auf insgesamt 4 456 Fälle angestiegen. Das bedeutet, dass es in Wien bereits 17 Insolvenzen pro Tag gibt. Die Unternehmensinsolvenzen alleine sind in diesem Zeitraum in Wien um 10,8 Prozent gegenüber dem Vorjahr gestiegen und betrugen 1 583. Legt man diese 1 583 Insolvenzen auf Arbeitstage um, kommt man ziemlich genau auf 10 Insolvenzen pro Arbeitstag. Das bedeutet, dass an unseren zwei Budgettagen, die wir hier debattieren, in Wien 20 Unternehmen pleitegehen. Und das ist doch entsetzlich, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Österreichweit sind es 29 Firmen, die pro Tag pleitegehen. Es ist hier eine Statistik angeführt über Unternehmensinsolvenzen nach Bundesländern. Da ist es so, dass zum Beispiel im Burgenland die Insolvenzen um 6,3 Prozent rückläufig waren. In Niederösterreich sind sie um 2 Prozent gestiegen, in Vorarlberg um 3,4 Prozent, in Kärnten um 3,9 Prozent und Wien liegt mit den 7,6 Prozent schon im oberen Bereich. Diese Insolvenzen wirken sich natürlich auch negativ auf den Arbeitsmarkt aus. 

Die Arbeitslosenstatistik vom Oktober 2009 belegt, dass die Arbeitslosenrate in Wien um 1,9 Prozentpunkte über dem Schnitt der anderen Bundesländer liegt. Der Schnitt der anderen Bundesländer beträgt 6,3 Prozentpunkte und in Wien liegt er mit 8,2 Prozentpunkten um 1,9 Prozentpunkten über den anderen Bundesländern. Dass es Probleme am Arbeitsmarkt gibt, zeigen verschiedene Pressemeldungen, zum Beispiel „Warten auf die Wende am Arbeitsmarkt“ oder „Arbeitsmarkt angespannt“ und ich darf hier aus diesem Artikel zitieren:

„Eher düstere Prognosen für den Wiener Arbeitsmarkt kommen vom Wiener AMS. Wien wird im Bundesvergleich weiter zurückfallen. Laut Wiener AMS werden die Arbeitslosenquoten, die im Juni in Wien bei 8,1 Prozent lag, in den nächsten zwei Jahren noch ansteigen. Wien hat bereits jetzt die höchste Arbeitslosenquote.“ So das AMS. Oder: „Kampf gegen Jugendarbeitslosigkeit. Leitl-Paket gegen Jugendarbeitslosigkeit.“ Schön wäre, wenn hier stehen würde „Brauner-Paket gegen Jugendarbeitslosigkeit“, denn Wien ist leider auch noch immer Schlusslicht bei den Lehrstellen. (GRin Nurten Yilmaz: Das stimmt nicht!) Na, ich sage jetzt die Zahlen, die ich hier aus dem Internet herausgefunden habe.

In Salzburg und Tirol war die Nachfrage nach Lehrstellen geringer als das Angebot. In Salzburg suchten 299 eine Lehrstelle, angeboten wurden 600 Lehrstellen. In Tirol standen 541 offene Lehrstellen 446 Suchenden gegenüber. In Oberösterreich war das Verhältnis ausgeglichen. Fehlende Lehrstellen gab es in den Bundesländern Steiermark 533, Niederösterreich 605 und in Wien fehlen 1 330 Lehrstellen und zwar standen 1 670 Lehrstellensuchenden 340 Lehrstellen zur Verfügung. Im Oktober 2009 kamen in Wien auf 1 offene Lehrstelle 5 Lehrstellensuchende. Damit ist Wien Schlusslicht in dieser Statistik trotz Lehrwerkstätten-Projekte, wie sie die Frau Vizebürgermeister heute angeführt hat. 

Bei diesen dramatischen Zahlen würde man doch entsprechende Schwerpunkte im Budget 2010 im Bereich der Wirtschaftsförderung für die Klein- und Mittelbetriebe vermuten. Leider nein. Das Gegenteil wurde im Bereich der direkten Wirtschaftsförderung für Klein- und Mittelbetriebe budgetiert. Waren im Budget für das Jahr 2009 noch 52 Millionen EUR budgetiert, sind es für das Jahr 2010 nur mehr 40 Millionen EUR. Das sind einfach um 12 Millionen EUR weniger.

Das Hauptproblem der Wiener KMU ist das geringe Eigenkapital. Auf dieses Problem habe ich hier schon oftmals hingewiesen und auch mit entsprechendem Zahlenmaterial belegt. Und auch die Frau Wirtschaftskammerpräsidentin Jank hat schon vor mehreren Jahren auf diese Problematik in Wien hingewiesen und betont, dass es bei den KMUs in Wien dringenden Handlungsbedarf gibt. Die Schlagzeile damals im Wirtschaftsblatt war: „Finanzierung: Wirtschaftskammer Wien sieht ein Drittel der KMU bedroht." Und im Detail, ich zitiere: „17 Prozent der 72 500 Wiener Klein- und Mittelbetriebe befinden sich in einer katastrophalen Situation. Sowohl die Eigenkapitalquote als auch die Umsatzrendite sind negativ. Nimmt man KMUs mit niedriger Eigenkapitalquote 0 bis 10 Prozent und niedrigem Gewinn vor Steuern 0 bis 2,5 Prozent dazu, sind 31 Prozent der Wiener KMU extremst gefährdet. Dem stehen 15 Prozent der Wiener KMU gegenüber, die mit einer Umsatzrendite von mehr als 5 Prozent und hoher Eigenkapitalquote aufwarten können." So die Frau Wirtschaftskammerpräsident Jank.

Was bedeutet dieses Zahlenmaterial, meine sehr geehrten Damen und Herren? Nun 15 Prozent der Wiener KMUs sind finanziell und wirtschaftlich gut abgesichert. Aber bei 85 Prozent ist das Gegenteil der Fall. Die stehen wirtschaftlich eben nicht gut da, und 31 Prozent der Wiener KMUs sind leider extremst gefährdet.

Jetzt bin ich wieder bei den Arbeitsplätzen. Überträgt man das linear auf die Arbeitsplätze, könnte das für den größten Dienstgeber Wiens bedeuten, dass auch fast ein Drittel der Arbeitsplätze bei den KMUs in Wien in Gefahr ist.

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Fast ein Drittel aller Arbeitsplätze bei den KMUs ist gefährdet. Hier müssten doch die Alarmglocken läuten, hier ist dringendstes Handeln geboten. Die Unternehmen benötigen mehr Eigenkapital, also Barmittel. Wie könnte Wien das Eigenkapital seiner Betriebe stärken? Na, mit entsprechenden Förderungen für die KMUs und nicht, wie im Budget 2010 vorgesehen, mit Kürzungen. Für Großkonzerne, Konzernzentralen, et cetera gibt beziehungsweise gab es zur Arbeitsplatzsicherung durchaus Förderungen, für den größten Dienstgeber Wiens, die KMUs, leider Kürzungen im Budget 2010.

Im Zusammenhang mit der Kreditklemme für KMUs gibt es vom Kollegen Strobl eine interessante Pressemeldung und ich zitiere hier aus dem „WirtschaftsBlatt“: „Eine Milliarde Euro, je zur Hälfte als Kredit- und Haftungsrahmen, soll der Bund zur Lockerung der Kreditklemme bei Klein- und Mittelbetrieben zur Verfügung stellen." Das fordert der Präsident des Sozialdemokratischen Wirtschaftsverbandes Fritz Strobl. „Die Summe sei bereits in den Fördertöpfen vorhanden. Das Wissen der Unternehmer darüber ist aber gering und die Voraussetzungen zur Erlangung des Geldes für KMUs oft nicht sinnvoll.“ Eine vollkommen richtige Forderung, Herr Kollege Strobl. Ich darf aber schon den letzten Halbsatz wiederholen: „Die Voraussetzungen zur Erlangung des Geldes für die KMUs ist oft nicht sinnvoll." Leider muss ich das als Steuerberater bestätigen. Der Bund bietet über das AWS Geld für die KMUs an. Im Konjunkturpaket waren 1,5 Milliarden vorgesehen. Davon wurden lediglich 28 Prozent ausgenutzt, sodass noch über eine Milliarde Euro zur Verfügung steht. Nur sind diese vom Bund angebotenen Kredite beziehungsweise Haftungen für die KMUs oftmals unbrauchbar.

Herr Kollege Strobl, sprich bitte mit deinem Bundeskanzler, dass seitens des Bundes die Vergaberichtlinien verbessert werden und dadurch für die KMUs sinnvoller beziehungsweise attraktiver werden. (GR Friedrich Strobl: Der Finanzminister ist dafür zuständig!) Das weiß ich schon, dass der Finanzminister zuständig ist. Aber der Bundeskanzler hat hier auch entsprechendes Mitspracherecht. (GR Dr Herbert Madejski: Ich verstehe den Bundeskanzler nicht! Ist er denn nicht wichtig? Er hat ja auch etwas zu sagen! – GR Friedrich Strobl: Daran ist der Finanzminister schuld und der Wirtschaftsminister!)
Herr Kollege Strobl, auch so kann man Wirtschaftspolitik betreiben. Der Bund bietet Geld zu wirtschaftlich unattraktiven Bedingungen und Wien kürzt die Wirtschaftsförderung mit der Begründung, dass seitens des Bundes ohnedies genügend Geld vorhanden wäre. Das Ergebnis solch einer Politik, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind Insolvenzen und Arbeitslosigkeit, egal, ob jetzt der Finanzminister oder der Bundeskanzler zuständig ist. Bedenklich ist solch eine Wirtschaftspolitik.

Ein weiteres Problem für eine Vielzahl von Betrieben zeige ich hier schon seit vielen Jahren auf, Basel II. Seit Jahren appelliere ich an die Frau Vizebürgermeister, mit den Banken zu sprechen und Haftungen gegenüber den Banken für KMUs zu übernehmen. Leider hatten meine Appelle keinen Erfolg. Und auch zu Basel II gibt es durchaus interessante Pressemeldungen: „Basel II stellt viele heimische Betriebe ins Aus.“ Oder: „Basel II-Richtlinie rasch anpassen.“, fordert die Frau Wirtschaftskammerpräsident Jank. Oder: „Basel II auf österreichische Art“, verlangt der Herr Wirtschaftskammerpräsident Leitl. Wirtschaftskammerchef Leitl will für den nationalen Bereich gewisse Änderungen, gewisse Erleichterungen für die Banken schaffen und auch der Chef der Finanzmarktaufsicht Ettl sagt: „Wir können Basel II zwar nicht abschaffen, aber wir können Handlungsspielräume ausnutzen und es an die Realität anpassen.“ 

Und dann gibt es da noch eine weitere schöne Schlagzeile: „Deutschland will Basel II-Regeln auflockern." Der deutsche Finanzminister Steinbrück, SPD, sagte Folgendes, ich zitiere: „Ich will nicht, dass gesunde Unternehmen und mit ihnen Arbeitsplätze verschwinden." 

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! So klare Worte aus Ihrem Munde würde sicher die Anliegen der Wirtschaftskammer in Bezug auf Änderung, soweit sie im nationalen Bereich möglich sind, durchaus unterstützen. Dann würden nicht solche Kuriositäten vorkommen, dass Betriebe von den Banken in den Konkurs geschickt werden und die Gläubiger dann Quoten von 70 bis 90 Prozent oder noch mehr bekommen, wie ich es leider in der Praxis oftmals feststellen musste.

Ich kann nur nochmals an die Frau Vizebürgermeister das Ersuchen richten, die Bestrebungen zur Änderung von Basel II im Interesse der Wirtschaft, speziell im Interesse der Wiener Wirtschaft zu unterstützen.

Und wenn die Frau Vizebürgermeister diese nationalen Anpassungen nicht unterstützen will oder nicht unterstützen kann, gäbe es noch andere Möglichkeiten, mit Übernahme von Haftungen den Betrieben bei ihren Kreditbemühungen zu helfen, wie dies zum Beispiel in anderen Bundesländern durchaus üblich ist.

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Nicht nur, dass Wien seine Betriebe nicht ausreichend unterstützt, werden diese ausgabenseitig noch zusätzlich belastet, was einen weiteren Standortnachteil für Wien bringt. Da gibt es zum Beispiel das vor wenigen Monaten mit den Stimmen der SPÖ beschlossene Evaluierungsgesetz. Mit diesem Gesetz werden automatisch Gebühren und Tarife erhöht und somit die Kosten der Unternehmen gesteigert. Eine Überwälzung auf deren Kunden ist im Regelfall nicht möglich. Ein Blick auf diverse Erhöhungen der letzten Jahre, zum Beispiel die Gebrauchsabgabe ab dem 1. August 2003. Weiters werden die Betriebskosten der Betriebe durch die Gebührenerhöhung bei Müll ab 1. März 2006 um 20 Prozent, ab 1. Jänner 2009 gemäß Verbraucherpreisindex um zusätzliche 5,6 Prozent, das bedeutet insgesamt eine Erhöhung von 27 Prozent, erheblich mehr belastet. Die Erhöhung des Gaspreises ab 1. März 2006 um 17 Prozent, dann ab 1. Jänner 2007 um 5 Prozent und dann ab 15. November 2008 um 21 Prozent, die Rücknahme der Erhöhung des Gaspreises per 1. Februar 2009 um 10,5 Prozent bedeutet aber noch immer eine Erhöhung des Gaspreises um insgesamt 33 Prozent. Ähnliches beim Strompreis: Erhöhung ab 1. März 2006 um 5 Prozent, ab 1. Jänner 2007 um weitere 5 Prozent, ab 15. November 2008 um weitere 8 Prozent, also insgesamt um fast 20 Prozent beim Strom und dies trifft bitte ganz exakt die KMUs. Die Erhöhung der Gebühren am Großmarkt Wien-Inzersdorf um 15 Prozent, die Erhöhung der Gebühren für Marktstandler auf Wiener Märkten um bis zu 30 Prozent sowie die Erhöhung der Gebühr für Gastronomiebetriebe am Wiener Naschmarkt um 45 Prozent ab 1. Juli 2006 runden das Bild ab.

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Dies sind Kosten, welche die Betriebe tragen müssen. Es gibt keine automatische Valorisierung bei den Wurstsemmeln, beim Schuster, et cetera. Der zahlt das aus eigener Tasche. Folge: Verminderung beim Eigenkapital. Folge: Problem mit den Banken in Verbindung mit Basel II bei Fremdfinanzierungen. Eventuelle Folge: Fälligstellung von Krediten oder Überziehungen. Damit aber sichere Folge: Insolvenz, auch dank des Evaluierungsgesetzes der SPÖ. 

Neben diesen zusätzlichen Belastungen war der Wirtschaftsstandort Wien ja ohnedies schon benachteiligt und zwar durch die Gebrauchsabgabe, die Dienstgeberabgabe, die Parkometerabgabe, durch die gewinnbringenden Kanal‑ und Wassergebühren, die Kanal‑ und Wassersteuern. All diese Maßnahmen, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, sind schädlich für die Wiener Wirtschaft.

Die Debattenredner der SPÖ haben heute mehrmals betont, dass sie sich für die Anliegen der KMUs stark machen. Wir konnten das leider nicht feststellen. Bitte verabsäumen Sie es nicht, dem größten Arbeitgeber Wiens, den KMUs, die überlebensnotwendigen Unterstützungen im Interesse aller Wiener zu geben. Die Frau Vizebürgermeister möge bitte mit den Banken sprechen bezüglich Basel II, aber auch Haftungen für die KMUs gegenüber den Banken zu übernehmen. Die Frau Vizebürgermeister möge bitte nicht nur die Lobby für die Großunternehmen sein, die nur 2 Prozent der Wiener Dienstgeberbetriebe ausmachen, sondern sie möge bitte auch Lobby für die KMUs sein. Die Unterstützung der freiheitlichen Fraktion hat die Frau Vizebürgermeister. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! Ich möchte nur mitteilen, dass ab 13 Uhr der Herr GR Schreuder entschuldigt ist.

Zum Wort gemeldet ist der Herr Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.
GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Wenn man sich jetzt mit der Wirtschaftsförderung in Wien tatsächlich auseinandersetzt, zum Teil ist es von meinem Vorredner schon gesagt worden, dann gebe ich schon der Sozialdemokratie recht, dass es zu wenig ist, einmal nur über Zahlen zu reden. Aber es macht doch Sinn, einen Blick auch auf die direkte Wirtschaftsförderung zu werfen, die unter Post 7822 im Budgetvoranschlag abgebildet ist und auch über die Entwicklung in den vergangenen Jahren. Ein ganz ein spannender Punkt ist, nämlich wirklich zu schauen, wie viele Mittel stellt die Stadt Wien an sich bereit, woher kommen die Mittel, wie schaut das aus, was ist, wenn man Einnahmen und Ausgaben vergleicht. 

Im Voranschlag 2009 waren auf der Post 7822 Wirtschaftsförderung an Einnahmen 15 Millionen EUR verbucht und an Ausgaben 131 Millionen EUR, Saldo knapp 116 Millionen EUR. Im Budgetvoranschlag 2010 haben wir Einnahmen in der Größenordnung von 45,5 Millionen EUR, also knapp 30 Millionen mehr, und Ausgaben von 124 Millionen. Das heißt, die Nettowirtschaftsförderung schrumpft von 116 Millionen EUR auf 78,5 Millionen EUR. Jetzt ist es so, dass in vielen Bereichen die Stadt Wien Darlehen gibt und die Darlehen werden vielleicht zurückgezahlt oder auch nicht. Jedenfalls sieht es so aus, wenn man diesen einen Ansatz um Darlehen und um Rücklagen bereinigt, dass die Nettoausgaben der Wirtschaftsförderung in noch deutlicherem Maße zurückgehen, sie halbieren sich nämlich. Der Ansatz 7822 bereinigt um Darlehen‑ und Rücklagengebarung bringt im Jahr 2010 Einnahmen in der Größenordnung von 26,3 und Ausgaben in der Größenordnung von 53,6, also Nettoausgaben von 27,3 Millionen EUR. Im Jahr 2009 war es fast das Doppelte, 50,8 Millionen EUR. Also da sieht man schon, wie im Bereich der Wirtschaftsförderung in Summe die Mittel zurückbezahlt werden. 

Auch das 100 Millionen EUR Konjunkturpaket, das es heuer nicht mehr gibt, ist de facto im normalen Budget aufgegangen. Es ist auch so, dass im Bereich der Wiener Stadtwerke, beim U-Bahn-Bau oder auch beim gesamten Bau‑ und Baunebengewerbe, das wurde schon gesagt, vieles schon länger geplant ist, nicht erst auf Grund der Krise, und das muss finanziert werden. Na, selbstverständlich ist das für das Bau‑ und Baunebengewerbe, et cetera. Aber man soll nicht so tun, dass man in Wirklichkeit jetzt insbesondere im Bereich Ein-Personen-Unternehmen und KMUs massive neue Förderungsmittel in die Wirtschaft hineinpumpt. Überhaupt kommt mir, wenn ich dieses gesamte Budget lese, vor, dass die Stadt Wien auf ihre eigene Schwerpunktsetzung nicht sehr viel Wert legt. Es gibt den Biotechnikcluster, ja, es gibt IKT, es gibt Creative Industries und es gab „Wien denkt Zukunft“ über die Wissenschaftsstrategie der Stadt Wien, die natürlich eine massive wirtschaftliche Komponente aufweist. Ich sehe bislang auch noch nicht die Verknüpfung zwischen StRin Brauner und Kultur‑ und Wissenschaftsstadtrat Mailath-Pokorny. Nichts desto weniger, bei dieser Wissenschaftsstrategie kam heraus, dass die Geistes‑, Sozial‑ und Kulturwissenschaften hinkünftig massiv gefördert und unterstützt werden sollten.

Sehr geehrte Damen von der Wiener Sozialdemokratie! Wo spiegelt sich dieses in einem partizipativen Prozess entwickelte und verkaufte Ergebnis im Budget wider? Und ich glaube tatsächlich, dass ... (GRin Mag Sybille Straubinger: In der Wissenschaft und Forschung!) Entschuldige, das ist aber peinlich, weil im Vergleich, wenn man sich wirklich anschaut, wie da die Summen dotiert sind - wie gesagt, wir haben vorher schon darüber geredet, dass die Wiener Wirtschaftsförderung an sich nicht massiv gestiegen, sondern leider eher geschrumpft ist, aber im Wiener Wissenschafts‑ und Technologiefonds, wo man irgendwann einmal knapp 1,5 Milliarden EUR hätte hineinlegen können, da kommen jetzt jährlich zwischen 5 und 6 Millionen EUR raus. Entschuldigt, das ist peinlich, darauf zu verweisen, nein, es tut mir wirklich leid. Und es ist eine minimale Summe, wo eigentlich, wenn man das Geld, was man aus dem „Erlös“ der Bank Austria gehabt hat, halbwegs ordnungsgemäß veranlagt hätte, man ein -Zigfaches dieser Summe bereitstellen hätte können. (GRin Mag Sybille Straubinger: Das sind aber grundsätzlich zusätzliche Mittel!) Es stimmt schon, dass die Mittel des Wiener Wissenschafts‑ und Technologiefonds zusätzliche Mittel sind. Nur, wir alle haben einmal gewusst, dass die Zentralsparkasse eigentlich uns gehört hat. In dem Sinn sage ich, hat die Stadt Wien eigentlich die Zentralsparkasse verscherbelt und in einer unglaublich geschickten Art und Weise der Eigentümerschaft der Bevölkerung entzogen. Das Geld liegt auf der Häupl-Görg-Gedächtnisstiftung und ich sage gerne diese zwei Namen dazu, weil wenn man sich den gesamten Stiftungsvorstand ansieht, ich hab’ das jetzt nicht genau im Kopf, so war es schon so, dass die beiden nach wie vor eine zentrale Rolle in dieser Stiftung darstellen und es werden dann die Mittel an den Wiener Wissenschafts- und Technologiefonds ausgeschüttet. Nichts desto weniger liegt die Rendite der ursprünglichen Mittel mittlerweile unter 0,3 Prozent und das ist peinlich, ich bleib’ dabei. 

Im Budget der Stadt Wien selbst findet sich sozusagen der Geist, der sozial- und kulturwissenschaftliche Schwerpunkt, den man auch wirtschaftlich nützen kann - schließlich hat ja Wien eine Tradition gerade bei diesen Wissenschaften -, überhaupt nicht wieder. Angesichts der beständigen Vergleiche mit anderen Städten, mit anderen Regionen, wäre dies tatsächlich ein Ansatz, wo man in einer noch viel engeren Kooperation zwischen Universitäten und Stadt unter Einbeziehung einer Vielfalt von kleineren und kleinsten Unternehmen massive wirtschaftliche Impulse für Wien setzen könnte.

Ein weiterer Punkt, wo ich glaube, dass die Stadt Wien einmal ganz bewusst gute Arbeit leistet – und die Stadt Wien leistet gute Arbeit, zwar nicht im Sinne der Bevölkerung, das sag’ ich dazu, aber im Sinne der SPÖ (Heiterkeit bei GRin Mag Waltraut Antonov.) Welcher Budgetposten steigt in Krisenzeiten auf ein Niveau, welches noch nie erreicht wurde? Ich bin überzeugt, Sie erraten es beim ersten Mal, ein Niveau, das noch nie erreicht wurde? Richtig, die Werbeausgaben der Stadt Wien! Wir befinden uns in einem Wahljahr. Der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien hat mit knapp 47 und ein paar Zerquetschte Millionen Euro mehr Geld zur Verfügung als jemals zuvor, um gerade im Wahljahr in Lobpreisungen über die Wiener SPÖ einher zu fallen und diese auf Werbeplakaten, in Zeitungsinseraten und wo auch immer hoch zu jubeln, weil es die Wiener und Wienerinnen nicht bemerken.

Na ja, schauen wir mal, ob es was nutzt. Ich glaub’ nicht. Ich glaub’, dass mittlerweile wirklich genug Menschen die Nase voll haben von dieser Mischung aus Paternalismus und „Ich habe immer recht“. Und es ist tatsächlich an der Zeit, bei den kommenden Wahlen 2010 insofern die Weichen anders zu stellen, dass klar gestellt wird, dass Wirtschaftsförderung, und jetzt komme ich gerne auch auf den Punkt zurück, notwendig ist, aber dass es entscheidend ist, in welche Richtung wir die Wirtschaft fördern. Und einer dieser Punkte und ich glaube, es war ein Kollege oder eine Kollegin aus der ÖVP, die sich über Maria Vassilakou und die Radwege lustig gemacht hat. Der Kollege Walter war das. (GRin Mag Maria Vassilakou: Sportlich, sportlich! – Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Er hat gemeint, dass es die größte Sorge der GRÜNEN ist, für Radwege einzutreten (GRin Mag Maria Vassilakou: Er fährt ja so oft Rad! - Aufregung bei der ÖVP.) Kollege Walter, als Synonym für eine andere Art des Wirtschaftens, für nachhaltiges Wirtschaften, als Synonym dafür, dass es jetzt darum geht, vor allem in umweltfreundliche Wirtschaft zu investieren, dass es darum geht, die Verkehrsbelastung für ein lebenswertes Wien auf ein erträgliches Minimum zu reduzieren durch den Ausbau natürlich auch von öffentlichen Verkehrsmitteln und, liebe Frau StRin Brauner, nicht nur U-Bahnen (GR Mag Wolfgang Jung: Taxis.), nein, auch Straßenbahnen, zum Beispiel. Erinnern Sie sich, wann hat die Stadt Wien die letzte Straßenbahnlinie neu gebaut? (GR Mag Wolfgang Jung: Am Ring? – Heiterkeit bei FPÖ, ÖVP und GRÜNEN.) Nicht alles, was eine Schleife ist, ist eine Linie, um es auf den Punkt zu bringen. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.)

Aber man kann den öffentlichen Verkehr auch günstiger regeln als nur durch ständig neue U-Bahn-Bauten. Jedenfalls ist es gerade in Wien notwendig, und das wäre ein massiver wirtschaftlicher Impuls und geht, wie gesagt, über den U-Bahn-Bau hinaus, sinnvolle verkehrspolitische Maßnahmen zu setzen, die dazu beitragen, dass - und das sage ich jetzt ganz bewusst – es dann auch für den Wirtschaftsverkehr leichter ist, durch Wien zu kommen. Und glauben Sie mir, selbst wenn wir immer wieder über City-Maut reden, es würde sich der Wirtschaftsverkehr wahrscheinlich freuen, wenn sich von A nach B innerhalb von einer Stunde eine halbe Stunde Zeitersparnis ergibt, weil das immer noch billiger wäre als die City-Maut. Man muss schon einmal darüber nachdenken, was zum Beispiel die City-Maut für wirtschaftliche Aspekte haben kann. Da ist es nicht nur die Frage, was es kostet, sondern was es bringt. Und wenn dadurch Wien zu einer stauarmen Zone wird, dann ist das nicht nur gut für die Bevölkerung, sondern selbstverständlich auch für den Wirtschaftsverkehr. In diesem Sinne ein weiteres Argument, das für die City-Maut spricht.

Letzter Punkt noch, wo ich glaube, dass eine Parallelität, ohne das jetzt wirklich aufrollen zu wollen, zum Skylink-Skandal durchaus sinnvoll erscheint, weil das, was man aus Skylink lernt, ist: Nicht alle Summen, die ausgegeben werden, beleben auch die Wirtschaft. Weil wenn man das Doppelte dafür zahlt, als was es tatsächlich wert ist, dann fließt in der Regel das Geld in die Taschen einiger weniger, aber belebt nicht wirklich die Wirtschaft. Und genau da sollte man auch in Wien, glaube ich, und das zeigen die verschiedensten Kontrollamtsberichte immer wieder, das Geld, die vorhandenen budgetären Mittel sinnvoller nutzen. Wir müssen gemeinsam und ich hoffe, dass das ein gemeinsames Ziel ist, daran arbeiten, dass es insbesondere bei der Vergabe von größeren Projekten nicht zu Kostenexplosionen kommt, denen keine Leistungssteigerung gegenüber steht, dass diese in Hinkunft transparenter abgewickelt werden und dass somit die zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel auch sinnvoller eingesetzt werden. Gerade im Bereich der Wirtschaftspolitik ist mir das ein ganz besonderes Anliegen. 

Und jetzt erlaube ich mir eine letzte Bemerkung zum Kollegen Strobl: Es ist nicht Kaffeesud Lesen, wenn man versucht, die budgetäre Entwicklung und die wirtschaftliche Entwicklung in Österreich und somit auch in Wien vorherzusagen. Das, was stimmt, ist, dass man dramatische Kriseneinbrüche möglicherweise nicht vorhersagen kann. Aber es ist unwahrscheinlich oder so gut wie unmöglich, dass in Österreich in den kommenden Jahren die Wirtschaft um 5 Prozent, um 7 Prozent, et cetera wächst. Es ist angesichts der gegenwärtigen wirtschaftspolitischen Lage auf der gesamten Welt, aber insbesondere in Europa davon auszugehen, dass es zu einem Wirtschaftswachstum möglicherweise nächstes Jahr in einer Größenordnung von 1,5 bis 2 Prozent kommen kann und sich dieses Wirtschaftswachstum auch in den Jahren 2011 und 2012 nicht dramatisch erhöhen wird. Dies bedeutet, die Arbeitslosigkeit geht nicht zurück und dies bedeutet, sofern es nicht zu einer Veränderung in der gesamten Steuer kommt, in der gesamten Verteilung sozusagen aus welchen Steuern welche Mittel eingenommen werden, ist auch nicht damit zu rechnen, dass im Bereich der Körperschaftssteuer erheblich mehr Mittel als 2009 und 2010 eingenommen werden und im Bereich der Lohnsteuer ohne Rückgang der Arbeitslosigkeit bei gleichzeitig minimalen Lohnabschlüssen, all das wird leider durch die jetzige Bundesregierung auch prognostiziert, davon auszugehen ist, dass die Ertragsanteile der Gemeinde Wien in den kommenden Jahren nur minimal steigen werden. Anders ausgedrückt, für die kommenden vier Jahre ist davon auszugehen, dass die Ausgaben stärker steigen werden als die Einnahmen. Wir sind jetzt bei einem Minus von ungefähr Maastricht-relevanten 700 Millionen EUR und das, was ich mir erwartet habe in so einer Situation, ist eine vorausschauende Antwort auch von dir, lieber Kollege Strobl, wie auch von der Frau Finanzstadträtin, wie ihr in den kommenden Jahren damit umzugehen gedenkt. 

Ich hoffe, wir erhalten diese Antwort noch, macht es doch einen entscheidenden Unterschied darin, wie es weitergeht: Ich befürchte, dass die Stadt Wien nach der Wahl 2010 insbesondere dann, wenn es weiter eine SPÖ-Alleinregierung oder, wie es sich abzeichnet, eine schwarz-rote Regierung in Wien geben wird, es zu einem dramatischen Heulen und Zähneknirschen kommen wird, wo die Kürzung von finanziellen Mitteln im Bereich der Wirtschaftsförderung noch das Geringste sein werden. Es werden Mittel gekürzt werden im Bildungsbereich, im Gesundheitsbereich. Es werden Mittel gekürzt werden im Sozialbereich und im Bereich der Wirtschaftsförderung. Oder legen Sie dar, wie Ihr Zukunftskonzept aussieht. Ich sage Ihnen unseres als GRÜNE, und damit komme ich zum Schluss. 

Auch wenn wir möglicherweise von anderen Fraktionen dafür gegeißelt werden. ich bin dann bereit, übers Sparen zu reden, wenn endlich einmal die Einnahmequellen erschöpft sind. Das sind sie nicht. Das sind sie in Wien in einem sehr hohen Ausmaße schon, aber auf Bundesebene leider nicht. Da bedarf es einer Vermögenssteuer, da bedarf es endlich einer Aufhebung des Bankgeheimnisses und ich sage Ihnen nur einen einzigen Grund: Alleine an Spekulationssteuer, Sie wissen, was das ist, das sind die Aktien, die man nicht länger als ein Jahr hält, werden in Österreich jährlich 4 Milliarden EUR hinterzogen, Steuerhinterziehung des obersten Prozents in der sozialen Hängematte, um das einmal so deutlich zu sagen. So viel können Menschen, die auf Sozialhilfe angewiesen sind und die in Wirklichkeit oft genug auch in Wien drum betteln müssen, dass sie sie kriegen, in Jahrhunderten nicht verbrauchen, wie einige wenige Österreicher und Österreicherinnen, die jährlich an der Steuer vorbeischummeln. Jetzt sage ich Ihnen ganz bewusst: Ich hoffe, bei Ihnen einmal die Unterstützung zur Aufhebung des Bankgeheimnisses zu finden, damit man diese Spekulationssteuer endlich auch einheben kann. Das ist ja wirklich absurd, dass da die Menschen den Staat permanent prellen, nur weil sie glauben, sie haben Geld, können sie sich alles leisten. Wir brauchen diese Mittel, weil ansonsten - und ich hoffe, ich habe das relativ nachvollziehbar ausgeführt - werden der Stadt Wien die notwendigen finanziellen Mittel dafür ausgehen. Für uns als GRÜNE bedeutet das und ich sage das noch einmal bewusst: Nein, ich will diese Einsparungen nicht. Würden wir regieren und auf Bundesebene würde sich nichts ändern, dann würden wir diesen jährlichen Gebarungsabgang in Kauf nehmen. Wir würden bewusst versuchen, möglicherweise sogar noch mehr Mittel zu investieren, um Impulse für Wien zu setzen. Aber diesen ganzen Spar- und Belastungsappellen, die insbesondere von ÖVP und FPÖ kommen, denen kann ich mich nicht anschließen. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dkfm Dr Aichinger, bitte schön.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben sicherlich heute über einen Voranschlag, über ein Budget zu sprechen, das eine besondere Debatte und einen besonderen Blick in die Zukunft zeigen soll - Worte von der Frau Vizebürgermeister. 2010 ist sicherlich noch ein wirtschaftlich sehr fragiles Jahr. Wir werden sehen, wie es sich entwickelt. Die Wirtschaftsforscher sagen nach einem ungefähren Rückgang von 3,5 Prozent für 2010 grosso modo ungefähr ein Wirtschaftwachstum von vielleicht 1 Prozent voraus. Das heißt, das Budget 2010 müsste eigentlich auf das Rücksicht nehmen. Und ein wichtiger Satz von der Frau Vizebürgermeister war für mich: „Es ist entscheidend, ob wir Handlungsspielraum für Gestaltung haben oder ob es ein Korsett für die zukünftigen Jahre sein wird.“ Auf das möchte ich etwas später noch zurückkommen. Ich glaube leider, es wird eher ein Korsett werden und der Handlungsspielraum wird nicht sehr groß sein. 

Meine Damen und Herren, die Krise ist, wie wir alle wissen, noch nicht ganz hinter uns. Alle Forscher sagen, wir sollen ganz einfach im Jahre 2009 sowieso und 2010 den großen Sparstift nicht ansetzen. Es geht nicht um Kaputtsparen, sondern es geht um effizienten Einsatz der Mittel. Es geht um Einsatz der Mittel, wo Hebelwirkung erzeugt wird, wo wir ganz einfach die Klein- und Mittelbetriebe sozusagen ankurbeln. Es stimmt, dass eine Krise erst dann vorbei ist, wenn die KMU genug Aufträge haben und die Auftragsbücher voll sind, wenn die Menschen wieder alle in Ausbildung stehen und wenn hier ganz einfach auch die Menschen arbeiten. All das können wir als ÖVP ganz einfach unterschreiben, aber da müssen wir sagen: Wie schaut denn jetzt das Budget im Großen und Ganzen aus? Was sind denn die Maßnahmen, die gesetzt werden und vor allem ist es nur ein Budget für 2010 oder gar nur ein Budget bis zur Wahl und stimmt das Budget dann nicht mehr? 

Ganz wenige Eckdaten zum Budget und wie wir die Struktur sehen: Es ist richtig, wir haben weniger Einnahmen von 420 Millionen zirka und mehr Ausgaben von 290 Millionen und das in beiden Fällen sehr, sehr vorsichtig betrachtet beziehungsweise sehr, sehr vorsichtig geschätzt. Die gemeinschaftlichen Bundeserträge, Abgaben, die wir als Ertragsanteile bekommen, sind von der Frau Finanzstadträtin sicherlich sehr positiv geschätzt worden. Es gibt hier Meinungen, dass sie ganz einfach um zirka 100 Millionen zuviel angesetzt hat, weil die Wirtschaft im Großen und Ganzen ganz einfach nicht so gut sein wird. Vor allem auch bei den eigenen Steuern, und da nehme ich nur zwei Dinge, die Kommunalsteuer und die U-Bahn-Steuer heraus, und ich hoffe, das möchte ich gleich dazu sagen, dass es eintreten wird, aber sicherlich ist das nicht die Vorsicht, muss man ehrlich sagen, geht sie davon aus, dass wir eine gleichbleibende Beschäftigung, hohe Beschäftigung haben, was sie selbst eigentlich im Großen und Ganzen nicht bestätigen konnte. Was meine ich damit? Das ist hier ein sehr positiver Ansatz, um zu zeigen, wie das denn ausschaut. 

Bei den Ausgaben sind für mich vielleicht auch zwei große Globalzahlen von entscheidender Bedeutung. Die Ausgaben für Personal inklusive Pensionen in diesem Budget zwischen 2009 auf 2010 steigen um 4,2 Prozent, das heißt, hier ist eine große fixe Masse, wenn ich so sagen darf, die um 4,2 Prozent steigt. Bei Verwaltungsbedarf, Bürobedarf, laufende Transferzahlungen, Wirtschaftsförderung, Kapitaltransfer steigt das Budget nur um 0,7 Prozent. Was meine ich damit? Wir haben eben in Zukunft wesentlich weniger Gestaltungsspielraum. Wir werden in einem engeren Korsett drinnen sein, wenn da nicht endlich auch längerfristige Maßnahmen, eben eine mittelfristige Budgetvorschau und längerfristige Maßnahmen gesetzt werden. Es wird eben ganz einfach in der nächsten Zeit weniger Handlungsspielraum geben und es wird ganz einfach immer schwieriger werden, hier auch Handlungsspielraum zu finden. Es gibt leider heuer kein zweites Konjunkturpaket. Auch das wurde heute bereits erwähnt, im Gegenteil. Das Konjunkturpaket von 100 Millionen wurde bis jetzt nur zu zwei Drittel verbraucht und es wurde auch gesagt, und ich sage es ganz bescheiden, dass die Wirtschaftsförderung für die Klein- und Mittelbetriebe im Prinzip überhaupt nicht erhöht wird, das ist eine Frage der Betrachtung, sondern eher zurückgenommen wird. Das ist eben kein Signal an die 100 000 Wiener Unternehmer und Unternehmerinnen, die vor allem immer wieder Arbeitsplätze schaffen, die ganz einfach der große Polster sind, wo es hier im Großen und Ganzen Arbeitsplätze gibt und der kleine Handel, Gewerbe oder auch der Tourismus und die vielen Dienstleister davon wenig profitieren. 

Es wäre daher notwendig, die Wirtschaftsförderung etwas besser aufzusetzen. Wirtschaftsförderung müsste, und auch das haben Sie erwähnt, Frau Vizebürgermeister, innovativ sein, denn nur mit innovativen Produkten, mit innovativen Ideen, mit neuen Ideen kommt man weiter. Wir wissen ganz genau, in so einem Fall würde Stillstand Rückschritt bedeuten. Sie sollen kreativ sein und sollen vor allem auch nachhaltig sein. Wie gesagt, diese Wirtschaftsförderung hätte, wenn sie breit gestreut wäre und wenn sie ganz einfach abzuholen wäre, eine viel bessere Wirkung und eine größere Hebelwirkung. 

Und wenn ich ganz kurz einen Sidestep machen kann: Sie haben angekündigt und das stimmt, dass Sie voriges Jahr einen Konjunkturgipfel gemacht haben. Aber was mich heuer im Herbst ein bisschen verwundert, Frau Vizebürgermeisterin, ist Folgendes: Wir beschließen jetzt morgen, oder besser gesagt, Sie beschließen morgen ein Budget und für die Wirtschaftsförderung, für eine neu aufgesetzte Wirtschaftsförderung beginnen wir erst nächste Woche darüber zu reden, was es für neue innovative Ideen gibt oder setzen wir uns zusammen, was könnten wir machen. Ich glaube, es wäre ganz gut gewesen, wenn man die Opposition etwas vorher eingeladen hätte, auch Ideen beizubringen und diese Gespräche nicht erst für nächste Woche angesetzt hätte, wo das Budget für 2010 eigentlich schon beschlossen ist. Oder ist es gar kein Ganzjahresbudget, wie ich bis jetzt eigentlich schon nachgewiesen habe? (Beifall bei der ÖVP.)
Dass Sie diese Zahlen, sage ich einmal, auch eher in Skeptizismus sehen, muss ich eines sagen, dass im Anhang des Budgets oder des Voranschlags natürlich jedes Jahr eine Ermächtigung drinnen ist, wie viel der Magistrat, der Vizebürgermeister und die Finanzstadträtin ganz einfach hier Schulden aufnehmen können. Und da muss ich schon dazu sagen, dass das jetzt eigentlich eine extreme Erhöhung wurde. 2009 war die Ermächtigung 500 Millionen und jetzt für 2010 sind es 1,2 Milliarden. Das heißt, hier wird eine Ermächtigung ausgesprochen, wo noch sehr, sehr viel Spielraum drinnen ist, was beweist, dass Ihre Zahlen wahrscheinlich eher an der Untergrenze von den derzeit 800 Millionen Defizit sind. Ich glaube, dass die Wirtschaft eines ordentlichen Kaufmannes sich andere Zahlen sozusagen gewünscht hätte. 

Wie werden wir mit dem Defizit umgehen? Wie werden in Zukunft die Schulden zurückbezahlt werden? Wie werden wir wieder auf einen richtigen Pfad kommen? Da gibt es ganz einfach zwei oder drei wichtige Dinge. Das eine ist, dass wir wieder Wirtschaftswachstum erzeugen. Über das Wirtschaftswachstum können natürlich wieder mehr Steuereinnahmen hereinkommen und damit kann hier ganz einfach ab dem Jahre 2012/2013 das wieder zurückgeführt werden, um 2013 auch wieder alle Kriterien des EU-Defizits zu erreichen. Aber da muss man sich etwas einfallen lassen. Da muss man die Strukturen ändern. Da muss man ganz einfach mittelfristig, langfristig überlegen, wo man im Großen und Ganzen den Hebel ansetzt und wo hier ganz einfach eingespart wird. 

Das eine ist, wie gesagt, in dem Fall Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit, Erhöhung der Schaffung von Möglichkeiten, dass die Betriebe leistungsstärker werden, denn es ist zwar sehr, sehr gut, dass wir eine Mercer-Studie haben, wo wir in der Lebensqualität an erster Stelle sind. Aber bei der Wettbewerbsfähigkeit, muss man schon sagen, sind wir leider noch nicht dort. Da haben wir noch ganz schönen Aufholbedarf. Da können wir uns ganz einfach noch steigern. (Beifall bei der ÖVP.)
Die zweite Variante, das Budget längerfristig oder in einer mittelfristigen Weise in Ordnung zu bringen, ist, natürlich auch die Ausgabenseite anzuschauen und nicht, das möchte ich auch an dieser Stelle betonen, so wie die GRÜNEN ganz einfach nur so lange auf der Einnahmenseite die Schraube zu drehen, wie es der Kollege Margulies gesagt hat, bis die Einnahmenquellen versiegt sind. Also wenn das ein Ansatz ist, muss ich ehrlich sagen, den Ansatz verstehe ich nicht. Ich glaube, man sollte zuerst wirklich nachdenken, wo kann man ganz einfach ausgabenseitig wirklich einsparen beziehungsweise ausgabenseitig das Budget wieder in Ordnung bringen. (Aufregung bei GR Dipl-Ing Martin Margulies.)

Und ich darf da vielleicht mit Optimismus zwei Zitate bringen. Das eine ist vom 24. September, gar nicht so lange her, Fragestunde, Frau VBgmin Brauner. Sie spricht wortwörtlich davon, dass es bei ihr keine Gebührenerhöhungen geben wird „da wirtschaftspolitisch falsch, aber auch nicht meinen gesellschaftspolitischen Vorstellungen entspricht“. Und am 16. Oktober hatten wir auf eine Anfrage eine schriftliche Antwort von Bgm Häupl bekommen, wo auch er dezidiert eine Abgaben- beziehungsweise Gebührenerhöhung ausschließt und keinesfalls durchführt. Ich hoffe, das gilt im Großen und Ganzen auch nach der Wahl, dass Sie zu diesem Versprechen stehen und längerfristig das Budget ausgabenseitig sanieren werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Wo sehen wir daher derzeit wichtige Punkte, die man rechtzeitig angehen muss? Vor allem Strukturreformen, meine Damen und Herren, muss man frühzeitig angehen, muss man frühzeitig überlegen, weil sie manchmal auch eine längere Dauer haben, bis sie zum Tragen kommen. Ich glaube, da sind wir einmal sicherlich auch bei einer Verwaltungsreform, wenn auch in diesem Kreise heute schon gesagt worden ist, dass man dieses Wort nicht mehr hören kann. Aber es wäre schon wichtig, auch hier im Hause und in einigen anderen Abteilungen Kostenoptimierungspotenziale, Einsparungsmöglichkeiten ganz einfach festzustellen und vielleicht einige Dinge doch zu evaluieren und zu schauen, ob man unter Beibehaltung des Leistungsniveaus hier etwas unternehmen könnte.

Es wäre wichtig, dass wir auch ein Durchforsten der Landesabgaben beziehungsweise der Gebühren und Leistungsstruktur hier in Einsatz bringen, um wirklich einmal auch zu sehen, was wir da so tun. Und was uns sehr wichtig ist, mehr Transparenz, mehr mittelfristige Budgetplanung, um ganz einfach hier auf die Erfordernisse hinzuweisen. 

Es ist heute schon erwähnt worden, Wien wird 2015 um zirka 80 000 Einwohner mehr haben und wir wissen auch, dass es auf der einen Seite bei den 0- bis 15-Jährigen sein wird. Das ist sehr, sehr erfreulich, das sage ich gleich dazu, dass auch das Durchschnittsalter der jüngeren WienerInnen in dem Sinn wieder einen Schub nach unten bekommt. Auf der anderen Seite wird es bei den Über-60-Jährigen sein. Was meine ich damit? Wir werden in beiden Bereichen Vorsorge zu treffen haben. Auf der einen Seite für die Unter-15-Jährigen und auf der anderen Seite haben wir auch die Probleme mit den Über-60-Jährigen. Und dort müssen wir schauen, denn jene in Ausbildungsprozessen Befindlichen zwischen 15 und 60 Jahren sind eigentlich rückläufig. Hier müssen natürlich unbedingt die Rahmenbedingungen verbessert werden. 

Gestatten Sie mir noch einen weiteren Punkt, der auch der ÖVP schon länger immer wieder ein Anliegen ist und den der Bund im so genannten Bundeshaushaltsgesetz geschaffen hat. Wir wollen einen Ausgliederungs- und Beteiligungsbericht der Stadt Wien, meine Damen und Herren. Auch das wäre notwendig, um jedenfalls Klarheit zu haben. Wir wissen, dass wir hier ein Budget von zirka 11 Milliarden vorfinden. Wenn man aber im Wien-Konzern alles dazuzählt und Sie zählen ja in Ihren Unterlagen alles immer wieder nur fragmentarisch auf, dann hat man schon ein Wien-Budget von zirka 16 Milliarden. Wir würden es schon gerne haben, dass wir über alle diese Teile hier ganz einfach debattieren können, berichten können und Einsichtnahme haben. Ich bin fast zuversichtlich, dass vielleicht diesmal die SPÖ diesem Antrag zustimmen wird. Warum sage ich das? Weil in einer Tageszeitung am Samstag die Frau Vizebürgermeister zwei Dinge zu den Wiener Stadtwerken gesagt hat, wo sie Eigentümervertreterin ist. Immerhin bekommen die Wiener Stadtwerke einen Betriebskosten- und Investitionszuschuss von rund 500 Millionen. Als Eigentümervertreterin sagt sie: „Weil ich dafür zuständig bin.“ Aber im Großen und Ganzen ist sie in dem Fall nur für die Aufsicht zuständig, sie ist zuständig für die Sauberkeit und sie fühlt sich verantwortlich. Aber ich hoffe auch, dass das dann global gesehen wird und auch für die Finanzen und auch vielleicht für die Preise der Wiener Linien und ähnliche Dinge mehr. Das wäre sehr gut und wir würden daher meinen, in dem Fall könnten wir betreffend einen Ausgliederungs- und Beteiligungsbericht der Stadt Wien auch über das diskutieren. Ich darf daher mit meinem Kollegen Matthias Tschirf einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen: 

„Es möge jedes Jahr im Rahmen der Präsentation und Beschlussfassung des Voranschlages der Stadt Wien ein Ausgliederungs- und Beteiligungsbericht der Stadt Wien im oben genannten Sinn vorgelegt werden.“ 

Wir bitten um Zuweisung an den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und sehen hier hoffentlich mehr Chancen einer Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren der Sozialdemokratie! Machen Sie die Hausaufgaben! Machen Sie eine mittelfristige Budgetplanung! Machen Sie ganz einfach hier eine Evaluierung aller Einsparungspotenziale, um in Zukunft auch ein Budget auf den Tisch zu legen, das weniger Defizit hat als das derzeitige! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Danke schön. Zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Strobl. Die Redezeit beträgt drei Minuten.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich werde die drei Minuten nicht brauchen, obwohl mir vieles andere auch einfallen würde. Ich möchte nur tatsächlich offensichtlich den Eindruck bezüglich des Gesprächs Wiener Wirtschaftsförderungsfonds beziehungsweise Wirtschaftsförderungen berichtigen. Lieber Fritz Aichinger, du hast in einer Wortmeldung vor einiger Zeit die Umstellung der Nahversorgungsförderung kritisiert. Auf diese Wortmeldung hin haben wir gesagt, okay, wenn es um die Richtlinien geht bei den Nahversorgungsförderungen, auch bei anderen Förderungen, dann setzen wir uns gerne einmal zusammen und es geht nicht darum, a priori über die Förderungen zu diskutieren oder neue Förderungen zu erfinden. Das können wir auch machen, wir können über alles reden. Aber nicht um das Budget des WWFF ist es gegangen, sondern um die Richtlinien der einzelnen Förderungen. Das wollte ich feststellen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat jetzt Herr GR Ekkamp.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Geschätzte Damen und Herren! 

Ich habe durchaus Verständnis, Sie kennen mich, für die unterschiedliche Interpretation des Budgets 2010 unserer schönen Stadt durch die Opposition, wenngleich auch ein bisschen mehr Sachlichkeit bei der Darstellung auch von Zahlen und irgendwelchen Tabellen durchaus nützlicher wäre. Eines, glaube ich, ist unbestritten, dass man in schwierigen Zeiten mit einer Finanz- und Wirtschaftspolitik einen stabilen Faktor für die Unternehmen und für die ArbeitnehmerInnen in dieser Stadt braucht und sie muss natürlich auch berechenbar sein. Und heute haben wir es schon einige Male gehört, sie darf auch nicht von ideologischen Sparzwängen getrieben werden und die Mittel müssen auch gezielt eingesetzt werden, weil wir nichts davon haben, wenn einzelne Bereiche wirtschaftlich überhitzt werden. Denn da erreichen wir genau das Gegenteil, was wir wollen, nämlich die Konjunktur ankurbeln. Und diese Finanz- und Wirtschaftspolitik muss eine Motorfunktion haben, wie ich schon gesagt habe, zur Ankurbelung der Konjunktur und mit dem, was vor uns liegt, nämlich mit der sich abzeichnenden Konjunkturerholung, wie es auch das WIFO und das IHS prognostizieren, setzen wir hier gleich weiter einen Schritt. 

Das Wiener Budget 2010 mit einem Ausgabenvolumen von 11,45 Milliarden EUR hat diese Motorfunktion und wir setzen damit auch ein wichtiges Signal, eine Stärkung in diesen so genannten Aufschwung, der vor uns liegen wird, wenn auch nur zögerlich trotz einer schwierigen Einnahmesituation. Und jetzt heißt es natürlich, investieren, gezielt investieren in Projekte, damit die Menschen – das ist heute schon erwähnt worden - in Beschäftigung bleiben und jene wieder Arbeit finden, die auf Grund der Wirtschaftskrise ihren Job verloren haben. Es ist auch heute schon ein paar Mal auch von der Opposition bemerkt worden, die Krise ist auch noch nicht zu Ende, sie wird erleichtert oder sie wird erst dann zu Ende sein, wenn die Klein- und Mittelbetriebe und die Betriebe wieder Aufträge haben, damit sie die Menschen auch beschäftigen können und nicht erst, wenn die ersten Managerboni fließen, wo manche Bonifikationen in astronomischen Höhen oft zu Unrecht passieren, wie ich von hier aus behaupte. Das ist der feine Unterschied zu manch anderen politischen Ideologien. Natürlich, und das ist heute auch angesprochen worden, bleibt ein Defizit administrativ von 799 Millionen EUR. Aber das unterstreicht wieder, dass wir das in wirtschaftlich schlechten Zeiten machen können. Das unterstreicht eigentlich die Handlungsfähigkeit Wiens in diesen Zeiten eindeutig. Betont hat das ja auch die Volkspartei in einer ihrer Wortmeldungen, dass durchaus noch Spielraum vorhanden ist, wenngleich andere Redner hier gesagt haben, der Spielraum ist sehr ineffizient. Das zeigt, wie unterschiedlich die Auffassung von den hier vertretenen Parteien in diesem Hause de facto sind. 

Aber wenn man nur die Doktrin verwendet, geschätzte Damen und Herren, man muss nur, man darf gar nicht nachdenken über mögliche Steuerquellen und es wird ja bereits nachgedacht. Wenn man aber nur bei den Ausgaben sparen will, durchaus berechtigt und Wien geht auch hier einen Weg, einen herzeigbaren Weg, dann denke ich auch und das zeigt uns die Erfahrung und wir haben das ja gesehen, wie man sparen kann, nämlich bei den Gebietskrankenkassen. Man kann so viel sparen bei der Verwaltung, dass nichts mehr übrig bleibt und man hätte dann die Krankenkassen in den Konkurs getrieben. Ich glaube, das ist der falsche Weg, meine sehr verehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Dass Wien bewiesen hat, wie man mit Kosteneinsparung umgehen kann, das zeigen auch die Zahlen im Bereich der Beschäftigung. Jetzt haben wir wieder einen Zuwachs und Sie wissen auch, warum. Aber sonst sind die Personalzahlen immer leicht gesunken, obwohl wir Aufgaben und Leistungen übernommen haben beziehungsweise Leistungen erhöht haben. Ich nenne nur das Fund-, Pass- und Meldewesen. Von einem sollte man sich schon trennen und das ist oft so eine Doktrin und schnell gesagt, wir machen eine große Verwaltungsreform in Österreich. Wie lange gibt es schon diese Diskussion? Und schon sprudeln die Milliarden! So leicht, geschätzte Damen und Herren, wird das Geld wahrscheinlich nicht zu finden sein. Das heißt, jetzt muss man in die notwendige Nachfrage investieren, und dem wird dieses Wachstumsbudget de facto auch gerecht und es sichert damit die Kaufkraft am Standort Wien und bereitet uns bestmöglich für die so genannte Aufschwungphase vor. Das Ganze, und das habe ich schon angedeutet, ist nur möglich, weil über Jahre hindurch eine professionelle Finanzpolitik und ein perfektes Schuldenmanagement betrieben wurden. Dafür möchte ich mich auch recht herzlich bei unserem Finanzdirektor, beim Herr Neidiger mit seinem Team, bedanken. Aber ich möchte mich auch bei unserer Finanzstadträtin, Frau VBgmin Brauner, bedanken, die die Wiener Finanzpolitik nicht auf kurzfristige Erfolge auslegt, sondern den Einsatz der Steuermittel auf Nachhaltigkeit und Effizienz genau unter die Lupe nimmt. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren, bleiben wir beim Defizit, auch heute schon angeführt. Und Sie kennen mich, ein Vergleich lohnt sich immer. Eine Benchmark zeigt nämlich genau die politischen Handlungen auf und man sieht auch die Ergebnisse darauf. Wie setzt man die politische Handlung und welche Ergebnisse gibt es? Wien-Hamburg war ja jahrelang immer wieder auch eine Vorgabe der ÖVP - beispielgebend ist Hamburg. Kollege Strobl hat es ja schon gesagt, wir waren vom Finanzausschuss aus dort. Aber schauen wir uns das doch an. Hamburg ist eine schöne, eine lebenswerte Stadt, keine Frage. Ich möchte aber schon darauf verweisen, es ist auch stärker angesprochen worden und ich spreche es nicht so stark an, die lebenswerteste Stadt ist nach wie vor noch Wien, über das kommen wir nicht hinweg. Aber der Schuldenstand, das hat heute die Frau Vizebürgermeisterin gesagt, wird Ende des Jahres in Wien 1,54 Milliarden EUR erreichen. Das heißt, wenn man die jetzige Situation hernimmt, werden wir ungefähr bei zirka 900 Millionen EUR sein. Wenn man das vorher noch hernimmt und das Budget hernimmt, dann werden wir wahrscheinlich bei 870, 880 EUR pro Kopf sein. Wissen Sie, wie in Hamburg die finanzielle Situationen ist? Wissen Sie das? Pro Sekunde, Sie brauchen nur ins Internet gehen, ein Zuwachs von 335 EUR. 335 EUR für so eine Millionenstadt, die ähnlich groß ist wie Wien in der Einwohnerzahl, auch in der Wirtschaftsleistung, beim Bruttoinlandsprodukt ein bissel vor uns, das ist nicht viel. Wissen Sie die Pro-Kopf-Verschuldung in Hamburg? 12 600 EUR aktuell. Und wissen Sie den Gesamtschuldenstand von Hamburg? Bei einer ähnlichen Budgetgröße von Wien - die haben 11,5 Milliarden EUR, wir haben 10,5 Milliarden EUR - 22,328 Milliarden EUR in Hamburg! (Aufregung bei GR Günter Kenesei.) Das ist in Hamburg! Und da sage ich, und die ÖVP weiß scheinbar, wie es geht, das kann de facto nicht das Vorbild für Wien sein. Und die haben auch wenig Spielraum. Sie setzen auch weniger Investitionen an. Nur ein Beispiel: In Hamburg sind die Investitionen ... (Aufregung bei der ÖVP.) Ich habe Ihnen gerade gesagt, das Budget, die Budgetgröße ist vom Vorjahreszeitraum von 750,Millionen EUR heuer auf 462,Millionen EUR gesunken und die ... (Aufregung bei GRin Mag Barbara Feldmann und GR Robert Parzer. – GRin Nurten Yilmaz: Die schließen Polizeiposten!) Es ist eine schwarz-grüne Regierung, nicht bös sein, seit neun Jahren, nicht bös sein. Da können Sie sich nicht davonstehlen, das geht so nicht! 

Hamburgs Finanzen melden „Land unter", meine sehr verehrten Damen und Herren, und Schwarz-Grün denkt an einige Maßnahmen: Personalabbau um zirka 10 Prozent - das sind dort 7 500 Menschen, die den Job verlieren werden! (GR Günter Kenesei: Wer war denn vorher in der Regierung?) Mehrleistungen der Eltern bei der Kinderbetreuung! Über das alles denken sie im Sozialbereich nach. Schließung bei Feuerwehr und Polizei und Aushungern der Kultur! Man sieht: „Mehr privat, weniger Staat" war und ist sehr erfolgreich. (GR Günter Kenesei: Die SPD hat regiert!)
Es war teilweise auch hier jahrelang die Doktrin - jetzt sind Sie ein bisschen leiser geworden, gerade die Volkspartei ist ein bisschen leiser geworden: „Mehr privat, weniger Staat." Das war immer die Doktrin. Aber denken wir nur an ein paar Okkasionsverkäufe, wie es in der Bundesregierung zugegangen ist: Denken wir an die ATW, wie sie verschleudert worden ist - was bestätigt worden ist! Und denken wir auch an den Verkauf der 60 000 BUWOG-Wohnungen! Der Rechnungshof, nicht ich, hat bescheinigt, dass sie viel zu billig verkauft worden sind. Viel zu billig - in Wirklichkeit sind sie also hergeschenkt worden!

Denken Sie auch daran - ich werde das nicht vergessen -, dass die ÖVP damit in eine Wahl gegangen ist, dass sie die Wiener Gemeindewohnungen verkaufen wollte. Aber Sie wissen alle, dass die Wiener Gemeindewohnungen ein preisdämpfender Stabilisator für die Mieten in dieser Stadt sind. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Hamburg - wir haben das gesehen, wir haben es dort diskutiert - hat Mieten zwischen 15 und 20 EUR im Durchschnitt. Ich glaube, dieses Niveau wollen wir hier nicht. Der Vergleich macht auch sicher: Wir wollen keine konservative Politik à la Hamburg für Wien. Das schadet den Wienerinnen und Wienern, und das werden wir auch ablehnen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich auf ein anderes Thema eingehen, ebenfalls mit Bezug auf Hamburg. Da habe ich wieder einen Antrag vor mir ... (GR Günter Kenesei: ... nicht zugehört in der Früh!) Ich habe zugehört, Kollege Kenesei; ich bitte, den Respekt auch hier entgegenzubringen. (GR Günter Kenesei: Na ja, du stellst dauernd nur Fragen ...!) Nein, ich habe ja nicht dich gefragt, ich habe nur Feststellungen gemacht. Wenn ich dich frage, frage ich dich persönlich. Sind wir d'accord? - Okay. (GR Günter Kenesei: Jetzt wird eh der Bürgermeister fragen!)
Da gibt es wieder einen Antrag: 24-Stunden-Betrieb der Wiener U-Bahn-Linien am Wochenende. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Wieder kann man sagen: Hamburg! In Hamburg - das wissen Sie - gibt es das de facto am Freitag und am Samstag: Die U-Bahn fährt rund um die Uhr. Verschwiegen wird aber, bitte, in allen diesen Aussendungen, dass die Nightlines der Busse an diesen Tagen nicht fahren. Sie fahren an diesen Tagen nicht! Das muss man fairerweise dazusagen, wenn man das den Wienerinnen und Wienern suggeriert. 

Sie müssen auch dazusagen, wie es mit der Erreichbarkeit ist: Die Erreichbarkeit durch die U-Bahn ist nie so weit gegeben. (GR Günter Kenesei: Der Bürgermeister will das ja auch wissen!) Sie ist vielleicht schneller, aber die Erreichbarkeit ist nie so weit gegeben wie in Wien, mit 95 Prozent der Busse und, ich glaube, derzeit 37 Prozent mit der U-Bahn.

Zweitens wird oft auch auf das Beispiel Berlin hingewiesen: In Berlin fahren die U-Bahnen am Wochenende 24 Stunden lang. Ich sage Ihnen, nicht alle Linien in Berlin fahren rund um die Uhr. (GR Günter Kenesei: Zwei fahren nicht!) Ich weiß es schon, zwei fahren derzeit nicht. (GR Günter Kenesei: Eine, weil sie repariert wird, und die andere ...!) 

Wenn sie rund um die Uhr fahren, fehlen natürlich die Wartungszeiten in der Nacht. Wenn diese Wartungszeiten fehlen, gibt es auch untertags einen Schienenersatzverkehr, da werden die Kundinnen und Kunden, die mit den öffentlichen Verkehrsmitteln fahren, auf die Busse umgeleitet. (GR Günter Kenesei: Auf der U4 ...! - Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Derzeit gibt es zwei U-Bahn-Linien, die U1 und die U8, die gestört sind. Das heißt, Busse kommen im Zehnminutentakt, also fahren die Kundinnen und Kunden eben dort. Das ist ein sehr großer Qualitätsverlust.

Des Weiteren: Einige U-Bahnen, zum Beispiel die U3, U5, U7, U8 und U9, fahren nur in der Kernzone, die fahren nicht bis zu den Außenzonen. Dort übernehmen den Transport der Fahrgäste wieder Busse: im Zehnminutentakt, im Zwanzigminutentakt. Das muss man natürlich dazusagen.

Wenn ich mir den Antrag weiter ansehe, werden da auch München und Zürich angeführt. In München zum Beispiel fährt in der Nacht eine S-Bahn, aber eine U-Bahn fährt in der Nacht nicht, die ist, wie mir gesagt wurde, zwischen 2 und 4 Uhr eingestellt. Da gibt es auch am Wochenende keinen U-Bahn-Verkehr. 

Und in Zürich - wenn man schon damit hausieren geht - gibt es überhaupt keine U-Bahn! Dort gibt es eine S-Bahn, und die fährt in der Nacht, das stimmt. Es gibt allerdings eine U-Bahn in Zürich, nämlich auf dem Flughafen Kloten; dort gibt es eine U-Bahn, die von einem Terminal zum anderen fährt. Aber ich denke, das werden Sie ja doch nicht gemeint haben, meine Damen und Herren.

Ergo dessen ist dieser Antrag wieder nicht seriös. Ich glaube, es ist richtig, dass wir die Wienerinnen und Wiener zu diesem Thema befragen werden. (GR Robert Parzer: Franz, ist die Volksbefragung sinnvoll?)
Meine Damen und Herren! Zurück zu den Investitionen: Wien investiert auf Rekordniveau! 4,4 Milliarden EUR bedeuten ein Plus, auch ohne die Investitionen von Wien Kanal, wie wir heute schon gehört haben. Ein bisschen mehr als 1,7 Milliarden EUR fließen in das beschäftigungsintensive Bau- und Baunebengewerbe, das bedeutet ein Plus von 6,5 Prozent. Im Kernbereich erhöht der Magistrat seine Ausgaben um 124 Millionen auf 1,727 Milliarden EUR. Der Stadt Wien Konzern investiert über 2,5 Milliarden EUR.

Die Frau Vizebürgermeisterin hat es schon gesagt: Gerade unsere eigenen Betriebe investieren stark. Wien Energie investiert in den nächsten Jahren im Milliardenbereich in die Versorgungssicherheit, um Stromausfälle zu vermeiden. Bei uns werden Stromausfälle in Minuten gemessen, im Gegensatz zu anderen Ländern. Das zeigt die Qualität, daran muss man ständig arbeiten. Netze, Umspannwerke und Kraftwerke sind wegen der Energieunabhängigkeit notwendig, meine sehr verehrten Damen und Herren! In modernste Technologien wird investiert. Repowering ist heuer eröffnet worden, dadurch haben wir die Möglichkeit, 75 Prozent des eigenen Strombedarfs zu erzeugen.

Auch Wiengas investiert in die Versorgungssicherheit: Netzerneuerung, Rohrgasspeicher, nicht nur für den Spitzenausgleich, sondern auch für die Versorgungssicherheit. Sie kennen die Debatte, die wahrscheinlich mit Jänner nächsten Jahres wieder einsetzen wird. Auch die Fernwärme investiert sehr viele Millionen, zirka 450 Millionen EUR. Ziel ist es, die Anschlüsse der Wohnungen auf 50 Prozent zu erhöhen. Neue Netzleitungen, Ausbau von Speichermöglichkeiten - auch dort gibt es technologische Innovation.

Auch die Fernkälte ist heute schon genannt worden. Wir haben sie übrigens - was sehr spannend war - mit dem Unterausschuss besichtigt. Dort steckt noch viel Zukunftspotenzial drinnen! 

Meine Damen und Herren! Diese Investitionen sichern viele Arbeitsplätze, und sie garantieren auch die notwendige Energie für die Wirtschaft und für die EinzelverbraucherInnen.

Wenn heute die FPÖ wieder etwas entdeckt hat - sie will ja die Gewinne der Wien Energie verteilen, sie hat auch eine Zahl genannt -, weiß ich nicht, ob das ein gescheiter Weg ist. Ich glaube, wichtig ist für ein Unternehmen, dass man wieder etwas in die Zukunft investiert, dass wir eben bei der Energie sicher sind. Ich glaube, das ist besser.

Aber wenn Sie jetzt eine neue Formel entdeckt haben - das Thema „Minus 10 Prozent", mag sein, das kann ich nicht in Abrede stellen -, dann denke ich nur an die Formel „Minus 10 Prozent" zurück, ich kann mich gut daran erinnern: Als Sie Regierungsverantwortung gehabt haben, da hat es „Minus 10 Prozent" gegeben! Ich will Ihnen das alles jetzt ersparen, die 40 Beispiele, die dazu geführt haben, dass 10 Prozent weniger im Geldbörsel drinnen waren bei den Menschen, nicht nur in dieser Stadt, sondern in ganz Österreich. Das lehnen wir genauso ab, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Vielleicht noch einen oder zwei Sätze zum Thema Beschäftigung: Meine Damen und Herren, hier wird auch mit unterschiedlichen Zahlen gearbeitet. Kollegin Yilmaz wird dann noch kurz über den WAFF und über die wichtigen Maßnahmen berichten. Jeder einzelne Arbeitslose ist einer zu viel! Er ist einer zu viel, und man muss etwas tun. Ich glaube, Wien ist auch hier beispielgebend. 

Aber wenn heute von der FPÖ gesagt worden ist, dass die Arbeitslosenrate über dem Durchschnitt der anderen Bundesländer liegt, ist das wieder so ein Rechenexempel, für das gilt, was ich am Beginn gesagt habe: Ein bisschen mehr Sachlichkeit wäre durchaus angebracht!

Ich könnte mich jetzt auch herstellen und Vergleiche mit den anderen Bundesländern ziehen, wie denn der Zuwachs der Arbeitslosigkeit in den letzten sechs, sieben, acht Monaten sei. Da schneiden andere Bundesländer, die immer als Paradebeispiel genannt werden, nicht sehr gut ab, weil sie dort ganz schön aufgeholt haben - zum Leid der Menschen, das muss man sagen. 

Aber: „Wien ist ein urbaner Bereich, und ein urbaner Bereich hat eine hohe Beschäftigungsquote." - meine sehr verehrten Damen und Herren, das kann man nicht einfach so abtun: Klappe drüber, und das sehe ich ganz einfach nicht! Wenn Kollege Strobl heute schon gesagt hat, dass in unserer Stadt 220 000 bis 225 000 Menschen, die nicht in Wien den Hauptwohnsitz haben, Arbeit finden, dann sagt das durchaus einiges aus. 

Vorhin habe ich mich leider zu einem Zwischenruf hinreißen lassen, als die ÖVP gesagt hat: aktuelle Zahlen, und wir haben die höchste Arbeitslosigkeit in Wien - das stimmt nicht! Mir tut es auch leid, aber da kann ich auf Kärnten hinweisen. Jetzt ist bei der ÖVP nicht mehr so sehr die Verbundenheit mit der FPÖ, mit Kärnten und mit dem BZÖ da, aber früher war das ja der Säulenheilige: Wenn er hinuntergesprungen ist, dann sind seinerzeit alle nachgesprungen! Heute ist es ein bisschen anders. 

Aber, bitte, Kärnten hat mit 8,8 Prozent die höchste Arbeitslosigkeit, und es wird dort noch drastisch schlechter werden, weil die Kärntner in der Finanzpolitik de facto seit 1999 versagt haben! Das ist die Handschrift der damaligen freiheitlichen Politik gewesen, das muss man ganz einfach feststellen. Ich sage, heute ist es in Kärnten anders, und das kommt euch unter Umständen zugute. Aber es ist nicht Wien das Bundesland mit der höchsten Arbeitslosigkeit. 

Es ist auch angesprochen worden, dass die Jugendarbeitslosigkeit in Wien so hoch ist. Mir tut die Arbeitslosigkeit bei jedem Jugendlichen persönlich weh, das ist meine innerste Überzeugung. Es wird viel gemacht, das ist auch schon dargestellt worden. 

Geschätzte Damen und Herren, das habe nicht ich ausgedruckt, sondern das hat der Drucker des AMS ausgedruckt - da können wir noch so viel diskutieren, uns vielleicht auf den Kopf stellen, schief schauen oder irgendetwas anderes tun: Oberösterreich wird oft zitiert, aber Oberösterreich ist in der Jugendarbeitslosigkeit mit über 20 Prozent an der Spitze! Wien hat 14 Prozent und hat de facto den tiefsten Stand von allen Bundesländern in Österreich. Das ist noch immer zu viel, aber es wird ja sehr viel getan, meine Damen und Herren.

Wenn man sich nun die Wirtschaftsleistung anschaut - das ist heute auch schon gesagt worden -, redet man immer nur über den Zuwachs, aber man muss sich immer die Ausgangsbasen anschauen. Wer ist Gewinner in der Wirtschaftsleistung? - Ich gebe zu, das liegt jetzt zwei Jahre zurück, eine andere Statistik gibt es leider noch nicht: Mit 27 Prozent Anteil an der österreichischen Wirtschaftsleistung, am Bruttoinlandsprodukt, hat Wien, glaube ich, eine stolze Zahl vorzuweisen. Das sind 68 oder 69 Milliarden EUR, pro Kopf 41 500 EUR. Nehmen wir Niederösterreich her, dort sind es pro Kopf 25 300 EUR. Oder in Oberösterreich: Dort ist es ein bisschen höher, aber obwohl sie industrialisiert sind, sind es knapp 30 000 EUR. Was ich damit meine, ist: Man sollte durchaus so fair sein, immer dann, wenn man Vergleiche zieht, von der richtigen Basis auszugehen.

Meine Damen und Herren! Ich komme zum Schluss und sage es noch einmal: Die Wiener Finanz- und Budgetpolitik mit ihrem hohen Investitionsniveau ist ein stabiler Faktor für unsere Unternehmen, für die ArbeitnehmerInnen und auch für soziale Gerechtigkeit. Das Budget stärkt - ich habe versucht, es darzustellen - den beginnenden Aufschwung, den auch renommierte Wirtschaftsexperten sowie die Zahlen bestätigen, mit hohen Investitionen im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit, mit gezieltem Einsatz der Finanzmittel, um eine hohe wirtschaftliche Effizienz zu erreichen. Damit werden in schwierigen Zeiten auch die Klein- und Mittelbetriebe gestärkt, die unbestritten eine Lebensader unserer Stadt darstellen. 

Daher ersuche ich Sie, stimmen Sie diesem Budget 2010 zu, im Interesse der Lebensqualität in unserer schönen Stadt, im Interesse der Wiener Wirtschaft und somit auch im Interesse der Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. - Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Kollege Ekkamp hat behauptet, dass die Verschuldung Hamburgs auf die CDU-Regierung zurückzuführen ist.

Tatsächlich ist sie darauf zurückzuführen, dass 40 Jahre die SPD regiert hat. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenruf von GR Franz Ekkamp. - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das stimmt aber ...! - Weitere Zwischenrufe.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Univ-Prof Dr Eisenstein. - Bitte.

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich nehme die Debatte zu dieser Geschäftsgruppe zum Anlass, einen ganz anderen Inhalt anzusprechen als das, was wir gerade gehört haben, einen Inhalt, der schon lange kein Thema mehr in diesem Hause war. Ich meine die Verwaltung der Friedhöfe, die ja - ebenso wie die des Krematoriums, das ich aber hier ausklammere - inzwischen nicht mehr durch die MA 43 erfolgt, sondern im Rahmen der Wiener Holding, die ein ausgegliederter Betrieb ist. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist etwas ganz Wichtiges! Wir sterben alle einmal!) Damit ist auch in diesem Bereich eine direkte Kontrolle durch den Gemeinderat leider nicht mehr möglich. Dass eine solche Kontrolle aber notwendig ist, zeigt eine Überprüfung der Zustände und Umstände auf unseren Friedhöfen, und darüber werde ich jetzt referieren.

Zunächst einmal ist nicht einzusehen, warum Friedhofsgebühren nicht veröffentlicht werden, zum Beispiel im Internet. Meine Fraktion hat bereits im Vorjahr auf diesen Umstand hingewiesen. Es ist mir schon klar, dass es je nach Friedhof und je nach Lage eines Grabes unterschiedliche Sätze geben kann, aber es muss doch so etwas wie einen Katalog geben oder irgendetwas, was eine Art von Willkür ausschließt. Die Tatsache bleibt jedenfalls bestehen, dass die Bevölkerung, die über Gebühren auf Friedhöfen Bescheid wissen will, im Vorfeld völlig im Unklaren gelassen wird. 

Überdies sind die Gebühren im Vorjahr drastisch erhöht worden, auch wenn Herr GR Ekkamp - er hört mich leider nicht, weil er gerade telefoniert -, wenn ich das recht in Erinnerung habe, von einer bloß moderaten Erhöhung gesprochen hat. Nach wie vor werden die Friedhofsgebühren auf die Dauer von zehn Jahren eingehoben, ohne dass hier eine Ratenzahlung möglich wäre, und damit ist selbst eine relativ geringfügige Erhöhung zu einer echten Gebührenlawine angewachsen. 

Moderate Gebührenerhöhungen: Ich erinnere dabei an die Erhöhung der Gebühren für die Einfahrt in den Zentralfriedhof. Ich gebe zu, der Betrag ist in absoluten Zahlen sehr, sehr gering; in Prozenten aber sind es immerhin doch 22 Prozent mehr, die jemand bezahlen muss, der mit dem Auto in den Zentralfriedhof einfahren will oder sogar muss. 

Ferner erinnere ich auch daran, dass auf Wiener Friedhöfen Gebühren eingehoben werden, die in anderen Bundesländern gar nicht zum Tragen kommen. Meine Damen und Herren, wenn Sie in Wien auf ein bestehendes Grab einen Deckel aufsetzen wollen oder vielleicht sogar müssen, dann bezahlen Sie eine zusätzliche Gebühr; nicht so etwa in Niederösterreich. Wenn die Auskünfte, die ich eingeholt und erhalten habe, stimmen, dann widerspricht diese Gebühr sogar einer EU-Richtlinie. Damit werden Grabbesitzer unnötiger- und auch unverschuldeterweise zur Kasse gebeten.

Das ist leider auch in anderen Fällen so. Beispiel 1: Oft entstehen an betreuten Gräbern Schäden durch eingewachsene Baumwurzeln, wobei die Bäume selbst aber auf Friedhofsgrund und damit auf dem Grund der Gemeinde Wien stehen. In der Vergangenheit hat die Gemeinde Wien stets jegliche Haftung abgelehnt und diese Art von entstandenen Schäden auf höhere Gewalt bezogen, auch dann, wenn die Baumwurzeln schon massiv in die Grabstätten eingewachsen waren. Immer waren die Grabbesitzer zur Instandsetzung verpflichtet, was bei einer Weigerung im Extremfall dazu führen konnte, dass das Benützungsrecht an der Grabstelle für erloschen erklärt wurde. 

Eines solchen Falles hat sich im Jahr 2008 auch die Volksanwaltschaft angenommen. Sie hat festgestellt, dass die Gemeinde Wien hier sehr wohl eine gesetzliche Verpflichtung zu erfüllen habe, nämlich die, den Benutzungsberechtigten nicht in der Ausübung seines Rechts zu stören. Eine praktikable und vertretbare Lösung wäre, das ohnehin bestehende Haftpflichtverhältnis auf Schäden durch Wurzelwachstum zu erweitern. Meine Damen und Herren! Ich bringe daher den Beschlussantrag ein:

„Der Gemeinderat spricht sich für eine Erweiterung der Haftpflichtversicherung der Friedhöfe Wien GmbH auf Schäden an Grabstellen aus, die aus einem Wurzelwachstum resultieren. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)

Mit Fällen wie dem genannten im Zusammenhang steht mein Beispiel 2 für ein nicht gerechtfertigtes Abkassieren auf Friedhöfen. Neben oder direkt an bestehenden Gräbern wachsen durch Samenflug neue Bäume. Wenn diese Bäume größer werden, werden sie von der Friedhofsverwaltung entfernt, und die Kosten dafür werden dem Grabbesitzer angelastet. Auch hier gibt es einen Extremfall: Wenn die neuen Bäume nämlich schon einen entsprechenden Umfang und die entsprechende Höhe haben, dann müsste der Grabbesitzer, genau genommen, sogar für eine Ersatzpflanzung sorgen. 

Die Kosten sind vom Grabbesitzer natürlich weder verursacht noch hat er sie gewollt noch hat er einen Einfluss auf ihr Zustandekommen. Sie könnten aber leicht vermieden werden, wenn häufigere Kontrollen als bisher durchgeführt werden und der Zuwachs rechtzeitig beseitigt würde. Ich bringe daher einen weiteren Beschlussantrag ein:

„Neu wachsende Bäume neben oder direkt an bestehenden Grabstätten auf Wiener Friedhöfen mögen von der Friedhöfe Wien GmbH umgehend entfernt werden. Die Gemeinde Wien möge die Kosten für die Beseitigung von Baumwuchs neben oder direkt an bestehenden Grabstätten übernehmen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich komme zu einem weiteren Themenkomplex im Zusammenhang mit Wiener Friedhöfen. Zunächst danke ich dem Herrn Bürgermeister für seine Antwort auf meinen Antrag, der da lautete, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit Feiern auf oder in der Nähe von Grabstätten, die keinen offiziellen Charakter haben, in Hinkunft nicht mehr stattfinden können. Sie alle, meine sehr geehrten Damen und Herren, wissen, worum es dabei geht: die Veranstaltung von Ess- und Trinkgelagen auf Gräbern. Besonderes Medienecho hat ja das - Zitat „Kronen Zeitung", Ende Juli 2009: „wilde Gelage" auf dem Stammersdorfer Friedhof hervorgerufen, wo offenbar Migranten - und das ist, bitte, keine Unterstellung, sondern das scheint Tatsache zu sein - entsprechend exzessiv gefeiert haben. 

Der Herr Bürgermeister hat in seiner Antwort ausgeführt, dass die Friedhofsverwaltung den Benützungsberechtigen jener besagten Grabstelle aufgefordert habe, die Regelungen der Bestattungsanlagenverordnung zu beachten. Das heißt natürlich, sich dem Ernst, der Würde und der Widmung eines Friedhofs entsprechend zu verhalten. 

Diese Antwort des Herrn Bürgermeisters impliziert allerdings, dass es der Benützungsberechtigte war, der diese kleine Feier - so schreibt der Herr Bürgermeister - veranstaltet hat. Meine Damen und Herren, wenn das nicht so gewesen wäre, wenn sich - wie es schon geschehen ist - nicht Benützungsberechtigte dieses oder ein anderes Grab ausgesucht hätten, dann würden sicherlich auch die bestimmt gut gemeinten Informationsblätter in den Schaukästen am Eingang eines Friedhofs wenig oder gar nichts nützen, um solche Entwicklungen einzudämmen.

Aber der Herr Bürgermeister hat meine volle Unterstützung darin, dass private Gedenkfeiern anzumelden sind - wobei, meine Damen und Herren, die Betonung auf „Feier" liegt, was nicht mit „Fest" verwechselt werden sollte - und dass alle anerkannten Religionsgemeinschaften Ansprechpartner für, ich sage einmal, Friedhofsangelegenheiten namhaft machen sollten.

Noch ein Thema im Zusammenhang mit Friedhöfen ist die Sicherheitsproblematik. Jetzt meine ich nicht Überfälle auf Besucher, sondern etwas ganz Friedhofsspezifisches: Nicht mehr betreute Grabanlagen müssen oft durch eine Abdeckung, die meist aus Holz ist, gesichert werden. Wenn eine solche Abdeckung nicht mehr ordnungsgemäß oder schon brüchig ist, kann es zu Unfällen mit Personenschäden kommen. Die Hohlräume erweisen sich dann als schlecht gesichert, und die Grabsteine sind, vornehm ausgedrückt, recht labil. Davon sind im Übrigen mehr Gräber auf Wiener Friedhöfen betroffen, als man gemeinhin glauben sollte. Ganz besonders sind es natürlich solche Grabstätten, die ursprünglich unbefristet vergeben wurden und die eben zuletzt nicht mehr betreut wurden. 

Der bisherigen Praxis folgend wurden Personen, die hier Unfälle erlitten haben, auf den Rechtsweg verwiesen, ohne dass die Geschädigten letztlich Anspruch auf Kostenersatz oder Schmerzensgeld gehabt hätten. Um solche Vorfälle überhaupt zu vermeiden, wäre es sinnvoll, die jeweiligen Abdeckungen öfter als bisher zu überprüfen. Die derzeitige Praxis scheint ja eine Überprüfung einmal im Jahr zu sein. Ich bringe daher einen dritten - und letzten, Frau Vizebürgermeisterin - Beschlussantrag ein:

„Die zuständigen Stellen der Stadt Wien mögen gemeinsam mit der Friedhöfe Wien GmbH häufigere Kontrollen zur Gefahrensicherung bei labilen Grabsteinen und Abdeckungen auf Wiener Friedhöfen durchführen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich komme damit zum Schluss. Selbstverständlich ließe sich die Liste von Forderungen an die Gemeinde Wien beziehungsweise an die Friedhöfe Wien GmbH noch verlängern. Ich denke dabei etwa an den Umgang mit den im Volksmund so genannten Armengräbern etwa auf dem Zentralfriedhof. Diese Grabstätten bleiben ungepflegt, machen einen schlechten Eindruck und sind auch wirklich keine würdige Grabstätte für Verstorbene. 

Vielleicht - ich möchte das als Anregung verstanden wissen - könnte man solche Gräber einebnen, mähen, in Form so genannter Wiesengräber gestalten, eventuell ein Kreuz aufstellen. Ich weiß schon, dass lange nicht mehr betreute oder baufällige Gräber von so genannten Abtragungspartien geschleift werden. Aber vielleicht könnte man hier noch einen Schritt weiter gehen und zumindest dort, wo es möglich ist, wo eben mehrere solche Gräber aneinanderstoßen, eine Lösung wie die genannte finden.

Jetzt schließe ich endgültig: Alles, was ich an dieser Stelle über Friedhöfe gesagt habe, bitte ich, nicht als harsche Kritik zu verstehen, sondern als gut gemeinte Anregungen, die im Interesse von Grabbesitzern und letzten Endes im Interesse von uns allen liegen, zumal ja wir alle Grabbesitzer sind oder eines Tages auch sein werden. Ganz sicher, meine Damen und Herren, werden wir alle Grabbesitzer im allerengsten Sinne des Wortes! - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Puller.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

In den nächsten Jahren wird die Verkehrspolitik und werden vor allem verkehrspolitische Maßnahmen, die den öffentlichen Verkehr betreffen, in unserer Stadt an erster Stelle stehen und stehen müssen. Es wird mehr Geld in den ÖV hineinfließen müssen. Und warum? Da möchte ich Ihnen etwas vorlesen; ich hoffe, es ist nicht an Ihnen vorbeigegangen, und zwar war es Mitte November im „orf.at": „Österreich vom Kyoto-Ziel weit entfernt. Österreich konnte dem Ziel des Kyoto-Protokolls, der Reduktion von Treibhausgasen um 13 Prozent bis zum Jahr 2010, nicht näher kommen. Das geht aus dem neuesten Bericht des Umweltbundesamtes über die Luftschadstofftrends in Österreich hervor. Die Emissionen an Treibhausgasen sind weiter im Steigen, und auch die Reduktion der Ozon-Vorläufersubstanzen hinkt zum Teil deutlich hinter den Vorgaben her."

Weiters steht da - gekürzte Ausgabe jetzt: „Industrie reduziert Schadstoffe, Kleinverbraucher nicht. - Verminderungen wurden vor allem in den Sektoren Industrie und Energieversorgung erzielt, während die Kleinverbraucher ständig steigende Werte aufweisen. Der Verkehrssektor blieb in der gesamten Zeitreihe auf konstant hohem Niveau."

Gut, Sie werden jetzt sagen, das Kyoto-Ziel ist eben noch so weit entfernt, Wien ist nicht Österreich, und Österreich ist nicht die ganze Welt. Aber es ist immer noch ein Teil davon, Wien ist immer noch ein Teil von Österreich und von der ganzen Welt. Deshalb, meine Damen und Herren, bin ich der Meinung und der festen Überzeugung, dass Wien ein Zeichen setzen und sich mit einer klaren politischen Einstellung für den öffentlichen Verkehr aussprechen muss, um es Kleinverbrauchern - sprich, eben dem Individualverkehr - ganz leicht zu machen, auf die öffentlichen Verkehrsmittel umzusteigen.

Ich denke und wir GRÜNE denken, solange Mann und Frau immer noch schneller mit dem Auto unterwegs sind, wird man die Volkskrankheit Autofahren nicht heilen können. Da helfen keine U-Bahn-Versprechungen oder ‑Verlängerungen, meine Damen und Herren, irgendwann im Jahr 2020 oder später, und schon gar nicht die Aussagen von einem Herrn Bgm Häupl, wenn unsere Forderungen betreffend Bevorrangung und Bevorzugung des öffentlichen Verkehrs kommen und sein Sager dann so ausschaut: „Kommt nicht in Frage, wir wollen ja nicht die Autofahrer ärgern!"

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Volkskrankheit Autofahren kann kurzfristig und effizient nur geheilt werden mit bevorzugten Oberflächen-Öffis in Fußläufigkeit, die in weiterer Folge schnell, bequem und verlässlich werden, und mit verkürzten Intervallen bei den U-Bahnen zu den Spitzenzeiten. (StR Johann Herzog: Sind bei euch auch Autofahrer ...? - Weitere Zwischenrufe.) Da gehören natürlich auch die weißen Flecken, die Wien immer noch hat, wo Öffis schwer zu erreichen sind, weg. Nicht ein Oberflächen-Öffi einstellen, wenn eine U-Bahn ausgebaut oder verlängert wird!

Und, meine Damen und Herren, Öffi-Fahren muss cool werden, so cool, dass unsere jetzigen Kinder und Jugendlichen nicht mit 18 denken: „Jetzt muss ich mir aber ein Auto kaufen, weil ich sonst uncool bin!" Dass eben das Öffi-Fahren noch immer uncool und unattraktiv ist, möchte ich Ihnen vorlesen, und zwar aus diesem „Bezirksjournal", Ausgabe Woche 46. Da ist eine Rubrik „Jugend-Journalist" von einer Karoline, 13 Jahre, und sie schreibt: „Warten auf die Öffis: Mit den Öffis zu fahren, ist sehr oft eine Qual. Da verpasst man einen Bus und muss immer sehr lange warten, bis wieder einer kommt. Wie schön wäre es, in so einer Situation die Gewissheit zu haben, dass so alle 5 bis 10 Minuten das nächste öffentliche Verkehrsmittel kommt, und zwar zu jeder Tages- und auch Nachtzeit! Es würde nicht nur für uns junge Menschen ein bisschen das Leben erleichtern, wenn zum Beispiel auch am Samstag und am Sonntag Bus, Bim, Bahn und Co öfter fahren würden. Weil meistens kommt besonders am Wochenende nur alle 30 Minuten ein Bus, und wenn man den verpasst, heißt es warten, warten, warten. Also ich finde, man könnte uns allen das Leben vielleicht ein bisschen leichter machen, 24 Stunden lang und ganz besonders jetzt, in der kalten Jahreszeit, wo das Warten auf den nächsten Bus besonders unangenehm ist."

Das schreibt ein 13-jähriges Mädchen, das tagtäglich die öffentlichen Verkehrsmittel benützen muss. 

Meine Damen und Herren! Ich muss mich jetzt noch einmal wiederholen: Wien muss wirklich einmal eine politisch klare Linie setzen, um sich für den öffentlichen Verkehr auszusprechen. Es muss dringender denn je in die Bevorzugung des öffentlichen Verkehrs investiert werden. Darum stellen wir heute unseren Antrag:

„Der Wiener Gemeinderat ersucht die Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, zusammen mit dem Herrn amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr und natürlich zusammen mit den Wiener Linien ein klares Konzept für eine ausnahmslose Bevorzugung des öffentlichen Oberflächenverkehrs, so wie in Zürich zum Beispiel, ausarbeiten zu lassen. Ziel des Konzepts muss es sein, den Oberflächen-ÖV in Zukunft so attraktiv zu gestalten, damit der Modal-Split in den nächsten fünf Jahren auf mindestens 45 Prozent ansteigt.

Wir beantragen die Zuweisung dieses Antrages.“ - Ohnehin eine Zuweisung, meine Damen und Herren! 

Abschließend - ich höre jetzt noch nicht auf - möchte ich einen sehr interessanten, verkürzten Artikel vorlesen, dass es nicht schon wieder heißt: Na, was erzählen uns die GRÜNEN beziehungsweise was erzählt uns die Puller über den ÖV! Und zwar ist das ein Experte, der das in der Zeitung „Die Zeit" geschrieben hat. Der Autor ist Raumplaner und Mitglied der Deutschen Akademie für Städtebau, und er hat das so richtig auf den Punkt gebracht. Es sind hier die letzten beiden Absätze, die es wirklich auf den Punkt bringen:

„Die entscheidende Weichenstellung für die Stadtentwicklung erfolgt allerdings in der Verkehrspolitik. Wenn die Donaumetropole ihre Lebensqualität auch langfristig erhalten will, müsste zuerst das groß angelegte Autobahn- und Schnellstraßenausbauprogramm in und um Wien gestoppt werden. Jetzt schon pendeln zwischen der Ostregion und der Hauptstadt täglich 260 000 Menschen, 80 Prozent davon mit dem Auto. Diesen Verkehr gilt es von der Straße auf die Schiene zu verlagern. Zumindest sollten die Pendler und Pendlerinnen am Stadtrand zum Umstieg auf den öffentlichen Verkehr gedrängt werden, etwa durch eine City-Maut wie in London. Auch die Parkgebühren müssten auf internationales Niveau angehoben werden. Stattdessen sorgt die gesetzliche Verpflichtung, bei Handels- und Bürobauten Parkplätze zu schaffen, für immer mehr kostenlose Stellflächen, die den Verkehr bis in die inneren Bezirke anziehen. Da hilft es wenig, dass Wien auf den Ausbau der U-Bahn setzt, teils bis in beinahe unbesiedelte Randgebiete. Überzogene Investitionen in dieses mit Abstand teuerste städtische Verkehrsmittel binden Gelder, die für die Verbesserung des gesamten öffentlichen Verkehrs fehlen."

Zum Abschluss der Punkt von ihm: „Generell zeigt der Vergleich mit anderen Großstädten, dass Wien im Grunde über eine hervorragende Ausgangsposition für eine nachhaltige Stadtentwicklung verfügt. Die wirtschaftliche Dynamik, die soziale Ausgewogenheit und die strukturellen Vorteile für eine dauerhafte Sicherung der Lebensqualität zu nutzen, ist also keine Frage des Könnens," - und jetzt passen Sie bitte auf, Frau Stadträtin - „sondern nur eine Frage des politischen Wollens."

In diesem Sinne: Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Ing Leeb. - Bitte.

StRin Ing Isabella Leeb: Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben heute in einer sehr beeindruckenden Budgetrede gehört, wie wunderbar die Welt ist, in der wir leben, und welch großartige Wirtschaftspolitik in Wien gemacht wird. Weil ich als Oppositionspolitikerin ja nicht immer als Kassandraruferin dastehen möchte, habe ich mir gedacht, ich bringe Ihnen heute Beispiele für alles das, was funktioniert. 

Nehmen wir zum Beispiel Verwaltung und Bürokratie her: Mit einem Management- und Unternehmenskonzept wurde eine kundenfreundliche und wirkungsorientierte Verwaltung erreicht. Bürger-Servicestellen, Landes-Dienstleistungszentren, E-Government wurden zusammengelegt, um möglichst nahe an den „One Stop Shop" heranzukommen. Einfach und effizient!

Zum Beispiel Infrastruktur: Das öffentliche Transportsystem ist multimodal und wird den höchsten ökonomischen, ökologischen und sozialen Anforderungen gerecht. Einfach und effizient!

Beispiel Unternehmertum: Unternehmensgründungen werden strategisch forciert und die Unternehmensnachfolge strategisch gesichert. Das Standortimage wird ausgebaut. Einfach und effizient!

Zum Beispiel Zuwanderung: Qualitative und quantitative Bedürfnisse von Immigranten, die ein Unternehmen gründen wollen, werden analysiert. Ihnen werden treffsicher jene speziellen Dienstleistungen zur Verfügung gestellt, die sie in der ersten Phase der Unternehmungsgründung benötigen. Ebenfalls einfach und effizient!

Sehr geehrte Damen und Herren, all diese Beispiele stammen nicht aus Wien! Die Verwaltungsvereinfachung gibt es in Oberösterreich; das öffentliche Verkehrskonzept stammt aus Toronto; die Unternehmensgründungen werden im Saarland so forciert; und das Beispiel aus dem Bereich der Immigration stammt aus Helsinki. Ich will damit eines zeigen: Es bedarf keiner werbewirksamen Umfragen, um Ideenlosigkeit zu überwinden, manchmal würde schon ein kurzer Blick über die Grenzen hinaus genügen, um von den Besten zu lernen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Ihnen der Blick über die Grenzen zu weit ist, dann machen Sie es sich einfach und sprechen Sie mit jenen, die heute hier schon so oft angesprochen wurden: den KMUs, dem Rückgrat der Wiener Wirtschaft! Ich weiß nicht, Herr Kollege Strobl, mit wessen KMU Sie gesprochen haben, ich weiß nicht, woher Sie Ihre Umfragedaten nehmen. In Wirklichkeit schaut es in dieser Stadt ein bisschen anders aus. 

Die Zufriedenheit in den kleinen und mittleren Unternehmen in Wien liegt auf einer Werteskala von 1 bis 10 bei gerade einmal 6 Punkten; das heißt, Mittelmaß. Das heißt, es ist noch viel zu tun, und es gibt Maßnahmen, die sofort umgesetzt werden könnten. (GR Heinz Vettermann: Ich bin ja kein Verteidiger der Wiener Wirtschaftskammer, aber ...!) Ja, genau den spreche ich jetzt an: den Vertreter der Wirtschaftskammer! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ja, es gibt Maßnahmen, die man jetzt und in der Sekunde umsetzen kann, ohne Geld in die Hand zu nehmen. Denn es muss nicht immer mehr werden, mehr von allem. Vielen von uns wäre geholfen, wenn es weniger würde, weniger an Werbeabgabe zum Beispiel, worunter besonders Klein- und Mittelbetriebe stöhnen - eine Forderung im Übrigen, deren Einlösung der Bürgermeister schon lange versprochen hat, die aber noch nie umgesetzt wurde. Sorgen wir endlich für einen Gebührenstopp! Betreiben wir endlich aktives Standortmarketing! 

Das wunderbare Beispiel, wie toll das Standortmarketing in Wien ist, ist der Speckgürtel, der sich in Niederösterreich um Wien herum entwickelt hat. Das ist der traurige Beweis dafür, wie wachstumsbereit die Wiener Wirtschaft ist - und traurig ist es deshalb, weil uns gerade dort Kommunalsteuer, aber vor allem auch unternehmerisches Denken und Know-how verloren gehen. 

Jetzt ganz bemerkenswert ist - und da braucht man nicht viel Geld, um es umzusetzen -: Neun von zehn Wiener Betrieben wünschen sich Verwaltungsvereinfachungen, insbesondere bei behördlichen Verfahren! Um Ihnen nur ein Beispiel zu geben: Wollen Sie in Wien eine Veranstaltung realisieren, so haben Sie 85 Paragraphen zu beachten. In Rest-Österreich sind es im Schnitt 15 Paragraphen.

Ein Beispiel, das die GRÜNEN vielleicht nicht freuen wird: Ein Großteil der Wiener Betriebe hat einen Pick aufs Parkpickerl. Dazu die Forderung: das erste Parkpickerl für ein Unternehmen ohne komplizierte und vor allem nicht eindeutig nachvollziehbare bürokratische Nachweispflichten zu bekommen! Die Unternehmer wollen nichts geschenkt; es kann nur nicht sein, dass man in monatelangen Nachweisverfahren beweisen muss, im Dienste der Wiener Wirtschaft das Fahrzeug auch wirklich zu benötigen.

Trotz hoher Dichte an Forschungs- und universitären Einrichtungen gibt es allerdings leider nur sehr wenige Kooperationen zwischen Wiens Unternehmen und diesen Einrichtungen. Am vergangenen Freitag erst hat Borealis in Linz eine neue Forschungszentrale eröffnet, 350 Menschen werden dort Arbeit finden. Linz hat vielleicht nicht so eine hohe Lebensqualität wie Wien, aber Linz bietet Unternehmen unternehmerfreundliche Standortpolitik. (Beifall bei der ÖVP.)
Denken wir bei städtebaulichen Neuerschließungen auch die Schaffung von Produktionsstandorten an! Fokussieren wir bitte nicht nur auf den Wohnbau, sondern auch auf Gewerbeflächen für Logistik, Forschung und Entwicklung! Da möchte ich auf das Beispiel Aspern eingehen, das ja in den letzten Tagen durch die Zeitungen gegeistert ist - auch ein besonderes Schmankerl der Planungspolitik und der Kostenschätzungsqualität in dieser Stadt! Hier werden wir uns die prognostizierte Kostenexplosion sehr genau anschauen und im Fall des Falles nicht davor zurückschrecken, Kontrollamt und Rechnungshof einzuschalten.

Nun zu einem Punkt, der mir persönlich immer sehr am Herzen gelegen ist: Wien kann - und das wissen wir alle - den Kostenwettbewerb mit den Nachbarstaaten nicht gewinnen. Die Lohn- und Lohnnebenkosten speziell in den östlichen Nachbarländern liegen wesentlich und weit unter denen, die wir hier in Österreich haben. Der Schlüssel zum Erfolg liegt daher in der Qualität. Deshalb brauchen wir ein klares Bekenntnis zur dualen Ausbildung, zum Meister als Gütesiegel des Handwerks und zur darüber hinausgehenden Qualitätszertifizierung im Dienstleistungsbereich. 

Die Qualität können wir aber nur dann halten, wenn Sie im Pflichtschulbereich endlich die Notbremse ziehen. Es kann nicht sein, dass 40 Prozent der Pflichtschulabgänger in Wien Schwierigkeiten mit sinnerfassendem Lesen haben, Rechnen gerade einmal im Zahlenraum bis zehn möglich ist und Dividieren schon eine Herausforderung darstellt, die nicht mehr zu überwinden ist. Es kann und darf nicht sein, dass gerade diese Versäumnisse im Pflichtschulbereich auch noch von den KMUs, von den kleinen und mittleren Unternehmen, den Stützen der Wiener Wirtschaft, ausgeglichen werden müssen. 

Sie sehen, die Liste ist lang. Es ist allerdings auch nur ein Auszug der Forderungen. Beweisen Sie Mut, zeigen Sie Lernfähigkeit, und machen Sie sich an die Arbeit!

Abschließend möchte ich noch eines festhalten: Wien rühmt sich gerne - und wir haben es heute oft gehört -, die Sozialhauptstadt Österreichs zu sein. Eines ist aber, glaube ich, uns allen schon klar: An die wirklich Bedürftigen können wir nur das verteilen, was die Leistungsträger der Gesellschaft auch erarbeitet haben. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Yilmaz.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

Frau StRin Leeb, wir lernen von den Besten! Das haben wir bewiesen, sonst hätten wir nicht den ersten Platz in der Mercer-Studie gemacht. Irgendetwas dürfte jetzt in dieser Stadt stimmen! Und ich kann Ihnen versichern, es kommen sehr, sehr viele andere Städte zu uns, um von uns zu lernen und uns nachzumachen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Kollegin Puller, ich sage es nur ordnungshalber, weil die Spielregeln in dieser Stadt für alle gelten: Das junge, 13-jährige Mädchen sollte eigentlich um 22 Uhr zu Hause sein. Das sagt das Wiener Jugendschutzgesetz. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Sie wollten alle 5 Minuten ab 22 Uhr noch Busse haben. Man kann es natürlich handhaben, wie man will, sie sollte aber trotzdem wissen, dass sie daheim sein soll. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn die private Nachfrage ausfällt, muss die öffentliche Hand investieren. Das ist eine alte Wirtschaftsweisheit, ganz gleich, ob man das Keynesianismus oder nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik nennen will. 

Jetzt, wo die Finanzkrise die Weltwirtschaft voll getroffen hat - Kollege Ekkamp hat es schon erwähnt -, sehen die Neoliberalen Grasser und Schüssel sehr alt aus. Es ist wirklich nicht lange her, dass BUWOG, Austria Tabak, VA Tech und weitere öffentliche Unternehmungen verscherbelt worden sind, und zwar unter mysteriösen Umständen, wie man weiß, und um viel zu wenig Geld, wie man heute auch weiß.

Zum Glück hat sich Wien den damaligen Wünschen der Privatisierer und Liberalisierer immer entzogen, weil Dienstleistungen wie öffentlicher Verkehr, Wasserversorgung und so weiter nicht dem Spiel des freien Marktes ausgesetzt werden dürfen.

An die Damen und Herren, die jetzt so tun, als ob die Krise vorbei wäre und man wieder wie vorher weitermachen könnte: Erstens ist die Krise nicht vorbei, sondern die Arbeitslosigkeit steigt leider trotz aktiver Arbeitsmarktpolitik, Kurzarbeitsförderung und öffentlicher Investitionen an. Ohne die Investitionsoffensive der Stadt wäre die Situation in Wien wirklich dramatisch!

Zweitens: Wer heute nach denselben Regeln wie vorher weitermachen will, hat nicht kapiert, was da weltweit passiert ist! Nur durch den weltweiten Kraftakt des Zur-Verfügung-Stellens von Billionen von Euro ist unser Wirtschaftssystem nicht kollabiert - nur weil die smarten Banker und Trader von Papa Staat Geld bekommen haben, das sie vorher verspekuliert hatten! Sie haben aber auch bewiesen, dass sie Kontrolle brauchen. („BAWAG!"-Rufe bei der ÖVP.) Denn die Chance, noch einmal die Pensionen der Menschen zu verspielen, sollten wir ihnen nicht geben. (GR Dr Matthias Tschirf: ... hat die BAWAG verspekuliert!)
Dabei liegt es gar nicht an den handelnden Personen, meine Damen und Herren! Ein System - Kollege Aichinger ist ja für strukturelle Veränderungen -, ein System, das so etwas zulässt, gehört dringend reformiert. Spekulationen mit Anlegergeldern, faule Aktienpakete und windige Anlageformen sind grundsätzlich abzulehnen! (Beifall bei der SPÖ.) Deshalb ist es auch richtig, dass Bundeskanzler Werner Faymann die Frist für Spekulationsgewinne auf Aktien aufheben will und dass er europaweit für eine Finanztransaktionssteuer wirbt. (GR Dr Matthias Tschirf: BAWAG!)
Die Krise ist erst vorbei, Kollege Tschirf, wenn die Arbeitslosigkeit wieder sinkt. Bis dahin heißt verantwortungsvolle Wirtschaftspolitik: Investieren, investieren und noch einmal investieren! Eine antizyklische Wirtschaftspolitik bringt Aufträge, Arbeit und Bildung für die Wienerinnen und Wiener. 

Ja, Bildung! Denn wir bauen die Kinderbetreuung deutlich aus. Der Gratiskindergarten ist ein elementarer Schritt zu mehr Chancengleichheit und Förderung. Darüber hinaus werden die Eltern entlastet, und es fließen mehr Mittel in den Konsum. 1,6 Milliarden EUR ist der Stadt die Bildung ihre Kinder wert, was wiederum nachfragewirksam ist. 

Wir investieren aber auch in die Infrastruktur, denn dieser Asset ist das Um und Auf eines wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandorts. 4,4 Millionen EUR werden in nachfragewirksame Bereiche gepumpt, vor allem in das beschäftigungswirksame Bau- und Baunebengewerbe werden das 1,7 Milliarden EUR sein. Dort gilt nämlich die Faustregel: Je 70 000 EUR sichern einen Arbeitsplatz pro Jahr. Das sind also 25 000 direkt geförderte Arbeitsplätze, die ihrerseits durch Nachfolgeaufträge vervielfacht werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Das von Finanzstadträtin Renate Brauner vorgelegte Budget 2010 hat konkrete Eigenschaften: Es ist sozial, es ist zukunftorientiert, und es hat Hand und Fuß. Zum Beispiel: Förderung der Jugendlichen. In Österreich insgesamt ist die Arbeitslosigkeit der Jugendlichen im Oktober 2009 um 17 Prozent gestiegen, in Wien ist die Arbeitslosigkeit unter den 15- bis 24-Jährigen um 12,3 Prozent gestiegen. Das ist schlimm genug, denn eine Jugend ohne Job ist eine Jugend ohne Perspektive. 

Deshalb hat die Stadt ein Maßnahmenpaket geschnürt, das zwischen allen Beteiligten gut abgestimmt ist. Das Paket umfasst sowohl die Unterstützung von Betrieben, um die Lehrausbildung in Wien zu stimulieren, als auch Maßnahmen für Jugendliche selbst. Der größte Teil der Mittel für die Kofinanzierung der Berufsausbildung wird für Jugendliche aufgewendet, die keine Lehrstelle finden. 

Für das Ausbildungsjahr 2009/2010 werden für die Ausbildung von rund 4 500 Jugendlichen 11,4 Millionen EUR eingesetzt. Die überbetriebliche Lehrausbildung wurde im Rahmen des Konjunkturpaketes 2009 um 250 Plätze ausgeweitet. Für das Ausbildungsjahr 2009/2010 sind es mit 4 500 Plätzen insgesamt um 1 000 Plätze mehr als im Ausbildungsjahr davor. 

Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt liegt bei der Unterstützung von Jugendlichen am Übergang von der Schule in den Beruf. Vor allem greifen wir jenen Jugendlichen unter die Arme, die auf Grund vielfältiger Ursachen davon bedroht sind, von einer weiterführenden Ausbildung und Beschäftigung ausgegrenzt zu bleiben. Im Fokus stehen Jugendliche, die das Bildungssystem frühzeitig verlassen und Gefahr laufen, erst nach längerer Unterbrechung oder gar keine weitere arbeitsmarktpolitische Unterstützung zu erhalten. Durch frühzeitige und jugendgerechte Angebote sollen diese Jugendlichen an Qualifizierung und Beschäftigung herangeführt werden. Insgesamt 19 Millionen EUR werden 2010 über den Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds ganz gezielt für Jugendförderung ausgegeben. 

Die Situation auf dem Arbeitsmarkt ist gespannt, das erkennt man auch daran, dass heuer die Nachfrage nach den Unterstützungsangeboten des WAFF-Beratungszentrums enorm gestiegen ist. Das zeigt, dass gerade in wirtschaftlich unsicheren Zeiten berufliche Weiterbildung die individuellen Chancen der ArbeitnehmerInnen stärkt. Wiener Beschäftigte erhalten im WAFF-Beratungszentrum für Beruf und Weiterbildung Informationen über das Weiterbildungsprogramm in Wien und individuelle Unterstützung bei der beruflichen Standortbestimmung.

Abgesehen von den Jugendlichen, stehen für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen im kommenden Jahr insgesamt rund 58 Millionen EUR zur Verfügung. Das sind Zahlen und Fakten, niemand kann sich so schnell 58 Millionen EUR wirklich vorstellen. Was heißen diese investierten 58 Millionen EUR in Wirklichkeit? Sie bewirken, dass zirka 26 000 Wienerinnen und Wienern vom WAFF beim Wiedererlangen eines neuen Jobs oder beim Weiterkommen im Beruf geholfen wird. 

193 Millionen EUR investiert die Stadt auch in diesem Jahr nachhaltig, und zwar in eine moderne Infrastruktur und für Neuansiedlungen. Die Stadt unterstützt GründerInnen und UnternehmerInnen aus allen Branchen im Produktions- und im Dienstleistungssektor. Die Stadt fördert die Internationalisierung und insgesamt die Innovation der Wiener Wirtschaft. Spezialagenturen wie „departure“ und ZIT fördern die Ideen und die Kreativität der Klein- und Mittelbetriebe in unserer Stadt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Nach einem Minus des Wirtschaftswachstums im heurigen Jahr soll es 2010 wieder bergauf gehen, nicht zuletzt wegen der Investitionen der Stadt. So prognostizieren IHS und WIFO für Österreich 2010 ein reales Wachstum von zirka 1 Prozent. Es ist aber bei der Wirtschaftskrise immer so wie in einem Bahntunnel: Vorne sieht man schon das Licht am Ende des Tunnels, aber hinten ist alles noch immer dunkel. Hinten, da sind die Menschen ohne Arbeit - daher auch unser heftiges Engagement für diese Menschen!

Sehr geehrte Damen und Herren! Wien ist auch eine Tourismusstadt, und Wien ist eine Kongressstadt. Damit unsere Stadt ihre Position als erfolgreichste Kongressstadt der Welt weiter behaupten kann, muss diese Fähigkeit beworben werden. Da muss fleißig akquiriert werden, denn die Konkurrenz um die potenten KongressteilnehmerInnen ist enorm. Wien ist in diesem Match sehr erfolgreich. Höhepunkt des kommenden Jahres wird die 18. Internationale AIDS-Konferenz im Juli mit 20 000 TeilnehmerInnen sein.

Vielleicht einige Sätze zur Feuerwehr: Übrigens wird in Hamburg eine Feuerwehrzentrale gesperrt; hier in Wien bauen wir sie aus, wir renovieren und sanieren den Fuhrpark. Es werden Abschleppfahrzeuge, ein Wechsellader, ein Universal-Löschfahrzeug sowie ein neues Mehrzweckfahrzeug für die Rathauswache erstanden. Geschlossen wird in Wien keine Feuerwehrwache!

Es garantiert die Frau Stadträtin, und es garantiert auch die SPÖ, dass in Wien weiterhin ein soziales und zukunftsorientiertes Arbeiten und Leben möglich sein wird. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Lachkovics. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wir haben ja heute schon mehrmals gehört - und da sind wir uns alle einig -, dass es in Krisenzeiten wie der derzeitigen konjunkturbelebende Maßnahmen braucht. Darüber, wie diese ausschauen sollen, sind wir uns nicht einig. Aber angesichts des Klimawandels und der steigenden Armut in Wien und in Österreich sind wir GRÜNEN der Meinung - wie schon Kollege Margulies ausgeführt hat -, dass wir jetzt in nachhaltige Wirtschaft investieren müssen, in sozial, ökologisch und wirtschaftlich nachhaltige Wirtschaft.

Dazu gehört die Nahversorgung in Wien. Die Förderung der Nahversorgung hätte auch entlastende Auswirkungen auf das Budget der Stadt Wien. Weniger Autoverkehr heißt auch weniger Ausgaben für den Straßenbau und zusätzlich weniger CO2-Ausstoß, was wiederum dem Klima zugute kommt. Kleinteilige Nahversorgung schafft neue, gute Arbeitsplätze, mehr Arbeitsplätze als große Einkaufszentren. 

Nahversorgung kurbelt die Wirtschaft an und schafft mehr Kaufkraft in der Stadt. Dafür könnte man sich auch Geldbeschaffungsmaßnahmen überlegen, indem man etwa die Kosten, die große Einkaufszentren verursachen, nicht auf die Allgemeinheit überwälzt, sondern entsprechende Flächenverbrauchsabgaben und Verkehrserregerabgaben einhebt.

Nahversorgung hat natürlich auch noch ganz andere wichtige Auswirkungen auf das Leben in der Stadt, vor allem für wenig mobile und für ältere Menschen. Und es werden in der nächsten Zeit immer mehr ältere Menschen in Wien leben. Durch Nahversorgung werden Straßen belebt, man fühlt sich wohler, man fühlt sich auch sicherer in der Nacht, wenn die Auslagen beleuchtet sind. Es geht einfach um eine gerechtere Verteilung des öffentlichen Raums und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 

Die Bevölkerung wünscht sich Nahversorgung. Ich habe erst kürzlich bei der SeniorInnenmesse im Messezentrum eine kleine Umfrage gemeinsam mit unseren grünen SeniorInnen gemacht. Das ist ein Anliegen, das die Menschen bewegt. Sie wünschen sich Nahversorgung, sie wünschen sich wieder einen Greißler ums Eck, eine Bäckerei, ein Gemüsegeschäft, einen Bioladen et cetera.

Darauf hört man immer wieder das Argument, dass das nicht mehr funktioniert, dass man sich den Greißler ums Eck nur mehr aufzeichnen kann. In anderen Städten gibt es das aber sehr wohl! In anderen Städten gibt es Maßnahmen, die dazu beitragen, dass das funktioniert.

Ich habe mir im vergangenen Jahr mehrere Städte in Deutschland angesehen und werde Ihnen einige Beispiele nennen. Ich kann Ihnen versprechen: Hamburg kommt nicht vor, sondern ich werde über Nürnberg reden. Im Wirtschaftsreferat der Stadt Nürnberg gibt es Stadtteilbeauftragte, die sich zum Beispiel um einen besseren Branchenmix in den Einkaufsstraßen kümmern. Wenn Lokale leer stehen, verhandeln sie mit Hausverwaltungen, sie verhandeln mit Bäckereien oder kleineren Lebensmittelketten, um den Branchenmix dort besser zu steuern. 

Außerdem gibt es in Nürnberg eine Gründungshilfe in der Koordinationsstelle für migrative Wirtschaft. Dabei handelt es sich um Hilfe und Begleitung für Migranten und Migrantinnen, die kleine Nahversorgungsbetriebe gründen wollen. Zudem gibt es eine Flächenbegrenzung für Einkaufszentren in Nürnberg, weil sich auf Grund einer Studie herausgestellt hat, dass große Einkaufszentren die Nahversorgung zerstören. Auch in der Umgebung von Stuttgart gibt es so etwas. In Wien gibt es so etwas jedoch nicht!

Eine weitere Stadt, die ich als Beispiel nennen möchte, ist Tübingen. Dort gibt es einen Stadtteil, der „die Stadt der kurzen Wege“ genannt wird, wo man schon bei der Ausschreibung und Planung der Gestaltung minutiös darauf geachtet hat, dass es dort Nahversorgung gibt und dass diese auch funktioniert. In diesem Stadtteil wohnen und arbeiten Menschen, und sie verbringen auch den Abend in diesem Stadtteil, weil es dort genügend Freizeitangebote, Gastronomie und so weiter gibt.

In Wien wird Stadtentwicklung ohne Rücksicht auf Nahversorgung betrieben. Dafür gibt es genügend aktuelle Beispiele, etwa die Aspang-Gründe, das Flugfeld Aspern und so weiter und so fort.

Nächstes Beispiel: Dresden. – Dort konnte ich feststellen, dass die früher geplante kleinteilige Nahversorgung in den Stadtteilen, die nicht zerstört wurden, noch immer funktioniert! Im Erdgeschoß gibt es häufig kleinteilige Lokale für Nahversorgung.

Nächstes Beispiel: Hannover. – Dort wurde eine neue Wohnsiedlung unter Beteiligung der Anrainer und Anrainerinnen in einem BürgerInnenbeteiligungsprozess inklusive Nahversorgung geplant.

Im Moment gibt es in Wien auch ein Projekt für eine neue Wohnsiedlung, und zwar in Floridsdorf an der Gerasdorfer Straße. Ich habe mit AnrainerInnen gesprochen. Sie haben sehr gute Ideen, was man dort machen könnte und wie man dafür sorgen könnte, dass Nahversorgung funktioniert. Warum macht man nicht dort ein BürgerInnenbeteiligungsverfahren, plant Nahversorgung und fragt die Leute, die schon dort wohnen, was sie brauchen? – Anhand dieser Informationen könnte man hochrechnen, was die neuen BewohnerInnen dort brauchen werden!

Als letztes Beispiel nenne ich eine französische Stadt. Wir machten kürzlich eine Ausschussreise nach Paris, und wir haben festgestellt, dass es dort eine Reihe von gesetzlichen Maßnahmen zur Erhaltung der Nahversorgung gibt: Es gibt eine strikte Flächenbeschränkung für Einkaufszentren in der Stadt. Es gibt für gewisse Bereiche der Stadt ein Vorkaufsrecht der Stadt Paris: Wenn ein Lokal leer steht, kann es die Stadt kaufen und dann weiter vermieten oder auch verkaufen. Es gibt in diesen Stadtteilen auch eine Art Branchenwidmung für Geschäftslokale. Das heißt, wenn zum Beispiel ein Geschäftslokal, in dem eine Bäckerei war, frei wird, dann muss wieder eine Bäckerei hineinkommen.

In all diesen Städten gibt es den politischen Willen, die Nahversorgung zu fördern und auszubauen! In Wien gibt es diesen nicht, oder jedenfalls sehe ich ihn nicht. Die vielen Geschäftsstraßen verlieren an Attraktivität. Ich habe schon vor einem Jahr über die Alserbachstraße, ein ganz krasses Beispiel, berichtet. In dem einen Jahr ist dort nichts geschehen! Aber neue Einkaufszentren werden am laufenden Band ermöglicht: Wien-Mitte, Hauptbahnhof oder Komet-Gründe. Diese Zentren ziehen dann Kaufkraft von den Nahversorgungsstraßen und von den Märkten ab, funktionieren aber oft ganz schlecht, wie etwa das Beispiel Stadion-Center zeigt. Ich habe mir das mehrmals angeschaut: Es funktioniert nicht, und trotzdem hat es negative Auswirkungen auf die Taborstraße und die Praterstraße.

Daher brauchen wir ganz dringend ein Konjunkturpaket zur Förderung der Nahversorgung. Ich werde dazu einen Antrag stellen, damit genügend Budget verankert wird, um vor allem die folgenden geforderten Maßnahmen umsetzen zu können:

Die Ausweitung des rot-grünen Projektes „Lebendige Straßen" auf zehn weitere problematische Geschäftsstraßen von Wien, Erstellung von Nahversorgungskonzepten für Stadtentwicklungsgebiete, etwa für das Flugfeld Aspern und alle, die noch kommen; das habe ich ohnedies schon erwähnt. Weiters geht es um die Förderung von Gründungs‑ und Ansiedlungsinitiativen für kleine Nahversorgungsbetriebe aller Art - in unserem Verständnis bezieht sich Nahversorgung nicht nur auf Lebensmittel, sondern auf viel mehr, inklusive Dienstleistungen und soziale Einrichtungen - Schaffung von Infrastruktur für BürgerInnenbeteiligungsverfahren, die auch mit entsprechenden Ressourcen ausgestattet werden und die dazu beitragen können, dass die Nahversorgung gut geplant werden kann. Eine Abteilung für Nahversorgungsmanagement ähnlich wie in Nürnberg soll sich darum kümmern, dass Geschäftsstraßen nicht verkümmern und dass der Branchenmix besser gesteuert werden kann. Auch eine gezielte Anmietung von leer stehenden Geschäftslokalen dient dazu, den Branchenmix zu steuern. Weiters sollen die Wirksamkeit und Durchführbarkeit einer Leerstandsabgabe für Eigentümer und Eigentümerinnen von lange leer stehenden Geschäftslokalen, die nicht auf dem Immobilienmarkt angeboten werden, geprüft werden.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. Ich weise ihn darauf hin, dass die Restredezeit fünf Minuten beträgt. – Bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Es gibt einen Punkt im Bereich der Wirtschaftsförderung, auf den ich ganz bewusst noch eingehen möchte, und wir werden auch einen diesbezüglichen Antrag einbringen. Erheblich mehr dazu gibt es morgen von meiner Kollegin StRin Monika Vana.

Ich spreche von einer Koppelung von Wirtschaftsförderungen mit betrieblichen Gleichstellungsmaßnahmen. Gerade jetzt hat der Einkommensbericht des Rechnungshofes wieder einmal klar und deutlich gemacht, dass ganzjährig vollzeitbeschäftige Frauen immer noch um 15 Prozent weniger verdienen als Männer. Die Ungerechtigkeit dieser Situation wird dann noch viel deutlicher, wenn man sich das eigene Gender-Kapitel der Gemeinde Wien ansieht und sieht, dass der Anteil von Frauen mit einem Hochschulabschluss über dem der Männer liegt, dass der Anteil von Frauen mit einem Maturaabschluss über dem der Männer liegt, dass der Anteil der Frauen mit einem Pflichtschulabschluss über dem der Männer liegt. Es ist nicht nachzuvollziehen, weshalb Frauen in einer gleichberechtigten Gesellschaft weniger verdienen sollten als Männer! Der Umkehrschluss, dass wir noch lange nicht in einer gleichberechtigten Gesellschaft leben, ist leider zulässig. Wenn die Gemeinde Wien diesbezüglich etwas verändern will – und das wäre ein Baustein von vielen –, macht es Sinn, sich auch Gedanken darüber zu machen, wie man die Wirtschaftsförderung an betriebliche Gleichstellungsmaßnahmen koppeln kann.

Wir machen jetzt bewusst keinen ganz konkreten Vorschlag, sondern bringen den Antrag ein, die Frau amtsführende Stadträtin für Finanz‑ und Wirtschaftspolitik zu ersuchen, Spielräume und Gestaltungsmöglichkeiten für die Koppelung der Wiener Wirtschaftsförderung an betriebliche Gleichstellungsmaßnahmen ausarbeiten zu lassen. Darüber fordern wir die sofortige Abstimmung. Die Ausarbeitung wird dann, wie ich hoffe und Kollege Strobl schon angekündigt hat, wie üblich im Finanzausschuss ganz ausführlich diskutiert werden. – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau VBgmin Mag Brauner. Ich erteile es ihr.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Vielen Dank für die ausführliche Diskussion! Am Anfang hatte ich schon ein bisschen den Eindruck, dass der Begriff Generaldebatte ein wenig missverstanden wurde, weil über alles gesprochen wurde, nur nicht über das Wiener Budget. Zum Teil hatte ich den Eindruck, dass wir in einer Bundesbudgetdiskussion waren. Es wurden EU-Fragen angesprochen. Es gibt hier natürlich auch viele Bezüge zur EU, das sind aber doch auch Fragen, die wir im Wiener Budget nicht unbedingt lösen können!

So hat zum Beispiel Frau Kollegin Vassilakou viele Punkte wie zum Beispiel die Frage der Mietobergrenzen angesprochen, die meine volle Sympathie haben, und zwar nicht nur aus Sicht der vielen Bewohner und Bewohnerinnen dieser Stadt, sondern auch aus Sicht der vielen Klein‑ und Mittelunternehmungen, die groß damit zu kämpfen haben, dass es leider keine Mietobergrenzen gibt. Und es wird selten eine Veranstaltung geben, bei der nicht entweder von mir oder von Herrn GR Strobl diese Forderung von uns an den Bund gerichtet wird. Es ist das aber, wie schon gesagt, eine Bundesangelegenheit, und gerade wir in Wien haben hier schon sehr oft sehr deutlich dazu Position bezogen.

Genau dieselbe gilt für das Thema Klimaschutz. Man kann vorwerfen, ich hätte zum Klimaschutz zu wenig gesagt, ich kann aber in der eigenen Rede erwähnen, dass Wien bei den jeweiligen Bewertungen sehr viel besser abschneidet als der Bund. Das heißt, wir tun hier in Wien etwas! 

Ich darf nur daran erinnern, dass es mir persönlich auch ganz wichtig war, nach dem Prinzip der Nachhaltigkeit bei den Konjunkturpaketen das Thema thermische Sanierung ganz in den Vordergrund zu stellen. Ich meine nämlich persönlich – und da mache ich aus meinem Herzen keine Mördergrube! –, dass das Thema Energieeffizienz in einer Metropole wie Wien zumindest genauso wichtig ist wie die Frage erneuerbarer Energien, wenn nicht vielleicht sogar noch wichtiger.

Das heißt, wir tun in Wien sehr viel, und dass der Bund in vielen Fragen säumig ist, freut mich genauso wenig wie Sie.

Dasselbe gilt auch für die Frage der Schul‑ und Bildungspolitik. Ich verstehe nicht, dass Sie gerade mir Vorwürfe machen, die ich seit rund 25 Jahren sozusagen auf der Straße stehe und Unterschriften für eine gemeinsame Schule der 10‑ bis 14‑Jährigen beziehungsweise 15‑Jährigen, für eine neue Mittelschule, sammle. Meiner Meinung nach sollte es sowieso eine Schule für die 10‑ bis 18‑Jährigen mit integrierter Berufsausbildung geben, aber das ist meine persönliche Meinung.

Wir haben in diesem Bereich jedenfalls viele Initiativen der individuellen Förderung gesetzt. Mein Kollege Oxonitsch betreibt jetzt die Campusschule, und gerade wir in Wien kämpfen darum, dass es hier möglichst viele Reformen in Richtung mehr individuelle Betreuung und mehr Förderung der einzelnen Fähigkeiten der jungen Menschen gibt. Wir wollen wegkommen von diesem gesellschaftspolitisch und auch wirtschaftspolitisch schädlichen System, dass Kinder mit zehn Jahren gezwungen werden, sich zu entscheiden, womit wir viele Talente liegen lassen.

Wenn Sie uns auffordern, in diesem Gebiet etwas zu tun, rennen Sie bei mir offene Türen ein. Wir wissen aber, dass das leider keine Angelegenheit ist, die wir hier im Land lösen können, auch nicht mit den besten und ambitioniertesten Budgets. Vielmehr sind wir hier darauf angewiesen, dass es endlich zu einer Einigung auf Bundesebene kommt. Und unsere Bundesministerin Claudia Schmied ist diesbezüglich wirklich äußerst aktiv und hat unsere volle Unterstützung.

Spannend war die Diskussion zum Thema Umfragen, insbesondere wann wir die Wiener und Wienerinnen fragen. Wenn ich jetzt zusammenfasse, was diesbezüglich von grüner Seite gekommen ist, dann fällt auf, dass das eine sehr spannende Position zu Grundsatzfragen wie Fragen der Demokratie ist. Kurz zusammengefasst, wurde hier gesagt: Wir sind an sich dafür, aber wenn es sowieso eine Mehrheit gibt, bestimmen wir, dass man nicht fragen braucht. An und für sich sind wir dafür, aber wir bestimmen, wann gefragt werden soll und wann nicht. – Demokratie und eine Umfrage bei den Menschen darf es also nur dann geben, wenn es den Grünen passt! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: „Gemeinsam“ ist das Zauberwort!) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe ziemlich genau mitgeschrieben, was hier gesagt wurde. Es wurde festgestellt: Grundsätzlich sind wir natürlich immer für demokratische Mitbestimmung, wir brauchen sie diesfalls aber nicht, denn das kann man eh da beschließen. (Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
„Das kann man eh hier beschließen!“ Das wurde wortwörtlich zu dieser Frage gesagt, was mein Ressort betrifft. – Natürlich können wir alles beschließen, aber warum soll man nicht die Menschen vorher fragen? Es gibt völlig unterschiedliche Meinungen zu diesem Thema! 

Es hat zum Beispiel im letzten Fahrgastbeirat – und das ist die einzig demokratisch legitimierte Interessenvertretung der Fahrgäste – eine äußerst differenzierte Diskussion zu diesem Thema gegeben. Ich habe mich darüber sehr genau erkundigt, weil wir nicht über die Leute drüberfahren wollen und uns nicht einbilden, dass wir die Weisheit gepachtet haben. 

Ich habe mich sehr genau erkundigt, was im Fahrgastbeirat diskutiert wurde: Es gab zum Thema 24 Stunden Betrieb eine grundsätzlich wohlwollende, aber eine sehr differenzierte Diskussion. Die Leute dort befassen sich nämlich sehr ernsthaft mit diesem Thema und wissen genau, welche Auswirkungen das im Zusammenhang mit der gesamten Umstellung der Wartungsarbeiten hat. Sie wissen genau, dass es dann während der Woche und am Wochenende ein unterschiedliches System der Nachtautobusse geben wird. Und sie wissen genau, dass das einige Millionen mehr kosten wird.

Trotzdem gibt es viele und vor allem junge Menschen, die sagen: Das ist uns wurscht, wir finden, das ist es wert, wir wollen das trotzdem! – Dazu meine ich: Welche bessere Möglichkeit gibt es, wenn es so viele unterschiedliche Meinungen, resultierend aus den Lebensumständen der Menschen, gibt, als die Menschen zu befragen und das zu tun, was die Leute wollen? Wir haben halt sehr differenzierte Lebensumstände in einer so vielfältigen Stadt wie Wien. Dazu bekenne ich mich, und das halte ich für vernünftig! (Beifall bei der SPÖ.)

Kollege Tschirf hat mir vorgeworfen, ich würde den Bund in allen Fragen kritisieren. – Ich kann mich erinnern, dass ich mich sogar in mehreren Fragen sehr positiv über die Zusammenarbeit mit dem Bund geäußert habe. So arbeiten wir zum Beispiel hinsichtlich Betriebsansiedlung sehr gut mit dem Wirtschaftsministerium und der Austrian Business Agency zusammen, aber auch mit dem Arbeitsmarktservice.

Meine Kritik hat sich sehr konkret auf die Frage der Forschungsförderung und der Universitäten bezogen. Und ich meine, es muss erlaubt sein, hier konkret auch eine entsprechende Kritik zu äußern, wenn wir uns die Situation auf den Wiener Universitäten anschauen!

Ich finde es übrigens interessant, dass der Herr Wissenschaftsminister – auch das habe ich mir genau aufgeschrieben – „aus der Portokassa“ 34 Millionen zahlen kann. So eine Portokassa hätte ich, ehrlich gesagt, auch gerne! (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Ich habe sie jedoch leider nicht!

Nichtsdestotrotz zahlen wir sehr viel, obwohl wir eigentlich nicht zuständig sind. Das wurde leider in deiner Wortmeldung vergessen! Wir sind weder für Arbeitsmarktpolitik noch für Forschungspolitik zuständig, dennoch investieren wir viel Geld, weil uns dieses Thema sehr wichtig ist. Wir wollen nicht gegen den Bund – das wäre ja verrückt für den Standort und für die gesamte Ostregion! –, sondern mit dem Bund gemeinsam arbeiten, und wir haben auch viele gemeinsame Projekte. (Zwischenruf von GR Dr Matthias Tschirf.)
Aber das hat, denke ich, Herr Kollege Strobl schon deutlich beantwortet. Wir haben eine Gesamtforschungsförderung von 18 Millionen beschlossen, nicht, wie du gesagt hast, von 10 Millionen. Das ist ein gemeinsames Projekt, bei dem ein Teil der Bund zahlt und einen Teil wir zahlen. Für das Vienna Biocenter waren es 10 Millionen allein in der letzten Sitzung, noch zusätzlich zu Infrastrukturmaßnahmen für die Muthgasse gemeinsam mit der Bodenkultur.

Eine Bemerkung noch zum Thema Transferkonto; wir werden das sicherlich noch bei anderer Gelegenheit deutlicher diskutieren: Es ist ein Widerspruch in sich, einerseits für Entbürokratisierung und andererseits für ein Transferkonto einzutreten! Überlegen wir doch einmal, was das bedeutet! Ein Transferkonto müsste es dann ja logischerweise für jeden Österreicher und für jede Österreicherin geben, in dem wegen der Transparenz alles festgehalten werden muss, was jeder und jede Einzelne bekommt! Das wären 8 Millionen Konten! Diese würden wir dann im Internet veröffentlichen. Das heißt, Sie wären dafür, dass das jeder im Internet nachlesen kann. (GR Dr Matthias Tschirf: Dass man es selbst sieht!) Ach so! Die Transparenz bezieht sich darauf, dass ich weiß, was ich bekomme! (GR Dr Matthias Tschirf: Ja!)
Das ist eine interessante Form von Transparenz! Transparenz bedeutet also, dass es einen riesigen bürokratischen Aufwand geben muss, damit man sieht, was man im Hinblick auf die Anträge, die man selbst gestellt hat, bekommt!? – Nicht böse sein! Das ist doch – ich sage das jetzt sehr höflich und wohlwollend – nicht durchdacht! (Beifall bei der SPÖ.)

Kollege Margulies hat eine spannende Interpretation von Verpflichtungen, denen dieses Haus unterliegt, gebracht. Er hat nämlich gesagt, dass es in dem Budget, das wir hier vorgelegt haben, keine zusätzlichen Ausgaben gibt. – Ich entschuldige mich für meine Bemerkung, ich glaube, ich darf von hinten nicht dazwischen rufen, aber es lag mir so auf der Zunge und musste irgendwie heraus! Auf meine Bemerkung betreffend Gratiskindergarten kam die Antwort, dass dieser ja nicht freiwillig ist, weil wir das ja vorher beschlossen haben. 
Das heißt: Immer, wenn wir hier einen politischen Beschluss fassen, dann ist das keine zusätzliche, durch politische Meinungsbildung entsprechend festgelegte Ausgabe, sondern eine vom Himmel herab gefallene Verpflichtung! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Natürlich handelt es sich bei diesem Gratiskindergarten um ein ganz klares politisches Bekenntnis! Natürlich nehmen wir dazu mehr als 100 Millionen EUR in die Hand, und wir bekennen uns dazu. Ich habe, glaube ich, auch schon recht ausführlich begründet, warum. Es ist politische Gestaltung, wenn wir hier sagen: Jawohl! Wir wollen jetzt trotz oder gerade wegen der schwierigen Zeiten diese wirtschaftliche Maßnahme!

Ehrlich gesagt, konnte ich deiner Argumentation auch nicht ganz folgen, als du meintest, ich hätte zu wenig zu dieser längerfristigen Entwicklung Stellung genommen. – Ich denke, ich habe sehr klar gemacht, wann meiner Meinung nach Zeit für Konsolidierung ist. Ich habe das sehr ausführlich auch im Zusammenhang mit Verteilungsfragen, mit Statistiken, mit der letzten Guger-Studie formuliert, und ich habe auch sehr klar gesagt, was dann notwendig sein wird, wenn es gelungen ist, wieder einen Wirtschaftsaufschwung herbeizuführen, nämlich einerseits eine effiziente Verwaltung und andererseits – und genau deswegen machen wir das ja alles – wieder ein entsprechendes Wirtschaftswachstum. 

Meiner Meinung ist nämlich auf dieser Seite eine Konsolidierung nur durch ein entsprechendes Wirtschaftswachstum möglich. Und natürlich brauchen wir auch ein gerechtes Steuersystem. Das habe ich mehr als deutlich gesagt. Ich weiß nicht, wie das an dir vorbeigehen konnte! Ich habe mehr als deutlich gesagt, dass ich der Meinung bin, dass wir eine Vermögungszuwachssteuer und eine Transaktionssteuer brauchen, und zwar nicht als zusätzliche Belastung, sondern um auch im Sinne der Aufforderung der OECD, eine entsprechende Steuergerechtigkeit zwischen dem Faktor Kapital und dem Faktor Arbeit zu haben. 

Ich kann noch ergänzen und die Kollegen von der ÖVP beruhigen: Für eine Vermögenszuwachssteuer ist es nicht notwendig, das Bankgeheimnis aufzuheben. Eine Vermögenszuwachssteuer ist ohne Aufhebung des Bankgeheimnisses möglich, wenn sie als Quellensteuer gestaltet wird, als Quellensteuer genauso wie bei der Oma, die für ihr mühsam zusammengespartes Geld bereits jetzt KESt bezahlt und jetzt gegenüber Finanzstaatenprofiteuren benachteiligt ist. Diese Benachteiligung wollen wir beseitigen, und das ist ein vernünftiger Weg. (Beifall bei der SPÖ.)

Zwei Randbemerkungen noch, lieber Martin Margulies: Vielleicht habe ich dich missverstanden, aber ich habe mitgeschrieben, du hättest gesagt, die Stadt Wien müsse entsprechend dem Mindestlohn zahlen! – Mir ist kein Fall bekannt, dass die Stadt Wien unter dem Mindestlohn zahlt! Das würde mir auch nicht passen. Solltest du einen solchen Fall kennen, dann nenne ihn mir! Ich war relativ lange Zeit Personalstadträtin, und wir haben jetzt eine Gewerkschafterin als Personalstadträtin, und ich kann mir nicht vorstellen, dass es einen solchen Fall gibt! Ich habe mir das extra aufgeschrieben: Solltest du einen Fall kennen, bitte ich dich, mir das nachher zu sagen, denn das müsste man sich sofort und sehr genau ansehen. (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.)

Zweite Randbemerkung: Betreffend Fragen der Sozialausgaben stimmt das, was du gesagt hast. Natürlich geht das steigende Sozialbudget teilweise auf entsprechende Fallzahlen in diesem Bereich zurück. Jawohl, das stimmt! Was aber ist die Message? Sollen wir diesen Leuten das Geld nicht geben? Natürlich müssen wir ihnen das Geld auch geben, und das tun wir auch, weil die Leute einen Anspruch darauf haben! Das sind keine Almosen, das ist ein Anspruch auf Unterstützung!

Das ist aber nicht nur auf erhöhte Fallzahlen zurückzuführen. Selbstverständlich ist die Sozialhilfe erhöht worden. Es ist in diesem Bereich einiges geschehen. Das wissen wir doch alle, weil wir es gemeinsam beschlossen haben! Wir haben den Heizkostenzuschuss sogar verdoppelt. Das heißt, es wurden natürlich auch zusätzliche Maßnahmen gesetzt. Auch der Fonds Soziales Wien hat nicht weniger Geld als oder gleich viel Geld wie 2008, wie du leider in deiner Pressekonferenz behauptet hast! Im Gegenteil! Er hat viel mehr, sehr geehrte Damen und Herren! 

Kollegen Walter möchte ich sagen: Du musst nicht bis Hamburg fahren, um zu sehen, wie sich Gegenden entwickeln, in die junge Leute, etwa Studenten, ziehen und wo es viele Zuwanderer gibt. Das geht viel billiger mit öffentlichen Verkehrsmitteln, wenn man zum Beispiel nach Ottakring fährt. Dort gab es einen ganz starken Incentive, dass sich die Gegend rund um den Brunnenmarkt so positiv entwickelt hat, nicht zuletzt stark unterstützt von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten, die hier sitzen. 

Auch in der Leopoldstadt hat sich durch unsere Maßnahmen rund um den Markt unglaublich viel getan. Die Gegend Viertel Zwei, der 2. Bezirk rund um die Messe hat sich ebenfalls unglaublich verändert, und alle, sowohl die dort ansässigen Unternehmungen als auch die Leute, die dort wohnen, sagen, dass der Treiber dafür die U-Bahn und die Maßnahmen, die die Stadt Wien dort gesetzt hat, waren.

Oder vielleicht fühlst dich auf der Wieden wohler: Ich nenne in diesem Zusammenhang die Schleifmühlgasse. All das sind Projekte und Bereiche, die sich unglaublich gut entwickelt haben und in denen viele Förderungen der Stadt Wien stecken.

Wenn Frau Kollegin Lachkovics sagt, dass es zu wenig Förderungen gibt, dann sage ich: Gerne schicke ich Ihnen alles, was es darüber gibt. Offensichtlich besteht da ein großes Informationsdefizit! Ich nenne MINGO, Move in and grow, acht Gründerzentren für junge Unternehmungen, eines davon in der Zinckgasse im 15. Bezirk extra für Kreative – ein sensationelles Projekt! –, bis hin zu Werkstätten, die wir dort zur Verfügung stellen, inklusive Infrastruktur für die Unternehmungen und inklusive Möglichkeiten, sich auch über MINGO Academy beraten zu lassen. Weiters erwähne ich „departure“ mit den vielen Förderungen gerade für Kreative.

Auch das Thema Nahversorgungsförderung wurde angesprochen. Wir haben das regionale Wirtschaftsservice, das in ganz Wien auf die Unternehmungen zugeht. Wir haben ein eigenes Grätzlmanagement, das nur das Ziel hat, die einzelnen Bereiche zu entwickeln. Die Nahversorgungsförderung haben wir gerade jetzt verbessert und verdoppelt, damit wir den Einzelnen auch wirklich helfen können. Wir haben für leerstehende Lokale einen eigenen Reaktivierungsbonus. All das gibt es in Wien, aber wir müssen uns insofern bei der Nase nehmen, weil das offenbar nicht bekannt genug ist. Wenn das nicht einmal die Damen und Herren dieses Hauses wissen, dann ist das natürlich schade! Ich werde daher versuchen, dafür noch stärker Öffentlichkeitsarbeit zu machen, denn diese Dinge sollten den Menschen viel mehr bewusst sein. 

Zur Kollegin Reichert: Danke für die positiven Worte betreffend die Entwicklung der Bezirksbudgets! Ein bisschen ungerecht behandelt habe ich mich bei der Bemerkung gefühlt, die Stadt würde für die Schulsanierung nur 40 Prozent zahlen. – Es handelt sich hier allemal um einen Bereich, für den die Bezirke zuständig sind, und die Stadt unterstützt aus bildungspolitischen Gründen, damit es schneller geht. Dabei geht es um unsere Kinder, und da wollen wir nicht fragen, wer zuständig ist, sondern wir wollen helfen, so gut es geht.

Dass die Bezirke mit knappen Mitteln arbeiten müssen und dass das, sehr geehrte Damen und Herren, nicht immer einfach ist, ist mir bekannt. Glauben Sie mir: Niemandem ist im Moment mehr bewusst als mir, was es heißt, mit knapper werdenden Mitteln auskommen zu müssen! Aber das ist halt nun einmal so, wenn man in der Verantwortung ist und diese ernst nimmt, und zwar nicht nur bei Schönwetter, sondern auch dann, wenn es schwierig wird! Diese Aufgaben teilen wir, da müssen wir miteinander Lösungen finden. 

Zu Kollegin Leeb: Ich hatte angesichts der Wirtschaftskrise und der Arbeitslosenzahlen nicht den Eindruck, dass ich von einer wunderbaren Welt gesprochen habe. Bei vielen Beispielen, die sie genannt hat, hatte ich den Eindruck, sie hat über die Grenzen hinaus geschaut. Vielleicht wäre es besser gewesen, sie hätte sich Wien angeschaut! Dann wüsste sie nämlich zum Beispiel, dass das Thema New Public Management betreffend eine moderne, effiziente, zielorientierte Organisation einer Verwaltung gerade in Wien am allerbesten gehandhabt wird. Diesbezüglich wurde uns ein gutes Zeugnis ausgestellt, sehr geehrte Damen und Herren, und zwar nicht von uns selber, sondern vom Rechnungshof. – Dieser sagt: „New Public Management ist in Wien von allen Bundesländern am meisten entwickelt.“ – Wir haben E-Government, wir haben SAP. Private Firmen kommen zu uns in die Stadt und schauen sich unser SAP-Modell an. Wir werden als Best-Practice-Modell von der Firma SAP in der ganzen Welt herumgereicht. Da ist viel weitergegangen.

Ein weiteres Beispiel – Zuwanderung und besondere Unterstützung von ZuwanderInnen: Auch hier sind offensichtlich die Maßnahmen, die wir setzen, nicht entsprechend bekannt. Gerade in Wien gibt es eine ganz spezielle Förderung. Es gibt diesbezüglich auch eine gemeinsame Aktion mit Präsidentin Jank, die dankenswerterweise sehr wohl anerkennt, was hier alles geschieht. 

Es gibt entsprechende mehrsprachige Beratungen in unserem Bereich. Gerade auch bei MINGO gibt es mehrsprachige Unterstützung. Es gibt in Wien eine Zuwanderungskommission, die genau nach diesen Kriterien festlegt, was für die Wirtschaft und für die Gesellschaft Sinn macht, was es an Zuwanderung geben kann und soll. Wenn Sie das für so gut halten, dann kann ich Sie nur bitten, Ihre Kollegen auf Bundesebene davon zu überzeugen, das auch auf Bundesebene zu machen. Ich denke, das wäre sehr notwendig!

Genauso würde ich bitten, die Vertreter und Vertreterinnen beim WAFF und beim WWFF zu fragen, was dort alles geschieht. Ich wiederhole mich und nenne die Innovationsassistenz zur Unterstützung von Innovation in Klein- und Mittelunternehmungen oder die Technologieberatung des ZIT. Genau das sind diese Beratungen und Unterstützungen finanzieller und beratungsmäßiger Natur, die jetzt erwähnt wurden und die wir hier in Wien schon längst umsetzen. Wir setzen sie dort um, wo wir zuständig sind.

Eine Randbemerkung: Wenn man miteinander umgeht, dann sollte man schon fair miteinander umgehen! Bei der Diskussion über Straßenanbindungen in Aspern geht es um eine Bundesstraße. Diejenigen, die hier – wie soll ich sagen? – etwas ungewöhnlich mit Zahlen umgehen, sollten schon erwähnen, dass die ASFINAG eine Bundeseinrichtung ist. Um dieses Mindestmaß an fairem Umgang im Interesse eines wichtigen Stadtentwicklungsgebietes ersuche ich doch sehr dringend! (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) 

Das ist eine Bundesstraße, und es handelt sich hiebei um ein ASFINAG-Projekt, das im Zuge einer Vereinbarung mit der Stadt Wien schon längst signiert und unterschrieben ist und das im Interesse Wiens und der Wiener und Wienerinnen umgesetzt werden muss.

Frau Kollegin Leeb! Offensichtlich ist alles an Bürokratie betreffend Betriebsansiedlungen in Wien doch nicht ganz so schlimm, denn wir haben trotz der Krise mehr Betriebsansiedlungen im ersten Halbjahr 2009! Offenbar ist es in Wien im Vergleich zu anderen Bundesländern nicht ganz so schlimm, denn mehr als die Hälfte aller Betriebe, die sich in Österreich ansiedeln, kommen nach Wien. Daher hoffe ich, dass Sie das nicht persönlich nehmen und sich nicht kränken, wenn ich feststelle, dass mir, ehrlich gesagt, das gute Zeugnis, das uns die Betriebe, die hierher kommen, ausstellen, wichtiger ist, als wenn Sie sagen, alles in Wien ist schlecht! (Beifall bei der SPÖ.)

Nun meine allerletzte Bemerkung: Kollege Aichinger hat die Zahlen, mit denen ich hier budgetiere, in Frage gestellt, und hat einnahmenseitig die Prognosen in Abrede gestellt. – Es wird dich nicht überraschen – und eigentlich solltest oder wirst du es sicherlich wissen –, dass die präliminierten Einnahmen Zahlen des Bundes sind, weil dieser natürlich jedes Jahr seine Budgetvorhersagen entsprechend formuliert. Das heißt, die Zahlen, die in unserem Budget als Bundeseinnahmen stehen, sind die Zahlen des Herrn Finanzministers Josef Pröll. Und es macht mich ein bisschen nervös, wenn du diese in Frage stellst! Ich stelle sie nicht in Frage. In wirtschaftlich schwierigen Zeiten haben wir auf Ebene der Finanzer immer sehr seriös und fair zusammengearbeitet: Deswegen bezweifle ich diese Zahlen des Herrn Bundesministers Pröll überhaupt nicht und bin überzeugt davon, dass sie nach bestem Wissen und Gewissen formuliert sind und dass wir einander im Zuge unserer schwierigen Zusammenarbeit in Krisenzeiten mit den korrekten Zahlen versorgen. Ich bin ganz sicher, dass er das so machen wird und zweifle daran in keinster Weise!

Ich sage gerne noch einmal – und dazu muss man keine historischen Zitate herausholen –: In Wien wird es keine Gebührenerhöhungen geben. Das habe ich in meiner Einleitung bereits gesagt. Und ich sage auch sehr deutlich: Ich glaube nicht, dass es möglich sein wird, Budgets ausschließlich ausgabenseitig zu sanieren. Was wir brauchen, ist eine Kombination zwischen Wirtschaftswachstum – denn nur durch wirklich effizientes Wirtschaftswachstum kann es zu einer Budgetsanierung kommen – und effizienter und sparsamer Verwaltung und Förderung.

Dafür, sehr geehrte Damen und Herren, legen wir mit diesem Budget die Grundlage, und deswegen bitte ich Sie um Ihre Zustimmung. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zur Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Daher kommen wir nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vizebürgermeisterin! Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender!

Lassen Sie mich kurz noch eine Replik zur Stellungnahme der Frau Vizebürgermeisterin geben. Sie hat sich dafür bedankt, dass es hier für die Bezirksfinanzen eigentlich gut ausgeschaut hat und gut ausschaut. – Ich darf dem entgegnen, indem ich jetzt den 4. Bezirk als Beispiel heranziehe. Der 4. Bezirk unter ÖVP-Führung, bei dem angeblich alles so gut läuft, liegt immerhin am siebenten Platz der verschuldeten Bezirke beziehungsweise der Bezirke mit Vorgriffen, diesfalls in Höhe von 2 481 611 EUR. Es ist keine schlechte Geschichte, wenn man sich darüber freut. 

Meine Damen und Herren! Die Verschuldung der Bezirke ist in den letzten vier Jahren um 111 Prozent gestiegen, nämlich von 22,2 auf 46,8 Millionen EUR. Entgegen allen Beteuerungen ist der 60-prozentige Eigenfinanzierungsanteil bei den Schulsanierungen offensichtlich in den Bezirken nicht möglich. Das ist angeblich jetzt bei den Bezirksbudgets seitens der ÖVP besser geworden.

Meine Damen und Herren! Allein im 4. Bezirk ist das Budget für die Schulsanierung von 2009 auf 2010 von 900 000 auf 500 000 gesunken. Wenn das ein Erfolgserlebnis für die ÖVP ist, dann soll es mir recht sein! Insgesamt belaufen sich in Wien die Vorgriffe der Bezirke auf 46 600 000 EUR. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) Ich darf replizieren, Kollege! Es gibt aber nur Rücklagen in den Bezirken von 13 270 000. 

Meine Damen und Herren! Wenn das ein Erfolgserlebnis ist und wenn die Frau Vizebürgermeisterin sagt, dass es sie gefreut hat, dass zumindest bei den Bezirksbudgets was Positives bemerkt wurde, dann erwidere ich: Wir bemerken in diesem Sinne nichts Positives, sondern wirklich nur negative Situationen! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Lieber Herr Stadtrat! 2009 war kein gutes Jahr, und 2010 wird kein gutes Jahr 2010 für dich werden! Nicht nur die Opposition übt gerechtfertigt Kritik an manchen Projekten. Viel bedenklicher für dich als Person ist aber, dass auch interne Kritik innerhalb der SPÖ-Wien, aber hie und da auch auf Bundesebene auftaucht. Das sollte dir eigentlich zu denken geben! Es gibt in Wirklichkeit keine oder nur unzureichende Kooperation zwischen Wien und dem Bund. 

Die Frau Vizebürgermeisterin hat gerade gesagt, dass es furchtbar ist, wenn man nicht weiß, dass die ASFINAG Bund ist. – Selbstverständlich wissen wir das! Aber nehmen wir die Beispiele ASFINAG und ÖBB: Beides wird im Bund selbstverständlich vom früheren SPÖ-Minister und jetzt Bundeskanzler Faymann und von der jetzigen Ministerin Bures zu verantworten sein.

Nehmen wir die Tangente: Die Tangente hat bis jetzt nur Teilsanierungen hinter sich. Es war das eher ein Probegalopp für die Autofahrer, um zu testen, wie gut das Nervenkostüm im Stau ist. Die wirkliche Konfrontation und die Probe am lebenden Objekt folgen ab April 2010 mit der Generalsanierung.

Und ich darf dir, lieber Stadtrat – das wirst du ja wissen – sagen: Am 9. November gab es einen Stau von 25 km, nur weil ein ganz kleines Stück Autobahn im Bereich Kaisermühlen saniert wurde. Da ist der Verkehr bereits in ganz Wien und dem Umland gestanden. In Anbetracht dessen frage ich: Was wird eigentlich werden, wenn die Generalsanierung kommt? Im Jahr 2010 beginnt in der Hanssonkurve auf 3,3 km eine Sanierung der Fahrbahn. Der Absbergtunnel, aber auch der Laaerbergtunnel werden selbstverständlich mit saniert. Es wird dort eine Fahrbahn fehlen, und es bedarf keiner großen Vision vorauszusagen, was sich dort verkehrsmäßig jeden Tag abspielen wird.

Meine Damen und Herren! Das ist sicherlich die Verantwortung der ASFINAG. Das wurde von dir und von der SPÖ-Wien sofort beteuert. Aber das sind ja Parteigenossen! Uns habt ihr immer vorgeworfen, als die Koalition FPÖ‑ÖVP bestand, dass an diesem Dilemma im Verkehr die FPÖ, die Regierung beziehungsweise die Minister schuld sind. Das Gleiche gebe ich jetzt zurück: In Wirklichkeit sind dort – seit Jahren – Faymann und Bures schuld. Ihr habt es nicht geschafft, euren eigenen Genossen beizubringen, die ASFINAG, aber auch die ÖBB – auf diese komme ich noch zurück – ein bisschen unter Zugzwang zu bringen! 

Es ist etwas wenig, wenn man sagt: Die Verantwortung liegt dort. Ihr seid genauso für die Tangente verantwortlich! Sie liegt nun einmal in Wien! Die Autofahrer sind in Wien, die Pendler kommen nach Wien. Da kann man sich nicht abputzen und sagen: Die ASFINAG ist schuld. So geht Politik in Wien nicht! (Beifall bei der FPÖ.)
Im Jahr 2012 kommt das nächste Teilstück, nämlich die Hochstraße in Inzersdorf an die Reihe. Das wird eineinhalb Jahre dauern. Und dann folgt der Kaisermühlentunnel. Das heißt, es wird eine Generalsanierung vom April 2010 bis Ende 2014/Anfang 2015 geben. (GR Mag Christoph Chorherr: Super!) 

Meine Damen und Herren! Ja, das ist super! Das ist gut! Das gefällt mir ganz besonders! Das ist wirklich so richtig Wien-feindlich, Kollege! Das ist Wien-feindlich! (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein!) Dort fahren nämlich die Leute nicht aus Jux und Tollerei, sondern sie fahren dort, weil sie in die Arbeit müssen, weil die SPÖ es nicht verstanden hat, in den letzten 30 Jahren die Arbeitsplätze dort zu schaffen, wo die Wohngegenden sind! Das ist ein Versäumnis der SPÖ! Dafür kann der Autofahrer nichts, dass er dort fahren muss! Er fährt dort nicht aus Jux und Tollerei. Wenn ich jetzt von Ihnen höre, dass das super ist, dann werde ich mir das gut merken für irgendwelche Aussendungen im Wahlkampf, Kollege Chorherr! Ich glaube, du hast das gesagt. Du warst das! Du bist eh wieder gewählt worden an vorderster Stelle! Du brauchst dich jetzt hier nicht noch zu profilieren!

Meine Damen und Herren! Kommen wir zur Seestadt Aspern. Da geht es wieder um die ASFINAG. Die Stadt Wien schätzt Kosten für einen Anschluss an die Autobahn in Höhe von zirka 430 Millionen. – Ich frage mich: Wieso ist es möglich, dass entweder die Stadt Wien mit 430 Millionen oder die ASFINAG mit 955 Millionen daneben liegen? Es wäre ein klärendes Wort vonnöten, worauf sich die Summe für den Anschluss wirklich beläuft: Sind es 955 Millionen oder die von der Stadt Wien und von deinen Beamten ausgerechneten 430 Millionen? Es würde mich ja freuen, wenn es 430 Millionen sind! Ich glaube allerdings nicht daran!

Erst wenn die richtige Kostenschätzung auf dem Tisch liegt, könnte man mit dem Bau beginnen. Es sind dort bekanntlich 1 500 Erstwohnungen, das wurde auch von StR Ludwig bereits groß in den Medien zitiert. Die Stadt Wien investiert, wie ich glaube, knapp 100 Millionen in diesen Wohnbau. Wenn jedoch das Anschlussstück nicht gebaut wird, dann muss es dort einen Baustopp geben! Dann ist das im Augenblick nicht möglich, so leid es mir tut! Die Seestadt Aspern ist ein durchaus sehr herzeigbares Projekt für die Stadtentwicklung, aber ohne Anschluss droht der Donaustadt der Verkehrskollaps, meine Damen und Herren! 

Daher: Bitte rasch noch in diesem Jahr festzustellen, welche Summe stimmt und ob die ASFINAG das bauen kann oder nicht. Dann kann man entweder mit dem Bau starten oder diesen einstellen, zumindest bis die Kostenfrage geklärt ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Die ÖBB gehen euch ja offenbar auch nichts an. Das ist irgendein Verein. Waren nicht die ÖBB seit 1945 überhaupt immer in SPÖ-Händen? Vom Vorstand bis zum letzten Weichenschieber: War das nicht immer die SPÖ? Haben die in Wien zuständigen Stadträte nicht immer der SPÖ angehört? Ich verstehe daher nicht ganz, wieso man sich da jetzt ein bisschen absentieren will! 

Der Hauptbahnhof ist aus unserer Sicht ein durchaus herzeigbares Projekt. Leider habt ihr aber übersehen, dass es bis 2013 oder 2014 in Meidling einen Bahnhof geben wird. Der Meidlinger Bahnhof ist umgebaut worden. Ich komme von dort und kenne mich relativ gut aus. Es wird ein Chaos werden! Ich kann euch das jetzt bereits sagen: Es wird ein Chaos! Es wird für die Fußgänger eine ganz gefährliche Situation entstehen. 

Was habt ihr verabsäumt? – Ihr habt verabsäumt, eine Unterführung vom Bahnhof Meidling zur Arkade Richtung U-Bahn-Ausgang anzulegen, damit alle mit der Rolltreppe hinauffahren und unter der Eichenstraße durchgehen können. Das habt ihr mit dem Argument verabsäumt, dass die ÖBB das nicht zahlen. Ich kann mich noch gut erinnern, als gesagt wurde: Die ÖBB wollen es nicht zahlen, die haben kein Geld. Da frage ich: Was interessiert das einen Bürger? Was interessiert es hunderttausend Leute pro Tag, die dort umsteigen, dass die ÖBB diese Unterführung nicht zahlen will?

In diesem Fall hättet ihr aus kommunalpolitischer Sicht in Erfüllung eurer öffentlichen Pflicht diesen Durchgang bauen und im Nachhinein mit den ÖBB darüber verhandeln müssen, wer die Kosten trägt! So teuer wäre das Projekt nicht gewesen! Das ist ein Versäumnis, das Folgen haben wird! Ich hoffe nur, dass das dort keine Menschenleben kosten wird!

Zur bestehenden Situation. Anscheinend ist es ganz wichtig, dass in der Eichenstraße jetzt ein neuer Radweg gebaut wird. Der Würstelstand, nicht der Kebap-Stand, musste weg, damit man den Radweg bauen kann. Ich werde mir anschauen, wie der in den nächsten vier Jahren benützt werden wird. Ich freue mich schon, wenn die Radfahrer dort drüberfahren, wo ungefähr alle 10 Minuten Pendler zu Hunderten aus der U-Bahn, aus der Schnellbahn und aus der Südbahn kommen! Es ist wirklich erfreulich, dass der Radweg genau durch die Stationen führen wird! 
Haben wir keine anderen Sorgen meine, Damen und Herren, als den – entschuldigen Sie – blöden Radweg dort zu sanieren? Er war bis jetzt unnötig. Kollege Chorherr weiß, dass er ganz unangebracht war. Aber wozu braucht man jetzt dort einen Radweg? Man braucht für die Fußgänger sichere Übergänge, aber keinen Radweg, meine Damen und Herren! Wenn das deine Sorgen sind, dann gute Nacht, Planungspolitik in Wien! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es gibt Baustellen in der Planung, wohin man blickt. Leider muss man das sagen. Es gibt gute Projekte, überhaupt keine Frage. Ihr Fehler ist aber, dass Sie Planungspopulismus betreiben! Sie machen alle Projekte auf einmal. Jede Woche wird etwas Neues vorgestellt: Nordbahnhof, Nordwestbahnhof, Aspang, Aspern, Westbahnhof, Südbahnhof, U-Bahn-Verlängerung, Rothneusiedl et cetera. 

Darunter befinden sich gute und schlechte Projekte. Jedenfalls kann man aber nicht alles auf einmal verwirklichen. Das hättest du, lieber Stadtrat, und das hätte die ganze SPÖ-Fraktion wissen müssen!

Was kommt jetzt wirklich zum Beispiel nach Rothneusiedl? Alles, was der Bürgermeister versprochen hat. Alles, was Herr Stronnach versprochen hat. Alles, worum man mit Verträgen und Optionen gekämpft hat, ist jetzt obsolet, meine Damen und Herren! Was kommt dort hin: Wohnungen, soziale Einrichtungen, Bildungseinrichtungen, Einkaufszentren, Gewerbe, Grünflächen, Büros? Was kommt dort wirklich hin?

Die U-Bahn wird jetzt einmal gebaut. Ich habe aber nichts mehr gehört, was wirklich dorthin kommt. Ich bin für das Projekt, allerdings muss es Sinn machen, die U-Bahn dorthin zu führen. Denn wenn dieses Projekt jetzt gestorben ist, dann sollte man dieses Geld doch in ein anderes U-Bahn-Projekt investieren, meine Damen und Herren, zum Beispiel dafür, dass andere U-Bahn-Linien schneller gebaut werden. Das heißt nicht, dass ich gegen das Projekt U-Bahn-Verlängerung Rothneusiedl bin. Ich meine jedoch, dass man Prioritäten setzen muss, und diese fehlen mir in Wien. 

Es gibt keine Prioritäten bei all diesen Projekten. Jede Woche werden wunderbare Prospekte verteilt. Aber die U1 fährt ja auch nicht zum Kurzentrum Oberlaa, das wunderschön hergerichtet wird. Die Schleifenlösung, die wir vorgeschlagen haben, kommt überhaupt nicht, was ein verkehrspolitischer Wahnsinn ist. – Das nur so zum Drüberstreuen.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Sie haben sich in der Planung und im Verkehr sicherlich überhoben. So stark seid ihr nicht mehr! Ihr wart vielleicht einmal stark, ihr habt euch aber echt überhoben! Sie fahren von einem Brandherd zum anderen, versuchen zu löschen, aber wenn Sie mit dem Feuerwehrauto beim nächsten Herd sind, fängt die Glut beim vorigen wieder zu brennen an! Sie können das nicht mehr löschen!

Meine Damen und Herren! Wenn wir bei der U-Bahn sind: 2007, im Hochkonjunkturjahr, wurden in Wien 338 Millionen EUR mit Zuschuss des Bundes investiert, das wissen wir. Heuer sind es 302 Millionen. Wir erreichen heuer nicht einmal das Niveau von 2007!

Wenn ich mir die U2-Verlängerung nach Aspern anschaue, dann kann ich feststellen, dass es da die nächsten Planungsschwächen, wie ich das einmal bezeichnen will, gibt. Entlang der Strecke und der Stationen, die durchaus in Ordnung sind, geschieht nichts. Da gibt es weiße Flecken in der Planung, riesige Flächen sind für Zukunftsprojekte nicht einmal angedacht, da ist nichts, kein Gewerbegebiet, kein Büro, egal was auch immer. Es wäre doch sinnvoll, für die Zukunft etwas entlang der U-Bahn zu planen. Das ist eine alte Forderung sowohl von euch, aber insbesondere auch von uns. Aber es ist noch nichts da! 2013 beziehungsweise 2014 soll diese U-Bahn jedoch bereits fahren, und wir meinen, dass man an der Strecke doch etwas entwickeln muss, seien es Wirtschaftsfaktoren, sei es Bildung, sei es Gewerbe, sei es Wohnen, was auch immer.

Das ist keine Planungspolitik! Ich verstehe nicht, dass man hier nichts getan hat. Überlegt euch doch etwas! Widmet etwas! Dann können wir gemeinsam diskutieren, was dort gemacht wird! Aber widmet bitte nicht nach dem Motto: Sie wünschen, wir planen! All das haben wir schon hinter uns! Das haben wir schon in einer Untersuchungskommission überprüft.

In den letzten Wochen wurde aber schon wieder ein solches Plandokument vorgelegt: Sie widmen, wir planen. – Diesfalls geht es um ein ganz spezielles Gebiet in Meidling, nämlich um eine wirklich große Grünfläche im Bereich Springerpark/Marillenalm. Dort braucht die Österreichische Volkspartei für die politische Akademie angeblich neuen Raum. Ich kann nicht beurteilen, ob das stimmt. Wobei ich ja der ÖVP gar keinen großen Vorwurf mache. Ihnen gehört das Grundstück, und sie sagen, was sie wollen. Das ist kein Vorwurf an die ÖVP. Sie sollen verlangen, was sie wollen!

Die Frage ist nur: Wer macht das, was sie wollen? – Ihr, deine Planungsabteilung, deine MA 21 schickt Flächenwidmungspläne aus, in denen bereits das Hotel enthalten ist. Ein schöneres Beispiel dafür, dass vorher die Leute zusammengesessen sind und gesagt haben, dass sie das Hotel so bauen möchten, mit 6 Etagen und 95 bis 120 Zimmern, gibt es gar nicht! Und schon wurde der Rotdruck gezeichnet, schon ist der Beamte gesessen und hat all das gemacht!

Meine Damen und Herren! Das ist dein Ressort, lieber Planungsstadtrat, hast du das nicht im Griff? Kann es wirklich wahr sein, dass das, wovon wir vor Jahren gesagt haben, dass es in Wien nie wieder passieren darf, jetzt gerade wieder passiert? Das ist doch nicht wirklich möglich! 

Wobei der Grundstückstausch, meine Damen und Herren – wir werden zu einem anderen Zeitpunkt noch die Chance haben, darüber intensiver zu diskutieren – der größte Schmäh aller Zeiten ist! Die ÖVP schenkt der Stadt Wien 33 200 m² Grünland beziehungsweise Parkschutzgebiet. Wunderbar! Das würde mich auch freuen! Aber warum tun sie denn das? – Weil sie es sich nicht leisten können, diesen Park zu sanieren, der eh schon hin ist und wo auch schon Bäume gefällt wurden, übrigens laut Bericht 140 ohne irgendeinen Bescheid der MA 42. Aber das ist nur ein Randdetail bei der ganzen Geschichte. Sie können den Park nämlich gar nicht erhalten und sind froh, dass sie jemanden gefunden haben, der den Park in Zukunft erhält, die Stadt Wien, der Bezirk oder wer auch immer. Dafür bekommen sie läppische 3 200 m². 

Allerdings, meine Damen und Herren, ist das doch nicht ganz nebbich, denn diese 3 200 m² sind zu 70 Prozent verbaubar und stellen einen Wert von zirka fünf bis fünfeinhalb Millionen Euro dar, wenn man das Hotel wieder verkauft. Es steht ja nirgends, dass es nicht verkauft oder der Invest übergeben werden darf. Das ist mir auch vollkommen wurscht. Das Entscheidende ist, dass dieses Gebiet, wo dieses Hotel gebaut wird – und das ist dein Ressort, lieber Stadtrat! – Grünland, also Parkschutzgebiet laut Bauordnung beziehungsweise, noch viel ärger, Landschaftsschutzgebiet nach dem Naturschutzgesetz in Wien ist.

Meine Damen und Herren! Das verbauen wir? – Da hätte die ÖVP ja gleich im Springerpark bauen können! Wäre vielleicht gescheiter gewesen, dann hätten wir wenigstens eine Grünfläche erhalten! Aber sie haben es nicht sehr gescheit angestellt. Zum Glück ist es nicht mein Problem, was sie hier zusammengebaut haben! 

Meine Damen und Herren! Warum widmen Sie die Marillenalm, einen der schönsten Kinderspielplätze beziehungsweise den schönsten Kinderspielplatz, nicht auf Bauland um? – Nein! Denn in der Grünlandstatistik in Wien scheinen ja die Parkschutzgebiete auf! Und es gibt in Wien viele Flächen, wo gebaut wird, es sich aber trotzdem um Grünland mit besonderem Zweck handelt, wobei im Gesetz steht, dass das nur zu öffentlichen Zwecken verbaut werden darf. Es kann mir allerdings keiner erzählen, dass die Akademie und das Hotel der ÖVP einen öffentlichen Zweck haben! Das wird gewerblich genutzt und hat sicherlich keinen öffentlichen Zweck! Die absolute Mehrheit hat die ÖVP ja noch nicht. (GR Alfred Hoch: Noch nicht!) Daher kann sie nicht sagen, dass es einen öffentlichen Zweck gibt. 

Ganz eigenartig finde ich die drei Anträge, welche die ÖVP heute hier stellt, ich glaube, sie stammen jeweils von Herrn Kollegen Hoch und Frau Kollegin Riha.

Der eine lautet: „Erstellung eines kindergerechten Stadtplanes für Wien. Kinder brauchen Bewegungs‑ und Entfaltungsräume, um ihre Umwelt direkt zu erleben. Wir brauchen einen kindergerechten Stadtplan.“ – Dafür bin ich natürlich.

Dann gibt es einen zweiten Antrag, der schon ein bisschen ins Detail geht. Der Titel lautet: „Kindergerechte Stadtplanung.“ In diesem steht, dass man auf die Bedürfnisse der Kinder bei der Planung zu wenig Rücksicht nimmt. Das Fehlen von Kinderspielplätzen und Kinderflächen in Teilen Wiens wird kritisiert, und es wird festgestellt, dass dem vor allem im Wohnbau nicht Rechnung getragen wird.

Der dritte Antrag ist dann die Spitze: In diesem fordern Sie einen Masterplan Kinderstadt. Bei Flächenwidmungen sei den Bedürfnissen der Kinder Rechnung zu tragen, um die Lebensqualität zu stärken et cetera. – Wenn die ÖVP solche Anträge stellt – und sie werden im Plus sein, ganz klar, das macht ja Sinn! –, dann frage ich mich: Was ist mit der Marillenalm? Diese wollt ihr verbauen. Aber dann stellt ihr hier Anträge betreffend eine kindergerechte Stadt und so weiter? Das passt doch hinten und vorne nicht zusammen!

Das ist auch Populismus, meine Damen und Herren, und zwar ein wirklich ganz schlimmer Populismus! Ihr wollt in der Öffentlichkeit verkaufen, dass ihr für eine kindergerechte Stadt und für Parkanlagen seid! Dort habt ihr jedoch einen Kinderspielplatz, und zwar den schönsten von Wien, einen Robinson‑Spielplatz, und der soll verbaut werden; man kann ihn sanieren, das gebe ich zu. Und im neuen Springerpark, der dann öffentlich sein soll, kommen zwei sterile neue Plätze irgendwo auf der Wiese, wo es keinen Zugang geben wird!

Meine Damen und Herren! Im Hinblick darauf bringen wir einen Antrag ein. Ich lese ihn kurz vor: „Auf Grund der ungenügenden, ungelösten Verkehrskonzeption der Grünbergstraße, der nicht geklärten finanziellen Belastungen der Stadt Wien durch die Sanierung und Erhaltung des öffentlich zugänglichen Springerparks, der nicht ausdiskutierten Umwelterwägungen im Bereich Marillenalm, auf der das neue ÖVP-PolAk-Hotel geplant ist, und auch auf Grund der in absehbarer Zeit nicht zu erreichenden Nord-Süd- und Ost-West-Zugänge zum Springerpark stellen die Gemeinderäte folgenden Beschlussantrag: Der Bereich Tivoligasse, Schwenkgasse, Hohenbergstraße, Grünbergstraße ist aus dem Plandokument 7870 vorerst herauszunehmen.“

Ich bitte um Unterstützung im Namen der Kinder dort. (Beifall bei der FPÖ.)
Zusammenfassend kann man sagen: Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Man erkennt hier wenig Prioritäten bei wichtigen und durchaus guten Projekten. Alles ist nur Stückwerk, die SPÖ-Bundesministerin Bures lässt Wien verhungern und in der Luft hängen. Es gibt leider immer wieder Gefälligkeitsgutachten, die politisch motiviert sind, und eine zukunftsorientierte Stadtplanung inklusive Verkehrsplanung ist im Budget 2010 nicht zu erkennen. Daher lehnen wir es ab. – Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Vielleicht nimmt sich Herr Madejski das nächste Mal ein Glas zum Mundausspülen mit, dann kann er sich, wenn er das Wort Radfahrer in den Mund genommen hat, nachher den Mund von diesem Unwort reinigen! (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Die Radfahrer beißen nicht, nicht einmal Sie, Herr Madejski, obwohl es manche wahrscheinlich reizen würde! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Okay.

Ich habe mir vorgenommen – und möchte mich auch daran halten –, nur auf einige wenige Gebiete einzugehen. 

Demnächst findet eine historische Klimakonferenz in Kopenhagen statt. Und in Wien gibt es ein Schlüsselressort, das eigentlich ein relevantes Klimaressort ist, nämlich das Ressort Stadtplanung und Verkehr.

Wir werden einige Wochen darauf hier – und darauf ich möchte schon ein bisschen Bezug nehmen – das neue Klimaschutzprogramm haben, und ich verhehle nicht, dass ich bei dessen zweijähriger Verhandlung viel gelernt habe. Ich möchte die Details nicht vorwegnehmen, aber wir haben das im Klub von unterschiedlichen Seiten beleuchtet und werden das auch weiterhin tun. Uns gehen auch die zugegebenermaßen großen Anstrengungen an sich zu wenig weit, wenngleich viel versucht wird. 

Wissen Sie, welche Reduktion der Gesamt-CO2-Emissionen für die nächsten 15 Jahre geplant ist? – Überhaupt keine Reduktion! Trotzdem gibt es einiges, was für dieses Klimaschutzprogramm spricht. Da gibt es eine Frau Fohler-Norek mit ihrer Abteilung, und ich muss schon vorweg auch Frau StRin Sima durchaus Anerkennung zollen: Sie hat sich im Rahmen dessen, was in der SPÖ-Politik möglich ist, bemüht. Auf rund 250 Seiten finden sich unglaublich viele Maßnahmen, von denen viele sinnvoll sind. Viele Maßnahmen fehlen aber. Und was kommt am Schluss heraus? – Das Einfrieren der CO2‑Emissionen für die nächsten 10 bis 15 Jahre! Gleichzeitig gehen wir jetzt auf eine Klimakonferenz zu, bei der sich keine von den Industrienationen mehr von 520 Prozent minus zu reden traut. 30, 40, 50 Prozent minus für die nächsten Jahrzehnte sind das, was sich reiche Länder und reiche Städte vornehmen müssen. 

Erlauben Sie mir, noch einmal die Zahlen zu wiederholen. Schauen wir uns die aktuellen Entwicklungen an, die jetzt in heftige Auseinandersetzungen gemündet sind. Ich sage jetzt nur metapherartig: Europa versus China. – Ich schaue jetzt in Richtung Madejski, ich spreche ihn aber nicht persönlich an, sondern sage nur, was uns in den nächsten Jahren an Verhandlungen, Zahlungen und Änderungen bevorsteht. Ich glaube, ich habe die Zahl schon einmal genannt, sie ist aber so prägnant, dass ich sie Ihnen noch einmal bringen will.

Auf 1 000 Österreicher kommen im Schnitt 500 Autos, die auch entsprechend benutzt werden. Auf 1 000 Chinesen kommen derzeit 25 Autos. Wo gibt es derzeit die größten Investitionen in Straßenbau? Wo investieren alle europäischen, amerikanischen und sonstigen Automobilfirmen? – In China! Meine Damen und Herren! All das geht sich nie und nimmer aus, nicht von der Ölseite her, auf die ich kurz eingehen will, und nicht von Seiten der Emissionen. Und man wird zurück lachen angesichts des – ich ergänze es – Klimaschutz‑Ressourcenprogramms der Stadt Wien, das sich hinstellt und sagt: Wir tun, was wir tun können! Und was gelingt uns? – Ein Einfrieren der gesamten CO2-Emissionen!

Ich habe auch Frau VBgmin Brauner zugehört. Da kam es so heraus, dass man sagt: Man muss halt, wenn man alles gemacht hat, auch ein bisschen Klimaschutz betreiben. – Das wird in den nächsten Jahren, meine Damen und Herren, so tief in unseren Bau‑, Planungs- und Verkehrsstil einschneiden, dass wir uns heute überhaupt nicht vorstellen können, wie tief das gehen wird!

Meine These hinsichtlich dessen, was die nächsten Jahre bringen werden, lautet: Die nächsten Jahre werden unglaublich interessant sein. Ich mache jetzt eine Prognose auf die Gefahr hin, dass ich mir irre. Ich glaube, ich kann sie belegen, und die nächsten fünf Jahre werden es zeigen: Wir haben den Höhepunkt der weltweiten Rohölförderung überschritten. Es wird nicht mehr möglich sein, einfach auf einen Knopf zu drücken. Unvermeidbar – das ist beispielsweise an der Nordsee absehbar, wo die Ölförderung jedes Jahr um 6 Prozent und mehr zurückgeht – sind weite Teile der Welt post peak, das heißt, sie haben ihr Maximum überschritten. 

Trotzdem wird in weiten Teilen der Welt unser Lebensmodell angestrebt. Heute gibt es 500 Autos pro 1 000 Einwohner hier und 25 in China, wobei China nur eine Metapher ist. In Indien sind es weniger als 10 Autos auf 1 000 Einwohner. Die Chinesen sind – und das sage ich durchaus in Anerkennung – auf der ganzen Welt unterwegs, um die knappen Rohstoffe zu sichern.

Der langen Rede kurzer Sinn: Wir werden uns radikal umstellen müssen. Aber im Unterschied zu vielen, die daraus ein Weltuntergangsszenario basteln, sehe ich das entspannt. Und im Unterschied zu den meisten sehe ich das deshalb entspannt, weil meine These lautet, dass nichts so flexibel ist wie das Verkehrssystem. 

Jetzt greife ich doch den Stau auf der Tangente auf: Was kennen wir aus ganz vielen Umbaumaßnahmen? Ich gehe jetzt nicht auf einzelne ein, denn Straßen müssen halt einmal repariert werden, wurscht, ob aus grüner, blauer, roter oder gelber Sicht: Straßen muss man halt reparieren. Und so geschwind kann man nicht quasi nebenbei irgendwo eine zweite Tangente hinbauen. Ich werde Sie jetzt nicht überzeugen, ich versuche es nicht, Herr Madejski! 

Ich will aber etwas anderes ableiten: Ich kenne viele Fälle von Reparaturmaßnahmen, in welchen es in der Tat in den ersten Tagen, wenn eine Straße gesperrt wird, einen Riesenstau gibt. Dann geschieht aber etwas Wundersames: Nach ein, zwei, drei, vier Wochen ist der Stau weg, und man fragt sich: Wo sind die alle hin? – Die Leute sind unglaublich flexibel im Verkehrsverhalten!

Ich nenne jetzt das Datum, weil das für mich ein historischer Tag war, noch einmal: Ich glaube, es war im Juni 2003. Damals hätte ganz Wien der Zusammenbruch drohen müssen. Sie erinnern sich: Am selben Tag haben die ÖBB und die Wiener Linien gestreikt. Die Prognosen lauteten: Da kann es nur einen Totalstau auf jeder verfügbaren Straße geben. Alle haben das gewusst, alle haben gezittert, tagelang wurde diesem Totalzusammenbruch entgegengefiebert. Dann kam dieser Tag, und was war? – Überhaupt kein Stau! (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Okay! Keine ÖBB und keine Wiener Linien. Ich kenne einige, inzwischen pensionierte Rathausbeamte, die mir heute noch mit Begeisterung erzählen, wie sie zu Fuß aus dem 22. Bezirk ins Rathaus gegangen sind. Das sei wirklich interessant gewesen!

Und betreffend Radverkehr? – Die Spitzentage, meine Damen und Herren, der Radnutzung des laufenden Jahres brachten nicht einmal die Hälfte der Zahl von Leuten, die an diesem Tag mit dem Rad gefahren sind! Jetzt werde ich fast biblisch und sage: Fürchtet euch nicht! Repariert möglichst viele Tangenten gleichzeitig und nicht ein paar Wochen lang, sondern jahrelang! (Heiterkeit und Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Eine Weile wird es schon stauen. Dann werden die Leute aber draufkommen und sich sagen: Ich bin ein schöner Trottel, dass ich jeden Tag im 25 km-Stau stehe! Es gibt doch lustigere Beschäftigungen als jeden Tag 25 km im Stau zu stehen. Da gibt es zum Beispiel eine Maßnahme im nächsten Jahr: Da fährt eine U-Bahn drüber, in die kann man einfach einsteigen und in die Stadt fahren, und zwar in 15 Minuten oder 22 Minuten. Da gibt es dann die U1 und die U2. Und es wird, wie gesagt, ein paar Leute geben, die sagen: Ich bin doch kein Trottel und stehe nicht jeden Tag zwei Stunden im Stau! 

Ich reagiere, wenn jemand zu spät kommt und sagt, dass er keinen Parkplatz gefunden hat, indem ich sage: Selber schuld, du Dillo! (GR Dr Herbert Madejski: Wie soll man über die Donau kommen?) Wärst du doch mit den Öffis gefahren! Ich habe nie ein Problem. Ich habe nie ein Problem, ich fahre mit dem Rad – übrigens: ausspülen! –, und ich habe nie ein Parkplatzproblem! 

Wer glaubt, sozusagen zweieinhalb Tonnen von A nach B fahren zu müssen, der hat vielleicht ein anderes Problem, dass er etwas herzeigen muss, was er sonst vielleicht nicht hat. Anders kann ich nicht verstehen, warum man sich so verhält! Und es wird noch viel stauen, bis das Benzin endlich den Preis von 2,50 EUR für den Liter erreicht. Meine Damen und Herren, das wird kommen! Nur will ich nicht meine Zeit vernichten und in Giftgaswolken stehen. Ich kenne das, ich bin auch schon gelegentlich im Stau gestanden! Und nichts ärgert mich in meinem Leben mehr als die Vernichtung von Lebenszeit im Stau! 

Insofern sehe ich das mit dem Flugfeld durchaus entspannt. Ich spare mir jetzt zu fragen, wem die ASFINAG gehört. Es ist dies im Grunde eine rote Regierung. Und ich sage: Das, was dort gebaut wird, ist grosso modo, wie es geplant ist, unterstützenswert. Das sage ich noch einmal laut: Dort ist eine U-Bahn, dort kommt man von der U-Bahn mit dem Rad herum, und es gibt von Anfang an keine hochrangige Straßenverbindung. Ich finde das super! Ich finde das toll! Die Leute werden von Anfang an draufkommen, dass sie gar nicht mit dem Auto fahren. (GR Dr Herbert Madejski: 20 000 Menschen möchtest du mit dem Rad im Kreis schicken?)
Erstens werden nicht 20 000 in den nächsten Jahren dorthin ziehen. Die erste Ausbaustufe umfasst, wenn ich richtig informiert bin, 1 500 Wohneinheiten. Aber wenn es 1 500 frustig finden, im Stau zu stehen, dann werden es umso mehr 20 000 frustig finden, im Stau zu stehen!

Ich nenne noch ein Beispiel: Es kommen Touristen nach Wien. Setzen sich diese in ein Auto und stauen auf der Tangente? Schauen sie sich dort Wien an? – Nein! Sie gehen in Wien zu Fuß! Sie gehen ausgerechnet dorthin, wo es keine Tangente gibt! Und sie finden das klass! 

Jetzt sage ich noch: Sozusagen eine der gemiedensten Städte der Welt ist Venedig. Kein Mensch will nach Venedig fahren. Dort gehen nämlich überhaupt alle zu Fuß, denn dort gibt es keine Autos. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber Vaporettos!) Und wenn man sich fragt, wo die teuersten Wohnungen sind, dann kommt man drauf, dass sie dort sind.

Schauen wir uns an, wohin Touristen gehen wollen. Schauen Sie sich die Outskirts der neuen Städte des ausgehenden 20. Jahrhunderts an, wo man vierspurig an McDonalds, Möbelix, Tankstellen et cetera vorbeifährt. Sind das die echt coolen Städte? Wollen dort alle hin? (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) 
Ich muss auf meine Zeit schauen, aber ich muss Ihnen ein Kompliment machen, Herr Madejski! Es gelingt Ihnen immer wieder, mich irgendwie zu motivieren! Es ist immer wieder interessant, sich mit Ihnen auseinanderzusetzen!

Ich möchte einen sehr konkreten Vorschlag machen und eine Diskussion anregen, sei es hinsichtlich des Flugfelds, sei es aber auch hinsichtlich des Nordwestbahnhofs, den ich als ein sehr interessantes Stadtentwicklungsgebiet sehe, weil er sozusagen wirklich im Herzen der Stadt liegt, wo man mit dem Fahrrad sehr rasch und zügig sowohl im Stadtzentrum und als auch im Grünareal ist. Bei meiner Vision von Wien orientiere ich mich an zwei Weltstädten: Wien soll sozusagen eine Mischung aus Manhattan und Kopenhagen sein. In Manhattan haben 80 Prozent der Bewohner kein Auto, und in Kopenhagen gibt es einen Radverkehrsanteil von 36 Prozent. Ich denke, irgendwo dazwischen werden wir das hinbekommen. Und in beiden Städten leben nicht gerade ausschließlich Mindestrentner, wobei das jetzt in keinster Weise etwas Kritisches über Mindestrentner war.

Ich bringe noch etwas zum Nachdenken. Ich habe auch länger gebraucht, das zu durchschauen. Ich glaube, dass ganz nebensächliche Regulierungen fundamentale Auswirkungen auf die Stadt haben. – Zu diesen nebensächlichen Regulierungen: Welche sind die am meisten nachgefragten Bezirke, wo die Leute hinziehen wollen? – Ich nenne sie in unserer grüninternen Sprache die Halbmondbezirke. Das sage ich jetzt noch einmal in Richtung Madejski. Es sind dies die Bezirke innerhalb des Gürtels. Dort gibt es ganz starke Nachfrage nach Wohnungen, was leider zur Konsequenz hat, dass die Wohnungen im 7., 8., 9., 4. und 5. Bezirk schon extrem teuer sind. 

Dort wollen ganz viele Leute wohnen. Warum? Wenn man die Leute fragt, bekommt man zu hören: Da ist auf der Straße mehr los, dort sind Lokale und so weiter. Warum ist das dort so? Welche Eigenschaft des Gründerzeitlichen ziehen nicht nur Touristen an, sondern machen es für alle möglichen Leute erstrebenswert, dort zu leben? – Dort ist auf der Straße was los! Und warum ist auf der Straße was los? – Ich habe dazu eine These. Dort ist nicht unter jedem Haus eine Garage, die sozusagen – ob auf dem Wienerberg oder in Teilen des 22. Bezirks – die Straßen und damit das städtische Leben entvölkern, weil dort die Menschen mit ihrem Auto unten in die Garage hineinfahren, dann zum Lift und vom Lift in die Wohnung gehen, und zwar mit dem Effekt, dass ganz wenig Leute auf der Straße sind.

Sollten wir daraus nicht insofern Konsequenzen ziehen, als wir sagen: Eine lebendige Stadt hat damit zu tun, dass Menschen auf der Straße sind, dass Menschen einander auf der Straße begegnen, stehen bleiben und Schmäh führen, dass Menschen auf der Straße sagen: Gehen wir auf einen Kaffee oder auf ein Bier! – Das öffentliche Leben auf der Straße ist, seitdem es Städte gibt, das Wesen des Urbanen und des öffentlichen Raums. Es ist das, was die Stadt ist. Und es wird eben im 5., im 7., im 8., im 9. oder im 1. Bezirk empfunden, dass man sich dort bewegt. (GR Dr Herbert Madejski: Wohnen dort Hackler? Wohnen dort Leute, die um 6 Uhr arbeiten gehen müssen? Solche Leute wohnen dort nicht!) 
Anders verhält es sich mit einer Stadtstruktur, die dazu führt, dass jeder mit dem Auto sozusagen insektenhaft in seiner Höhle verschwindet und, weil er fußläufig nicht mehr einkaufen kann, ins Auto steigen muss, um ins nächste Einkaufszentrum zu gelangen. Weite Teile der Welt schauen so aus! Ich nenne Ihnen eine Stadt, die ich neben Wien sehr gut kenne: Johannesburg in Südafrika. Dort gibt es keinen öffentlichen Raum mehr! Dort gibt es keine Straßen in dem Sinn mehr! Und so gerne ich dort wegen meiner Projekte bin, so atme ich jedes Mal, wenn ich wieder nach Wien komme, begeistert aus und gehe einmal zu Fuß. 

Die Möglichkeit, zu Fuß gehen und Leuten begegnen zu können, besteht aber nicht in allen Regionen der Stadt. Daher würde ich gerne einmal darüber reden: Wie kommen wir dazu? – Wenn wir etwa Garagen nicht individuell unter jedes Haus bauen, sondern sammelgaragenartig zusammenfassen, damit wir die Menschen dazu bringen, dass sie, wenn sie von der Wohnung zu ihrem Auto wollen, einige Meter gehen müssen und jedenfalls auf die Straße kommen. So könnte man das in gewisser Weise sozusagen auseinandernehmen!

Ganz kurz noch ein paar aktuelle Punkte zum Radverkehr: Ich glaube, dass der Fokus der Stadt – ich möchte das jetzt höflich sagen, weil ich mir vorgenommen habe, höflich zu sein – den Radverkehr nicht in dem Maße unterstützt, wie es notwendig wäre. Lassen Sie mich das so sagen: Ich habe mich in den Bezirken umgehört. Die Richtung, die der Stadtrat eingeschlagen hat, ist an sich richtig. Wir brauchen ordentliche Fahrradabstellplätze, und zwar – wie wir auch im Ausschuss schon diskutiert haben – nicht zu Lasten der Fußgänger, sondern auf der Straße. Ich habe mich erkundigt, wie die meisten Bezirke darauf reagiert haben, wurscht, ob sie sozialdemokratische Bezirksvorsteher oder ÖVP-Bezirksvorsteher haben.

Ein Großteil der Bezirke sagt: Nein, das bauen wir nicht, denn um acht Räder abstellen zu können, würde ein Parkplatz verloren gehen. Sie werden mit diesem Tempo dieses Ziel nicht erreichen, weil alle das zurückschicken! Und warum erzähle ich all das jetzt? Weil es unter allen EU-Ländern ein einziges Land gibt, das die Kyoto-Ziele nicht erreicht. Alle anderen Länder, meine Damen und Herren, haben die Kyoto-Ziele erreicht! Wir alle wissen, wie dieses Land heißt, und wir sollten uns in Grund und Boden genieren: Dieses Land heißt Österreich!

Welche ist die am stärksten wachsende Quelle von CO2-Emission? – Es ist das der Verkehr! Und welche ist die billigste und einfachste Methode, um in der Stadt den Autoverkehr zu substituieren? – Das ist der Radverkehr! Dafür muss man allerdings entsprechende Voraussetzungen schaffen. Alles andere, U-Bahnen bauen oder Straßenbahnen bauen, dauert Jahre und Jahrzehnte und ist sehr teuer.

Ich wiederhole noch einmal die Zahlen: Amsterdam hat 34 Prozent Radverkehr, Kopenhagen hat 36 Prozent Radverkehr, München hat 16 Prozent Radverkehr, Wien hat – ich nehme die optimistischen Zahlen des StR Schicker und nicht meine kritischeren – 6 Prozent Radverkehr. Da geht noch einiges! (GR Dr Herbert Madejski: Haben Sie schon einmal bemerkt, dass Kopenhagen und Amsterdam flacher sind als Wien?)

Aber in dem Tempo, in dem Ihre Bezirke, um dieses läppische Detail zu nennen, ein paar Bügel aufstellen, wird sich nichts tun. Auf der einen Seite haben wir Kopenhagen und die Klimakatastrophe, auf der anderen Seite geht es darum, ein paar Bügel aufzustellen. Aber der Bezirksvorsteher sagt: Nein! Das tun wir nicht, denn die acht Räder nehmen einen Parkplatz weg!

Manchmal weicht man auf die schmalen Gehsteige aus, auf denen es ohnedies eng wird, wenn jemand einen Kinderwagen hat oder man, wenn man einen Regenschirm hat, den anderen die Augen aussticht. Viele Gehwege sind sehr schmal, trotzdem werden dort auch noch Radständer aufgestellt, denn die Fußgänger regen sich weniger auf. Es wird vielleicht einmal eine Gruppe geben, die nächtens sozusagen in einer Guerillaaktion alles von den Gehwegen abmontiert und auf die Straßen betoniert. Vielleicht fällt uns da etwas ein! Das war jetzt keine Ankündigung, sondern ein spontanes Nachdenken über die Möglichkeiten. 

Ich frage mich wirklich: Was ist das für eine Stadt, die nicht einmal imstande ist, ein paar verhungerte Bügel aufzustellen? Gibt es so etwas überhaupt? Und diese Stadt beziehungsweise dieses Land erreichen als einzige nicht die EU-Klimaziele! Und dann leistet Österreich signifikante Strafzahlungen, weil wir keine Räderbügel aufstellen können! Das gibt es ja nicht! Das ist absurd! Haben wir es wirklich so weit gebracht?

Tun wir doch ein bisschen etwas! Ich weiß nicht, ob ich jetzt nütze oder schade, wenn ich das sage. Aber auch bei den Diskussionen im Planungsausschuss habe ich, wenn wir über Radverkehr reden, das Gefühl, dass die Stadt Wien mehr Dienstposten verträgt als für einen Menschen, der sich für den Radverkehr engagiert, aber irgendwie ein bisschen überfordert wirkt. Mir fallen da noch ein paar Dienstposten in der Stadt ein, von denen ich mir denke, dass da noch ein bisschen etwas möglich wäre, zum Beispiel irgendeine linke oder rechte Hand des Herrn Stadtrat, der den Bezirken eine auf die Nuss haut und sagt: Ihr wollt keine Parkplätze? Wenn ihr nicht auf einen Parkplatz verzichten wollt, dann werden es gleich um fünf weniger sein!

Ich habe überhaupt nichts dagegen, dass darauf dann Ihr Konterfrei prangt! All das ist super! Stellen Sie sich aber einmal vor, was die Autolobby aufführen würde, wenn man für 800 000 Autos – ich übertrage das jetzt auf die Räder – nur ungefähr 20 000 Stellplätze hätte! Da würden Sie hinausgetragen werden! So ist aber die Situation beim Radverkehr!

Setzen wir dort einen Schwerpunkt! Nehmen wir das ernst, und versuchen wir, in diesem Bereich angesichts dessen, was in den nächsten Jahren droht, ernsthaft etwas zu tun! Ich sage: Das Versiegen oder der Rückgang von fossilen Brennstoffen ist eine Chance, und das Stadtplanungs- und Verkehrsressort ist sozusagen ein Schlüsselressort im Hinblick auf Kopenhagen. Ich meine, wir sollten noch ein bisschen Gas in diese Richtung geben! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich glaube, die vergangenen beiden Wortmeldungen haben schon gezeigt, dass wir uns heute nicht in einem so großen Ausmaß an den Verkehrsstadtrat wenden werden, sondern dass wir uns heute in einem viel größeren Ausmaß an die Finanzstadträtin wenden müssen, denn sie stellt die Mittel für den entsprechenden Verkehrsausbau in den nächsten Jahren zur Verfügung. 

Dieses Budget ist durchaus sehr einmalig: Wir werden 800 Millionen – nach Ihrer Ansicht 799, das ist fast wie im Schuhverkauf, wo der Preis meist 99,90 beträgt – an Schulden haben. Viele Verkehrsexperten und Finanzexperten meinen allerdings, 800 Millionen werden nicht ausreichen, wir könnten leicht auf 1 Milliarde Schulden kommen. Und wir werden in den nächsten zwei Jahren feststellen können, dass wir von 2008 bis Ende 2010 das Budgetdefizit wahrscheinlich um 75 Prozent erhöhen.

Meine Damen und Herren! Das heißt, wir stehen hier vor grundlegenden Änderungen in der Wiener Budgetpolitik. Wir stehen vor grundlegenden Ausgaben, die wir tätigen und hinsichtlich welcher wir bewerten müssen, ob sie in die richtige Richtung gehen. Die Frau Vizebürgermeisterin hat heute selbst gesagt, dass es ganz wichtig ist, dass man in diesem Zusammenhang in die richtige Richtung entscheidet, und ich glaube, das gilt es heute wirklich zu überprüfen.

Sie hat am Samstag in einem Interview in einer österreichischen Tageszeitung mehrere Punkte angeschnitten, die ich heute näher beurteilen möchte.

Auf die erste Frage, ob alle Einsparungspotenziale ausgeschöpft sind, meinte sie: Ja, in dem Sinne, dass der SAP-Standard nun in der Stadt Wien eingeführt wurde. – Können Sie sich das vorstellen, meine Damen und Herren? Das, was in der österreichischen Bundesregierung bereits vor fünf Jahren gemacht wurde, nämlich die Budgeterstellung auf SAP umzustellen, und was in anderen Bundesländern schon längst eine Selbstverständlichkeit ist, wird nun von der Gemeinde Wien als voller Erfolg eines Einsparungspotenziales dargestellt! Ich sage: Das kommt jedenfalls um fünf Jahre zu spät! 

Die zweite Frage war, ob 60 000 Beamte nicht für eine 1,7 Millionen Stadt zu viel sind. – Die Antwort der Frau Vizebürgermeisterin lautete: Nur 10 Prozent sind in der Verwaltung tätig, die anderen 90 Prozent – ich zitiere jetzt wörtlich: „klettern etwa in den zehnten Stock hinauf und holen als Feuerwehrmann Menschen herunter oder arbeiten im Kanal oder bei der Müllabfuhr.“ – Zitat Ende.

Ich habe mir natürlich angesehen, ob 90 Prozent des Personals in den zehnten Stock klettern oder im Kanal oder bei der Müllabfuhr arbeiten. Ich nehme mir jetzt das Budget vor und rechne das zusammen: Wien Kanal hat 581 Mitarbeiter per Ende 2008, bei der MA 48 – Abfallwirtschaft, also Müllabfuhr, sind es 3 061 Personen, und bei der Feuerwehr sind es 1 795 Personen, meine Damen und Herren. Wo sind da die 90 Prozent? Ich komme eher gerade auf die umgekehrte Zahl: 90 Prozent arbeiten gerade nicht in diesen drei Bereichen, welche die Frau Vizebürgermeisterin angeführt hat! – Nur so viel zur Klarstellung zu dieser Frage.

In der nächsten Frage hieß es, dass ein pensionierter Beamter der Gemeinde Wien mitunter 1 000 EUR mehr verdient als einer im Bund. Was meint die Frau Brauner dazu? – Frau Brauner meint: Wien hat dieselbe Pensionsreform vollzogen wie der Bund unter Schwarz-Blau, allerdings mit längeren Übergangsfristen. – Wenn das nur alles wäre! Längere Übergangsfristen sind 12 Jahre. Bedeutet das, dass die Wiener Beamten noch immer mit 60 in Pension gehen und nicht mit 62 wie beim Bund? Bedeutet das, dass Frühpensionierungen noch immer viel früher stattfinden – nähere Details wird Ihnen mein Kollege Ulm noch sagen – als beim Bund? Insgesamt bedeutet das, meine Damen und Herren, dass die Stadt Wien für diese Periode 350 Millionen EUR an Einsparungen liegengelassen hat, die wir heute zur Verfügung hätten, um die Konjunktur anzukurbeln. 

Damit komme ich zur nächsten Frage: Die Zeitung sagt, apropos politische Entscheidung, dass die Wiener Linien ein eigenständiger Betrieb sind, bei dem sich Frau Brauner als zuständige Stadträtin nicht laufend einmische. Ein Jahr vor der Wahl sei auf ihr Betreiben jedoch eine eigene Reinigungstruppe für Öffis installiert worden. Wie passe das zusammen? – Darauf meint die Frau Vizebürgermeisterin, dass sie sich nicht anmaßt, das Unternehmen zu organisieren, dass sie sich nicht in Ausbildungsfragen oder ins Management einmischt. – Aber ob der U-Bahn-Zug durchgängig ist, das ist schon eine politische Frage!

Die Stadt Wien zahlt jährlich 260 Millionen an Betriebskostenzuschuss und 270 Millionen an Investitionszuschuss. Dazu meint StRin Brauner: „Ich bin dafür verantwortlich, dass das gut verwendet wird. Wofür ich nicht verantwortlich bin, ist zum Beispiel, welche Prüfung ein Fahrer absolvieren muss.“

Meine Damen und Herren! Vor allem im vergangenen Jahr hatten wir eine der höchsten Unfallzahlen im ÖV-Betrieb in der Stadt Wien. Wir hatten eine der höchsten Ausfallszahlen der Stadt Wien, und da sagt die Frau Vizebürgermeisterin, dass sie nicht für die Ausbildung der Fahrer bei den Wiener Linien verantwortlich ist! – Ich glaube, sie verkennt eindeutig, was eine politische Frage in dieser Stadt ist! 

Die nächste Frage im Interview lautete: „Frau Vizebürgermeisterin! Sie sind dafür verantwortlich, dass bei den Straßenbahnen nachträglich Außenspiegel angebracht werden.“ – Dazu meint die Frau Vizebürgermeisterin, dass sie weder Technikerin noch U-Bahn-Organisatorin ist, was ich ihr durchaus zubillige.

Es gibt aber einen Bescheid der MA 64 als Aufsichtsbehörde aus dem Frühjahr dieses Jahres, dass die Straßenbahnen mit diesen Rückspiegeln zur Sicherheit der Wienerinnen und Wiener im ÖV nachzurüsten sind, weil so viele Unfälle passiert sind. Die Stadt Wien und die Wiener Linien versprachen, das innerhalb eines halben Jahres zu tun. Diese Halbjahresfrist ist vor einem Monat ausgelaufen. Meine Damen und Herren! Die Wiener Linien haben es nicht geschafft, 300 Spiegel, das heißt, 2 pro Tag, in den letzten 6 Monaten an den Straßenbahnen anzubringen! Wenn das zu viel ist, meine Damen und Herren, dann sind wir mit diesem Management nicht einverstanden! (Beifall bei der ÖVP.)

Nächste Frage: Die U-Bahn fährt seit 30 Jahren. Warum gibt es jetzt ein Sauberkeitsproblem? – Die Frau Vizebürgermeisterin meint, dass die Leute heute vielleicht mehr in der Öffentlichkeit essen. Sie meint aber auch, sie hielte es für einen Wahnsinn, dass man so viel Geld für eine tolle U-Bahn in die Hand nimmt und gleichzeitig der Unmut der Leute steigt. 

Meine Damen und Herren! Die Wiener Linien haben vor wenigen Monaten eine Umfrage gemacht, ob in den Wiener Linien gegessen werden soll oder nicht. Das Ergebnis war klar. 60 Prozent der befragten Wienerinnen und Wiener, die eine Netzkarte haben, haben gesagt, dass sie nicht wollen, dass in den Wiener U-Bahnen gegessen wird. Was aber sagen die Stadt Wien und die Frau Vizebürgermeisterin? – 60 Prozent seien zu wenig!

Meine Damen und Herren! Hat die Frau Vizebürgermeisterin nicht heute gesagt, dass ihr die partizipative Demokratie wichtig ist? Und hat sie nicht von einer Volksbefragung gesprochen? Sie hat erst vor einem halben Jahr eine Umfrage nicht zur Kenntnis genommen! Möglicherweise ist ihr, wenn bei der nächsten Volksbefragung vielleicht herauskommt, dass 60 Prozent für einen rund um die Uhr Betrieb der U-Bahn sind, auch das wieder zu wenig! Könnte es sein, dass sie dann 80 oder 90 Prozent verlangt? Ist das ihr Demokratieverständnis? (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Herr Kollege Hora! Ich glaube, Ihr Demokratieverständnis ist sehr selektiv und nicht partizipativ! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Die partizipative Demokratie liegt Ihnen wirklich nicht. Das ist etwas, was Sie nicht wollen. So lange es die Häupl-Ära gibt, solange haben Sie noch nie eine Volksbefragung gemacht! Das ist die partizipative Demokratie der Sozialdemokratie. (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) 

Sie haben noch nie gefragt. Warum fragen Sie jetzt im Wahljahr? Warum fragen Sie jetzt nach 15 Jahren das erste Mal das Volk? Warum haben Sie es vorher nie gefragt? Sie haben das Volk bei keiner einzigen Sache, die Sie getan haben, gefragt! Sie haben bei keiner einzigen U-Bahn-Verlängerung gefragt. Sie haben nicht gefragt, ob wir eine zweite U-Bahn zum Hauptbahnhof brauchen. (GR Karlheinz Hora: Was ist mit der U-Bahn in Zürich?) 

Das war Ihnen immer egal. Sie haben ja immer alles besser gewusst. Obwohl es Vergleichswerte mit genügend anderen Städten in Europa gibt, wo es an Hauptbahnhöfen nicht zwei U-Bahn-Anschlüsse, sondern sogar drei U-Bahn-Anschlüsse gibt. Das ist es. (GR Karlheinz Hora: In einem Antrag haben Sie von der U-Bahn in Zürich geschrieben! Es gibt keine U‑Bahn in Zürich!)

Ich komme noch darauf! Ich werde es Ihnen noch genau vorlesen. (Weiterer Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Ich werde es Ihnen ganz genau vorlesen, Herr Kollege Hora! 

Meine Damen und Herren! (GR Karlheinz Hora: Was ist mit dem Antrag, in dem die U-Bahn in Zürich vorkommt?) Welcher Antrag, Herr Kollege Hora? Welchen Antrag? (GR Karlheinz Hora: In einem Antrag ist die Rede von der U-Bahn in Zürich!) Warten Sie darauf, welchen Antrag ich einbringe! (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ. – GR Alfred Hoch: Seid doch nicht so nervös!)
Bei der nächsten Frage, über die wir jetzt schon gesprochen haben, geht es um den 24 Stunden U-Bahn-Betrieb. – Frau Kollegin Brauner meint, dass das viel zu teuer ist. Sie wolle effizient wirtschaften, und das würde zusätzliche Kosten bedeuten.

Meine Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ! In den vergangenen Monaten hatten Sie wirklich Lust daran, manche Zahlen in Promillegröße auszudrücken. Ich erinnere nur daran: Der Rechnungshof hat vor ganz kurzer Zeit die Stadt Wien gerügt, dass beim letzten U-Bahn-Ausbau 15 Millionen EUR vergeigt wurden. Was war Ihre Antwort? – Das waren nur 4 Promille des gesamten Aufwandes im U-Bahn-Bau. Jetzt sage ich Ihnen, wie viele Promille des gesamten Aufwands der 24 Stunden Betrieb bedeuten würde: Es wären 1,5 Promille vom gesamten Aufwand, den Sie in die Wiener Linien jährlich investieren. Herr Kollege Hora! Das ist Ihnen zu viel? Es ist eine Schande, wenn sie das als zuviel empfinden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir kommen zur nächsten Frage. (GR Karlheinz Hora: Wo bleibt der Antrag, in dem die U-Bahn in Zürich vorkommt?) Den bekommen Sie schon noch! Nur mit der Ruhe! Ich habe noch 12 Minuten 46 Sekunden. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Der Antrag kommt schon!

Über die partizipative Demokratie haben wir schon geredet. Ich hoffe, sie kommen der Sauberkeitsumfrage einmal nach!

Zur partizipativen Demokratie möchte ich noch einen Punkt einbringen, den alle hier im Hause sehr gut kennen. Sie haben in den vergangenen Jahren viele Betriebe dieser Stadt Wien ausgegliedert, Krankenanstaltenverbund, Wien Kanal, Wiener Linien et cetera. Wenn wir von der Opposition eine Anfrage an Sie stellen, was in diesem Bereich geschieht, dann bekommen wir als Antwort: Bei uns besteht keine Zuständigkeit! – Ist das partizipative Demokratie? Sie geben nicht einmal den Mandataren Auskunft. Und dann sagen Sie, dass Sie mit den Bürgern auf einer Ebene stehen, diese um ihre Meinung fragen und sie wirklich ernst nehmen wollen. Glauben Sie, dass Sie das wirklich ernsthaft vermitteln können, wenn Sie nicht einmal den Parlamentariern, die hier ein Fragerecht haben, die Auskunft geben, die ihnen in Wirklichkeit zusteht, meine Damen und Herren? 

Ich bin schon am Schluss. Ich komme zur Frage, wie viel der U-Bahn Nachtbetrieb kosten würde? – StRin Brauner meint, dass dieser mehrere Millionen kosten würde. Ich sage: Legen Sie uns die Studie der Wiener Linien vor! Zeigen Sie uns diese! Zeigen Sie uns, welcher Betrag darin wirklich genannt wird! Rechnen wir dann alle Kosten durch, und ich garantiere Ihnen: Es kostet nicht mehr als 1 Million EUR! Und wenn es 2 Millionen sind, dann sind wir noch immer im Promille-Bereich, damit wir bei Ihrer Argumentation bleiben. Es geht sich also locker aus!

Meine Damen und Herren! Zum Schluss meint die Frau Vizebürgermeisterin, ihr Wunschkoalitionspartner für das nächste Mal sei die Sozialdemokratie. Und auf die Frage der Zeitung, was geschehe, wenn diese nicht mehr allein regieren kann, meint sie: Das ist keine Option. – Wir nehmen zur Kenntnis, dass es keine Option für Sie mehr ist, danach der Wiener Stadtregierung anzugehören! 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es ist einfach notwendig, dass wir hier eine neue, zukunftsorientierte Verkehrspolitik machen. Kollege Chorherr hat das zuvor schon angeschnitten, indem er gemeint hat, dass wir im Bereich Verkehr und Umweltschutz noch einiges zu tun haben. Ich bin zwar mit ihm nicht einer Meinung, dass man alles über den Radfahrverkehr regeln kann. Man kann damit einiges regeln, aber ich bin der Meinung, dass man nicht nur im Radfahrverkehr, sondern in vielen anderen Bereichen tätig werden muss. 

Wir können auch im Autoverkehr vieles machen, etwa mit einer Förderung von Kfz mit alternativen Antrieben. Diesbezüglich hat die Stadt Wien eindeutig Nachholbedarf. Es gibt kein anderes Bundesland, in dem es so wenige Förderungen gibt. Sie fördern Elektroautos nicht mehr, Sie fördern Hybridautos nicht, und Sie fördern keine Nachrüstung für Partikelfilter. Das Einzige, was Sie noch fördern, sind gasbetriebene Kfz, sonst nichts. Der Anteil an alternativen Kfz in dieser Stadt beträgt 0,16 Prozent. 

Meine Damen und Herren von der Regierungsfraktion! Ich würde Ihnen sehr gerne ins Stammbuch schreiben: Wenn Sie den Individualverkehr und den Verkehr insgesamt noch ernst nehmen, dann tun Sie hier nachhaltig etwas! Es gibt ein ganz kleines Bundesland ganz im Westen, das ein ganz großes und tolles Projekt für elektrobetriebene Kraftfahrzeuge bereits ins Leben gerufen hat. Bei Ihnen stößt man jedoch auf taube Ohren! Sie tun nichts dazu. Hier bestünde dringender Nachholbedarf!

Ich nenne Ihnen jetzt ein paar mögliche Ziele, die Sie vielleicht einmal aufnehmen könnten. Bis 2025 sollte ein Drittel der neu zugelassenen Kraftfahrzeuge einen alternativen Antrieb haben. Eine andere Möglichkeit ist, dass wir nicht nur eine Bikecity fördern, sondern auch eine E-City. Außerdem könnten Sie auch die C & K-Taxis, die in Ihrem Eigentum stehen, auf Gas-, Hybrid- oder Elektroantrieb umstellen. Geben Sie auch für andere Taxiunternehmen entsprechenden Förderungen dazu. Warum stellen Sie Ihre Dienst-Kfz Flotte nicht auf Hybridfahrzeuge oder E-Fahrzeuge um? Warum haben Sie noch immer kein Elektrofahrradverleihsystem eingerichtet? Warum befreien Sie Elektroautos oder andere Autos mit Alternativantrieb mit einem CO2-Ausstoß von weniger als 90 g/km nicht von den Parkgebühren? Warum bringen Sie nicht alternative Ideen dazu ein?

Sie könnten zum Beispiel wie die Stadt Ulm ein Verleihsystem für Elektrofahrzeuge errichten. Auch das haben Sie bis heute nicht getan. Elektrofahrzeuge sind das ideale Kraftfahrzeugsystem gerade in einer Stadt. Wenn wir es nicht in einer Stadt machen, wo sollen wir es dann machen? Gerade in der Stadt haben wir eine Chance, mit Elektrofahrzeugen, die geringe Reichweiten haben, effizient durchzukommen. Ich glaube daher, dass es ein wichtiger Punkt wäre, hier etwas zu tun. 

Ich habe Vorarlberg schon genannt. Schauen wir uns auch die Stadt Salzburg an, wo man zusätzlich zur Jahreskarte für den Stadtbus auch ein Elektrofahrzeug günstig mieten kann. Es gibt also auch andere Bundesländer, wo das besonders interessant gestaltet ist. Sogar in Großbritannien, das Sie wegen der Privatisierung immer wieder kritisieren, sind bereits 100 Smart-Elektrofahrzeuge in einem Großversuch im Einsatz. Und man hat sich das Ziel gesetzt, bis 2025 100 000 Elektroautos mit 25 000 Ladestationen in Betrieb zu nehmen. Das wäre etwas, was Sie in Wien auch tun könnten! 

Sie könnten sich zum Beispiel auch das Projekt E-Mobile in Berlin anschauen. Aber ich sage Ihnen auch, weil Kollege Ekkamp in einem vorherigen Debattenbeitrag sehr pingelig war, ob das jetzt bei unseren U-Bahnen ganz genau so oder anders ist: Es kommt nicht darauf an, dass wir die Dinge eins zu eins übernehmen. Und ich bin auch kein Verfechter der Übernahme von Best Practice. Ich sage: Best fit, es muss am besten passen. Das ist das Entscheidende. Aber lassen Sie sich nicht abhalten von guten Möglichkeiten, die Sie in anderen Bereichen haben. Nehmen Sie sich ein Beispiel!

Ich komme jetzt noch zu den ÖBB. Ich kann mir dieses Thema leider nicht entgehen lassen. Es gibt nur SPÖ-Mandatare beziehungsweise SPÖ-Verantwortliche für die ÖBB in Wien. Wir haben eine Liesinger Mandatarin als Verkehrsministerin. Wir haben in dieser Stadt einen SPÖ-Verkehrsstadtrat. Wir haben eine Eigentümervertreterin von der SPÖ. Und es gelingt Ihnen jetzt wirklich, dass wir mit dem neuen Fahrplan in Wien einen weniger dichten ÖV-Verkehr haben als zuvor! Sie haben das immer verteidigt und gesagt, dass Sie in den ÖV investieren. Jetzt kommen wir aber erstmals in eine Situation, dass es weniger Angebote gibt als zuvor.

Früher hatten Sie es ja leicht: Da konnten Sie sagen: Die schwarz-blaue Bundesregierung ist schuld! Kollege Madejski hat das schon eingeworfen. Und diesbezüglich können wir Sie nicht aus der Ziehung nehmen! Sie haben jetzt in der Bundesregierung jemanden sitzen, der sogar aus Liesing kommt, und ich kann überhaupt nicht verstehen, dass jemand aus dem Westen Wiens sich nicht gegen die Intervallverschlechterungen für die Bürger aus dem Westen Wiens, wie sie nun kommen, engagiert! Bis zu 40 Züge sollen für alle, die westlich von Hütteldorf unterwegs sind, ausfallen. Das ist unglaublich, meine Damen und Herren! 

Und es geht sogar so weit, dass die Intervalle der S50 von 30 Minuten auf einen Stundentakt erhöht werden. Ich glaube, es ist den meisten Leuten in der Stadt überhaupt noch nicht bewusst, dass dieser Schnellbahnverkehr von 30 Minuten auf eine Stunde erweitert wird! Und dann wollen Sie uns noch weismachen, dass Sie für den öffentlichen Verkehr sind? (GR Karlheinz Hora: Was macht denn Herr Pröll?) 

Wenn Sie hier Herrn Pröll ansprechen: Das ist genau der Punkt: Warum setzen Sie sich nicht zusammen und diskutieren gemeinsam mit den ÖBB? Sie mit Ihrer Parteigenossin müssten sich ja viel leichter tun, mit ihr auszumachen, wie Sie den ÖV in dieser Stadt verbessern!

Aber Sie machen es anders: Sie glauben den ÖBB, dass nicht so viele Fahrgäste dann direkt zum Hauptbahnhof kommen werden und wir keine zweite U-Bahn-Linie brauchen werden. Ich prophezeie Ihnen: Die Leute, die aus dem 16., 17., 18., 19. Bezirk et cetera nach Salzburg fahren wollen, werden in der Stadt genau die Zeit verlieren, die sie auf der Westbahn mit einem milliardenteuren Ausbau nun gewinnen, weil die Wiener Linien keine entsprechende Anbindung an die neue Westbahnverbindung in Meidling oder mit einer S45-Verlängerung haben werden. Es wird noch nicht einmal angedacht, das innerstädtische Verkehrssystem zu ändern, weil es auf der anderen Seite ein neues Hauptverkehrssystem geben wird. Ich weiß, welche Kontakte Sie zu den ÖBB haben. – Offensichtlich gar keine! Es funktioniert nämlich hinten und vorne nicht. Ich hoffe, ich wühle im Moment nicht in Ihren Wunden! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Zur Verbindung Wien – Bratislava. Das muss man sich vorstellen: Wir reden von der Region Wien und davon, dass wir Grenzen abschaffen und dass wir den Verkehr insgesamt verdichten wollen. Dann streichen wir jedoch bei der Verbindung Wien – Bratislava fünf Zugspaare! Das ist doch das vollkommen falsche Signal! Wir wollen den Leuten bessere Angebote im ÖV bringen und streichen gleichzeitig solche Züge

Ebenso werden Züge auf der Verbindung St Pölten – Wien bis zur Eröffnung des neuen Hauptbahnhofes gestrichen. Das heißt, drei Jahre lang werden nun die Pendler, die aus dem Westen nach Wien kommen, von St Pölten verstärkt mit dem Auto in die Stadt hereinfahren. Dafür sind Sie verantwortlich und nicht Herr Pröll! Dafür sind Sie verantwortlich, wenn Sie nicht gemeinsam mit Herrn Pröll und mit den ÖBB sicherstellen können, dass wir den Pendlern ein entsprechendes Angebot machen, anstatt dieses so auszudünnen, dass danach viel mehr Leute mit dem Auto nach Wien kommen müssen. Meine Damen und Herren! Das kritisiere ich bei Ihnen: Ihre Sonntagsreden sind anders als Ihre tatsächliche Politik. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Kommen wir noch zu den U-Bahnen, wie es sich mein Kollege Hora gewünscht hat. An den Hamburger Hauptbahnhof sind drei U-Bahnen und sieben S-Bahnen angebunden, an den Frankfurter Hauptbahnhof drei U-Bahnen, sieben S-Bahnen und drei Straßenbahnen, der Hauptbahnhof in Amsterdam hat drei U-Bahn-Verbindungen und der Hauptbahnhof in München vier U-Bahn-Verbindungen. (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) 
Herr Kollege Hora! Meine Damen und Herren! Ich glaube, das sind genug Beispiele, damit Sie wissen, wo Sie Ihre Prioritäten in Zukunft setzen sollen! Ich glaube, dass das dringend notwendig ist!

Kollege Ekkamp hat zum Abschluss gesagt: Das bisschen, das in Hamburg in der Nacht mit der U-Bahn gefahren wird, ist eh nur eine Kleinigkeit. Ich schlage Ihnen vor: Schauen Sie sich das einmal an! 

Wenn Sie so viel U-Bahn-Betrieb in Wien machen würden, wären wir dankbar. Mehr brauchen Sie nicht zu machen. – Ich danke Ihnen herzlich. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Troch. Ich erteile es ihm.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, eine Partei, die Wien mit absoluter Mehrheit regiert, kann sich glücklich schätzen, wenn die Opposition in der Debatte zur Stadtentwicklung und Verkehr Folgendes ausführt.

Ich möchte zunächst Herrn Madejski zitieren: Er bezeichnet die Seestadt Aspern als „sehr herzeigbares Projekt“. – Das finde ich interessant, und ich stimme mit ihm absolut überein!

Madejski sagt dann weiter, dass es aber in Wien zu viele Projekte gibt. – Ich meine, es gibt überhaupt nicht zu viele Projekte! Es geschieht einfach etwas in Wien mit den Steuergeldern der Wienerinnen und Wiener, und das belebt auch die Wirtschaft. Ich glaube, Kollege Madejski, es ist an Ihnen ganz einfach vorbeigegangen, dass wir die Budgets 2009/2010 beschließen, die konjunkturbelebende Budgets sind. Daher geschieht viel, und es geschieht in diesen Jahren 2009 und 2010 einfach noch mehr. Da haben Sie schon recht! Das haben Sie gut verstanden! Das ist genau der Grund, warum viel geschieht!

Einerseits sagen Sie, dass es zu viele Projekte gibt, auf der anderen Seite geschieht Ihnen aber an der U2 im 22. Bezirk wiederum zu wenig. Was wollen Sie jetzt also? Gibt es für Sie zu viel oder zu wenig? Ganz einig sind Sie sich darüber selbst nicht! In der Diagnostik gibt es eine Bezeichnung dafür, wenn man sich selbst nicht ganz einig ist, aber diese Bezeichnung erspare ich Ihnen jetzt! Anerkennend möchte ich aber noch einmal feststellen, dass wir einer Meinung sind: Die Seestadt Aspern ist ein sehr herzeigbares Projekt. Das ist im Protokoll nachzulesen. (Beifall bei der SPÖ.)
Nicht uninteressant finde ich auch die Ausführungen von Kollegen Chorherr, der Aspern ebenfalls positiv bewertet, es als ein interessantes Projekt bezeichnet und sich freut, wenn er zum Beispiel von Johannesburg nach Wien zurückkommt und den öffentlichen Raum hier in dieser Stadt genießt. – Ich glaube, Sie haben wirklich Grund genug, den öffentlichen Raum hier zu genießen! Es gibt eine ganze Reihe von durch die entsprechenden Abteilungen und die Bezirke vorgereihten Maßnahmen in der Stadtplanung. In Wien wird auf den öffentlichen Raum geschaut, sei es mit dem 50 Orte Programm, sei es mit verschiedenen anderen Programme, etwa auch mit Gender Mainstreaming. Genau daran wird gearbeitet wird, um den öffentlichen Raum zu verstärken und den schwächeren Teilnehmern und Teilnehmerinnen am Verkehr und am gesellschaftlichen Leben mehr Raum zu geben. Genau das geschieht in Wien, und zwar auch mit den Mitteln, die im kommenden Jahr im Budget zur Verfügung gestellt werden.

Interessant finde ich die Ausführung des Kollegen Chorherr zu den Sammelgaragen, die er hier positiv bewertet. Die Sammelgaragen gibt es schon, sie heißen in Wien Volksgaragen, was eine ähnliche Bezeichnung ist. Es gibt diese, und man muss zur Volksgarage ein paar Schritte zurücklegen. Diese Sammelgaragen gibt es, und sie funktionieren! Und ich finde es interessant, dass von der grünen Fraktion einmal eine grundsätzlich positive Bewertung vorgenommen und gesagt wird: Garagen – diesfalls Sammelgaragen – sind gar nicht so schlecht. Da können wir uns sicherlich treffen!

Zum Thema Radbügel: Kollege Chorherr ist ein bisschen unzufrieden mit der Anzahl der Radbügel in Wien. Er fordert, dass endlich Schritte gesetzt werden. – Ja, man kann vielleicht auch einiges verschlafen! Schauen wir einmal die letzten vier Jahre zurück, was in dieser Zeit in Bezug auf Radbügel in Wien geschehen ist! Es wurden zusätzlich 2 500 Bügel montiert, aber nicht in vier Jahren, sondern in jedem dieser vier Jahre! Die Stadt Wien ist auch in puncto Radbügel in der Offensive. Ich weiß: Kollegen Madejski geschieht betreffend Radbügel schon wieder zu viel! Aber das kommt gut an, und das ist auch notwendig, da bin ich bei Ihnen, Kollege Chorherr! Es ist notwendig, hier Schritte zu setzen. Aber die Schritte werden auch tatsächlich gesetzt, und darauf kann man sehr stolz sein. Das ist eine positive Entwicklung, und diese Entwicklung in Bezug auf Radfahren und Radbügel wird auch mit dem Budget 2010 fortgesetzt werden. 

Schließlich komme ich zu Kollegen Gerstl. Er entpuppt sich hier als Rechenkünstler. Was er hier in Bezug auf Personal der Stadt Wien hochrechnet, ist ja ganz witzig, aber überhaupt nicht entscheidend oder wesentlich. Ich habe es amüsant gefunden, dass sich Kollege Gerstl zu 80 Prozent seiner Redezeit bei der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung mit einem Interview der Frau Vizebürgermeisterin auseinandersetzt, in dem es um alle möglichen Sachen – in Wien würde man sagen: um Kraut und Rüben – geht. Ich meine, dass es dabei um ganz verschiedene Themen geht. Er hantelt sich jedoch durch dieses Interview, sagt aber zum Thema Stadtentwicklung fast nichts. – Ich finde das spannend! Und ich meine: Wer schweigt, ist mit dem zufrieden, was geschieht. Ich glaube, Kollege Gerstl, Sie haben auch jeden Grund, mit dem zufrieden zu sein, was in puncto Stadtentwicklung in Wien geschieht! 

Abschließend schießt sich Kollege Gerstl auf die ÖBB ein. Man kann natürlich die einzelnen Maßnahmen, die die ÖBB mit dem neuen Winterfahrplan setzen, sachlich diskutieren. Da bin ich bei Ihnen. Aber wenn ein ÖVP-Mandatar sich hier herausstellt, welcher der Partei angehört, die Österreich sieben Jahre zu lang mit einem Bundeskanzler regiert hat ... (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.)
Diese Partei hat sieben Jahre zu lang versucht, die ÖBB nach Strich und Faden zu zerschlagen beziehungsweise zu filetieren. Man hat versucht, die Arbeit der Eisbahner und Eisenbahnerinnen hinten und vorn zu behindern und zu desorientieren. Jetzt aber stellen Sie sich hierher und kritisieren etwas und verlangen, dass in eineinhalb Jahren all das repariert werden soll, was blau-schwarze Verkehrsminister zerschlagen haben. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Für dieses Verhalten gibt es ein Wiener Wort: Es ist ganz einfach Chuzpe, was Sie hier machen! (Beifall bei der SPÖ. – Rufe und Gegenrufe bei ÖVP und SPÖ.)
Eine Bemerkung noch zu Meidling und zu den Flächenwidmungen betreffend ÖVP-Parteiakademie am Tivoli. Mich wundert es nicht, dass Kollege Gerstl zum Tivoli und zur ÖVP-Parteiakademie schweigt. So stumm wie dazu war er schon lang nicht mehr! Und mich wundert es auch nicht, dass er keine Silbe verliert. 
Sie reden gern darüber, dass die Wiener Feuerwerker nicht 90 Prozent des Personals ausmachen. Sie reden über alles Mögliche und kommentieren gewisse Bürgermeister landauf und landab. Aber zu der seltsamen Verhaltensweise der ÖVP in Wien, nämlich zu dieser Flächenwidmung und dazu, wie die ÖVP dort mit der Bürgerinitiative umgeht und was dort gespielt wird, sagen Sie gar nichts! Nicht eine Silbe verliert die ÖVP zu dieser seltsamen Geschichte am Tivoli! 

Mich wundert das nicht. Es ist ja Selbstoffenbarung, wenn Sie zu dieser Geschichte nichts sagen! (Lebhafte Zwischenrufe bei der ÖVP.) Jetzt reißen Sie den Mund auf. Hätten Sie doch zuerst etwas dazu gesagt! (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist schon bezeichnend, wenn ÖVP-Mandatare wissen, wozu sie den Mund halten, und das weiß Kollege Gerstl offensichtlich auch. Er schweigt lieber zu dieser Geschichte. Einzig die Wiener Stadtverwaltung ist bemüht, in dieser komischen Geschichte betreffend ÖVP-Parteiakademie und entsprechende Hotelambitionen in Richtung Bürgerinitiative zu vermitteln. 

Die Bürgerinitiative können Sie nicht wegdiskutieren, diese gibt es dort. Ihr Auftreten gegenüber der Bürgerinitiative ist allerdings nicht würdig, und es ist auch nicht gelungen. Daher haben Sie heute dazu geschwiegen, und das verstehen wir auch! Wir ersparen Ihnen aber nicht, dass vielleicht der Zweitredner oder der Drittredner doch noch was zu Meidling und dieser komischen Geschichte sagt. Ich würde mir das auf jeden Fall wünschen! 

Ich möchte jetzt aber trotzdem wieder zum eigentlichen Thema Stadtentwicklung, das uns hier beschäftigen sollte, zurückkommen. Für mich ist dieses Thema, dass man sich mit den Grundzügen der Stadtentwicklung auseinandersetzt, sehr wichtig. Es gilt einerseits, wenn man sich dieser Thematik annähern will, festzustellen, welche Stellung Wien in Mitteleuropa und in Südosteuropa einnimmt.

Zweitens geht es auch darum, die richtigen Zukunftsfragen zu stellen. Das bedeutet, dass man sich fragt, was die Menschen in Zukunft arbeiten und welche Ausbildung sie erhalten werden und wie der Wohlstand in dieser Stadt gesichert werden wird. Das sind auch zentrale Fragen der Stadtentwicklung: Was kann die Stadtentwicklung tun, um die wirtschaftliche Stabilität zu sichern und zu garantieren?

Dabei schadet natürlich ein Blick in die Zukunftsforschung nicht. Diesen Blick habe ich bei einigen meiner Vorredner vermisst, aber dieser ist notwendig. Stadtentwicklung ist Zukunft, und dazu möchte ich feststellen: Erfolgreich sind jene Städte, die in ihrer Entwicklung auf Wissenschaft, Innovation und Technologie setzen. Die größten Herausforderungen liegen wahrscheinlich genau in dem spannenden Bereich und in Zukunftsbranchen wie Biotechnologie. Hier ist zu investieren.

Dazu sage ich: Diese Betriebe und Forschungseinrichtungen im Biotechnologiebereich kommen nicht von allein und gibt es auch nicht zufällig. Es ist harte Arbeit, in diesem Bereich Betriebsansiedlungen in Wien vorzunehmen, Kontakte herzustellen und diese Firmen zu gewinnen, sich hier niederzulassen und auch hochwertige Arbeitsplätze zu schaffen. Es geht darum, kreative Betriebe zu ermuntern herzukommen. Und diese kommen her, wenn Kultur da ist, und das ist etwas, was Wien sicherlich bietet. Außerdem muss eine Stadt auch offen sein. Wenn man einen solchen Biotechnologieschwerpunkt setzt wie Wien, dann muss man auch bereit sein, Fachkräfte für Wien zu gewinnen, denn diese gibt es nicht in allen Bereich in ausreichendem Ausmaß sofort hier und heute. Und wenn ich mir vorstelle, dass zum Beispiel ein Herr Strache, der ja so gern in Inseraten vorkommt, in europäischen Medien für den Biotechnologiestandort Wien werben würde ... (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.)
Wer käme auf die Idee, dem Ruf des Herrn Strache zu folgen und nach Wien zu kommen? Wie anziehend würde Herr Strache mit seinen xenophoben Schüttelreimen auf junge, gut ausgebildete Talente in Mailand oder in München, in Krakau oder in Belgrad wirken? – Gar nicht! Niemand würde hierher kommen. Denn das, was Sie mit ihren xenophoben Schüttelreimen machen, stößt viele Menschen ab und schadet auch dem Ansehen Wiens in Österreich und in Europa. (Beifall bei der SPÖ.)
Die FPÖ bringt keinen einzigen Arbeitsplatz nach Wien. Aber genau das ist es: Wir brauchen Sicherung von Arbeit, Bildung, Ausbildung, und das ist auch einer der Faktoren im Rahmenplan, wie moderne Stadtentwicklung betrieben werden muss. 

Eine Tatsache ist, dass es wichtig ist, moderne Technologie nach Wien zu bringen. Das ist wichtig für moderne Metropolen, es geht dabei um Technologie, Talent und Toleranz. Man muss nicht Richard Florida und sein Werk vom „Aufstieg der kreativen Klassen" gelesen haben, um das zu sehen. Und diesbezüglich geht die Politik der FPÖ in eine absolute Sackgasse. Sie ermuntern niemanden von denen, die wir als Zuwanderer für Wien brauchen, hierher zu kommen, um ihr Wissen und ihre Ausbildung mit Wien zu teilen und erfolgreich für die Stadt zu arbeiten. 

Wenn wir uns aber die Frage nach Wachstum der Stadt stellen, dann möchte ich das gleichzeitig auch relativieren und sagen: Nicht jedes Wachstum ist ein fortschrittliches Wachstum. Sozialdemokratisch gesehen, ist Wachstum dann positiv, wenn Lebensqualität und Gesundheit geschützt werden, wenn die Arbeitsbedingungen aller verbessert werden, wenn Abhängigkeiten vermindert und Selbstbestimmung gefördert werden. Da der Wohlfahrtsstaat in allen europäischen Ländern ein großer Standortvorteil ist, muss dieser Wohlfahrtsstaat entsprechend aufgebaut werden.

Gemeinnutz geht bei uns in der Stadt vor Eigennutz, und Wachstum und Beschäftigung sind auf einen Nenner zu bringen. Das ist nicht nur die Vorgabe der Europäischen Zentralbank, es ist auch würdig und gut, dass die Stadt Wien dieser Richtlinie folgt und Wachstum gleichzeitig mit Beschäftigung im Auge behält.

Die Wiener Stadtentwicklung ist als durchaus ambitioniert zu bezeichnen. Kollege Madejski meint, dass es zu viele Projekte gibt. 13 Zielgebiete sind ihm zu viel. – Ich sage: Das ist überhaupt nicht zu viel! Ich bin bei Ihnen, dass die 13 Zielgebiete schon älter sind als die derzeitige Wirtschaftskrise. Aber das Investitionsvolumen, das 2009/2010 in die 13 Zielgebiete fließt, kommt gerade richtig. Genau das braucht die Stadt jetzt, um Arbeit zu schaffen und um Investoren anzuziehen. Das passt ganz einfach!

Ich möchte in puncto Stadtentwicklung auf ein wesentliches Projekt eingehen. Meine Vorredner haben das Projekt Seestadt Aspern schon entsprechend gewürdigt. Laut Kollegen Madejski ist das ein sehr herzeigbares Projekt, und ich stimme, wie schon gesagt, mit ihm vollkommen überein. Bemerkenswert finde ich, dass die Stadt Wien, als das Projekt noch gar nicht wirklich in Entwicklung war, sich mit den Anrainern zusammengesetzt und mit diesen Experten und Expertinnen vor Ort gesprochen hat. Man hat in demokratischen Strukturen Vertreter der Anrainer gewählt und hat sie mit einbezogen. Sie hatten Stimme und Sitz auch in der Jury bei der Vergabe des Masterplans, und das ist die Linie der Stadt. 

Es ist Linie der Stadt, die lokale Kompetenz der Bezirksvorstehungen, der Anrainerinnen und Anrainer, der lokalen Wirtschaft in das Projekt einzubinden. Bei der Stadtentwicklung in Wien gehört Diskussion dazu. Das geht nicht immer gut aus, auch nicht für die Bezirke oder für die Stadt, es gibt manchmal auch Kontroversen und Probleme, die nicht schnell gelöst werden, ob es sich jetzt um lokale Parkgaragen oder darum, wie es in Grinzing vor Ort mit der Entwicklung weitergehen soll, handelt. Das gehört dazu. Für uns ist die Einbindung in Information, in die Planungsprozesse und in die Entscheidungsfindung ein Grundsatz. Das ist für uns gelebte Demokratie des Alltags. Wir versuchen, das in Wien täglich mit den Wienern und Wienerinnen zu leben.

Dazu zählt aber auch die Einbindung jener – und in diesem Punkt unterscheiden wir uns wahrscheinlich von der grünen Fraktion –, die in basisdemokratischen Strukturen manchmal untergehen, jener, die sich nicht so salopp und eloquent ausdrücken können wie ein Mittelschulprofessor, jener, die vielleicht Kinder zu Hause haben und am Abend nicht auf die Bürgerversammlung gehen können, die unter Umständen bis Mitternacht dauert, und jener, die auch gerne mitentscheiden würden, die aber um 4 Uhr aufstehen müssen, weil sie arbeiten oder Nachtschicht haben. 

In diesem Sinn geht es genau darum, Entscheidungen herbeizuführen, an denen auch jene teilnehmen können, die gewisse Handicaps hinsichtlich der Teilnahme an herkömmlichen Versammlungen haben. Darum bemühen wir uns ganz einfach. 

Die Basis für diese Erfahrungen stellen die Agenda-Prozesse dar, die in Wien vielschichtig und breit laufen und bei denen der Dialog zwischen verschiedenen Interessengruppen sehr positiv läuft. Das wird in vielen Bezirken umgesetzt. So gibt es zum Beispiel im Musterbezirk für Gender Mainstreaming Mariahilf auch größte Erfolge. Dort gibt es ein echtes Best-Practice-Modell mit der roten Bezirksvorsteherin Renate Kaufmann, von dem sich viele andere, auch grüne Bezirksvorstehungen ein ordentliches Eckerl abschneiden könnten! Renate Kaufmann ist sicherlich bei vielen Mariahilfern sehr beliebt. Jedenfalls ist das ein Bezirk, wo die Blauen kein Leiberl reißen, und dazu kann ich Renate Kaufmann gratulieren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Zeit läuft. – Ein großes Anliegen ist mir auch die Architektur, und zwar nicht nur deshalb, weil diese auch StR Rudi Schicker ein Anliegen ist. Diese ist für Wien wichtig. Es gibt einen Wettbewerbsleitfaden der Stadt, den ich unbedingt erwähnen möchte, der die Qualität der zeitgenössischen Architektur enorm erhöht hat. In diesem Zusammenhang wird junge Architektur gefördert, und zwar gezielt auch die Arbeit von ArchitektInnen. Das findet sich auch in den „Creative Industries in Vienna“ mit einem eigenen Call, wie das jetzt so schön neumodisch heißt. Auch hier werden hauptsächlich junge Leute ermuntert, sich mit ihren architektonischen Leistungen zu beteiligen. 

Zeitgenössische Architektur ist sicherlich ein Standortfaktor. Wenn wir sagen, dass wir Wien als moderne Metropole, die Arbeit gibt und Wohlstand schafft, gut positionieren wollen, dann gehört Architektur ganz einfach dazu. Architektur macht die Stadt attraktiv, und sie ist auch Kunst. Sie soll uns zum Staunen bringen. Sie kann im 21. Jahrhundert aufregend spektakulär sein, soll sich aber auch am richtigen Ort einordnen können und aus der Umgebung schöpfen. Auch das erwarte ich mir von Architektur. Anspruchsvolle Architektur kann soziale Ghettos verhindern und, wie wir gerade bei der Wohnbauförderung sehen, hohe Qualität zu leistbaren Preisen schaffen. Auch das ist ein Teil der Wahrheit von Wohnbaupolitik in Wien. 

Forciert wird diese gelungene moderne Architektur über die Wettbewerbsinstrumente Grundstücksbeirat und Bauträgerwettbewerb, und die Stadt Wien hat in den letzten Jahren die Preisgelder der Wettbewerbe erhöht, um die Qualität der Projekte, die eingereicht werden, weiter zu fördern. In Wien hat Architektur ein hohes Ansehen. Es gibt hier großes Interesse an der Wiener ebenso wie auch an der internationalen Baukultur.

Zitieren möchte ich Patrik Schumacher, der, wie ich annehme, Ihnen als an moderner Stadtentwicklung Interessierten und Urbanisten kein Unbekannter sein wird. Patrik Schumacher ist ein Trendsetter der internationalen Architekturszene und ein Apologet des Parametrismus. Ihn zieht es ganz einfach nach Wien. Er meint – und ich darf zitieren: „Wien ist einer der Orte, an denen wir gerne arbeiten. Wien hat eine hoch entwickelte Stadtgesellschaft mit hohen Ansprüchen. Die Architekturkultur ist sehr gut und vital mit jungen, guten Büros.“

Warum ist das so? – Unter Rudi Schicker wurde die Wiener Architekturdeklaration verabschiedet, und sie wird in Wien vor allem umgesetzt und gelebt. Das beinhaltet auch Chancen für junge, frische Architektur in dieser Stadt. Im Jahr 2010, also im Jahr des Budgets, das wir in diesen Tagen hier beraten und beschließen, wird die Vereinigung YoVA, Young Viennese Architects, zum dritten Mal mit einem Katalog und einer DVD in Erscheinung treten und wird zu einer weiteren Kultivierung von Architektur in dieser Stadt beitragen, ebenso wie die wunderbare Debattenreihe „Zukunftsmetropole", die es in Wien gibt.

Zu Aspern möchte ich noch etwas erwähnen. Mein Kollege Madejski hat kritisiert, dass es mit der A23 gewisse „Brösel" gibt. Das stimmt! Ich sehe das auch so. Die ASFINAG hat Hausaufgaben zu machen, daran ist nicht zu rütteln. Das Zögern der ASFINAG, das aus dem Presseartikel hervorgeht, ist völlig unverständlich und inakzeptabel. Ich erwarte vor allem, dass die Unterführung von Hirschstetten sehr rasch geplant und durchgeführt wird.

Die Projekte im Bereich der Öffis entwickeln sich hingegen phantastisch. Die entsprechenden Projekte zur Erschließung von Aspern sind auf Schiene. Es geht hier vor allem darum, wie wir Sozialdemokraten moderne Mobilität sehen. Moderne Mobilität ist für uns intelligente Mobilität entsprechend dem Modal-Split. Sinnvoll und intelligent ist ein Verkehrsmittel, das umweltverträglich und energiesparend ist und auf kurzem Wege funktioniert. Dieses soll zum Einsatz kommen. Mobilität muss aber auch sozial gerecht sein. Die Verkehrsmittel müssen für alle Wienerinnen und Wiener erschwinglich sein. Aspern wird auch eine Fahrrad-City, das ist ganz klar, das ist ganz einfach zu begrüßen.

Abschließend möchte ich sagen: Wenn wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten von der Wohlfühlstadt Wien sprechen, klingt das ein bisschen allgemein. Ich möchte ein Beispiel nennen, inwiefern Stadtplanung und Stadtmöblierung dazu beiträgt, und zwar das MuseumsQuartier Wien. Das MuseumsQuartier Wien ist eine Erfolgsgeschichte, weil es ein Beispiel dafür ist, wie öffentlicher Raum zu einem Wohnzimmer wird. Alle von Ihnen, die dort schon waren, kennen und lieben es. Und genau das ist es: Es geht darum, viele solche Wohnzimmer in Wien zu schaffen. 

Diese Budgetdebatte umfasst vieles, aber am Ende dieser beiden Tage könnte die Frage stehen: Wer hat ein klares Zukunftsbild von Wien? – Ich würde sagen, wir finden dieses klare Zukunftsbild von Wien im Budget 2010. Es trägt eine klare rote Handschrift. Das Wiener Budget sagt Ja zum sozialen Ausgleich. Das Wiener Budget sagt Ja zu einem gesunden Wachstum der Stadt, an dem alle Wienerinnen und Wiener teilnehmen können. Die Wiener Stadtentwicklung wird ihren Beitrag dazu leisten, dass diese Ziele für alle Wienerinnen und Wiener erreicht werden können. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Maresch. Ich erteile es ihm. Bitte, Herr Professor.
GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich möchte ganz kurz auf einen Punkt bei der Flächenwidmung eingehen und möchte mich dann hauptsächlich mit der Verkehrspolitik auseinandersetzen.

Vorigen Dienstag hat es in Meidling eine Bürgerversammlung gegeben, bei der es um die Verbauung des Springerparks und der Marillenalm gegangen ist. Kollege Hoch war auch dort, aber nur sehr kurz, er hat einen Redebeitrag abgegeben und dann den Saal verlassen. Er wollte mit den Menschen nicht diskutieren. – Ich habe es sehr interessant gefunden, dass die ÖVP so schnell den Saal verlässt, obwohl die ÖVP in diesem Fall doch die Ursache all dieses Übels ist. Das kann man durchaus so sagen. Kollege Hoch ist jetzt eh da! Wunderbar! Jetzt kann er ja gerne Stellung nehmen, dort hat er es nämlich nicht getan.

Worum geht es dort? Man muss sich einmal vorstellen: Die ÖVP hat dort einen Park verwahrlosen lassen, der ihr gehörte. (GR Alfred Hoch: Das ist eine Unterstellung!) Jetzt wird der Park ersetzt durch ein schönes ... (Weiterer Zwischenruf von GR Alfred Hoch.) Du bist nachher eh dran! 

Jetzt wird der Park ersetzt durch ein Projekt in der Marillenalm, das ungefähr drei oder vier Mal so groß ist wie das Hotel. Und die ÖVP beziehungsweise diesfalls Herr Halper, der Direktor der PolAk, sagt öffentlich: Da suchen wir dann einen Betreiber. – Das heißt: Die ÖVP versucht, öffentliche Grundstücke und in diesem Fall einen Park zu bekommen, damit ein Betreiber dort ein wunderschönes Hotel bekommt. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Zum Tauschen!) 

Zum Tauschen, genau! Es wird ein billiges Grundstück gegen ein teureres, wenngleich kleineres Grundstück mit einer super Verkehrsanbindung getauscht. Und jetzt komme ich zur Verkehrsanbindung. Dort tritt dann der Chef einer Firma auf, nämlich Herr Friedreich von der Firma Axis, eines der großen Planungsbüros, und erklärt uns die Verkehrsorganisation. 

Das muss man sich einmal vorstellen! Eine Partei, die in Wien keine Großpartei mehr ist, sondern eine Mittelpartei ist, hat in Wien aus Traditionsgründen schon lange ein Hotel. Das Hotel ist zu klein. Daraufhin fängt die Partei zu monieren an, dass sie ein größeres brauche. Daraufhin gibt es eine Flächenwidmung. Ich hatte dabei das Gefühl, dass ein bisschen gespielt wurde: Sie wünschen, wir widmen. Plötzlich gibt es einen neuen Rotdruck, in dem ein riesiges Trumm auf der Marillenalm steht!

Das Hotel hat 120 Betten. Jetzt erhebt sich die Frage, wie die Autobusse in die darunter liegende Garage kommen. Da gibt es mehrere Möglichkeiten. Aber die ÖVP verlangt eine Bedarfsampel mit Fußgängerübergang über die Grünbergstraße beziehungsweise lässt eine solche planen. Die Grünbergstraße ist eine Straße mit 60 000 DTV. Das ist mehr als auf der Westautobahn. Das muss man sich einmal vorstellen! Aber dort bekommt die ÖVP eine Ampel, damit sich alles wunderschön ausgeht.

Stellen wir uns einmal vor, eine andere Partei, nämlich die Grünen, hätten ein Hotel im Wienerwald an der Westautobahn. Was würde die ÖVP sagen, wenn wir dort eine Verkehrsampel verlangen, mitten auf der Westautobahn bei 60 000 DTV? – Da würde die ÖVP sagen: Nein, das geht überhaupt nicht, da muss irgendein Deal dahinter stecken! 

Jetzt frage ich mich ganz ernsthaft: Wie kann die ÖVP eine Bedarfsampel für ihr Parteihotel auf der Grünbergstraße verlangen? Erstens: Das hätte ich gerne von Ihnen beantwortet, Kollege Hoch!

Zweitens: Wenn Sie schon nicht einmal das Geld haben, um die Baumpflanzungen, und zwar 120 Stück, zu zahlen, dann frage ich mich ganz ernsthaft: Wie wollen Sie den Park herrichten? 40 000 EUR haben Sie nicht in der Kassa, das hat Herr Halper dort gesagt. Trotzdem hätten Sie gerne ein Hotel. Ich frage mich ganz ernsthaft: Gibt es die Zuwendungen von Uniqa und anderen Versicherungen oder Raiffeisen nicht mehr, sodass die ÖVP finanziell am Krückstock geht? – Ich kann mir das irgendwie nicht vorstellen!

Noch einmal: Es kann nur sein, dass die ÖVP das als Morgengabe von der SPÖ für eine große Koalition in Wien möchte. Nichts anderes kann das sein. Und ich würde mich sehr wundern, wenn die SPÖ nicht draufkommen würde, dass das nicht geht und dass sich die ÖVP den Springerpark selbst zahlen soll. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Geh bitte! Der Springerpark wird uns noch einige Zeit begleiten. Die ÖVP wird uns schon erklären, wie die Welt funktioniert.

Wir haben heute schon einiges Interessantes von der Frau Vizebürgermeisterin über direkte Demokratie und Volksbefragungen gehört. Sie hat den Grünen unterstellt, dass wir bestimmen wollen, wann so etwas stattfinden soll. – Wir denken, dass im Grunde genommen immer die SPÖ bestimmt, wann so etwas stattfinden soll. Wir glauben zum Beispiel, dass es einmal vernünftig wäre, ein wichtiges hochrangiges Straßenprojekt bei der Demokratie abzufragen, und zwar betreffend die A23 beziehungsweise die Lobauautobahn. Deswegen stellen wir jetzt einen Antrag betreffend Durchführung einer Volksbefragung zur S1, Wiener Außenringschnellstraße Lobauautobahn, und zur A23, Erweiterung der Südosttangente Wien.

Diese Fragestellung soll lauten: Sind Sie dafür, dass sich die Gemeinde Wien gegen den Bau der geplanten S1, Wiener Außenringschnellstraße, sowie die Verlängerung der Südosttangente einsetzt und dabei insbesondere im Umweltverträglichkeitsverfahren eine negative Stellungnahme abgibt? – In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.

Interessant ist überhaupt, wie sozusagen die direkte Demokratie um sich greift. Zum Schlagwort Partizipation: Kollege Gerstl war der Meinung, dass eine Umfrage, welche die Stadt über Essen in der U-Bahn beziehungsweise in der Straßebahn gemacht hat, eigentlich schon direkte Demokratie darstellt. In Anbetracht dessen stelle ich ganz ernsthaft fest: Wenn das Sample die üblichen 100 oder 200 sind, dann ist das nicht direkte Demokratie, sondern ein schlechtes Sample bei der Umfrage! Von direkter Demokratie gibt es dabei aber gar nichts. Vielmehr bedeutet direkte Demokratie immer, dass es erst Informationen und dann einen Diskurs und eine Abstimmung darüber gibt. Da hat die SPÖ bei den diversen Garagenprojekten schon einiges dazugelernt. 

Übrigens gibt es auch eine Bürgerversammlung in Hernals. Ich hoffe, ich erreiche sie noch. Bei dieser geht es auch wieder einmal um ein Garagenprojekt unter dem Turnsaal beziehungsweise dem Sportplatz einer Schule. Die Hernalser und Hernalserinnen haben überhaupt keine Freude mit diesem Projekt. 

Überhaupt ist die Garagenpolitik recht interessant. Es gibt ja diese großen Park-and-ride-Anlagen am Stadtrand, und ich meine, der Vergleich mit den Chinarestaurants ist schon irgendwie interessant. In den Chinarestaurants sitzt niemand, und sie leben irgendwie, und in den Garagen ist auch niemand, aber die Garagenbetreiber haben eine irrsinnige Freude und verdienen ganz gut daran. Vielleicht sollte man die nächste große Garage „Zur goldenen Ente“ oder so ähnlich nennen, denn die goldene Ente legt vielleicht auch goldene Eier, die in die Brieftaschen von manchen fließen.

Ich muss mich jetzt ein bisschen beeilen. Ein wichtiger Punkt ist, dass bei der Verkehrspolitik in Wien die FußgängerInnen immer wieder zu kurz kommen. Wenn man ExpertInnen fragt, warum das so ist, dann kommt ganz oft die Begründung, dass es bei uns in Österreich eine Besonderheit gibt, nämlich die Signalfolge bei Lichtsignalanlagen, wie es so schön heißt, und zwar das Grünblinken. Wir wollen, dass das in Österreich beziehungsweise zunächst in Wien abgestellt wird.

Deswegen bringen wir den Beschlussantrag ein, der Wiener Gemeinderat ersucht den Herrn amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr, mit der Frau Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Technologie in Verhandlungen zu treten mit dem Ziel, die StVO dahin gehend zu verändern, das die Signalfolge für Lichtsignalanlagen für Kraftfahrzeuge in Zukunft gelb-grün-rot, gelb-rot-grün lautet. In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den zuständigen Ausschuss. 

Kollege Chorherr hat zuerst schon ein Schlaglicht auf den Klimaschutz geworfen. Die Frau Vizebürgermeisterin hat uns erzählt, dass Klimaschutz eine ganz wichtige Materie ist und Wien da viel besser liegt als die anderen Bundesländer.

Das stimmt schon! Das trifft zu, wenn man den Headquarter-Effekt wegrechnet. Der Headquarter-Effekt bringt Wien jedoch ganz viele Steuergelder. Das ist ähnlich, wie wenn die Republik sagt: Wir leiden ja so unter dem Tanktourismus! – Da denke ich mir jedes Mal: Man weint zwar eine kleine Träne zum Tanktourismus. Wenn man sich aber gleichzeitig überlegt, dass der Tanktourismus ganz viele Milliarden an Steuern hereinbringt, dann sieht das Ganze wiederum ein bisschen anders aus!

Daher wiederhole ich: Wien hat die Hausaufgaben beim Klimaschutz so wie der Rest der Republik überhaupt nicht erfüllt!

Kollege Chorherr hat schon gesagt, dass wir in Wien nicht mehr von Reduktion von CO2 reden, sondern nur mehr von Vermeidung. Kein einziges Reduktionspotenzial wurde beim Klimaschutzprogramm ausgeschöpft. Das ist eigentlich ein Armutszeugnis! Die Stadt Wien ist um nichts besser als die Republik, es müssen sich alle miteinander bei der Nase nehmen, denn da ist nichts geschehen! Man muss sich fragen, was geschehen müsste, um den Verkehr und vor allem den Individualverkehr um ein Drittel zu reduzieren. Das ist möglich, und zwar durch zwei ganz einfache Maßnahmen! 

Die eine Maßnahme ist, die Parkraumbewirtschaftung bis zur Sandleiten, bis zur Vorortelinie und bis zum Wienerberg auszudehnen. Das kann man tun. Das steht sogar im Masterplan, die SPÖ ist aber zu feig, das zu tun. Man ist nämlich, ganz im Gegenteil, dem Garagenwahnsinn verfallen. 150 Millionen oder 130 Millionen sollen in Garagen investiert werden, damit die Pendler mehr Platz an der Oberfläche haben! Na wunderbar!

Außerdem brauchen wir in Wien, wenn das so weitergeht, auch die City-Maut. Stockholm, Oslo, London und andere Städte auf der Welt können sich nicht geirrt haben. Wir brauchen die Parkraumbewirtschaftung und die City-Maut, und das Geld, das hereinkommt, muss in Bildung, in Universitäten, in Kindergärten und in bessere Öffis investiert werden. 

Damit bin ich schon bei dem Punkt, der mir auch ganz wichtig ist: Die Öffi-Herrlichkeit, indem man seitens der Stadt Wien immer wieder sagt, dass alles so toll ist und wir so einen guten Modal-Split haben, hört an der Stadtgrenze auf. Und warum hört dieser auf? – Weil Wien und Niederösterreich nicht imstande sind, ein gemeinsames Verkehrskonzept zu erarbeiten. Ganz im Gegenteil! Man tut ein bisschen im Stadtumlandmanagement herum, dann gibt es noch die PGO, die Planungsgemeinschaft Ost, die irgendwo in einem Hinterzimmer im 1. Bezirk betrieben wird. Dort darf man ein bisschen Wienerwald planen, sonst geschieht aber schon nichts. 

Es gibt aber Beschlüsse, sowohl in Wien als auch in Niederösterreich.

So ist zum Beispiel die Verlängerung der Straßenbahn nach Schwechat beschlossen worden. Wir brauchen sie, und das wurde auch in Niederösterreich beschlossen. Im Hinblick darauf fragen wir uns: Warum gibt es sie nicht? Gerüchtemäßig will sie der Bürgermeister von Schwechat nicht. Ein SPÖ-Bürgermeister von Schwechat kann das torpedieren. Da frage ich mich ganz ernsthaft: Wie geht das?

Warum gibt es außerdem keine Straßenbahn nach Wolkersdorf und keine Straßenbahn in den Süden, nach Mödling oder nach Groß Enzersdorf? Das würde Sinn machen, aber das geschieht nicht. Stattdessen muss man sich mit dem Bus in den Stau stellen!

Alle träumen von der großen Umfahrungsstraße, alle träumen davon, dass es dann mit dem Verkehr besser wird. – Nein! In Wirklichkeit müsste man den sofortigen Autobahnbaustopp verfügen, damit man die Klimaschutzziele irgendwann einmal annähernd erreichen könnte. Das geschieht allerdings nicht, machen Sie sich keine Sorgen!

Schließlich komme ich noch zum Hauptbahnhof. Es stimmt: Der Hauptbahnhof ist ein Drama! Dass zum Beispiel im neuen Hauptbahnhof noch immer die Güterzüge durch das Gebäude fahren und den Leuten Ohrenschmerzen verursachen werden, hängt damit zusammen, dass die ÖBB nicht im Stande waren, den Verschubbahnhof Kledering ordentlich zu planen. Dieser ist nämlich eigentlich um 180 Grad verdreht. Es gibt keine Laaerbergschleife, um das zu ändern.

Weiters gibt es in Meidling noch immer kein ordentliches Verkehrskonzept. Tausende Menschen werden sich auf zu kleinen Gehsteigen finden, das haben wir zum Teil schon gehört. Und die Pendler werden damit beglückt, dass man auf der Standstrecke eine Reduktion von fünf Zügen pro Stunde auf vier Züge vornimmt. Die Wählerinnen und Wähler werden es Ihnen danken!

Zu guter Letzt noch zu einer Kleinigkeit, die mir ganz wichtig ist: In der Stadt Wien heißt es ja, dass man den Raum und die Straße sozusagen verteilen will. Wie aber sieht das Verteilen aus? – Verteilen sieht so aus, dass man in Wirklichkeit überall Stellplätze plant. Sie bauen eine Volksgarage – jetzt heißen sie AnrainerInnensammelgaragen – nach der anderen, Rückbau gibt es aber keinen. 

Kollege Troch hat sich so gefreut über den Begriff Sammelgarage, den Kollege Chorherr verwendet hat. Ich wiederhole jedoch: Im Sammelgaragenkonzept von Knoflacher und Frey sieht es so aus, dass man alle 500 m Garagen unter Gebäuden baut und die Straßen komplett ausräumt. Dann gibt es keinen Stellplatz mehr an der Oberfläche. So schaut das aus!

In Simmering, Herr Kollege Troch, gibt es zwei Garagen. Eine gibt es bereits am Enkplatz, und da wurde oben gar nichts ausgeräumt. Für die zweite Garage, die jetzt geplant und demnächst unter dem Simmeringer Markt gebaut wird, hat es zunächst gar kein Verkehrskonzept gegeben. Im Nachhinein soll es jetzt ein Konzept geben, gemäß welchem es aber gar keinen eins zu eins Rückbau geben wird, wie es bei Sammelgaragen üblich ist. In Wirklichkeit wird es so wie in Döbling unter dem 12. Februar-Platz nur einen Rückbau bei der Einfahrt und bei der Ausfahrt geben, weil sonst niemand in die Garage hineinkommt, Herr Kollege Troch!

Sie haben überhaupt kein Verkehrskonzept! (GR Dr Harald Troch: Das stimmt nicht!) Wir haben dieses verlangt, und jetzt habt ihr im Bezirk im Nachhinein einen Antrag gestellt, und irgendwann werdet ihr es daher strudeln! Ihr habt in Wirklichkeit aber gar nichts gemacht, sondern ihr baut die Volksgaragen für die großen Tiefbauunternehmen und für die Betreiber, damit Geld in die Kassen fließt! 

In Wirklichkeit gehört zuerst das Parkpickerl her! Und wenn man dann noch Garagen braucht, dann kann man sich das einmal ansehen. Bestes Beispiel: Schaut euch endlich einmal die Evaluation der Stadthalle an. Dort wurde das Parken von einer 105‑prozentigen Überparkung auf 64 Prozent reduziert. Aber keiner von euch hat sich das angesehen, sonst würdet ihr draufkommen, dass man dort keine Garagen bauen, sondern endlich das Parkpickerl einführen muss. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn GR Hoch. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zuerst eine allgemeine Bemerkung: Im Referat der Finanzstadträtin war leider sehr wenig von Stadtentwicklung und von der Zukunft der Stadt als Lebens‑, Arbeits‑ und Freizeitraum die Rede. Bei StR Rieder war das, wie ich mich erinnern kann, immer komplett anders. Aber das dürfte nicht ihr Hauptschwerpunkt sein!

Der Klubobmann der SPÖ hat dann zwar in einem Halbsatz die Stadtentwicklungsgebiete aus dem STEP erwähnt, man hatte aber nicht den Eindruck, dass es der regierenden SPÖ wichtig sei, dass da etwas weitergeht, und den hat man auch jetzt während der Diskussion nicht.

Ich möchte hinzufügen: Diesen Eindruck hat man nicht nur hier in Wien, sondern, wie ich glaube, schon bald in ganz Europa. Ich bringe ein diesbezügliches Zitat aus der „Zeit“. Der Hamburger Oberbaudirektor Jörn Walter sagte bei den Alpbacher Baukulturgesprächen, dass Wien in den letzten Jahren etwas die Maßstäblichkeit aus den Augen verloren hat. Ich zitiere aus der Zeitung: „Er meinte damit vor allem jene Großprojekte, die seit Mitte der 90er Jahre das Gesicht der Stadt verändern. Argwöhnisch beäugen die Bewahrer der Wiener Gemütlichkeit diese Beton‑ und Glaspaläste. Europäische Planungsexperten sehen hingegen in sterilen Hochhausvierteln wie der Donau-City oder der Wienerberg-City einen Rückfall in eine monotone Nachkriegsmoderne. Wiens Stadtväter preisen dennoch unverdrossen die neuen, meist peripheren Zentren - in Klammer: ein Widerspruch in sich - als zukunftsweisende Projekte.“ 

Sehr geehrte Damen und Herren! Diese Worte stammen nicht aus dem Munde der Opposition, sondern sie stammen aus dem Munde eines deutschen Experten, der in seinem Wirken Großes für Hamburg geleistet hat. 

Hamburg wurde heute schön öfters genannt. In Sachen Stadtentwicklung ist es ja nicht ganz unwichtig, wir haben sogar unsere Ausschussreise dorthin gemacht und uns einiges angesehen. Es wurde immer auch als Vorbild dargestellt. Und dieses Zitat zeigt uns, dass nicht alles so läuft, wie man es uns werbetechnisch seitens des Ressorts immer wieder vorgemacht hat. Kollege Madejski hat von Planungspopulismus gesprochen, ich sage Planungschaos dazu.

Das Hauptproblem ist dabei aus meiner Sicht, dass die in der Stadtregierung für die Stadtentwicklung Verantwortlichen keine Antworten auf die kommunalen Herausforderungen der nächsten Jahre haben. 

Wenn man sich die jüngsten Bevölkerungsprognosen der Statistik Austria ansieht, dann sieht man, dass die Bevölkerung Wiens bis 2015 um rund 80 000 Personen zunehmen wird. In Wien als einzigem Bundesland wird in dieser Periode die Zahl der 0- bis 15-Jährigen steigen. Dadurch wird es neue Herausforderungen im Bereich der Kinderbetreuungseinrichtungen und der Pflichtschulen geben, und es wird auch der Druck auf die Stadtentwicklung steigen. Auf der anderen Seite wird die Zahl der Über-60-Jährigen zwischen 2009 und 2015 um 22 000 Personen steigen, das sind knapp 6 Prozent. Diese Entwicklung beeinflusst natürlich die Sozial-, Pflege- und Gesundheitsausgaben und natürlich auch die Stadtentwicklung. – Das heißt, die Stadt Wien kommt durch die Jungen und durch die so genannten Älteren von zwei Seiten unter Druck. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Was tut Wien? – Wien reagiert vorerst einmal nicht! Es wird zwar weiter am STEP 2005 festgehalten, obwohl man merkt, dass sich die Rahmenbedingungen von damals, wie oben beschrieben, einigermaßen geändert haben. Es wird zwar in den Stadtentwicklungsgebieten weiter geplant, von Bauen kann aber leider vielerorts nicht die Rede sein.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben heute auch schon gehört, dass, bedingt durch die fallenden Steuereinnahmen, die Budgets für die Stadtentwicklung und für den Straßenbau in den nächsten Jahren in den Keller rasseln werden. All das sind Folgen der Krise, doch Wien reagiert nicht. Es gibt keine Prioritätensetzung, sondern es gibt nur angeblich unverrückbare Willensäußerungen seitens der zuständigen Stadtplanung.

So darf zum Beispiel der neue Hauptbahnhof auf keinen Fall direkt an die U-Bahn angebunden werden, die U-Bahn darf einen Bogen herum machen. Und dasselbe gilt für den Wienerberg, die Wohngebiete an der Brünner Straße und das Krankenhaus Nord. Auch dort gibt es keine U-Bahn-Anbindung, weil die Stadtregierung das wider alle Vernunft nicht möchte. Andererseits wird die U-Bahn direkt bis zum Flugfeld Aspern, dem Prestigeprojekt der Stadtverwaltung, gebaut. Diese U-Bahn wird aber vorerst einige Jahre, so viel ist jetzt schon abzusehen, zu einem Acker mit ein paar Wohnungen drauf führen.

Bis heute gibt es kein Konzept für eine Betriebsansiedlungsstrategie auf dem Flugfeld. Der oft gepriesene Wissenschaftscluster besteht nur in der Theorie. Die viel gepriesene Asperner Spange ist, wie wir seit der Vorwoche wissen, wahrscheinlich nicht so schnell finanzierbar. In einem Kommentar am Wochenende hat es geheißen, dass es sich beim Flugfeld Aspern um ein sozialdemokratisches Venedig handle. – Ich würde sogar noch weiter gehen und sagen: Es handelt sich um ein sozialdemokratisches Atlantis, also ein Inselreich, das einmal untergegangen ist. Das wird nämlich wahrscheinlich dort auch passieren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Nicht nur die Flugfeld-Vorhaben werden untergehen, auch Sie werden untergehen, wenn Sie nicht auf die Bedürfnisse der Stadt und ihrer Bevölkerung reagieren!

Sehr geehrte Damen und Herren! Wien hat in der Wiener Betriebszonenanalyse 2008 selbst zugegeben, dass wir für die Entwicklung der Stadt mehr Betriebsflächen benötigen. Laut einer Anfragebeantwortung des StR Rudi Schicker ist die Zahl der Flächen für die betriebliche Nutzung zwischen 2001 und Ende 2007 – neuere Zahlen gibt es noch nicht – um zirka 100 ha gesunken. Ein Teil der Flächen kann durch die jährlich frei werdenden Betriebsflächen gedeckt werden, der andere Teil muss direkt geschaffen werden. Allerdings wird dieses Ziel bei der derzeitigen Flächenwidmungspraxis nicht zu schaffen sein, da es gängige Praxis ist, im Ausschuss, wo immer es geht, für die Produktion vorgesehene Flächen in Wohnflächen umzuwidmen.

Das heißt, es wäre eine Kurskorrektur bei der Flächenwidmung notwendig, um Wien industriepolitisch nicht ganz auszuhungern. Gerade jetzt in der Krise rächt es sich, dass vor allem beschäftigungsintensive Betriebe oder Branchen Wien für immer den Rücken gekehrt haben. Die Wiener Stadtregierung müsste ihren wirtschaftspolitischen Kurs rasch in Richtung Beschäftigungssicherung ändern. Frau StRin Brauner hat heute am Vormittag gesagt, dass sich 2008 59 Betriebe neu in Wien angesiedelt haben. – Das mag schon sein, aber wie viele Betriebe sind inzwischen abgewandert? 

Ich nehme jetzt ein Beispiel aus dem Eishockey: Da gibt es immer eine Plus-Minus-Statistik, nach der ein Spieler bewertet wird, so lange er auf dem Spielfeld ist. Ein Plus gibt es, wenn die Mannschaft ein Tor schießt, und ein Minus gibt es, wenn die Mannschaft ein Tor bekommt, so lange er auf dem Feld ist. Wir würden hier eine Plus-Minus-Statistik der Wiener Stadtregierung und auch der Wiener Stadtplanung in dem Sinne brauchen, wie viele Betriebsansiedelungen es unter Abzug jener Betriebe gab, die abgesiedelt wurden. Das wäre eine interessante Zahl! Ich nehme an, dass wir dann wahrscheinlich im Zehner- oder Zwanzigerbereich liegen würden!

Die Liste der abgesiedelten Betriebe in den letzten Jahre ist relativ lang: Inzersdorfer, Unilever, Grundig, Baxter, Novartis, IBM. Viele Unternehmen haben ihre wirtschaftliche Zukunft eher anderswo und nicht in Wien gesehen, daher haben nicht weniger als 17 Prozent der Wiener Betriebe in den letzten Jahren Betriebsstätten an andere Standorte innerhalb oder außerhalb Österreichs verlegt.

Ich nenne jetzt den LKW-Erzeuger MAN aus der Brunner Straße im 23. Bezirk. Die Geschäftsführung war ein paar Mal hier vor Ort im Rathaus und hat um ein Grundstück in Wien gebeten. Sie bekamen dann ein Grundstück in Hennersdorf, und daher wurde ein großer Teil der Produktion nach Niederösterreich ausgelagert. Diesfalls hätten wir uns schon mehr Engagement seitens der Stadt erwartet!

Sehr geehrte Damen und Herren! Die mangelnde Kompetenz bei den Betriebsansiedelungen wirkt sich auch auf die Wirtschaftsdaten aus. Wenn man sich den Index ansieht, dann stellt man fest, dass Wien bei der Zunahme der Exporte hinter den anderen Bundesländern nachhinkt. Die Führung haben die Steiermark und Tirol, und erst an vierter oder fünfter Stelle kommt Wien. Dabei war der Export in den letzten Jahren der Konjunkturmotor, mit dem in Wien Arbeitsplätze geschaffen werden können hätten. Wir haben auch von den Vorrednern der ÖVP gehört, dass Wien relativ großen Aufholbedarf hat.

Standortbewertung ist, glaube ich, ganz wichtig für die Wiener Stadtentwicklung. In der Bewertungsstatistik kommen wir nicht gut weg. So etwa weist das City Monitoring der Firma Cushman & Wakefield in Wien ein Abrutschen der Standortqualität von Platz 20 im Jahre 1990 auf Platz 26 Ende 2008 aus. Allein von 2007 auf 2008 sank in Wien die Standortbeliebtheit um zwei Plätze. – Da muss man wirklich kein Hellseher sein, sondern nur mit offenen Augen durch die Stadt gehen, um zu sehen, dass wir uns inzwischen nicht verbessert haben werden. Auch da wäre mehr Engagement nötig!

Stadtplanung bedeutet nicht nur stupide Wohnraumbeschaffung. Es bedeutet vielmehr, die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt an das Bevölkerungswachstum anzupassen. In diesem Bereich – das muss man ehrlich sagen – hat die Stadt versagt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Abschließend komme ich, weil das die anderen Fraktionen sehr interessiert hat, zum diesem Hotelprojekt im Zusammenhang mit der PolAk. – Ich möchte einmal festhalten: Es hat diese Bürgerversammlung gegeben. Mich hat gewundert, dass Kollege Troch jetzt ganz wüst gegen dieses Projekt vorgegangen ist. Ich war selbst dort, habe aber Kollegen Troch dort nicht gesehen. Ich habe die Herren Kollegen Madejski, Al-Rawi und Maresch gesehen, und es waren auch einige andere Kollegen von der SPÖ dort, Herr Kollege Troch war jedoch nicht dort. 

Bei dieser Bürgerversammlung wurde vom Sprecher der Bürgerinitiative, Mayr-Harting, ein Konzept präsentiert. Und ich habe genau aufgepasst. Er hat drei‑ oder viermal gesagt, dass dieses gemeinsam mit den Kollegen und Kolleginnen von der PolAk erarbeitet wurde. Hintergrund ist: Die PolAk hat vor zwei, drei Monaten ein Projekt präsentiert. Die Anrainer waren strikt dagegen. Daher hat sich die PolAk mit der Bürgerinitiative zusammengesetzt und ein Konzept erarbeitet. Und ich meine, etwas Schöneres kann der ÖVP nicht passieren, als wenn dann der Sprecher der Bürgerinitiative vor zirka 200 Leuten ganz stolz sagt: Ich präsentiere euch jetzt mein Projekt. Mehr kann ich nicht sagen, liebe Kollegen und Kolleginnen! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Deshalb möchte ich Kollegen Madejski jetzt etwas sagen, was ich ihm auch schon vor Ort gesagt habe: Das Ganze ist ein Konzept. Ich gebe auch zu, dass das Verkehrsgutachten – ich möchte einmal sagen – diskussionswürdig ist. Da wird man sicherlich noch einiges tun können. 

Ich möchte aber festhalten: Der Springerpark wird für die Öffentlichkeit geöffnet, und der Kinderspielplatz wandert von der Marillenalm in derselben Größe und mit denselben, ein bisschen modernisierten Geräten in den Springerpark. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) 

Du warst selbst dort! Wir wissen das noch nicht einmal, weil die MA 69 säumig war – obwohl versprochen war, dass sie das bis zur Bürgerinitiative hat –, einen Abtretungsvertrag oder Tauschvertrag für die 33 000 m² PolAk-Grund und die 8 000 m² Marillenalm-Grund zu machen. All das wurde dort gesagt. Lieber Rüdiger Maresch! Die Anrainer dort haben sich positiv geäußert. Du hast dich sehr negativ geäußert, du warst ja im Vorwahlkampf, eh klar! Mir ist aber wirklich kein Anrainer in Erinnerung, der strikt dagegen war. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.)
Lass mich bitte ausreden! Die dortige Verkehrsordnung ist hinterfragenswert beziehungsweise diskussionswürdig. Das gebe ich zu. Außerdem muss die Durchgängigkeit des Parks gewährleistet sein, und es wird nicht so leicht werden, das sicherzustellen. Ich möchte noch einmal sagen: Das war ein Konzept, und dieses wird weiter entwickelt.

Ich bin schon am Ende und muss jetzt natürlich auch noch Anträge einbringen. Kollege Madejski hat die Anträge kritisiert, wir stehen voll dahinter: 

Erstens: Resolutionsantrag Monika Riha und Alfred Hoch betreffend Errichtung eines Beirats für kindergerechte Stadtplanung und Einführung von Kinderverträglichkeitsprüfungen. – Wenn wir das schon hätten, dann wäre das gar nicht so schlecht, Herr Stadtrat!

Zweitens: Antrag der GRe Riha und Hoch betreffend kindergerechte Weiterentwicklung des Stadtentwicklungsplans. – Es ist uns ganz wichtig, dass endlich mehr für die Kinder getan wird. Ich glaube, dass das auch in diesem Projekt ganz gut wäre. (Beifall bei der ÖVP.)
Drittens: Antrag der GRe Hoch, Gerstl und Aichinger betreffend durchgängigen 24 Stunden Betrieb der Wiener U-Bahn-Linien am Wochenende. Das heißt, wir sind auch hier der SPÖ voraus: Ihr müsst die Leute befragen, wir wissen jetzt schon, was die Leute wollen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP. – GR Karlheinz Hora: Ist das der Antrag mit Zürich?)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Kollege Madejski wünscht eine tatsächliche Berichtigung. – Bitte schön.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich bringe zu der Wortmeldung des Kollegen Hoch einige Berichtigungen: 

Erstens: Es handelt sich formal nicht um ein Konzept, sondern es handelt sich um einen Flächenwidmungsplan, in dem bereits alles eingezeichnet ist, zu dem der Bezirk bis 8. Jänner eine Bezirksstellungnahme abgeben muss. Dass das jetzt zurückgestellt wurde, heißt nicht, dass keine Stellungnahme abgegeben wird, sondern im Dezember kommt das Gleiche noch einmal in den Bauausschuss mit der Bitte, jetzt an die MA 69 und nicht den Stadtrat, einen Vertragsentwurf und ein Verkehrskonzept vorzulegen.

Zweitens: Die alten Geräte werden nicht in den Springerpark gebracht, sondern es wird zwei Spielplätze geben und es werden neue Geräte angeschafft.

Drittens: Die Anrainerkritik konntest du nicht hören, weil du nach Hause gegangen bist. Du hast vielleicht die ersten zwei Redner gehört, aber dann bist du gegangen. Du hast mir gesagt, dass du einen anderen Termin hattest. Aber es hat sich niemand von der ÖVP bemüßigt gefühlt, dort überhaupt etwas zu sagen, was sehr eigenartig war! Alle anderen Parteien und Bürgerinitiativen haben dort durchaus sachlich gesprochen, die Einzigen, die überhaupt keine Stellungnahme abgeben haben, als ob es sie nichts angehen würde, war die ÖVP. Weder von der ÖVP-Meidling noch von der ÖVP-Wien hat jemand gesprochen. 

Meine letzte Berichtigung: Der Chef der Bürgerinitiative hat nicht gesagt, dass er das mit der PolAk gemacht hat. Dieses Konzept ist auch unter Mithilfe von Magistratsdienststellen erarbeitet worden und nicht nur von der PolAk und der Bürgerinitiative. Seitens der Bürgerinitiative hat man auch gesagt, dass es ihnen nicht gefällt, dass man jetzt dort verbaut, dass es aber besser ist als nichts. Das ist es! Sie haben den Lärm weg und die Autos weg, aber die anderen leiden darunter. Das haben wir auch dort der Bürgerinitiative gesagt. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Es folgt eine tatsächliche Berichtigung von Herrn GR Hoch. – Bitte.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Erstens freut es mich, dass mich Kollege Madejski so wichtig nimmt, und ich bin direkt froh, dass wir unsere Parteiobmanndiskussion schon lange hinter uns haben!

Von der ÖVP-Meidling waren zehn Leute dort, und ich war der Einzige, der früher gegangen ist. Es war unsere Klubobfrau dort, und es waren drei oder vier Bezirksräte dort. Ich bin nach zwei Stunden gegangen. Das tut mir leid, aber ich hatte noch einen anderen Termin.

Zweitens: Natürlich werden Spielgeräte in derselben Qualität in den Springerpark kommen. Es werden keine Billigsdorfer sein. Man wird sich natürlich auf dieselbe Qualität einigen. (GR Dr Herbert Madejski: Wisst ihr, was das kostet?) Sie werden dort in derselben Qualität aufgestellt werden. Ich bitte, schon ein bisschen sachlich zu bleiben! Polemik hilft nämlich keinem etwas!

Drittens müsste Meidling meiner Meinung nach froh sein, einen hochwertigen Hotelstandort zu bekommen! – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist jetzt Herr Dkfm Dr Maurer. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Hoher Gemeinderat! 

Ich mache zunächst einige grundsätzliche Bemerkungen – da ich mich nicht allzu sehr in Details verlieren will – zur Verkehrspolitik: Tatsache ist, dass Stadt und Umland verflochten und daher gemeinsam zu betrachten sind. 

Ein Beispiel dafür ist die berühmte Zahl von 220 000 Einpendlern, die täglich mit den unterschiedlichsten Verkehrsmitteln zu uns kommen. Dennoch ist es Wien gelungen, dass der Anteil von öffentlichen Verkehrsmitteln und nicht motorisierter Fortbewegung am Gesamtverkehr deutlich erhöht werden konnte, und das nur deshalb, weil das seit Jahren nicht nur erklärtes Ziel der Stadt und in vielen Programmen festgehalten ist, sondern auch realisiert wird. Ziele werden erreicht. Es gibt klare Konzepte, die auf einem Miteinander der verschiedenen Verkehre basieren. Sie sind im Stadtentwicklungsplan enthalten, sie sind im Masterplan Verkehr enthalten, und es wurden hier die richtigen Schritte gesetzt. Es gab Prognose, Zielsetzung und Planung und jetzt im Laufe der Jahre eine tatsächliche Realisierung der Maßnahmen. 

Ich will damit sagen, dass bei all diesen Maßnahmen sämtliche Parteien mit eingebunden waren und sich auch einbringen konnten. Daher verstehe ich nicht ganz, warum man sich immer wieder mit den verschiedensten Details befasst und diese intensiv diskutiert, denn die Grundsätze sollten eigentlich klar sein, weil sie ja großteils einvernehmlich zustande gekommen sind. 

Zur Realisierung ist zu sagen, dass, wie wir alle wissen, natürlich der U-Bahn-Bau weiter betrieben wird, dass es eine neue Straßenbahnlinie geben soll und dass eine Verlängerung bestehender Linien bereits vorgenommen wurde. Es gibt Beschleunigungen im öffentlichen Verkehr, aber ebenso Verkehrsberuhigungen. Auch diese werden laufend realisiert.

Die Stadt kann das aber nicht allein leisten. Dazu gehören auch Partner, die mitspielen sollten und das halt leider nicht immer tun. Ich nenne hier ganz bewusst ÖBB und ASFINAG, wobei ich natürlich zurückweise, dass man all das in einen Topf wirft und sagt: Alle müssen gemeinsame Ziele haben. 

Ich erinnere daran, dass gerade bei den beiden genannten Institutionen zwischen 2000 und 2007 massive personelle Veränderungen bis ins mittlere Management vorgenommen wurden. Da wurden Manager – wie ich sagen möchte – hinaus gezahlt, nur damit man dort dann ÖVP-Mandatare und freiheitliche Mandatare unterbringen konnte. Das ist eine Tatsache. Und wer glaubt und fordert, dass in wenigen Monaten Maßnahmen von sieben Jahren plötzlich wieder geändert werden können, der ist ein großer Illusionär!

Zu den ÖBB: So wichtig und notwendig die aktuellen Bahnhofsbauten auch sind, verweise ich doch auf den Problemsektor des Personenverkehrs, der meines Erachtens lange vernachlässigt wurde. Ich weiß, dass es eine laufende Verärgerung der Pendler gibt, die sich zu Recht lautstark beschweren. In diesem Sektor hat es sicherlich mangelndes Engagement gegeben. Ursache dafür ist die sinnlose Zersplitterung der ÖBB-Organisation, und das zeigt halt jetzt entsprechende Auswirkungen. 

Auch im Kontakt mit der Asfinag ist einiges zu verbessern. Die Baustellenkoordination gestaltet sich schwierig. Termine werden teilweise nicht eingehalten. Der Stadtrat wird sich aber bemühen, durch verkehrsorganisatorische Festlegungen danach zu trachten, dass die MA 28 und 29 wieder besser eingebunden werden. 

Es wurde schon gesagt, dass der Bau des Lobautunnels beschleunigt werden soll. Die Umweltverträglichkeitserklärung liegt derzeit im Ministerium.

Die jetzigen Diskussionen um die Anbindung der Seestadt, die es auch hier schon gegeben hat, halte ich für entbehrlich. Es gibt Vereinbarungen zwischen der Stadt und der Asifang, und ich nehme an, dass Vereinbarungen auch eingehalten werden! Die Stadt hält auf jeden Fall ihr Versprechen ein, die öffentlichen Verkehrsmittel U-Bahn und Straßenbahn dorthin zu führen. Das wird von Seiten der Stadt sicherlich erledigt werden.

Das riesige Projekt Hauptbahnhof ist im Laufen. Die Grundideen sind durchdacht und abgestimmt, wenn auch nicht bis ins letzte Detail. Wir wissen, dass das Projekt über das Verkehrsbauwerk hinaus einen neuen Stadtteil initiieren wird. Bis zu dessen vollständiger Verwirklichung wird es natürlich ein Jahrzehnt oder mehr dauern, aber es geschieht. 

Nun komme ich zur ewigen Diskussion über die U-Bahn-Anbindung des Bahnhofes und sage es noch einmal, weil das immer wieder kommt. Natürlich ist der Bahnhof an die U-Bahn angebunden. Er rückt zum Gürtel und zum Südtirolerplatz. Derzeit ist ein Tunnel in Bau, durch den der Bahnhof von der U-Bahn aus barrierefrei und bequem erreicht werden kann. Es werden viele Züge durchgebunden werden, weshalb es dann gar nicht notwendig sein wird, dass man am Hauptbahnhof direkt aussteigt, weil man gleich zum erwünschten Ziel weiterfahren können wird. Die Schnellbahnen werden nach wie vor dort sein, und es gibt dort die besten Anbindungen an zwei Straßenbahnlinien und an zwei Wiener Linienbusse sowie an eine große Anzahl von Regionalbussen. 

Tatsache ist natürlich auch, dass der Hauptbahnhof in erster Linie ein Fernreisebahnhof und nicht in erster Linie ein Pendlerbahnhof sein wird. Die stärksten Pendlerbahnhöfe Floridsdorf, Meidling, Hütteldorf, Heiligenstadt sowie Praterstern sind in jedem Fall sehr gut an die U-Bahn-Linien angebunden. Es besteht also kein Grund, immer wieder dieselben Forderungen zu stellen.

Natürlich werden sich durch den Bau des Hauptbahnhofes viele Verkehrsströme ändern. Sicherlich wird in Meidling eine völlig veränderte Situation bestehen. Meines Wissens ist aber dafür vorgesorgt, dass das funktionieren kann, und ich nehme an und hoffe, dass die geplanten Informationsmaßnahmen der ÖBB jetzt greifen. Die Stadt hat jedenfalls schon seit Jahren innerhalb der anrainenden Bezirke Information betrieben und diese Bezirke und ihre politischen Gremien ausführlichst informiert.

Offene Wünsche an die ÖBB betreffen die Bahnhofsbauten Heiligenstadt und Hütteldorf. Das ist noch offen.

Im Zusammenhang mit dem neuen Hauptbahnhof erfolgte jetzt gerade der Spatenstich für ein großes und umfangreiches Informationszentrum. Das ist wichtig und gut, denn bei einem solchen Projekt genügt es natürlich nicht, dass man irgendwo in einer Baracke einen Plan aufhängt. Vielmehr wird es da Veranstaltungen geben. Es muss entsprechend gute Information geben, und es muss ein großer Besucheransturm bewältigt werden. 

Eingehend wurde auch die Parkraumbewirtschaftung diskutiert. Sie hat sich tatsächlich bewährt. Für die Zukunft wird in mehreren Bezirken der Wunsch der Anrainer aufgegriffen, zusätzlich Parkraumbewirtschaftung einzuführen. Klar dabei muss aber sein: Der Garagenbau ist natürlich eine unabdingbare Vorraussetzung dafür, dass es auch zu zusätzlichen Parkraumbewirtschaftungsmaßnahmen kommen kann. Die Grünen sind zwar jedes Mal dagegen, ich meine aber, dass das nicht berechtigt und eigentlich auch nicht bedeutend ist. Wenn man nämlich nicht will, dass die Anrainer nicht nur Abends zusätzlich umfangreiche Suchaktionen starten müssen, um einen Parkplatz zu finden, dann halte ich das nicht für sinnvoll. Mich wundert nur, dass die Grünen die Umweltauswirkungen der vergeblichen Parkplatzsuche nicht in Betracht ziehen, wenn sie darüber diskutieren. (GR Mag Rüdiger Maresch: Lesen!)
Es wurde hier auch die alte Floskel „Sie wünschen, wir widmen!“ genannt. – Das ist ein Unsinn! Bekanntlich hat es eine Untersuchungskommission gegeben, und alle, die damals schon da waren, werden sich noch gut erinnern, dass Herr Kenesei, damals noch bei den Grünen, einen Riesenwirbel inszeniert hat. Herausgestellt hat sich überhaupt nichts, das Ergebnis war gleich null. Unbescholtene Beamte wurden aller möglichen Dinge beschuldigt, und zwar gänzlich ohne Grund, wie sich in der Untersuchungskommission herausgestellt hat. 

Die Unfallzahlen der Wiener Linien sind auch genannt worden. Das kommt immer wieder von der ÖVP. Dazu möchte ich sagen: Ich lehne es moralisch ab, dass man jedes Mal quasi mit Schadenfreude einen Unfall kommentiert und sich sozusagen die Hände reibt und sagt: Wenn etwas passiert, dann ist der Bürgermeister schuld. – Ich halte das für eine sehr unmoralische Vorgangsweise!

Zum 24 Stunden U-Bahn-Betrieb: Eine Befragung soll jetzt zeigen, wie stark das unterstützt wird. Ich weiß, dass das der Großteil der Bevölkerung natürlich niemals nutzen wird und dass das eine Art Minderheitenprogramm ist. Verkehrspolitisch gesehen ist die U-Bahn eben ein Massenverkehrsmittel, und jeder, der sich ein bisschen auskennt, muss wissen, dass sich ein Massenverkehrsmittel an sich nicht gut als Sammeltaxi für Discothekenbesucher, die um 3 Uhr morgens nach Hause fahren wollen, eignet. Wenn das aber wirklich ein so gewaltiger Wunsch sein sollte, dann wird man das – wohl an! – auch realisieren.

Eine weitere Frage, die aufgeworfen wurde, hängt auch mit dem Hauptbahnhof zusammen, nämlich dass Güterzüge durch den Hauptbahnhof fahren werden. – Dazu stelle ich die Frage: Wie lange hält man sich normalerweise auf einem Bahnsteig auf? Meist nicht so lange, dass man fürchterlich gestört werden könnte! (GR Mag Rüdiger Maresch: Mindesten eine dreiviertel Stunde!)

Bekanntlich werden die Güterzüge natürlich auf dem äußeren Gleis geführt werden, und man hält sich ja nicht den ganzen Tag auf einem Fernreisebahnhof am Bahnsteig auf. 
Ich glaube, es ist dies das geringste Problem im Zusammenhang mit dem Bahnhof! Daher meine ich, dass man mit gutem Gewissen die Verkehrspolitik der Stadt Wien positiv evaluieren kann. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Riha. Ich erteile es ihr.

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zuerst möchte ich mich beim Herrn Kollegen Madejski bedanken, dass Ihnen unsere Anträge so gut gefallen, dass Sie sie vorlesen (GR Dr Herbert Madejski: Und zustimmen!) und dass Sie sogar zustimmen. Ich glaube, dass sie Ihnen wirklich gut gefallen und dass das nicht deshalb ist, weil Sie keine eigenen haben, sondern weil Sie wirklich davon überzeugt sind, dass das wichtig für die Kinder in dieser Stadt ist. Ich wundere mich auch nicht, dass Kinder in diesem Bereich so selten das Thema sind, weil wenn man sich allein die Rednerliste anschaut, ist es eine sehr männerdominierte Domäne und da geht es dann halt um Autofahrer, um Radfahrer, da geht es dann auch noch um die Bahn, aber halt selten um die Bedürfnisse von Kindern. Und genau dem Thema möchte ich mich heute einmal widmen. Ich weiß nicht ganz genau, wie es Ihnen geht, aber ich finde, Kinder sind für eine Stadt sehr wichtig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Stellen Sie sich ein Stadtbild ohne Kinder vor. Es ist dies einfach unvorstellbar. Es ist wichtig, dass es in einer Stadt Kinder gibt, Kinder, die spielen, Kinder, die in Parks lachen; Babys, die vielleicht ihre ersten Schritte in einer Grünfläche machen. Dieses kindliche Leben muss im öffentlichen Raum einfach Platz haben. Wenn es das gibt, dieses kindliche Leben in einer Stadt, dann ist das ein gutes Zeichen für diese Stadt. Eine Stadt, die Zukunft haben möchte, braucht nämlich Kinder! (GR Dr Herbert Madejski: Ich habe drei Kinder und drei Enkelkinder!) Damit auch Kinder wiederum in einer großstädtischen Stadt eine Zukunft haben, brauchen sie auch Raum, der ihren Bedürfnissen angepasst ist. Das klingt eigentlich logisch. Aber wir nehmen zwar, wie wir hier gehört haben, Rücksicht auf die Radfahrer, auf die Autofahrer, auf die Bahnfahrer, glücklicherweise auch immer mehr auf ältere Menschen und auch auf Menschen mit Behinderung - und das ist auch gut so -, aber Wien ist keine kinderfreundliche Stadt. Kinder gehören jedoch ebenfalls zu einer Gesellschaftsgruppe, die ganz besondere Bedürfnisse hat. Diese Bedürfnisse hat die Stadtplanung aber bei Weitem noch nicht erkannt. Sie haben nicht jenen Stellenwert, den sie haben sollten.

Nehmen wir zum Beispiel den Wiener Stadtentwicklungsplan von 2005 her. Das ist ein ziemlich umfangreiches Dokument. Viele Graphiken gibt es darin. Wenn ich aber versuche, darin etwas zu finden, und das habe ich gemacht, das sich dann explizit damit beschäftigt, was Kinder in dieser Stadt brauchen, dann muss man ziemlich lange suchen und außer Absichtserklärungen findet man relativ wenig. Ich habe nur ein bisschen etwas gefunden, einen ganz winzigen Absatz bei der Bevölkerungsstruktur. Dort steht zum Beispiel: „Aus der Großstudie ‚Leben in Wien 2' geht hervor, dass es vor allem im unmittelbaren Wohnumfeld an ausreichend Bewegung und Kommunikationsraum für Jugendliche mangelt." - Also das ist immerhin festgehalten, es mangelt sozusagen an Bewegungsraum für Kinder und Jugendliche. Dann gibt es noch zwei Zeilen bei der Integration. Beim Verkehr gibt es noch einen ganz winzigen Absatz, dass es irgendwie Treffpunkte geben sollte und dann ist es eigentlich schon vorbei. Dann sind Kinder quasi nur mehr in Randthemen, etwa bei der Jugendbetreuung oder auch in Kindergärten und Schulen in Verbindung gebracht. Das ist dann aber eigentlich auch schon alles.

Der Herr Bgm Häupl hat an dieser Stelle einmal erklärt, die Kinder in dieser Stadt sind ihm wichtig. Aber nehmen wir die Fülle an Flächenwidmungen her, die diese Stadt jedes Jahr fabriziert. Die Wörter Kinder beziehungsweise Bedürfnisse von Kindern kommen darin nicht vor. Man wird einfach vergebens danach suchen. Man wird etwas über Straßen finden, vielleicht noch über Grünflächen, aber eine explizite Ausweisung von Flächen für Kinder gibt es in den seltensten Fällen. Bei den Wiener Masterplänen ist das nicht anders. Dieses Fehlen von Kinderaspekten zieht sich von der Planung bis zum Erscheinungsbild von Wohnanlagen. In vielen Fällen gibt es keine adäquaten Spielplätze. Entweder sind sie in die allerletzte Ecke verbannt oder es gibt sie in den Wohnanlagen überhaupt nicht. Beim Gestalten von Wohnungen ist auch von der Wichtigkeit der Kinder wenig zu erkennen. Bei den meisten Wohnungen sind die Kinderzimmer die kleinsten Zimmer. Im Schnitt sind sie acht Quadratmeter groß. Nur zum Vergleich: Acht Quadratmeter stehen einem steirischen Freilandhuhn zur Verfügung!

Herr Bürgermeister, Sie sind zwar heute nicht da, aber vielleicht, Herr Stadtrat, sind das Ihre Vorstellungen der Wichtigkeit von Kindern in dieser Stadt!

Sehr geehrte Damen und Herren, wir können nicht die Bedürfnisse der Kinder nur auf das Vorhandensein von Kindergärten, von Schulen und vielleicht auch noch auf ein paar Spielplätze reduzieren. Die Stadtplanung hat die Verpflichtung, sich gesamtheitlich mit dem auseinanderzusetzen, was Kinder im öffentlichen Raum brauchen und was die Stadt dafür konkret tun muss. Das heißt auch, dass wir die Grundlagen der kommunalpolitischen Stadtplanung und Stadtpolitik in allem, was sie umfasst, auch auf ihre Kinderverträglichkeit prüfen müssen. Deswegen fordern meine Fraktion und ich heute, einige Kinderaspekte in der Stadtplanung nachhaltig zu stärken.

Die erste Forderung hat der Kollege Hoch schon vorgestellt. Das ist die Überarbeitung des gültigen Stadtentwicklungsplanes. Sehr geehrte Damen und Herren, dieser Stadtentwicklungsplan ist die Vision, die diese Stadt bei Ausbau und Weiterentwicklung hat. Eigentlich sollte es selbstverständlich sein, dass in so einem Stadtentwicklungsplan die Bedürfnisse von Kindern Platz haben und inhaltlich vertreten werden. Absichtserklärungen sind da einfach zu wenig. Aber auch dieser Stadtentwicklungsplan, der überprüft und überarbeitet gehört, kann nur ein erster Schritt sein. 

Darauf aufbauend wäre es wichtig, die konkrete kindergerechte Stadtplanung, den Status quo und die einzelnen Maßnahmen in ein eigenes Konzept, wir nennen es einfach „Masterplan Kinderstadt", einzuarbeiten. Das sollte eine Art Arbeitsgrundlage für die weiteren Schritte und für weiteres planungspolitisches Schaffen sein. Es geht um den Ausbau der kindergerechten Infrastruktur, der Spielplätze, natürlich auch Kinderfreiflächen, wobei Kinderfreiflächen nicht heißt, man nimmt irgendwo einen Platz, stellt zwei Geräte hin und als Kind muss man möglicherweise fünf Straßenbahnstationen hinfahren. Kinderfreiflächen heißt wirklich, so wie ich es auch vorher vorgelesen habe, im unmittelbaren Wohnumfeld der Kinder. Es müssten auch genaue Zeitpläne erstellt werden, wann das umgesetzt wird.

Besonders wichtig ist mir dabei, noch zu erwähnen, dass auch Indoor-Spielplätze geschaffen werden. Denn Kinder haben nicht nur im Sommer oder wenn das Wetter schön ist, sondern auch in der schlechten Jahreszeit das Bedürfnis, sich auszutoben und nicht jeder Outdoor-Spielplatz ist dafür geeignet. An dieser Stelle würde ich gerne einen Antrag zum Thema „Masterplan Kinderstadt" einbringen:

„Die zuständigen Mitglieder der Wiener Stadtregierung werden ersucht, einen ‚Masterplan Kinderstadt' zu erarbeiten. Im Rahmen dieses Masterplans sollen folgende Aspekte behandelt und operationalisiert werden:

1. Erhebung des Status quo der kindergerechten Stadtplanung in Wien.

2. Vergleich mit Best-Practice-Modellen anderer europäischer Regionen und Städte.

3. Planung und in weiterer Folge Schaffung eines durchgängigen Wien-weiten Netzes an Spielplätzen, Indoor-Spielplätzen und Freiflächen für Kinder.

4. Ausweitung des Angebotes an Spielplätzen und Kinderfreiflächen in städtischen Wohnanlagen.

5. Planung und in weiterer Folge Schaffung von wassernahen Kindererlebnismeilen entlang des Donaukanals und des Donauufers. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Kindergerechte Stadtplanung soll sich aber nicht nur auf Planungsdokumente beziehen. Sie soll etwas sein, was ständig stattfindet. Dafür braucht es weitere Instrumente und Experten, die sich mit der Materie auseinandersetzen. Daher treten wir auch für die Errichtung eines Beirates für kindergerechte Stadtplanung ein. Dieser Beirat ist eine Chance, neue Erkenntnisse direkt in Projekte und in Gestaltungsvorhaben einfließen zu lassen. Er soll als Korrektiv dienen, denn wir alle wissen, und das haben wir heute auch hier erlebt, die Stadtplanung ist eine technische, man könnte auch sagen, eine harte Materie, wo Kinder oft keinen Platz haben. Der Beirat sollte sich daher mit einzelnen Bauvorhaben und städteplanerischen Entwicklungstendenzen befassen und die Möglichkeit haben, Vorschläge und Ideen einzubringen, die dann auch in die konkrete Umsetzung Eingang finden. 

Damit hängt noch eine Forderung von uns zusammen. Wenn wir nämlich den Stellenwert von Kinderthemen in der Stadtplanung stärker würdigen wollen, dann muss es auch eine Kinderverträglichkeitsprüfung geben. Heute wurde es schon angesprochen, wenn wir in der Zukunft unseren Kindern in dieser Stadt eine Stadt bieten wollen, in der sie sich gut entwickeln können, dann muss sie auch kinderverträglich sein. Daher glauben meine Fraktion und ich, dass auch Kinderaspekte in diesen notwendigen Prüfkanon von Barrierefreiheit, Umweltverträglichkeit und so weiter einfließen sollen.

In einem vierten Antrag geht es uns um die direkte Wahrnehmung von Kinderbedürfnissen im öffentlichen Raum. Wir fordern noch einen kindergerechten Stadtplan, damit auch auf die Bedürfnisse dieser Gesellschaftsgruppe eingegangen wird. Auch in dieser Hinsicht wird die Zuweisung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Sehr geehrte Damen und Herren, wir bringen heute ein paar neue Ideen ein, die ich zumindest in den Jahren, in denen ich hier bin, noch nie gehört habe. Da, muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen, hinkt Wien im internationalen Vergleich um einiges hinterher. Ich habe Ihnen hier nur einen Auszug mitgebracht. Das ist eine ganze Fülle an internationalen Beispielen, vor allen Dingen aus Deutschland, die diese Intentionen, die ich heute hier einbringe, schon seit Jahren, um nicht zu sagen, seit Jahrzehnten, umsetzen. So gibt es zum Beispiel in Dortmund ein eigenes Kinderplanungsbüro, zu dessen Leitsätzen zählt: „Eine Stadt für Kinder kann nur gemeinsam mit Kindern entwickelt werden." - Sehr geehrter Herr Stadtrat, solche Aussagen sind in unserer Stadtplanung, wenn überhaupt, nur als Randbemerkung zu finden. In Karlsruhe, in Berlin, in München gibt es Vorbilder. In Weimar gibt es bereits seit dem Jahr 1991 ein eigenes Kinderbüro mit einem eigenen Kinderbeauftragten. In Rheinland-Pfalz wurde ein eigener Kriterienkatalog für kindergerechten Städtebau entwickelt. In der Reggio Emilia ist es selbstverständlich, dass Kinder an der Stadtentwicklung partizipieren und einen wichtigen Platz in der Stadtplanung einnehmen. 

Wo, meine sehr verehrten Damen und Herren, finden wir das in Wien? Städte werden umso zukunftstauglicher sein, je besser es ihnen gelingt, Kindern und Jugendlichen beste Start- und Entwicklungschancen zu bieten. Da gibt es in Wien noch viel zu tun, sei es im Bereich Kindergarten, der morgen diskutiert wird, sei es im Bereich Schule, der morgen diskutiert wird, sei es im Berufsbereich Jugendwohlfahrt oder sei es im Bereich Stadtplanung. Ich glaube, wir brauchen hier ein innovatives Vorwärtsdenken und weniger, sich selbstzufrieden zurücklehnen und die eigenen Errungenschaften zu bejubeln. Ich hoffe daher wirklich, dass Sie, Herr Stadtrat, es auch dem Herrn Bürgermeister weitererzählen und dass Sie und Ihre Fraktion bereit sind, sich mit den Fragen einer kindergerechten Stadt inhaltlich auseinanderzusetzen. Sie würden dieser Stadt und den Kindern einen großen Dienst erweisen! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Amtsf StR Dipl-Ing Schicker. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte zunächst mit der letzten Wortmeldung von Frau Riha beginnen. Sie sind nicht bei mir im Ausschuss und werden daher nicht ganz den Überblick über das haben, was in dieser Stadt an Stadtentwicklung passiert. So schlecht kann das nicht sein, was hier in dieser Stadt für Kinder passiert, denn sonst hätten wir in den letzten Jahren nicht eine Geburtenrate, die positiv ist, sonst hätten wir in den letzten Jahren nicht einen Zuwachs an Kindern in dieser Stadt und insgesamt, auch anteilsmäßig, mehr Kinder. Der Kollege Hoch hat das vorhin schon erwähnt. Wir haben in dieser Stadt aber nicht erst seit Neuestem mit Kindern zu tun, wie Sie hoffentlich wissen. 

Die Maßnahmen, die diese Stadt auch in meinem Bereich setzt, sind in der Regel davon getrieben, auch darauf zu schauen, was das für Auswirkungen auf Kinder, auf Jugendliche und auf unterschiedliche Bevölkerungsgruppen hat. Wenn Sie sich einmal anschauen, was mit den Schulsicherheitsplänen alles an Vorteilen auf der Schulwegsicherung erarbeitet wurde, wenn Sie sich einmal anschauen, dass wir mit der Aktion „Mehr Platz" die Mehrfachnutzung von öffentlichem Raum massiv unterstützen und immer wieder herausholen, wo es noch Verbesserungen, gerade für Kinder und Jugendliche, im öffentlichen Raum geben kann, wenn Sie sich anschauen, was alleine im Gender-Mainstreaming-Bezirk, im 6. Bezirk, seit nahezu zehn Jahren an Verbesserungen, die auf Kinder Bezug nehmen, die auf Jugendliche und auf Erwachsene mit Kindern Bezug nehmen, läuft, dann könnten Sie nicht verlangen, dass wir uns damit beschäftigen! Gerade weil Sie deutsche Städte zitiert haben, schauen Sie sich doch deutsche Städte an! In deutschen Städten ist der Bevölkerungsrückgang eklatant. Dort braucht man wahrscheinlich ein Kinderförderungsprogramm. Bei uns ist Wachstum der Bevölkerung und bei uns ist auch Wachstum bei Kindern und Jugendlichen, sogar in der Zahl, nicht nur körperlich gemeint.

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie mich damit zu den allgemeinen Fragen der Stadtentwicklung in unserer Stadt kommen. Der Kollege Hoch hat bei seiner Wortmeldung ganz offensichtlich übersehen, dass das Zitat von StR Walter, den er zitiert hat, da offensichtlich schon zu Ende ist. Er hat nämlich dann ein paar Meinungen, die der Autor dieses Artikels hat, der nicht unbekannt ist, denn er treibt seit vielen Jahren sein Unwesen, auch noch dem Herrn Walter in den Mund gelegt. In unserer Stadt wird eben nicht „Horuck“-Entwicklung betrieben, sondern in dieser Stadt gibt es seit vielen Jahrzehnten Stadtentwicklungspläne, auf denen die Stadtentwicklung aufgesetzt wird. In unserer Stadt gibt es gerade mit dem letzten Stadtentwicklungsplan genau das, was Sie eingefordert haben, Herr Hoch, nämlich Antworten darauf, wenn die Bevölkerung wächst. Das ist im Stadtentwicklungsplan 2005 ganz explizit enthalten, genau in der Form, wie Sie es verlangt haben. 

Weil gerade der Herr Madejski neben Ihnen sitzt: Das ist kein Entwicklungspopulismus, sondern das ist die Antwort darauf, dass diese Stadt in den letzten Jahrzehnten und spätestens seit dem Fall des Eisernen Vorhanges für multinationale Konzerne, zumindest regionaler Art, unglaublich attraktiv geworden ist, für Finanzdienstleister und auch im Tourismus unglaublich interessant geworden ist.

Herr Kollege Hoch, wenn Sie meinen, dass Baxter aus Wien fortgegangen ist, liegen Sie, glaube ich, falsch, denn Baxter ist sehr wohl nach wie vor im 22. Bezirk beheimatet. Sie sagen, dass die MAN aus Wien fortgegangen ist. MAN hat einen weiteren Betriebsstandort gesucht, lässt aber diesen Betriebsstandort sehr wohl im 23. Bezirk. (GR Alfred Hoch: Aber nur mehr ein Viertel der Beschäftigten!) Und zu Inzersdorfer: Nicht böse sein, aber die Firma Inzersdorfer war im Besitz einer ÖVP-Nationalratsabgeordneten. Das könnten Sie bei der Frau Pecher gleich einmal hinterfragen. Die kann Ihnen dann sagen, warum das so und nicht anders ausgegangen ist. Vielleicht wäre dann die Euphorie in der ÖVP zum Beitritt in die Europäische Union nicht ganz so hoch gewesen. Die Lebensmittelindustrie hat als Ganzes deutlich unter dieser Integration in die Europäische Union, zu der ich persönlich sehr wohl stehe, gelitten.

Lassen Sie mich auch noch ein paar Punkte dazu sagen, was die Entwicklung dieser Stadt im Detail betrifft. Wir haben ein klares Bekenntnis des Kollegen Maresch dazu erlebt, dass er den neuen Hauptbahnhof als Chaos und als großes Problem sieht. Ich bin ihm dafür dankbar. Wir sind das auch von anderen Parteien in dieser Stadt gewohnt, dass das, was künftig alle Wienerinnen und Wiener, inklusive der Oppositionsparteien, bejubeln werden, vorher schlechtgemacht wird. So hat es bei der Donauinsel begonnen und das geht jetzt beim Hauptbahnhof weiter. (GR Mag Rüdiger Maresch: Prater-Vorplatz!) Der Herr Hoch geht noch immer hier heraus und sagt, es wird keine U-Bahn zum Hauptbahnhof fahren. Herr Hoch, als Favoritner sollten Sie eigentlich wissen, wo die U1 fährt, dass sie am Südtiroler Platz vorbeifährt und genau dort der Bahnhof hinkommt. Also warum erzählen Sie das immer noch? Es glaubt Ihnen sowieso niemand mehr! (GR Alfred Hoch: Anscheinend schon! Schauen Sie in die Zeitungskommentare!) Dass die U1 zum Hauptbahnhof fährt, dass die U1 am Hauptbahnhof eine der wesentlichen Stationen haben wird, ist aktenkundig, ist evident. Der Bahnhof wird gebaut. In wenigen Tagen werden Sie sehen, dass die aktuellen Bahnhofsgebäude vorne am Gürtel abgebrochen werden. Als Favoritner sollten Sie die Situation hinten hinaus auch kennen. Dort ist schon alles weg. Dieses Projekt des Hauptbahnhofes ist eines der allerwichtigsten, um diese Dynamik für diese Stadt zu erhalten und die Dynamik der Entwicklung einer prosperierenden Stadt, eines prosperierenden Zentrums im Mitteleuropa, in Zentraleuropa aufrechterhalten zu können. Denn nur durch diesen Bahnhof wird es möglich sein, dass im Personenverkehr mit der Eisenbahn alles nach Wien konzentriert werden kann und sich nicht in der ungarischen Tiefebene oder sonst wo verläuft.

Sehr geehrte Damen und Herren, dass Bauarbeiten an einem Hauptbahnhof etwas sind, was nicht von heute auf morgen erledigt ist und nicht ohne die eine oder andere Einschränkung vor sich geht, ist hoffentlich jedem klar. Dass diese Arbeiten so umweltverträglich wie nur denkbar und wie nur machbar in Zeiten wie diesen durchgeführt werden, ist hoffentlich auch klar. Das hat sich auch bei den Umweltverträglichkeitsprüfungen herausgestellt. Dass die Österreichischen Bundesbahnen in der Lage sind, dieses Projekt zu vertretbaren Kosten zu realisieren, hat sich auch in diesem Herbst gezeigt, wo die Bauindustrie zunächst geglaubt hat, dort ordentlich kassieren zu können. Diesem wurde zum Glück für die gesamte Stadt und nicht nur für die Österreichischen Bundesbahnen ein Riegel vorgeschoben. 

Dass dabei die eine oder andere Zugverbindung während der Bauzeit nicht geführt werden kann, ist wohl verständlich, wenn auch zum Nachteil. Wenn wir aber, Herr Kollege Gerstl, einmal vergleichen, wie viele Züge in Wien fahren und wie viele Züge in Wien gestrichen werden, mit dem ÖVP-verwalteten Niederösterreich, macht der Vergleich sicher. In Wien fallen von 700 Schnellbahnzügen ganze 40 in 24 Stunden weg. Ganze 40 Züge fallen in 24 Stunden weg. In Niederösterreich fällt ein Drittel der Leistungen weg, weil Niederösterreich ganz offensichtlich nicht in der Lage ist, sich mit den Österreichischen Bundesbahnen auf einen gescheiten Nahverkehr zu verständigen. Das spüren wir in unserer Stadt zweifellos, denn wenn Züge, die in Niederösterreich für die Pendler da sind, nicht mehr weitergeführt werden, sondern man wieder auf das Auto umsteigen muss, dann ist das natürlich nachteilig für alle, die nach Wien einpendeln. Das ist überhaupt keine Frage. Nur es ist sehr wohl eine territoriale Aufgabe, dass man in seinem Landesgebiet die entsprechenden Vorkehrungen trifft und dann nicht immer ruft, das soll der Nachbar machen. Der Nachbar hat ausreichende Vorleistungen getroffen, damit der öffentliche Verkehr funktioniert, wie wir das auch sehen können. 

Die Verkehrsleistung im Individualverkehr ist in Wien generell im Rückgang. (GR Mag Christoph Chorherr niest.) - Wohlsein, Herr Chorherr! - Ich wollte gerade zu dir sagen, dass in Wien die Verkehrsleistung im Individualverkehr deutlich im Rückgang ist, innerhalb des Gürtels, im Westsegment, neuerdings auch nördlich der Donau. Wir werden nördlich der Donau mit der U2-Verlängerung im nächsten Jahr auch erreichen können, dass dort der Individualverkehr noch deutlicher zurückgeht. Wir werden auch dort Vorkehrungen für das Radwegenetz und für die Inanspruchnahme vom Radfahren machen. Denn wenn man eine neue Möglichkeit hat, in kurzer Distanz zur U-Bahn zu kommen, dann wird man das Rad viel besser nutzen können, als wenn man lange Distanzen fahren muss. Das wollen wir unterstützen und das wird im nächsten Jahr gerade im 22. Bezirk passieren. 

Ich habe mir die Zahlen noch einmal bringen lassen, weil ich nicht glauben konnte, dass ein so informierter Radfahrer wie Chorherr dieses nicht wissen könnte. Wir haben heuer bereits 3 500 Radständer neu implementiert. Es ist die Liste in den Bezirken unabhängig davon, welcher politischen Farbe der Bezirksvorsteher angehört, sehr umfangreich. Es gibt sowohl bei der ÖVP als auch bei SPÖ und bei den GRÜNEN radfahrfreundlichere Bezirke als andere. Es sind zum Beispiel im 8. Bezirk im vergangenen Jahr wesentlich mehr Radfahrbügel installiert worden als im 7. Bezirk. Das ist so. Das nehme ich zur Kenntnis, genauso wie bei uns im 9. Bezirk mehr installiert wurden als vielleicht in dem einen oder anderen SPÖ-Bezirk. Aber der Grund, warum wir jetzt diese Aktion mit der 90-prozentigen Förderung des Aufstellens von Radverkehrsanlagen machen, ist der, dass wir mit einem Big Bang, mit einem großen Schlag, erreichen wollen, dass im heurigen und im nächsten Jahr so viele neue Radbügel wie nur möglich aufgestellt, Abstellanlagen für Fahrräder an den Attraktionspunkten, an den Punkten, wo die Menschen zusammenkommen, an den Punkten, wohin man mit dem Rad fahren kann, geschaffen werden.

Was wir auch vorhaben, und das muss man auch dazusagen, ist, dass wir gerade für Veranstaltungsbereiche die Anreise mit dem Fahrrad erleichtern wollen. Das ist ein wichtiger Punkt. Wir haben das bei der Fußball-Europameisterschaft gesehen, dass die Anreise mit dem Fahrrad Sinn macht, dass da temporäre Anlagen für das Abstellen von Fahrrädern ein wichtiger Punkt sind. 

Bei diesem Thema, Herr Kollege Gerstl, ökologische oder alternative Antriebsmodelle: Lassen Sie mich ein ernstes Wort zu der Frage alternativer Antriebe sagen. Der entscheidende Punkt für eine Stadt ist, dass sie ein Gebilde ist, das sehr wenig Fläche zur Verfügung und den Riesenvorteil hat, dass sehr viele Menschen an einem Ort zusammenkommen. Diesen Vorteil am besten ausnützen können öffentliche Verkehrsmittel. Wenn Sie auf elektrobetriebene Fahrzeuge zurückgreifen, dann kann ich nur sagen, in Wien fahren die am meisten benutzten Fahrzeuge davon, die U-Bahnen und die Straßenbahnen. Gerade das ist die Antwort im Betrieb mit Strom auf die ökologische Frage, auf die Frage des Klimawandels. Die Benutzung des öffentlichen Verkehrsmittels, insbesondere dann, wenn es mit Strom betrieben ist, ist einer der vorrangigen Punkte. Ich war unlängst in Großbritannien bei einem großen Kongress der Industrie plus der Verkehrsplanungsexperten und der Politik. Zur Meinung, weil Sie Großbritannien erwähnt haben, dass dort schon so viele Elektroautos, nämlich hundert, haben Sie gesagt, unterwegs sind, kann ich Ihnen sagen, die Zahl wird erstens nicht stimmen, weil es sind sicher mehr, und zweitens ist die durchgängige Meinung von Experten, was den städtischen Verkehr betrifft, dass Elektroautos nur die Gefahr in sich bergen, das man dann wahrscheinlich ein Zweitauto dazu hat, dass man mit dem Elektroauto in der Stadt fährt und mit dem normalen, mit einem Verbrennungsmotor betriebenen Auto Überland. Das bedeutet in der Stadt wiederum mehr Platzverbrauch, wiederum mehr Bedarf an Stellplätzen und wiederum größere Probleme, den Platz freizumachen, zum Beispiel für Kinder, wie das Ihre Kollegin gefordert hat. 

Was aber auch der Fall ist, ist, dass Elektroantrieb zum Beispiel bei Fahrrädern und bei Motorscootern ganz sicher große Vorteile bringt. Dort können wir zum Beispiel verhindern, dass man, wenn man im höheren Alter ein bisschen weniger Kraft hat, wieder vom Rad weggeht und ins Auto umsteigt, sondern dass man die Nutzung von Fahrrädern noch ein bisschen im Lebensalter hinausdehnen kann, dass man weiters die Möglichkeit hat, dass man das ergänzend auch in der schlechteren Jahreszeit noch verwendet. Die Elektroautos sind allerdings auf die Dauer in einer Stadt keine gute Alternative. Sie sind dort eine Alternative, und das ist die einzige große Ausnahme, wo wir große Flotten, wie zum Beispiel die Taxiflotte, auf umweltfreundlichere Antriebstechnologien umrüsten können. Aber das ist eine Frage, die man gemeinsam mit der Taxiinnung, mit den Unternehmen in der Taxibranche besprechen muss. 

Zur Frage des Verkehrs: Was wäre eine Rede des Kollegen Maresch, wo er nicht die Sammelgaragen verteufelt? Bemerkenswert war heute allerdings, dass nicht zum ersten Mal ein grüner Redner gemeint hat, dass Sammelgaragen auch etwas Gutes sind. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wenn sie rückgebaut werden!) Ich schlage vor, macht das unter euch aus! Unseren Standpunkt kennt ihr, dass Sammelgaragen eindeutig die bessere Lösung sind, dass Sammelgaragen erst die Möglichkeit schaffen, mit Fug und Recht auf die Wienerinnen und Wiener in dem Gebiet zukommen zu können und zu sagen, jetzt können wir auch das Parkpickerl machen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das habt ihr im 9. Bezirk, im 5. Bezirk, im 6. Bezirk auch!) Zur Zeit ist die Schaffung von weiteren Parkpickerlzonen außerhalb des Gürtels einfach nicht drinnen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist ein Blödsinn!) Dabei bleibe ich. Wenn wir die Sammelgaragen geschaffen haben, dann können wir darüber reden. Dann werden die Bezirke gefragt werden, ob sie das wollen. Dann werden die Bezirke eine Entscheidung treffen und nach dieser Entscheidung wird die Stadt handeln, aber nicht vorher. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist ein Unsinn! Lies bitte die Studie! Ihr habt viel Geld dafür ausgegeben!) Überlege dir deine Position. Du bist offensichtlich auch bei deiner eigenen Partei nicht mehr ganz im Mainstream. (GR Mag Rüdiger Maresch: Da würde ich mich nicht täuschen!)

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben heute auch ein paar Punkte über die Frage der Mitbestimmung, der Mitsprache von Bürgerinnen und Bürgern gehört. Ich denke, dass das eines der wesentlichen Themen in einer Stadt der Bildung, der besser Ausgebildeten, von Menschen, die schlicht und einfach mehr Anspruch haben, gehört zu werden und mitgestalten zu können, ist. Ich denke, dass hier in letzter Zeit enorme Fortschritte gemacht wurden. Wir haben bei den Großprojekten, wenn ich nur an die Strategische Umweltprüfung Nord-Ost denke, wenn ich an die Frage des Flugfelds Aspern denke, überall Bürgerbeteiligungen einbezogen. Wenn ich daran denke, was die Lokale Agenda in den diversen Bezirken an Mitsprache geschaffen hat (GR Mag Rüdiger Maresch: Zwei Leute! Zwei Leute!), wenn ich daran denke, dass im 6. Bezirk mit dem Gender-Mainstreaming-Bezirk wirklich ordentlich etwas vorangegangen ist, wenn ich daran denke, dass in vielen Bezirken verschiedene andere, jeweils adäquate Formen der Mitgestaltung gefunden werden, dann ist das ein ganz wesentlicher Beitrag dazu, dass die Qualität der Planung in Wien erhalten und verbessert werden kann. 

Was aber dann alle drei Oppositionsparteien miteinander gegen eine Befragung der Wienerinnen und Wiener zu großen Themen aufgebracht hat, verstehe ich nicht ganz, vor allem dann nicht, Kollege Maresch, wenn du dann selbst einen Antrag für eine Frage stellst. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wir haben das abgelehnt! Das stimmt nicht! Das ist eine Phantasie von dir, was du erzählst!) Das ist nicht ganz konsistent, wenn deine Klubobfrau sofort nach der Bekanntgabe des Herrn Bürgermeisters sagt, die SPÖ könnte es gleich beschließen, das wäre viel einfacher, und du gehst dann hier heraus und stellst einen Antrag auf eine Befragung für den Regionenring um Wien. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das stimmt nicht, was du da sagst! Ich habe die Presseaussendung gelesen! Du hast sie nicht gelesen!) - Ich habe die Presseaussendung gelesen. Vielleicht liest du einmal, was die Maria Vassilakou aussendet, dann kennst du dich besser aus! 

Wir haben hier, auch wenn es dir nicht gefällt, nach einer langen Prüfung mit der Strategischen Umweltprüfung Nord-Ost festgehalten, dass es eine notwendige Frage ist, eine Straße, eine weitere Donauquerung zustande zu bringen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die Innenvariante ist die bessere! Jetzt habt ihr die Außenvariante! Die falsche Variante ist herausgekommen!) Wir haben uns mit der ASFINAG und mit der Republik Österreich, Verkehrsministerium darauf geeinigt, dass es die Außenvariante, nämlich die Untertunnelung der Lobau und der Donau wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Auf die Außenvariante! Nicht auf die Innenvariante!) Ich gehe fix davon aus, dass jemand, der das mit Unterschrift besiegelt, nämlich das Verkehrsministerium, diese Straßenzüge, und zwar die Untertunnelung der Donau und der Lobau und auch die A23 im 22. Bezirk, bauen wird, und zwar zu den Zeitpunkten, wo es vereinbart ist und nicht am Sankt Nimmerleinstag. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wenn ihr so sicher seid, stimmen wir darüber ab!) 

Damit ist auch die Frage, was denn in Aspern schiefläuft, einfach anders zu stellen, Kollege Madejski. In Aspern läuft überhaupt nichts schief. Wir haben den Spatenstich für die Verlängerung der U2. Die Frau Vizebürgermeisterin als Zuständige für die Verkehrsbetriebe hat angekündigt, und ich weiß, dass das in der Detailplanung auch fertiggestellt ist, dass die Straßenbahnverlängerung über Hirschstetten hinaus bis zum Flugfeld stattfinden wird. Wir werden mit diesen beiden Infrastrukturinvestitionen in den öffentlichen Verkehr Unglaubliches investieren. Der Herr Mahdalik wohnt dort draußen in dem Gebiet und weiß auch, wie wenig Busse dort zur Zeit unterwegs sind. Wir werden dort schienengebunden aufrüsten, sodass eine unabhängige Lösung von der Straße besteht und wir tatsächlich in der Lage sind, das Bedürfnis der großen Zahl an Wohnbevölkerung, die dort hinkommt, dank der Tätigkeit der Wiener Wohnbauförderung und der Tätigkeit des Wohnbaustadtrates, in die Stadt Wien hereinzukommen, gelöst werden kann. 

Nur eines kann man natürlich nicht. Man kann nicht bei dem ersten Fall, wo dann Diskussionen entstehen, sagen, dann bauen wir es gar nicht. Wir haben ein Bevölkerungswachstum in der Stadt, auch durch die positiven Geburtenraten. Das bedeutet mehr Wohnraum. Das bedeutet mehr Bedarf an Schulen. Das bedeutet mehr Bedarf an Freizeiteinrichtungen und an Arbeitsplätzen. All das lässt sich in den beiden großen Gebieten, Hauptbahnhof Wien und Flugfeld Aspern, errichten. 

Weil du auch nach Rothneusiedl gefragt hast: Natürlich wäre es mir recht, wenn wir Rothneusiedl genauso zügig machen könnten. Aber am Flugfeld Aspern und am Hauptbahnhof ist die Verfügbarkeit wesentlich leichter. In Rothneusiedl ist das leider nicht der Fall. Daher wird Rothneusiedl ein bisschen längern dauern. Ich kann jetzt schon ankündigen, wir werden die Zeit nicht verstreichen lassen. Wir werden die Zeit dazu nutzen, dort wiederum in einen intensiven Dialog mit den Anrainerinnen und Anrainern und mit den künftigen Nutzern zu treten, sodass wir die Zeit ordentlich nutzen können, so wie es auf den KDAG-Gründen der Fall war, dass man mit der Bevölkerung gemeinsam die Entwicklung dieses Gebietes angeht. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe eine Fülle von Punkten, die ich noch erzählen könnte, über das Ressort, über die breite Aufgabenstellung, die wir haben und über den sehr großen Anteil, den die Abteilungen am Gelingen der Entwicklung dieser Stadt und an der Positionierung dieser Stadt an der ersten Stelle in der Mercer-Studie, die die Lebensqualität weltweit ausdrückt, leisten. Ich darf mich bei der Gelegenheit bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meines Ressorts herzlich bedanken! Es ist manchmal nicht ganz leicht, mit den Einwürfen der Opposition zurande zu kommen. Es macht euch viel Arbeit. Aber ich muss sagen, es gelingt unglaublich viel und ihr seid eine wertvolle und phantastische Stütze! 

Sehr geehrte Damen und Herren, damit hoffe ich, dass Sie den Punkten, die meinen Anteil im Budget betreffen, die Zustimmung erteilen werden, aber ich befürchte, es wird bei der Opposition wiederum nicht reichen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt. Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Umwelt mit Postnummer 5, das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung Wien Kanal für das Jahr 2010, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien und den Wirtschaftsplan Wien Kanal jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Dann darf ich die KollegInnen bitten, so vorzugehen. 

Als Erste bei der Beratung zur Geschäftsgruppe Umwelt ist Frau GRin Matiasek gemeldet. Ich ihr das Wort.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist nun meine fünfte Budgetdebatte in diesem Haus und ich muss sagen, es hat einen hohen Wiedererkennungsfaktor, wie sich Budgetdebatte für Budgetdebatte abspielt. Wir sind jetzt erst beim dritten Ausschuss, aber eines kann man, glaube ich, schon generell sagen, es wird sich bis morgen Abend durchziehen, es wird jede kritische Anmerkung der Opposition, egal, ob sie sachlich oder ein bisschen weniger sachlich vorgebracht wird, einfach weggewischt und ihr irgendwie entgegnet wird, aber keinerlei Anzeichen sind vorhanden, dass man vielleicht einmal die eine oder andere Anregung annimmt. Dabei ist die rote Stadtregierung gar nicht so wenig lernfähig, es dauert nur alles recht lange. Wenn ich mir etwa diesen Prozess mit dem kostenlosen Kindergarten in Wien vor Augen führe, dann haben wir doch in dem einen oder anderen Punkt die Hoffnung, dass ein Umdenken stattfinden wird. Die SPÖ wird dann halt meinen, es ist ihr eigenes gewesen, es auch so durchführen und vor allem veröffentlichen. 

Nun zur Gruppe Umwelt, wobei ich nicht anstehen möchte zu sagen, dass wir in vielen Bereichen durchaus ein ambitioniertes Programm in Wien haben, wir, wie die Frau Stadträtin gerne sagt, gut aufgestellt sind. Das möchte ich gar nicht bestreiten. Es wird auch in den Abteilungen gute Arbeit geleistet. Dafür möchte ich mich auch bedanken. Dennoch gibt es den einen oder anderen Kritikpunkt, der aus unserer Sicht anzumerken ist. Von den anderen Oppositionsparteien werden es wahrscheinlich andere Punkte sein.

Ich komme einmal zum Umwelt- und zum Naturschutz und mache sozusagen einen Ausflug in den Grünraum. Ich weiß, es ist ein Dauerbrenner. Dennoch werde ich es wie jedes Jahr anführen, weil ich sehe, dass hier noch Handlungsbedarf besteht und weil ich hoffe, dass sich in Zukunft hier doch eine Änderung ergibt. Das sind aus unserer Sicht, und nicht nur aus unserer Sicht, die leidigen Grillplätze im Wald- und Wiesengürtel mit all den negativen Auswirkungen. Ich würde Ihnen empfehlen, vielleicht dazu einen Punkt in Ihrer Bürgerbefragung zu machen.

Sehr geehrte Frau Stadträtin, vielleicht gibt es auch hier einmal ein Umdenken. Vielleicht sollten sich die Damen und Herren der SPÖ das einmal genauer anschauen. Wir sind jetzt wieder in der grillfreien Saison. Dennoch kommt der nächste Frühling bestimmt. Das ist auch gut so. Damit geht dann und im Sommer wieder das Grillen los. Es ist einfach so, dass es nicht nur die Plätze selbst sind, sondern dass hier eben, wie etwa im Fall Auhof, die Anrainer belästigt sind, wenn sie diese Aromawolke in geballter Form kriegen. Es ist nicht nur der Nachbar. Wenn ein Nachbar grillt, kann es unangenehm sein, aber damit muss man rechnen und zurechtkommen. Aber die geballte Aromawolke eines Grillplatzes Wochenende für Wochenende einatmen zu müssen, ist eine Zumutung. Fragen Sie einmal mit Ihrer Befragung die dortigen Bürger, was sie davon halten. Sie werden Ihnen sicherlich eine entsprechende Antwort geben. Diese Forderung von uns steht also nach wie vor im Raum: Schluss mit den Grillplätzen im Wald- und Wiesengürtel! Dafür sind auch die entsprechenden Vorkehrungen zu treffen. (Beifall bei der FPÖ.)

Wir sind nicht nur, wie wir gerne hingestellt werden, Schlechtredner, wenn wir weiter beim geschätzten Erholungsraum der Wiener bleiben. Ich bleibe im Westen von Wien. Hier haben wir Freiheitliche im Vorjahr, aber auch schon in den Jahren davor, kritisch angemerkt, wie etwa auf den Steinhof-Gründen mit den dort vorhandenen Obstbäumen umgegangen wird. Siehe da, erst wurde unsere Kritik zurückgewiesen, dass man dort Obst nicht stückweise, sondern astweise pflückt und plötzlich gab es Pflückhilfen sowie durchaus auch Kontrollen, wie mit den Bäumen umgegangen wird. Das freut uns. Wir sehen die SPÖ lernfähig, aber es braucht einen gewissen Druck, einerseits durch Wahlen und natürlich auch den Druck durch die Opposition.

Ich komme zum dritten Punkt, wo wir ein Defizit orten. Das ist die Vermittlung unserer Standards in Bezug auf Umwelt und Naturschutz bei den Zuwanderern. Das muss verstärkt ins Integrationsprogramm aufgenommen werden, und zwar würden wir vorschlagen, in den Stellen der Umweltberatung. Wir investieren viel Geld in die Umweltberatung. Das ist auch gut so. Das sollte eben in diesen öffentlichen Einrichtungen Zuwanderern vermittelt werden, wie bei uns der Müll vermieden und getrennt entsorgt wird, wie wir zu Natur und Umwelt stehen. Wir haben diesen Standard in vielen Jahren mühevoll erarbeitet. Hier hat auch die Stadt Wien mit den zuständigen Abteilungen ihren Beitrag geleistet. Ich sehe also nicht ein, warum eine Gruppe der Bevölkerung das nicht so annehmen soll. Wenn Sie meinen, dass das nicht notwendig ist, kann ich Ihnen empfehlen, auch diesen Punkt in Ihre Befragung hineinzunehmen. Auch da werden Sie die entsprechende Antwort von den Wienerinnen und Wienern bekommen.

Sie haben ja schon in einigen Bereichen, wie etwa bei der Lärmentwicklung in den Wohnhausanlagen, reagiert. Ihre ganze Flotte an Ordnungsdiensten, Beratern und Einsatztruppen zeigt, dass sehr wohl etwas los ist, dass sich die Bevölkerung zu Recht über viele Zustände aufregt. Dazu gehört natürlich auch ein teilweise wirklich schonungsloser Umgang mit unserem Grünraum und mit unseren Umweltressourcen. Dazu gehört auch zum Teil ein wirklich unwissender Umgang mit dem Thema Müll. Bitte, Frau Stadträtin, vielleicht im Hinblick auf die Wahlen, dass Sie dann doch reagieren und in Zukunft auch die entsprechenden Maßnahmen und Vorsorgemaßnahmen treffen, dass es endlich dazu kommt, dass alle den gleichen Wissensstand haben. Ich glaube, auch das wäre wesentlich, um unser Wien noch schöner und lebenswerter zu machen.

Ein Thema, über das wir heute schon ansatzweise gesprochen haben: Es macht der Bereich Information, Öffentlichkeitsarbeit einen dicken Budgetbrocken aus. Diese Mittel sind auch erhöht worden. Der Einsatz dieser Mittel betrifft jede Geschäftsgruppe, so natürlich auch unsere Geschäftsgruppe Umwelt. Ich glaube wirklich, dass wir hier nicht immer den richtigen Weg gehen. Denn es sind zwar viele der Plakatserien oder Folder oder viele Aktionen in der Öffentlichkeitsarbeit sehr witzig, sehr originell, nur glaube ich nicht, dass sie wirklich dort ankommen, wo sie ankommen sollen und ankommen müssen. Wenn ich an die letzte Plakatserie mit den Sardinendosen, mit Glas und so weiter denke, ist das für jemanden, der in die Gruppe der Müllsünder gehört, keine Anregung, seinen Müll wirklich zu trennen und ordnungsgemäß zu entsorgen, ihn aber vorher natürlich zu vermeiden, was besonders wichtig wäre. Ich glaube, Informationen, die originell und witzig sind, sind gut und schön, machen Spass, es ist vielleicht auch sehr nett, sie zu präsentieren, aber sie sind sicher kostspieliger als Informationen, die in sachlicher Weise zielführend sind. Wenn ich beispielsweise daran denke, dass wir zwar schon viele Plakatserien erlebt haben, mit Hunden, Einkaufswägen und so weiter, aber bei den Altstoffsammelstellen noch immer die mehrere Jahre alten, zum Teil verblichenen Tafeln in 2 m Höhe teilweise überhaupt nicht mehr kenntlich sind, dass es keine deutlichen Hinweise gibt, dass dort kein Sperrmüll hingehört, dass es keinen Hinweis gibt, wo sich der nächste Mistplatz befindet und wann der offen hat, also wirklich sachliche Information für die Bürger, deutliche Hinweise, wie die entsprechende Entsorgungsstelle zu verwenden ist, dann stimmt hier etwas in der Öffentlichkeitsarbeit nicht. Ich appelliere hier, die entsprechenden Maßnahmen zu treffen. Wir haben es auch wiederholt verlangt, Altstoffsammelstellen mit entsprechenden Informationen auszustatten. Das wäre wirklich wichtig.

Die „Waste Watcher“, die in Wien unterwegs sind, also eine der vielen Ordnungstruppen der letzten Jahre, dürften nur partiell unterwegs sein. Es gibt nach wie vor Bereiche, vor allem im gürtelnahen Bereich, wo man den Eindruck hat, dass diese Truppe noch nie dort gewesen ist beziehungsweise nicht dafür gesorgt hat, dass diese Grätzel sauberer werden. Leider ist das so. Vielleicht sind es zuwenig Leute, vielleicht haben sie auch keine koordinierten Einsätze. Jedenfalls sind sie nicht die Erfolgsgeschichte, als die sie verkauft werden. Hier ist noch viel nachzujustieren. Besser wäre natürlich überhaupt eine einheitliche Ordnungstruppe in Wien, die sich unter anderem auch um die Reinhaltung des öffentlichen Raumes kümmert.

Ein Bereich, wo man auch sieht, dass die Öffentlichkeitsarbeit und die Informationspolitik doch nicht ausreichend sind, ist das Wissen vieler Hausinhaber um den Einsatz erneuerbarer Energien. Es ist gerade einerseits als Investitionsmaßnahme, aber auf der anderen Seite natürlich auch aus umweltpolitischen Gründen dringend notwendig, dass wir verstärkt erneuerbare Energien einsetzen. Ich rate jedem, der es nicht glaubt, stellen wir uns einmal auf einen der Berge, die Wien umgeben und schauen wir von oben auf diese Kleingärten, ganzjährig Wohnen gewidmete Gartensiedlungen in den locker verbauten Bereichen. Hier ist es wahrzunehmen, wie wenig Gebäude mit entsprechenden Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie ausgestattet sind. Ich gehe sehr gerne im Wiener Grünraum spazieren oder verbringe dort meine Freizeit. Ich gehe auch ganz gerne durch die Siedlungen und schaue mir das an. Ich habe dort mit Leuten gesprochen und sie gefragt, nachdem das Haus ideal liegen und sich das Dach eignen würde, ob sie das vorhaben. Es ist eines klar, die Leute sind, auch wenn es natürlich die entsprechende Homepage und so weiter gibt, unzureichend informiert. Das ist der eine Punkt. Der zweite ist, nach wie vor sind diese Anlagen sehr teuer. Ich glaube, es wäre notwendig, dass wir hier die Förderungen durchaus verstärken, nicht nur natürlich für Fotovoltaik-Solaranlagen im locker bebauten Bereich oder dort, wo Einzelhäuser oder Doppelhäuser stehen oder kleinstrukturierte Bebauung ist, sondern selbstverständlich auch, und das zeigt auch ein Blick auf die Dächerlandschaft von Wien, dass wir noch einen großen Nachholbedarf haben, was die Versorgung der einzelnen Wohnobjekte oder der Amtshäuser oder der öffentlichen Gebäude mit entsprechenden Anlagen betrifft.

Wir haben uns darauf verstanden, dass wir in Kürze das Klimaschutzprogramm II zur Beschlussfassung bringen. Darin ist durchaus ein Bekenntnis enthalten, die erneuerbaren Energien als Wärme, zur Wasseraufbereitung, als Einrichtung zum Heizen zu installieren und verstärkt in Wien einzusetzen. Aber da haben wir einen großen Aufholbedarf, wenn man sich die Realität anschaut. Ich glaube, da muss man die Investitionen doch deutlich gegenüber dem, wie sie vorgesehen sind, verstärken. Es gibt einige Renommierobjekte, wie man so sagt, einige Amtshäuser, öffentliche Gebäude oder etwa den Hugo-Breitner-Hof auf dem Sektor des städtischen Wohnbaus, aber in der Regel finden wir noch viel zu wenig große Gebäude, die in der Hand der Stadt Wien liegen und die mit der entsprechenden Ausstattung zur Nutzung von Sonnenenergie versehen sind. 

Frau Stadträtin, hier auch unser Appell, dass man einerseits die Mittel aufstockt und andererseits die Informationsschiene wesentlich verstärkt. Es ist so, dass die Leute nicht ausreichend Kenntnis der Sache haben, nur glauben, dass diese Dinge unglaublich teuer sind und daher davor zurückschrecken, sich überhaupt einmal dafür zu interessieren. Ich glaube, hier wäre eine gezielte Kampagne hoch an der Zeit. Es geht vor allem auch um die Bereiche, die vielleicht niemals, aber auf keinen Fall in absehbarer Zeit, an das Wiener Fernwärmenetz angeschlossen sind. Sie stellen sehr gerne und auch mit Recht die Fernwärme als eine besondere Errungenschaft in Wien dar. Das ist gut und richtig so. Das unterstützen wir selbstverständlich, mit allen Schwierigkeiten, die es gibt, die schon oft im Bereich Wohnbau von meiner Kollegin Henriette Frank angesprochen worden sind. Aber bitte verstärken wir doch dort, wo die Fernwärme nicht hinkommt oder in absehbarer Zeit nicht hinkommt, den Ausbau der Anlagen, um die Sonnenenergie zu nutzen!

Ein weiterer positiver Nebeneffekt ist, dass durch die Nutzung der erneuerbaren Energie auch die Energieautarkie gestärkt wird und das muss in weiten Bereichen unser Ziel sein, so weit wie möglich unabhängig zu sein, vor allem von Importen von Energie. 

Ich komme zum Schluss noch kurz zu einem Thema, das uns auch ein Anliegen ist. In diesem Ressort betrifft es Kanal, Müll und Wasser, die Überschüsse, die aus den Gebühren entstehen. Hier darf sich die Stadt Wien kein Körberlgeld machen. Es waren immerhin, jetzt sage ich, in den guten Jahren 2007, 2008, denn wir sind ja jetzt doch in Zeiten der Krise, 230 Millionen EUR an Überschüssen. Dieses Geld ist, wenn ich Sozialstadt sein will, an die Bevölkerung zurückzugeben und nicht als Körberlgeld einzusacken. 

Sehr geehrte Damen und Herren, vieles ist gut, aber manches ist arg verbesserungswürdig! Wir werden daher dem Budget nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Es ist wieder einmal Zeit, sich bei den Beamten und Beamtinnen für die gute Arbeit zu bedanken. Es wurde wirklich zum Teil sehr gute Arbeit geleistet. Trotzdem denke ich mir, bleibt natürlich immer wieder Kritik. Aber die Kritik ist in Wirklichkeit an die Politik gerichtet, weitaus weniger an die Beamten und Beamtinnen, weil die sind sozusagen die Ausführenden und die Politik ist die Verantwortliche.

Was mir beim Budget aufgefallen ist, ist natürlich, dass man wieder sagen kann, da sind Überschüsse bei Wasser, bei Kanal, aber auch bei Müll. Letztendlich, denke ich mir, muss man das als eine Gesamtheit sehen und nicht schon wieder nach einer möglichen Ausgliederung, Privatisierung, vielleicht diesmal nicht, aber grundsätzlich nach einer Ausgliederung, rufen, wie es vielleicht die FPÖ oder die ÖVP tut. Was mir allerdings aufgefallen ist, und da bin ich gespannt, wie das bei der MA 22 ausschauen wird, ist, dass der Ausgabenrahmen zumindest meines Wissens nach um 1 Million EUR gesunken ist. Da ist die Frage, was das real wieder bedeutet, aber wir werden uns anschauen, was dann letztendlich beim Rechnungsabschluss herauskommt. 

Jetzt zu den einzelnen Punkten. Ich habe es zum Beispiel eigentlich sehr toll gefunden, dass die Stadt Wien, also in dem Fall die Umweltstadträtin, 205 000 Unterschriften bei den Einwendungen gegen Mochovce zusammengebracht hat. Interessant war, dass der ÖVP-Minister sehr seltsam reagiert und die Umweltstadträtin und letztendlich auch die Umweltorganisationen auf die Poststelle verwiesen hat, was in Wirklichkeit bezeichnend ist. Weil bei dem Einsatz, den die Umweltminister bisher gepflogen haben, war das nicht wirklich viel, aber - und da kommt schon das Aber - die Frage ist natürlich, was jetzt mit den 205 000 Unterschriften passiert. Es war immerhin eine Mobilisierungsgeschichte. Aber über die 380 kV-Leitungen, die vom Verbund gebaut werden, die seinerzeit eine Verstärkerleitung von Dukovany nach Wien, genauer gesagt, in das Umspannwerk, waren, beziehungsweise auch von Györ, wo der slowakische Atomstrom nach Italien weitergeleitet werden soll, hätte eigentlich der Verbundkonzern, und damit auch die Stadt Wien, die Möglichkeit einzugreifen. Wie man immer so schön sagt, bis jetzt hat die Stadt Wien kein Ohrwaschel gerührt. Da passiert in Wirklichkeit gar nichts! Wir haben hier schon einmal darüber diskutiert. Medial wird zwar immer wieder kolportiert, dass die Stadt Wien keinen Atomstrom eingekauft hat, aber interessant wäre, wenn man die Verträge zum Einkauf von Wienstrom veröffentlichen könnte.

Eine weitere interessante Geschichte ist, und das ist auch immer in Diskussion, wie es sein kann, dass jemand, der wenig Strom verbraucht, im Grunde genommen mehr als jemand, der viel Strom verbraucht, bezahlt. Da geht es darum, dass die Stromtarife von Wienstrom natürlich da zu verhindern sind. Ausrede ist immer, es gibt eine Strommarktliberalisierung und das kann sich Wienstrom nicht leisten. Ich glaube, da erwarte ich mir sowohl von der Stadträtin als auch vom Umweltminister, aber auch, wenn man so will, vom Industrieminister oder Energieminister einen anderen Zugang. Das heißt, wir brauchen, wenn es um die Ökologie geht, einen anderen Zugang zur Preisgestaltung.

Damit bin ich schon beim Klimaschutz. Klimaschutz haben wir heute schon mehrfach gehört. Österreich ist jetzt endgültig Letzter geworden. Früher waren Portugal und Griechenland noch hinter uns. Die haben wir erfolgreich vor uns gelassen, kann man durchaus sagen. Schuld sind, auch das kann man durchaus sagen, Bartenstein, Molterer, Pröll und jetzt natürlich auch der Herr Berlakovich, der in den Zeitungen inseriert, es ist fünf Minuten vor zwölf beim Klimaschutz. Dazu kann man nur sagen, da hat die ÖVP lange nicht auf die Uhr geschaut. Und zwar wirklich ganz lange nicht. Die Stadt Wien, das habe ich zuerst schon beim Verkehr ausgeführt, hat zwar relativ bessere Werte als die anderen Bundesländer, aber das Gelbe vom Ei ist es auch nicht, wenn zum Beispiel steht, das Vermeidungspotenzial, das das KliP II bringen soll, ist etwas über eine Million Tonnen CO2. Doppelt so viel war es beim KliP I. Dazu muss man sagen, das Vermeidungspotenzial ist interessant, aber Reduktionspotenzial gibt es dabei keines. Da würde ich mir schon wünschen, dass da einiges mehr passiert.

Damit komme ich gleich zu einigen Punkten, die mir da wichtig erscheinen. Eine Geschichte ist die Sanierungsoffensive in Wien, die zwar vom Bund 3 Prozent vorgeschrieben bekommen hat, aber in Wien gibt es auch nur 1 Prozent. Das heißt, wir müssen drastisch viel Geld in die Wärmedämmung bei Einfamilienhäusern, bei Gemeindebauten und bei Amtshäusern investieren. Da ist in Wirklichkeit einiges noch im Argen. Ich weiß schon, dass das vor allem auch in einem anderen Ressort liegt, aber letztendlich auch bei der Umwelt zu diskutieren ist. Der Ausstieg aus den fossilen Energien findet in Wien eigentlich kaum statt. 

Wien weist immer darauf hin, wunderbar, wir haben die Fernwärme. Das stimmt, nur sagt niemand dazu, dass 75 Prozent der Fernwärme mit Gas erzeugt werden. Und das ist in Wirklichkeit natürlich schon ein bisschen schwierig, denn gibt es die Gaskrise, so gibt es letztendlich auch die Fernwärmekrise, und das sollte man nicht vergessen. 

Und bei den Solaranlagen, da ist Wien auch nicht das Gelbe vom Ei. Da haben wir in Wirklichkeit unter den Bundesländern den letzten Platz, und heute haben wir schon darüber diskutiert, gefördert werden nämlich keine Elektroautos und keine Hybridautos, sondern Erdgasautos. Und das geht in Wirklichkeit noch immer mit fossiler Energie, die da gefördert wird, und das weiß man, und das weiß auch die Umweltstadträtin, das wissen wir auch alle gemeinsam. 

Letztendlich ein wichtiger Punkt war im KliP auch die Abfallwirtschaft, und da wird wieder das hohe Lied auf die Müllverbrennungsanlagen gesungen. Wir haben zu der Geschichte schon längere Sträuße ausgefochten, aber Faktum ist, und was herausgekommen ist, dass die Müllvermeidung oder die Müllreduktion in Wien nicht wirklich stattfindet. Ich meine, das Einzige, was man im Moment sagen kann, ist, dass das Restmüllaufkommen stabil ist. Wir haben sehr viele Müllverbrennungsanlagen mit einer Überkapazität. Das war damals auch schon klar, und es wird eines Tages soweit kommen, dass man letztendlich Müll aus Niederösterreich oder aus den anderen Nachbarstaaten durchaus auch in Wien verbrennen kann. Das wollten wir nicht, das wollen wir nicht, und ich glaube nach wie vor, dass es möglich wäre, aus dem Flötzersteig auszusteigen, den Flötzersteig zu schließen, und da braucht man dazu auf jeden Fall eine Machbarkeitsstudie. Dass man dort vielleicht ein Problem mit der Fernwärme hat, das ließe sich anders auch lösen. Es gibt ja Nahversorgungsnetze, da könnte man dort durchaus Wärme erzeugen, aber nicht durch Müllverbrennung, wie es jetzt noch immer passiert. 

Wie gesagt, bei der Abfallwirtschaft ist noch zu erwähnen - aber das wird dann Kollege Margulies vielleicht noch sagen -, dass es uns darum geht, dass auch bei der Konstruktion des Müllofens schon einiges im Argen gelegen ist, und dass man da durchaus mit großen Mülltonnen wenig machen kann. 

Weiters liegt auch im Argen, dass es ganz viel Verwirrung gibt. Zum Beispiel, wie ist das mit der Küchentonne, wie ist das mit der Grünschnitttonne, wenn man so will, was passiert da in Wirklichkeit. Immer wieder rufen Leute bei uns an und sagen, warum haben wir keine Biotonne mehr, warum gibt es das oder jenes nicht. Also, da denke ich mir, gibt es sehr viel an Information zu leisten, und genauso viel Information ist auch noch notwendig, damit man den Kompost, der zweifelsohne in Wien sehr gut ist, an die Bürger und Bürgerinnen bringen kann. 

Aber zur Müllvermeidung noch einmal zurück. Wenn ich mir zum Beispiel die großen Feste im Rathaus anschaue, da gab es die Idee, und das stand auch überall auf Flächen, die die Stadt Wien besitzt, zu lesen: „Wenn Feste hier stattfinden, dann müssen Mehrweggebinde verwendet werden.“ Da möchte ich einmal alle bitten, schaut Euch bitte einmal an, was nach den großen Festen im Rathaus an Müll in den Gruben herumliegt. Da gibt es natürlich auch die Einweggebinde, da gibt es natürlich auch die Aludosen, zum Beispiel von Red Bull, die kugeln haufenweise herum, und da kann mir keiner erzählen, dass das Mehrweggebinde sind, sondern das sind schlicht und einfach Einweggebinde, und die Stadt Wien hat genau völlig versagt in dieser Geschichte, nämlich bei der Einweggeschichte. Die hat in Wien gegen Mehrweggebinde gewonnen. 

Das wissen wir, und es gibt auch keine Initiative im Bund, eine ordentliche Verpackungsverordnung irgendwie umzusetzen, das passiert nicht. Die wurde seinerzeit unter der StRin Kossina gekippt, und jetzt haben wir den Scherm auf. Es passiert gar nichts, ganz im Gegenteil, im Moment werden die Mineralwasserglasflaschen ausgelistet, und es gibt nur mehr Einwegmineralwasser. 

Doch zunächst zurück: Es gibt noch ein paar Dinge, die mir ganz wichtig erscheinen, und zwar beim Mobilfunk. Beim Mobilfunk ist es noch immer so, dass Kumulation kein Thema ist. Es werden laufend Masten aufgestellt, die Umweltanwaltschaft sagt, es gelte der Wiener Wert. Nur, wer misst, wer schaut nach? Niemand. Da werden die Bürgerinnen und Bürger im Stich gelassen. 

Vor Kurzem hat eine sehr interessante Enquete stattgefunden, und zwar in der AK, zum Thema „Straßenlärm und Aktionspläne", und da ist was Interessantes herausgekommen. Es war ein Vertreter der MA 22 dort und hat eine Werbeeinschaltung über den Masterplan Verkehr gemacht, wie toll der nicht ist. Nur, damit fangen die Bürger und Bürgerinnen, die am Gürtel wohnen, gar nichts an. Dort ist es laut, dort wird uns erzählt, es brauche, oder die ASFINAG erzählt uns zum Beispiel, wir müssen unbedingt lärmarme Reifen kaufen. Ja, warum will die ASFINAG, dass alle Leute lärmarme Reifen kaufen? Natürlich, dass sie sich den Lärmschutz erspart. 

In der Stadt ist es in Wirklichkeit so, dass die Tempo 30-Ansagen im - wenn man es so bezeichnen will - untergeordneten Verkehrsnetz noch immer ein Problem sind, und beim Tempo 50 hat uns ja die ÖVP oder der ÖAMTC oder auch die FPÖ bewiesen, wenn man nur fest draufdrückt, dann wird aus dem Luft-50er wieder ein Luft-60er. 

Und damit bin ich schon bei einem wichtigen Punkt. Es heißt, noch einmal, wichtig ist, den Lärm zu reduzieren, weil Lärm für viele Bürger und Bürgerinnen einfach krankmachend ist, ob es jetzt der Fluglärm, der Straßenlärm oder der Bahnlärm ist. Und beim Straßenlärm, aber auch beim Fluglärm, da ist die Stadt Wien in Wirklichkeit verpflichtet, was zu tun. Nur, Tempo 30 oder lärmarme Reifen spielt es nicht, genauso wie beim Flüsterbelag. Da heißt es immer, der wirkt erst über Tempo 50. Da sollte man doch einmal messen, wie schnell am Gürtel oder anderswo gefahren wird. 

Also, wie gesagt, da tut sich nicht wahnsinnig viel. Ein bisschen besser geworden ist es interessanterweise ja mit dem Feinstaub im Winter, aber nicht, weil die Stadt Wien so tolle Maßnahmen getroffen hat, sondern weil wir einen warmen Winter gehabt haben. Wenn der heurige Winter wieder einmal frostiger wird, dann werden wir einmal schauen, wie die Feinstaubwerte hinaufgehen. Wir haben auch verlangt, dass man den Kraftwerksbau im Ausland mit Elektrofiltern verbessert, bedauerlicherweise aber ist noch immer nichts passiert. Gescheit wäre es gewesen, wenn die Stadt Wien im Ausland investiert hätte, hat sie aber nicht gemacht. 

Eine andere Sache, die die Stadt Wien auch nicht gemacht hat, ist der Bodenschutz. Unter Frau Kossina wurde uns versprochen, ein Bodenschutzgesetz soll es geben, das die Versiegelung und letztendlich auch den Grünraumschutz irgendwie in Angriff nimmt, aber da ist genau gar nichts passiert. Das Bodenschutzgesetz ist uns einmal im Naturschutzbeirat im Magdalenenhof präsentiert worden, da hat es eine wunderschöne Power-Point-Präsentation gegeben, und dann ist es verräumt worden. Also, vielleicht sollte man es wieder auspacken und dann wieder etwas tun. 

Jetzt, am Schluss, zu zwei, ja zu zwei wirklich kontroversiellen Dingen, und die eine Geschichte ist der Fluglärm. Der Fluglärm ist schon ein bisschen so wie, nun, da machen wir ein bisschen was und warten ein bisschen, dass vielleicht was passiert, und jetzt in der Krise fliegen ohnedies nicht so viele Leute, vielleicht vergessen es die Leute. Ich wollte nur einmal daran erinnern, es gibt noch immer kein Nachtflugverbot über ganz Wien, sondern nur über zwei, zwar zwei relativ große Bereiche, aber über den Nordosten Wiens gibt es genau gar kein Nachtflugverbot. Das wissen alle Menschen, die in Eßling oder in Aspern wohnen, und die Leute, die im Flugfeld Aspern bald einziehen werden, die werden es noch merken, was laut sein kann und was nicht laut sein kann. 

Wir haben zum Thema Fluglärm ein paar Anträge. Der eine betrifft die Mietzinsminderung in Gemeindebauten durch den Fluglärm, den möchte ich gerne weitergeben, bitte schön. 

Dann einen Antrag, der betrifft die Gesundheitsgefährdung durch nächtlichen Fluglärm. Da hat es ja auch eine Studie gegeben in der Bundesrepublik, das hätten wir hier auch ganz gerne. 

Dann einen Antrag betreffend unabhängige Fluglärmmessungen in Wien. Das ist ja auch interessant: Messen lässt der Flughafen. Der Flughafen ist ja bekanntermaßen eine unabhängige Organisation, ist eine Firma, in der zufälligerweise die Roten und die Schwarzen das Sagen haben, da hätten wir gerne eine unabhängige Messung dazu. 

Zum Nachtflugverbot habe ich kurz schon Stellung genommen, nun zum Nachtflugverbot noch etwas, dann zur Besteuerung von Flugbenzin und zur Auswirkung der Tarifpolitik. Damit hätte ich meine Anträge wieder einmal in dem Fall an die Frau gebracht. 

Also, wie gesagt, noch einmal: Fluglärm ist ein Thema, Fluglärm ist in Wirklichkeit nicht wenig zurückgegangen, aber sollte die Wirtschaftskrise doch endlich einmal ein Ende finden, dann wird wieder mehr geflogen werden in Wien, sagen die einen. Wir glauben, dass es nicht so sein wird, weil die AUA von besagten beiden Parteien in den Boden gefahren worden ist und ganz billig, eigentlich um 500 irgendwie, und glaube ich, ganz billig zu haben war und dann haben wir außerdem, glaube ich, noch einen Haufen Millionen bezahlt, damit man überhaupt etwas verkaufen kann. Ich finde, damit bekommt Verkaufen eine ganz besondere Bedeutung, wenn ich eigentlich als Verkäufer noch was zahlen muss, dass der Käufer die Geschichte kauft. 

Zum Skylink ein paar Worte: Der Skylink ist so eine schöne Sache, den betrifft ja letztendlich auch die Ex-post-UVP, die im Moment im Gange ist, aber beim Skylink hat man wirklich gesehen, was Parteienwirtschaft im Grunde genommen bewirkt. Die Stadt Wien hat immer gesagt: „Nein, das geht uns gar nichts an.“ Es ist nur so, dass die Stadt Wien und das Land Niederösterreich - hier die SPÖ, dort die ÖVP -, gar nichts zusammengebracht haben, sondern letztendlich 600 Millionen EUR in den Bach gefahren haben. Aber der Kollege wird uns vielleicht ohnedies was sagen, Kollege Valentin nämlich, der da einer der großen Auskenner ist. Der wird uns etwas sagen können. 

Ich möchte nur ganz zum Schluss noch eine Kleinigkeit, die mir ganz wichtig ist, nennen, und zwar ist das die Flussrenaturierung in Wien. Es hat einen Rechnungshofbericht gegeben zur Renaturierung im Wienfluss. Ich habe es sehr schade gefunden, dass die Renaturierung nicht durchgeführt worden ist. Wenigstens bis zur Kennedybrücke wäre sie möglich gewesen, alles andere halte ich für wenig sinnvoll. Es gibt in Wirklichkeit nicht einmal irgendetwas im Moment bei den Wienerwaldflüssen, außer bei der Liesing, und da hat man in Wirklichkeit an der Mündung, also mehr oder weniger im Unterlauf, begonnen und das am Oberlauf, das passiert überhaupt nicht. Damals hat vor vielen, in dem Fall muss man schon sagen, vor vielen Jahren, Frau StRin Kossina gesagt, sie brauche auch etwas für die nächste Legislaturperiode. Das ist die Legislaturperiode, die wir jetzt haben, und möglicherweise sagt die Frau StRin Sima, sie brauche noch etwas für die nächste Legislaturperiode, aber möglicherweise sehe ich für die nächste Legislaturperiode ziemlich schwarz für die Umweltpolitik, denn wenn es eine gemeinsame Stadtregierung unter SPÖ und ÖVP gibt, dann wird das Ressort möglicherweise der ÖVP zufallen und so sehe ich noch schwärzer als jetzt. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Stiftner. 

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren! 

Ja, wir befassen uns heute mit einem Budgetvoranschlag eines neuen Jahrzehnts. Eine Tatsache, die Sie, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ, wieder einmal wenig zu budgetpolitischen Innovationen ermuntert hat. So ist es nun einmal, denn die Budgetpolitik, vor allem auch die des Umweltressorts, lässt jene Innovationen, Kursänderungen und Weichenstellungen missen, die für die Umweltpolitik in dieser Stadt so dringend notwendig wären. Ich möchte Ihnen heute anhand eines Beispieles aus der Geschäftsgruppe Umwelt darstellen, wie groß Ihre Misere, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ, ist. Denn wenn Sie, werte Abgeordnete der Mehrheitsfraktion, alle Zahlenreihen durchgegangen sind, und ich nehme an, Sie haben das genauso sorgfältig gemacht wie jene, die für die Umweltpolitik in der Opposition verantwortlich sind, so haben Sie wahrscheinlich festgestellt und innegehalten, dass Sie die Ein-/Ausgabenrechnung von Wien Kanal vergeblich gesucht haben. Diese ist schlicht und einfach nicht mehr vorhanden. Natürlich werden Sie jetzt sagen, ätsch, Herr Stiftner, Sie hätten ja wissen müssen, dass das mit einer Ausgliederung nun einmal verbunden ist. Und ich sage Ihnen dazu zwei Dinge. 

Erstens: Es steht in der Stadtverfassung nirgends drinnen, dass man nicht mehr berichten kann, und zweitens, und das weiß ich aus verlässlichen Gesprächen mit den Bürgerinnen und Bürgern, sind die Menschen Ihre bewussten Verschleierungen und Verheimlichungen von Zahlen und Fakten im Ausland endgültig satt. Es zeigt eigentlich, wie viel Angst Sie nicht nur vor der Opposition und auch bezüglich der Kontrolle des Budgets haben müssen, sondern offenbar auch vor den Wählerinnen und Wählern. Die Intransparenz ist nämlich der eigentliche Skandal, den diese SPÖ‑Stadtregierung zu verantworten hat, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben jedes Jahr zu Recht beim Budget auf die Tatsache aufmerksam gemacht, dass Sie durch die Überschüsse der MA 48, der MA 30 und 31, also Müllabfuhr, Wasser und Abwasser, jährlich ein Körberlgeld für das Budget machen. Je nach Jahr sind das so zwischen 100 und 130 Millionen EUR, die Sie zusätzlich abzocken, und das ist in der relativ erfolglosen Ära Häupl schon bereits ein Milliardenbetrag, der sich hier zusammengesammelt hat. 

Ich weiß, Sie brauchen das Geld mehr als dringend, um wenigstens einen Teil der von Ihnen selbst verursachten Budgetschulden abdecken zu können. Dafür haben Sie auch kräftig die Gebühren in den letzten Jahren erhöht, da waren Sie ja nicht kleinlich, und diese durch Gebührenüberdeckungen erzielten Überschüsse fließen dann geräuschlos ins allgemeine Budget, das ja nichts anderes als ein Katastrophenbudget der SPÖ und eine Bankrotterklärung der Finanzstadträtin, die sie heute abgeliefert hat, ist. Der Mechanismus ist ganz einfach. Sie belasten die Wienerinnen und Wiener immer stärker, versuchen dann, diese erhöhten Gebühren mit Ihrem roten Flies abzudecken, und am Ende kommen trotzdem Riesenschulden heraus. 

Das ist ein Lehrbeispiel, sehr geehrte Damen und Herren, wie man es nicht macht, und Sie haben allemal wieder bewiesen, dass Sie keine wirtschaftliche und budgetpolitische Kompetenz haben, sehr geehrte Damen und Herren! (GR Prof Harry Kopietz: Der Pröll kann das!) Wenn man Gebühren erhöht, und ich glaube, genau der Herr Finanzminister ist derjenige gewesen, der gesagt hat, keine Steuererhöhungen, - das war ein Krisenkonflikt, und das Problem ist, in Wien werden Steuern erhöht, Gebühren erhöht, und trotzdem gibt es das Defizit, und das ist der eigentliche Skandal, sehr geehrte Damen und Herren, denn wenn man es anders machte, würde es ja funktionieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie versuchen dann, über die Betriebskostenabrechnung diesen Leuten das Geld aus der Tasche zu ziehen, und in Wirklichkeit ist es dann halt eine Steuer und keine Gebühr mehr, die Sie bei Müll und Wasser einheben. Nur, wenn man das schon macht, dann müsste man so anständig sein und das Geld wieder dort reinvestieren, wo es auch entnommen worden ist, nämlich genau in denselben Abteilungen. Man sollte dann das Geld wenigstens wieder den Abteilungen zur Verfügung stellen, wo Sie es einnehmen, um damit auch Investitionen anzustrengen. 

Bis dato habe ich nicht wirklich gewusst, ob unsere Kritik in den letzten Jahren über Ihre Budgetpolitik wirklich angekommen ist, aber spätestens jetzt bin ich mir ziemlich sicher, dass das der Fall war, denn offenbar ist Ihnen unser ständiges Nachbohren bei Ihren Verschleierungsversuchen über den Gebührenspiegel und anderen rechenakrobatischen Konstruktionen schon ein wenig zu viel und zu lästig geworden, und so kamen Sie auf den - aus Ihrer Sicht grandiosen - Trick der Teilrechtsfähigkeit und Ausgliederung von Wien Kanal. Und diese Ausgliederung hat nur einen einzigen Grund gehabt, nämlich das Einnahmenkarussell, das Sie jedes Jahr im Umweltressort veranstalten, weiter aufrechterhalten zu können, aber zu vertuschen und zu tarnen. Und das ist, wie gesagt, eine sehr unprofessionelle und skandalöse Vorgehensweise, weil nicht wirtschaftliche oder volkswirtschaftliche Überlegungen die Ursache für Ihre Aktion waren, sondern einfach pure Verschleierungstaktik, wie Sie sie offenbar gewohnt sind, zu agieren. Nur nichts transparent machen, nur nichts nach außen bringen, den Wienerinnen und Wienern alles quasi vorzugeben, sie ein wenig für dumm zu verkaufen, das ist Ihre Art, Budgetpolitik zu machen, und da spielen wir einfach nicht mehr mit, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir werden deshalb einen Antrag betreffend die erhöhte Transparenz bei der Einnahmen- und Ausgabenrechnung von Wien Kanal einbringen. Wie gesagt, Sie sind ja rechtlich in gar keiner Weise dazu verpflichtet, uns diese Zahlen vorzuenthalten und wir ersuchen daher, dass diese Zahlen in den zukünftigen Teilrechnungsabschlüssen einfach beigelegt werden, damit wir auch richtig urteilen können. Vielleicht liegen wir mit unserer Analyse vollkommen im Unrecht, aber dann zeigen Sie uns wenigstens, wie die Zahlen wirklich liegen, und wenn sie da liegen, dann können wir uns auch ein Bild machen, und dann wäre auch eine entsprechende Transparenz für die Bürgerinnen und Bürger gegeben, denn diese zahlen schließlich und endlich diese Mittel. Und in formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages. (Beifall bei der ÖVP.) 
Sie haben zwar bisher versucht, diese Aufgliederungsaktion von Wien Kanal - und die Frau Finanzstadträtin hat ja heute auch noch betont, wie toll diese Aktion war - als einen Schritt zur Effizienzsteigerung zu verkaufen. Dass Ihnen das keiner abgenommen hat, werden Sie ja selbst festgestellt haben, nicht zuletzt auch, weil es in den Zeitungen gestanden hat, und es wird Ihnen auch à la longue nichts bringen. Was Ihnen hingegen politisch etwas bringen kann, das möchte ich Ihnen vielleicht anhand der MA 31, also der Wasserwerke-Abteilung, aufzeigen. Diese Einnahmen und Ausgaben scheinen ja noch - wir werden ja sehen, wie lange Sie noch Lust haben, uns diese Zahlen auch zu präsentieren - im Budget auf. Deshalb wissen wir auch, dass die Abteilung MA 31 - Wasserwerke 2010 einen Überschuss von 43 Millionen EUR erwartet. Dieses Geld wird, natürlich wie in den Jahre davor, im Budget mit entsprechender Akrobatik versehen, sodass es dann natürlich über den Gebührenspiegel entsprechend verschleiert ins allgemeine Budget fließt. 

Dass das der falsche Weg ist, habe ich Ihnen mehrfach schon gesagt, und ich bleibe bei dieser Aussage. Aber schlimmer ist es, dass schon die Fakten und der tatsächliche Zustand der Wiener Wasserinfrastruktur nicht nur Bände sprechen, sondern alle bereits quälen. Wir sehen nämlich bereits 41 schwere Wasserrohrnetzschäden in den letzten vier Jahren. Und wenn ich diese Zahl nenne, dann meine ich jene, die wirklich mit Straßensperren, Staus und Eigentumsbeschädigungen der öffentlichen oder privaten Hand verbunden waren. Wenn man jetzt jene Fälle dazurechnet, die Sie irgendwo schnell in der Nacht reparieren konnten, werden hier offenbar schon mehrere 100 Fälle zu zählen sein. Die Schlagzeilen der letzten Zeit sind uns wohl bekannt, wie „Wasserrohrbruch in der Winkelmannstraße“, einer der Hauptverkehrsadern von Wien. Wir haben einen stehenden Stauschaden gehabt, der in die Millionen ging, und auch natürlich der Reparaturschaden mit all den notwendigen Überstunden, ist auch hier noch gar nicht einkalkuliert. Und das ist nicht das erste Mal. Beispielsweise gab es im Fasanviertel in Hietzing ein ähnliches Ereignis, das ähnlich katastrophal endete und das Sie am Anfang ebenfalls zu beschwichtigen versucht haben. Allerdings habe ich festgestellt, dass sich die Position des Umweltressorts dazu zumindest um eine Nuance bereits verändert hat, denn vor einem Jahr hat man noch gesagt, es handle sich hierbei nur um Einzelfälle, zufällige statistische Häufungen von solchen Wasserrohrschäden, und hat natürlich überhaupt keinen Handlungsbedarf gesehen. 

Es ist ohnedies klar, die SPÖ macht ja immer alles richtig, alles toll, und die anderen kritisieren zu Unrecht. Das ist ja die Politik, die Sie zu vermitteln versuchen. Nun, man glaubt Ihnen einfach nicht, und jetzt haben Sie einfach auch selbst schon zugegeben, nun, so einfach ist es doch nicht, wir werden einmal jetzt prüfen, wie die Situation mit den Wasserleitungen ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren, handeln müssen Sie, nicht prüfen, nicht Umfragen machen, nicht wieder die Dinge hinauszögern, sondern nehmen Sie Ihre Verantwortung wahr, die Sie mit Ihrer Mehrheit haben, tun Sie etwas, damit die Infrastruktur in Wien nicht weiter vor die Hunde geht, sehr geehrte Damen und Herren. 

Gefragt ist nämlich ein Investitionsprogramm, das die Auswechslung des hoffnungslos veralteten Rohrnetzes und damit einen besseren Zustand bringt. Die Erneuerungsquote, die Sie in einer Aussendung, wenn ich mich richtig erinnere, von 1 Prozent genannt haben, würde bedeuten, dass Sie in 100 Jahren irgendwann einmal vielleicht das Wasserrohrnetz saniert hätten. Wenn Sie jetzt eine durchschnittliche Lebensdauer solcher Wasserrohrleitungen - auch Experten meinen, das sind etwa sechs bis sieben Jahrzehnte - zu Grunde legen, bedeutet das nichts anderes, als dass das Wasserrohrnetz immer schlechter und schlechter wird, weil Sie ja nie mit ihren Renovierungs- und Sanierungsmaßnahmen nachkommen. Und das ist eigentlich der große Skandal. Sie handeln hier vorsätzlich, Sie sind hier in der Situation, weitere Pannen, weitere Staus und Sachbeschädigungen, offenbar im vollen Bewusstsein der Sachlage, in Kauf zu nehmen. 

Um dem Einhalt zu gebieten, meine sehr geehrten Damen und Herren, schlagen wir Ihnen deshalb ein Investitionsprogramm vor - das wir mit Ihnen gerne mittragen wollen - von jährlich 200 Millionen EUR verteilt auf 5 Jahre, oder befristet auf 5 Jahre, das wir gemeinsam auf die Beine stellen können. Das Geld hätten wir, es sind ausreichend Überschüsse im Umweltressort vorhanden, sodass man tatsächlich auch die Pannenserie stoppen kann. Und das Tolle an der Situation ist, dass Sie auch einen angenehmen Nebeneffekt haben, nämlich dass diese Sanierungsoffensive nach Expertenmeinung etwa 3 600 Arbeitsplätze in und für Wien schaffen kann, sehr geehrte Damen und Herren. 

Gerade in Zeiten der Krise, gerade in Zeiten unsicherer Konjunkturentwicklung ist es ein Gebot einer guten, sinnvollen Investition, auch Arbeitsplätze und soziale Sicherheit zu schaffen. Es ist quasi eine doppelte Dividende, die Sie für unsere Infrastruktur und damit für die Zukunft leisten, und auf der anderen Seite setzen Sie die richtigen wirtschaftspolitischen und sozialpolitischen Maßnahmen, sehr geehrte Damen und Herren. Und das wäre der richtige Ansatz, wie man eine ordentliche Budgetpolitik macht. 

Das Geld wäre aber auch aus ökologischer Sicht sehr gut angelegt, denn die Wasserrohrbrüche waren auch für die Natur keine Kleinigkeit. Nicht weniger als 1,8 Millionen Liter ergossen sich auf die Linke Wienzeile. Das entspricht etwa einer Wassermenge von 12 000 Haushalten, also etwa das, was in der Inneren Stadt täglich verbraucht wird. Das Gebrechen im Fasanviertel in Hietzing war mit 19 Millionen Liter ausgetretenem Wasser noch viel größer, es ist eine Wassermenge, die dem Tagesverbrauch von St Pölten entspricht. Dies nur, damit man sich vorstellen kann, mit welchen ungeheuren Verschwendungen wir es zu tun haben und mit welch ungeheuerlicher Art und Weise mit dem wertvollen Rohstoff Wasser umgegangen wird, um das uns andere Städte zu Recht beneiden, und welch eine weise Entscheidung, viele Jahrzehnte weit vor der SPÖ, schon getroffen worden ist, die uns überhaupt die Möglichkeit gibt, heute mit einer so guten Wasserqualität in Wien da zu stehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wien ist alles andere als eine Umweltmusterstadt, das sehen Sie immer mehr und mehr, und auch irgendwelche Wiederholungen seitens der Frau Stadträtin werden daran nichts ändern, und die permanenten undichten Stellen im Wasserrohrnetz möchte ich hier gar nicht ansprechen. Ich sage nur eine Zahl: Nach Expertenschätzungen sind es unglaubliche 20 Millionen Kubikmeter, die irgendwo ständig aus dem Wassernetz hinausrieseln und nicht verkauft werden können, aber transportiert werden müssen. Die Kosten sind da, die Erträgnisse nicht. So macht man mit Sicherheit keine ordentliche Infrastrukturpolitik, sehr geehrte Damen und Herren. 

Wir werden deshalb hier einen Antrag einbringen, in welchem die Stadtregierung aufgefordert wird, mit den Mitteln von etwa 200 Millionen EUR einen entsprechenden Fonds für die Sanierung des Wiener Wasserrohrnetzes zu schaffen. Und mit diesem Geld können wir nicht nur die Infrastruktur verbessern, sondern infolge der doppelten Dividende auch Beschäftigungseffekte schaffen, nämlich 3 600 zusätzliche Arbeitsplätze. Und damit wir Ihnen das Leben nicht so schwer machen, haben wir sogar einen Zuweisungsantrag formuliert, und vielleicht ist es Ihnen ja doch möglich, auch hier mitzugehen, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich fordere deshalb Sie, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ, und im Speziellen vor allem die Landes- und Stadtregierung auf, einen Kurswechsel der gesamten Budgetpolitik, aber heute ganz besonders hier im Umweltressort, anzudenken. Einen Kurswechsel, den wir schon seit Jahren fordern, den sie aber auch heuer offenbar nicht bereit sind, gemeinsam mit uns vorzunehmen, und es wird Sie deshalb wenig verwundern, dass wir diesen Budgetvoranschlag mit Ihnen nicht mittragen können. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Hursky, ich erteile es ihm. 

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Umweltschutz in Wien, das ist in Wahrheit etwas, an dem die Opposition auch nicht wirklich was auszusetzen hat. Ich weiß, dass Sie alle heute hier ihre Rolle spielen müssen, angesichts des kommenden Wahlkampfes, dafür habe ich natürlich großes Verständnis. 

Im Gegenteil, ganz im Gegenteil, hört man hinter vorgehaltener Hand immer wieder Lob auch von den Oppositionsparteien (GRin Mag Maria Vassilakou: Aber, aber!) für die Umweltpolitik der Stadt Wien, die ja eine wirkliche hervorragende Umweltpolitik ist, (GRin Mag Maria Vassilakou: Ja super, wunderschön!) ja, so ist das, und vor allem jene Kolleginnen und Kollegen, die ein bisschen in der Weltgeschichte herumfahren und sich vergleichsweise andere Städte ansehen, auch die grünen Kolleginnen und Kollegen, die die eine oder andere Flugreise machen und die Welt auch in einem etwas anderen Lichte sehen, genau die können am allerbesten vergleichen, wie wunderschön diese Wienerstadt im Umweltbereich ist. Ich möchte ihnen das anhand einiger Beispiele zeigen, wo wir aus dem Budget 2010 die entsprechenden Daten herausnehmen, damit Sie nämlich auch noch einmal wirklich wissen, warum sie uns so viel Lob, und das zu Recht, spenden. 

Nehmen wir Beispiele von den Abteilungen her, etwa die Arbeit, die die MA 49 leistet. Es ist großartig, was sie für den Umweltschutz und auch, was sie für den biologischen Anbau von landwirtschaftlichen Produkten tut. Einer der größten Landwirtschaftsbetriebe Österreichs, 41 ha Weingärten, 2 500 ha Ackerfläche in einem Stadtgut Lobau, das bereits seit dem Jahr 1987 auf organisch-biologischen Landbau umgestellt ist. Dazu kommt noch das Stadtgut Eßling und jetzt auch noch der Magdalenenhof, wo wir wirklich hochwertigste Sachen anbauen. Auch im Landwirtschaftsbereich versuchen wir schon über diesen Weg, über diese biologische Schiene, die Jugend heranzuziehen. Ich möchte zum Beispiel nur an den Kinderbauernhof am Cobenzl erinnern, wo wir schon Menschen in jungen Jahren an den Umweltschutz unserer Stadt heranführen, oder an Waldschulen, den Lainzer Tiergarten, das Nationalparkcamp. Alle diese Dinge seien, denke ich, hier erwähnt, damit man weiß, welches Spektrum diese Stadt im Umweltschutz hat. Ein wichtiger Aspekt dieser Abteilung ist auch die Instandhaltung von Grund und Boden, die Sanierung von Waldflächen und Wassereinzugsgebieten. Das Wiener Wasser wurde ja heute bereits von Kollegen Stiftner zitiert und gesagt, wie wichtig und wie wertvoll das Wiener Wasser für uns ist. Ja, wir sorgen mit dieser Abteilung dafür, dass das Wiener Wasser diesen entsprechenden Schutz genießt, dass wir diese entsprechenden Wasserschutzgebiete haben, dass wir dieses hervorragende Wasser auch in Zukunft in Wien haben werden. 

Wir bemühen uns auch wirklich, entsprechende Schulungen durchzuführen und die Leute für uns zu gewinnen, zum Beispiel im Nationalparkhaus Lobau, das erst vor einigen Jahren eröffnet wurde. Es ist erstaunlich, was es hier alles an Informationsmaterial gibt, mit dessen Hilfe man sich wirklich - wenn man sich dafür interessiert - entsprechend über den Umweltschutz informieren kann und darüber, was in dieser Stadt passiert. Aber - weil das schon bei Renate Brauner zur Sprache gekommen ist - wir investieren auch in Förderung und Forschung. Ich erinnere nur an die Bioforschung Austria, mit der wir eine sehr gute Zusammenarbeit haben unter anderem in diesem Fall mit der BOKU. 

Eine weitere Erfolgsgeschichte: Ich darf nur an den Biosphärenpark Wienerwald erinnern. Hier ein Projekt, wo die Wiener gemeinsam mit den Niederösterreichern wirklich was ganz Hervorragendes aufgestellt haben. 105 600 ha groß ist dieser Biosphärenpark, und der ist in dieser Größe und darin, was hier geschieht, einzigartig. Hier wird auch mit jenen, die diese Teile des Biosphärenparks bewirtschaften, gemeinsam eine ökologisch wertvolle wichtige Richtung eingeschlagen, wie in Zukunft Landwirtschaft zu funktionieren hat und wie wir in Zukunft unsere Umwelt entsprechend schützen. 

Ein weiterer netter Aspekt, den wir haben, das ist, glaube ich, unser Stadtgartenamt, und das sollten wir nicht vergessen, welche großartige Sache das ist. Wenn ich nur denke, dass wir im nächsten Jahr 13 neue Parks in dieser Stadt anlegen werden, die diesen Namen auch verdienen, und wo es außergewöhnliche Sachen geben wird. Am Küniglberg wird ein Westernspielplatz errichtet werden. Das ist einmal etwas, was ein bisserl einen Zunder für junge Menschen hat, was Spaß macht, wo man etwas andere Dinge sieht. 

Oder etwas, auf das ich mich als Favoritner ganz besonders freue, ist der Wasserpark am Wienerberg beim Wasserturm. Meine sehr geehrten Damen und Herren, was hier geschieht, ist etwas Einmaliges, es ist ein wunderbarer, toller Wasserspielplatz mit sehr vielen Aktivitäten, der hier in Zukunft auf uns warten wird, in einer Gegend, wo sehr viele Menschen leben und wo sehr viele junge Menschen, vor allem in den letzten Jahren, zugezogen sind. Hier wird ein riesengroßer Park mit 15 000 m² eröffnet, wo wir Wasserspielplätze drinnen haben werden, wo wir vielleicht einen Beachvolley-Platz drinnen haben, wo wir vielleicht Beachsoccer spielen können, somit also ein Angebot für Kinder und Jugendliche in dieser Gegend, das Seinesgleichen in Wahrheit in ganz Wien sucht. 

Auch weil der Hauptbahnhof heute schon im Gespräch war: Auch der ist positiv betroffen, mit einem der größten Parks in Wien, die in den letzten Jahrzehnten überhaupt geschaffen wurden, und mit einer Größe von rund 7 ha. Das muss man sich einmal vorstellen. Welche Stadt gibt es, die in einem derart intensiven Gebiet den Mut hat, 7 ha für einen neuen Park zur Verfügung zu stellen. Auf dieses Projekt freue ich mich ganz besonders. 

Innenhof- und Dachbegrünungen. Diese Abteilung leistet enorm viel. Und weil Kollege Stiftner die Arbeitsplätze angesprochen hat: Gerade die MA 42 mit ihrer Lehrlingsausbildung ist, glaube ich, ein Musterbeispiel dafür. 61 Lehrlinge werden derzeit bei der MA 42 ausgebildet. Eine integrative Berufsausbildung wird bei den Wiener Stadtgärten angeboten, etwas, das Arbeitsplätze, ja, auch hochwertige Arbeitsplätze, aktiv sichert. 

Was wir aber, glaube ich, nicht vergessen sollten, sind oft die Leistungen kleinerer Abteilungen, die wir manchmal gar nicht in der gebührenden Form zur Kenntnis nehmen oder sie nicht einmal zuordnen können oder die Bevölkerung sie manchmal nicht zuordnen kann. Nehmen wir die MA 22 und die besondere Arbeit, die sie beim Wiener Arten- und Lebensschutzprogramm leistet. An das Netzwerk Natur darf ich ebenfalls kurz erinnern. Das sind alles praktische Beispiele, das ist das, wofür Sie uns dann Lob spenden können. Oder die Erhaltung und Verbesserung von 89 prioritär bedeutenden Tier- und Pflanzenarten. Die MA 22 leistet hier großartige Arbeit. Zum Beispiel seit 2001 den Aufbau der Bezirksleitlinien zum Naturschutz, ab 2010 die Umsetzung dieser Maßnahme gemeinsam mit den Bezirken. 

Sie können hier wirklich nicht behaupten, es geschehe nichts, hier wird Schritt für Schritt vorgegangen, hier wird Leistung im Umweltschutz erbracht. 

Eine weitere Geschichte und ein Erfolgsprogramm zu nennen, ist sicher das nächste Glied. Ich möchte da vielleicht nur einen ganz besonderen Punkt, einen kleinen Punkt, herausnehmen, der da drinnen sein wird. Da geht es um die Dachbodendämmung. Das ist eine der ganz besonders wichtigen Sachen, denn hier liegt eine der größten Kältebrücken am Bau überhaupt vor, hier können wir Energie sparen, hier können wir mit den Förderungen, die wir genau in diesem Bereich tätigen, sehr viel erreichen. Hier können wir mit diesem KliP mehr oder minder dazu zwingen, effektiven Umweltschutz zu leisten, sodass wir nicht so viele Ressourcen verbrauchen werden, wenn es um die Wärmeerzeugung geht. Und ich sage, dabei sollten Sie uns unterstützen, das sollten Sie bitte auch positiv vorantreiben und an die Menschen heranbringen, und nicht immer nur sozusagen die negativen Sachen. 

Bei der MA 22 kommen wir natürlich jetzt auch gleich zum Fluglärm, den Kollege Maresch angesprochen und mit mehreren Anträgen versucht hat, hier wieder einmal uns alle zu bombardieren. Ich glaube, beim Fluglärm ist es so, dass sich die Stadt Wien mit ihren Maßnahmen, die sie ergriffen hat, international nicht verstecken muss. 

Hier ist viel geschehen, ich erinnere nur daran, dass wir in Wien ein Nachtflugverbot haben, und die Menschen von 21 Uhr bis 7 Uhr in der Früh in Wien Ruhe haben. Da wird nicht drübergeflogen über die Piste 11 (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Nein, nein!), das sollte man einmal klar und deutlich sagen, und es sind hunderttausende Menschen mit dieser Maßnahme sehr zufrieden. Und wenn Sie hinausgehen zu den Menschen und Sie hören sich das an, dann werden Ihnen die Menschen das auch in dieser Weise sagen. (GR Günter Kenesei: Lauter und unruhiger geht es gar nicht mehr! ) Also in der Nacht fliegen sie bei dir nicht, also ich weiß nicht, was bei dir durchfliegt, aber das ist dann ... Keine Ahnung, wie es da geht. Ich meine, manche Leute sehen weiße Mäuse, manche hören Flieger in der Nacht über der Piste, aber bitte. Ich glaube zu wissen, warum du im Moment böse auf uns bist, aber ich habe Verständnis dafür. (GR Günter Kenesei: Das war eine Schweinerei!) Das war keine Schweinerei, aber Ihr habt euch ´reintheatert. (GR Alfred Hoch: Schweinerei, das ist gut!) 

So, gehen wir noch einmal zum Fluglärm zurück. Eine Geschichte, die wir auf alle Fälle bejahen, ist die entsprechende Besteuerung des Flugbenzins auf EU-Ebene. Zu diesem Thema haben wir bereits 2007 einen Resolutionsantrag gefasst, das ist etwas, was wertvoll ist, was wichtig ist, nämlich hier endlich einmal Gleichheit herzustellen, und das ist eine wichtige Geschichte, dass wir hier in der EU etwas weiterbringen. Und ich glaube, da sind auch von allen von uns auf jeder Ebene die notwendigen Gespräche zu führen. 

Betreffend die Gesundheitsgefährdung durch nächtlichen Fluglärm: Also, laut Weltgesundheitsorganisation sind wir unter jeglichen Werten, die es gibt, vor allem in Eßling, aber auch in anderen Teilen der Stadt. Wenn man hier, sage ich einmal, speziell darauf eingeht, dass man sagt, bei diesen Dingen in der Nacht, das ist schwierig und darum wird die Forderung aufgestellt, für die Zeit zwischen 19 und 9 Uhr ein Flugverbot zu erlassen - das ist ja irgendwie eine ganz schräge Sache und ich meine, da kann man den Flughafen ja gleich zusperren - da kann man eigentlich nur dazu sagen, dass auch Prof Hutter, der in dem Bereich ein angesehener Arbeitsmediziner ist, für die Nachtruhe ganz andere Zeiten angegeben hat und auch, wie viel Mindestruhe ein Mensch an und für sich haben muss. Und für jene Menschen, auch für jene, die im niederösterreichischen Raum wohnen, gibt es den so genannten Umweltfonds, der eingerichtet wurde, und wo jene Bewohnerinnen und Bewohner, deren Wohnstätten objektiv gemessen und von Sachverständigen zu diesem Thema dann angesehen und begutachtet wurden, entsprechende Maßnahmen finanziert bekommen, seien es nun Lärmschutzfenster, sei es, dass sie sogar Wintergärten bekommen. In manchen Fällen, glaube ich, geht es bei den Gemeinden bis dahin, dass sozusagen Ablösen stattfinden, und dass irgendwann einmal in der Raumordnung festgelegt wird, dass sie keine entsprechenden Häuser mehr hinbauen dürfen. Die Förderungen gehen je nach dem, wo oder wie die Fenster liegen, bis zu 100 Prozent. Und diese Maßnahmen sind jetzt noch einmal extra verlängert worden und sie gelten sowohl für das bestehende Zweipistensystem als auch für ein künftiges Dreipistensystem. 

Abgesehen von der Messung des Fluglärms kann man nur eines sagen: Es besteht ein überaus dichtes Netz von ständigen Messstellen, die der Flughafen eingerichtet hat, und zudem gibt es - und das mit den Bürgerinitiativen in Wien und Niederösterreich vereinbart - abseits der Stellen, wo ständig gemessen wird, weitere Stellen, wo gemeinsam mit diesen Bürgerinitiativen ebenfalls gemessen wird. In Favoriten gab es sogar einen Fall, dass man in der heurigen Periode einem Beschwerdeführer ein Messgerät in seinen Garagengarten gestellt hat. Und man kann in sämtliche Messungen, die es zu diesem Bereich gibt, Einsicht nehmen, man kann übers Internet nachschauen, man findet all diese Sachen, hier gibt es keine Geheimnisse, hier gibt es vor allem keine Fehlmessungen, sodass es nicht notwendig ist, dass wir hier noch zusätzlich eigene Messungen durchführen. Soviel zum Thema Fluglärm, und darum werden wir alle anderen Anträge zum Thema Fluglärm als SPÖ in diesem Fall einfach ablehnen. 

Ein weiterer Bereich bei uns ist die MA 36. Man kennt diese Abteilung eigentlich nur von der Debatte mit den Hütchenspielen. Aber das ist ebenfalls eine Erfolgsgeschichte dieser Abteilung, wo wir schon etwas weitergebracht haben und noch weiterbringen werden. Es ist ein konsequenter Auftritt, den wir gegen diese Hütchenspieler haben und ich verweise auf die Verschärfungen, die es zu diesem Thema am kommenden Donnerstag im Landtag geben wird.

Aber auch eine andere kleine Sache sei erwähnt, die es manchen Gewerbetreibenden und natürlich manchen Veranstaltern um einiges leichter macht. Es werden in Zukunft für die Veranstaltungen einige Regulierungsschritte gesetzt, sodass auch hier einiges leichter gemacht wird und so manche unnötige Hürde, über die man so aus dem Bauch sagt, warum machen wir das überhaupt, abgeschafft wird. Wir müssen uns auch hier die Sinnfrage über unnötige Aufgaben stellen. 

Nehmen wir zum Schluss die Wiener Umweltanwaltschaft. Eine Abteilung, von der ich immer nur sagen kann: Kritisch, informativ auf den Bürger bezogen, egal, wo sie auftritt. Das ist eine wirkliche Wiener Umweltanwaltschaft, die sich um die Anliegen der Bürger kümmert und die man anrufen kann, die Dingen nachgeht, egal wie man es sieht. 

Kommen wir vielleicht noch ganz kurz auf die Budgetgesamtdaten zurück: Wenn man sagt, Umweltschutz sei auch in diesem Fall praktisch ins Budget hineingegossen, dann erkennt man, dass wir durch die Steigerung um rund 27 Millionen EUR für das kommende Jahr gegenüber dem Jahr 2009 auch hier Fortschritte machen. 

Wir setzen mehr als 7 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesem Bereich ein. Auch hier sehen wir wieder, wie wichtig diese Abteilung ist, um die Arbeitsplätze zu sichern, aber vor allem, dass wir die Leistungen sichern können, die wir im Wiener Umweltschutz anbieten. 

Alles in allem ist Wien eine Stadt der Natur, eine blühende Stadt, schlicht und einfach die schönste Stadt der Welt. Das werden wir uns nicht nehmen lassen, dafür sorgen wir von der SPÖ mit Ulli Sima und Bgm Michael Häupl. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Dipl-Ing Martin Margulies. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Es freut mich heute – vorläufig zum letzten Mal – zu Ihnen sprechen zu können. Diesmal zu einem Thema, wo ich mich normalerweise eher selten zu Wort melde. Und in diesem Sinne, als Budget- und nicht als Umweltexperte erlaube ich mir, Kollegen Hursky in einem Punkt einmal voll recht zu geben: Ja, wenn dieser Wasserpark wirklich so schön wird, wie Sie sagen, dann toll, toll, fast. Wäre nur die gesamte Umweltpolitik so, wie Sie es anhand des Wasserparks dargestellt haben. Nur, das Problem ist, hinter vorgehaltener Hand hört man auch unglaublich viel Kritik aus Ihren eigenen Reihen an der eigenen Stadträtin! (GR Mag Gerhard Spitzer: Gar nicht wahr!) 

Das ist halt tatsächlich das Problem, dass in vielen Bereichen, beginnend beim Wasser, setzt sich fort über das Abwasser, über die Müllabfuhr und auch sonstige Bereiche, tatsächlich die Kritik nicht abreißt. 

Und es ist nicht nur die Kritik von Kollegen und Kolleginnen direkt von Ihnen, sondern es ist auch die Kritik des Personals, desselben Personals, bei dem Sie sich anlässlich der Budgetdebatte, und noch mehr anlässlich des Rechnungsabschlusses, immer im überschwänglichen Ausmaße für die Dienste an der Stadt Wien bedanken. Aber es ist dasselbe Personal, das auch unter den unterschiedlichsten Einsparungsmethoden und Managementmethoden massiv zu leiden hat - Krankenstandsdaten, das sei da nur einmal kurz angemerkt, aber auf das komme ich etwas später noch zu sprechen. 

Zunächst einmal zu Wien Kanal. Da ist Wien Kanal, und ich war ja ganz überrascht über die Ausführungen des Kollegen Stiftner, der sich in einer Art und Weise als Ausgliederungsgegner engagiert, dass ich schon fast geglaubt hätte, er wäre von den Grünen. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Tatsächlich, ja!) Nur, so weit geht es dann doch nicht, weil anscheinend ist die Wiener ÖVP die einzige Splittergruppe innerhalb der ÖVP, die etwas gegen Ausgliederungen hat, weil alles - das ist ja das Problem - weil alles, was Sie der Stadt Wien in den letzten Jahren vorwerfen, hat sie von Finanzminister Grasser gelernt. Ich meine, man schaue sich nur ... (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Die BUWOG-Affäre!) ... ja, die BUWOG-Affäre an. Ein riesiges Bild an Intransparenz. Da merkt man, das haben Sie nicht schlecht gelernt. Es ist tragisch und zum Bedauern für politisch verantwortliche OppositionspolitikerInnen wie die Grünen. - Es ist mir ganz wichtig, das jetzt auch noch mal anzufügen ... (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist jetzt auch schon wurscht!) Das ist tatsächlich für uns schwerer und macht uns die Arbeit schwieriger, aber Sie müssten sich eigentlich angesichts der Funktion, sozusagen als Lehrende in der Bundesregierung, freuen. 

Nichtsdestoweniger freue ich mich, dass sich die Wiener ÖVP, seit sie sich - und das ist, glaube ich, auch schon ungefähr acht Jahre her - nicht mehr in einer Koalition mit der Wiener SPÖ befindet, gegen Ausgliederungen ausspricht. Ich kann mich noch erinnern, an den Verkauf der Bank Austria, da waren Sie doch schon auch dafür. (GR Robert Parzer: Nein, nein, nein!) Nein, nein, deswegen heißt ja die Stiftung Häupl/Görg-Gedächtnisstiftung, weil die ÖVP da nicht dabei war. 

Macht nichts, wir sind jetzt beim Umweltbereich, bleiben wir beim Kanal, und in dem Sinne auch bei der Intransparenz, denn es gibt ja da (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Ja, Transparenz, das ist auch ein Problem!) - und jetzt komme ich zum Punkt zurück - den Wirtschaftsplan, den wir uns auch angesehen haben, und der lässt natürlich einige Fragen offen, wobei ich ganz sicher bin, dass Kollegin Ulli Sima das noch ausführlich erläutern wird. 

Wenn man sich zum Beispiel den Ansatz Wien Kanal ansieht - ich habe mir da umgekehrt immer erklären lassen, es hat noch etwas mit Abschreibungen und Bewertungen zu tun - aber am Ansatz 8510, wo früher Abwasser gestanden ist, war ja immer ein großer Überschuss. 25 Millionen, 17 Millionen, was auch immer, es war immer einer riesiger Überschuss. 

Wenn man sich den Wirtschaftsplan anschaut, und in dem Wirtschaftsplan sind jetzt alle Investitionen drinnen, denn das macht ja ein Unternehmen so, ein Unternehmen der Stadt Wien zwar, aber ein ausgegliedertes Unternehmen, so wie der Krankenanstaltenverbund und Wiener Wohnen. 

Es sind alle Abschreibungen drinnen, es sind die Personalkosten drinnen, Pensionsvorsorge, et cetera, und man kommt auf ein Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit mit einem Jahresfehlbetrag von 7 Millionen. Geschenkt, ich sage des einmal frei Haus, geschenkt, weil mir geht es um etwas anderes. Und wenn ich dann den Gebührenspiegel lese über die Abwassergebühren, Einnahmen bei Wien Kanal, verbucht 188 Millionen EUR und Ausgaben plötzlich 251 Millionen EUR, dann frage ich mich, wie kommt es da jetzt zu dieser Differenz von grob 60 Millionen EUR. Ich bin überzeugt davon, dass Sie mir das erklären können, weil ansonsten wären ja all diese Geschichten in sich nicht stimmig, wenngleich es mich etwas verwundert, wenn man über eine Unternehmung der Stadt Wien spricht, dass im Wirtschaftsplan nicht sämtliche Ausgaben abgebildet sein sollten. 

Und selbst die Abschreibungen für die neuen Investitionen, wenn man die noch dazurechnet, bleibt immer noch eine Differenz von knapp 50 Millionen EUR. Nicht, dass ich so wie Kollege Stiftner der Meinung wäre, die Stadt Wien dürfe im Bereich Abwasser, Wasser- und Müllgebühren nicht einen gewissen Überschuss erzielen und diesen für dringend notwendige andere Sachen im Bereich der Stadt Wien verwenden. 

Ich sehe das so, weil ich glaube es halt nicht, dass man überall die Einnahmen reduzieren kann und trotzdem in vielen andern Bereichen Leistungen bereitstellen kann. Ich glaube es nicht. Man darf keine Steuern erhöhen, man darf keine Gebühren haben, man muss alles auf null stellen und alles finanzieren. Das zeigt mir eher, dass die ÖVP in Wien tatsächlich eine Splitterpartei ist und von Wirtschaft keine Ahnung hat. Aber das ist das Problem der ÖVP und nicht meines, nur um das einfach klipp und klar darzulegen. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Ein Unternehmen führt man anders!) Ein Unternehmen führt man anders, ich gebe Ihnen recht, aber ein Unternehmen ist keine Stadt, ein Unternehmen ist keine Gemeinde und die Summe der Betriebswirtschaft hat noch nichts mit Volkswirtschaft zu tun. Nichtsdestoweniger gebe ich Ihnen recht, das, was da ... (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Man kann nur ausgeben, was man einnimmt!) Ja, aber dafür muss man das Geld zumindest einnehmen dürfen. Wenn Sie sagen, die Stadt Wien soll im Bereich Kanal auf 50 Millionen verzichten, beim Wasser auf 50 Millionen verzichten, fehlen schon wieder 100 Millionen für die Sozialhilfe, als Beispiel. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Da muss man die Steuern der Bürger erhöhen!) 

Nein, ich habe Ihnen schon gesagt, mir geht diese Diskussion ums Sparen irrsinnig auf den Keks, weil so lange man über Sparen redet, heißt das immer nur, dass die unteren zwei Drittel eine Neiddebatte führen müssen, wo gespart wird. Machen wir zuerst einmal Einnahmen bei den wirklich Reichen, stellen wir die auch Wien zur Verfügung, dann können wir auch darüber reden, in welcher Richtung wir gemeinsam vorgehen können. 

Aber ich komme zurück zu Wien Kanal, weil mich ärgert ja Wien Kanal genauso wie Sie, wenn da die verschiedenen Zahlen durch die Gegend schwirren, wie Aufwendungen in der Größenordnung von 251 Millionen EUR. Hat bei den Aufwendungen jetzt das Budgetjahr plötzlich 16 Monate und nicht 12? Ich denke, das ist tatsächlich etwas, das, alleine um die Stimmigkeit der unterschiedlichen Vorlagen herzustellen, heute noch beantwortet werden sollte. Weil sonst, wenn es nicht beantwortet werden sollte, dann muss man tatsächlich sagen, es ist anscheinend der Wiener Sozialdemokratie vollkommen egal, welche Zahlen sie vorlegt, die Wiener Sozialdemokratie ist auch nicht bereit, sich dafür irgendwie zu rechtfertigen, warum Zahlen da liegen, und wenn drei unterschiedliche Zahlen bezüglich Wien Kanal vorliegen, dann wäre es doch an und für sich schon sinnvoll, diese auch tatsächlich einmal näher auszuführen und zu klären. 

Nächster Punkt und auch letzter Punkt, weswegen ich mich ja eigentlich zu Wort gemeldet habe: Was ja super funktioniert im Normalfall für die Bewohnerinnen und Bewohner von Wien, ist tatsächlich die Müllabfuhr. Und wir haben schon darüber geredet, dass gerade im Bereich der MA 48 die Situation fürs Personal nicht so einfach ist. Die führt dann dazu, dass uns die Menschen, die dort arbeiten, natürlich auch andere Dinge erzählen. Das ist schon klar, die erzählen dann halt so Dinge, dass in der Müllverbrennungsanlage Pfaffenau eine neue Müllverbrennung hingestellt wird, und es können nicht alle Coloniakübel-Fahrer hineinfahren, weil einfach die Lastwagen zu groß sind, denn daran hat man nicht gedacht. Und dann kommt die Antwort, wir haben von Anfang an daran gedacht, dass man 2011 wieder umbaut, weil da bauen wir dann eine Lagerhalle hin. Und ich kann mir das in etwa so vorstellen, da leert man dann den Mist aus, dann wird er sortiert. Aber mich beschäftigt eher die Frage, wo sind denn diese großen LKWs vorher hingefahren und wo fahren sie jetzt hin, insbesondere diejenigen, die aus der Gegend um Simmering kommen. Warum fahren die nicht die Pfaffenau an, wo fahren denn die hin? 

Aber es gibt auch andere Sachen, was man da mitbekommt. Da ärgert man sich über die Krankenstände und dann kommt man drauf, was jeder von uns als selbstverständlich sieht und annimmt: Bei de facto jedem Wetter sind die Straßenkehrer auf der Straße, bei de facto jedem Wetter sind die Mistkübelaufleger auf der Straße. Was haben sie denn für ein Gewand, wenn es wirklich regnet und kalt ist, vor allem, wenn es regnet. Da könnte man sagen, wenn mir als Arbeitgeber was daran liegt und ich will, dass sie nicht krank werden, dann benötigen sie sinnvolle Arbeitskleidung. Ein super wasserfestes Material sind zum Beispiel Goretex-Jacken. Ich weiß, das ist in der Anschaffung nicht ganz so billig, aber spätestens, wenn dann einer im Laufe der Zeit einmal ein paar Tage nicht in den Krankenstand geht, habe ich es wieder herinnen und außerdem habe ich eine bessere Stimmung unter den MitarbeiterInnen. Also, selbstverständlich, für solche Jobs, wo man bei Wind und Wetter immer draußen sein muss, gebe ich ein gescheites Arbeitsgewand her. 

Und passiert das? Nein, die Antwort ist nein, nun selbstverständlich haben sie das nicht, dieses gescheite Arbeitsgewand, und zum Teil müssen sie sich die Pullover selber kaufen. Da muss man sich genieren als Sozialdemokratie und ich hoffe, dass diese eine kurze Rede hier ausreicht, um diesen Umdenkprozess einzuleiten, dass es tatsächlich ein gescheites Arbeitsgewand gibt bei der MA 48. Aber nicht nur dort, es ist ja bei der MA 67-Parkraumüberwachung dasselbe. Da wird dann erzählt, es würde gute Ratschläge geben, wie zum Beispiel Zivilkleidung zu benutzen, und was weiß ich. Vergiss es. 

Menschen, die eigentlich rund um die Uhr und bei jedem Wetter - bei der MA 67, wenn es total schwer schüttet oder alles eingeschneit ist, dann gehen sie gerade nicht Parkzettel schreiben - aber ansonsten, wenn es nur kalt ist, schon. Bitte, gebt ihnen eine gescheite Arbeitskleidung, das wäre einfach so ein Mindestmaß, das man seinen eigenen Beschäftigten gegenüber erbringen kann. Und sekkiert sie nicht wegen der Krankenstände, wenn sie tatsächlich krank sind. Insbesondere, das will ich ohnedies fragen, wie ist denn das, vielleicht kann mir irgendwer von euch das tatsächlich erzählen. Wie ist es denn, wir haben jetzt eine riesige Grippewelle. Grippe entsteht, wenn man einem anstrengenden Beruf nachgeht, ein geschwächtes Immunsystem hat, mit vielen Menschen im Raum ist. Wird eigentlich auf Grippewellen bei der Erfassung von Krankenstandsdaten irgendwie Bezug genommen oder ist das einfach Grippe und es heißt dann, entschuldigen, bist eh ein Tachinierer. Wie ist denn das? (GRin Mag Barbara Feldmann: Das wird mühsam!) Wird es mühsam? Macht nichts, Sie können raus gehen, sonst sind sie auch nicht oft drinnen. Sie müssen nicht gerade jetzt da sitzen, das ist nicht notwendig, in der konkreten Situation hoffe ich ja, die Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ zu überzeugen, dass sie ein anderes Umgehen mit ihrem Personal innerhalb von Wien an den Tag legen, und ich habe nur mehr 2 Minuten 49, und diese restlichen 2 Minuten werden Sie noch überstehen. 

Also, insofern Frage Krankenstand. Krankenstand ist tatsächlich etwas, wo man versuchen sollte, Menschen, wenn sie krank sind, nicht weiter zu sekkieren. Man sollte eher schauen, wie sie schnellstmöglich wieder gesund werden, und sie nicht bestrafen, sie nicht zum Personalchef zitieren. Weil das ist wieder ein Stehtag, wo in Wirklichkeit die Zulage verloren geht, so wie es ja oft der Fall ist. Zwei Stunden rein fahren, und jetzt wieder auf den Stützpunkt, und da darf man dann den Hof zusammenkehren und schon wieder sind 50 EUR weg. 

Man darf die Menschen nicht einfach bestrafen, nur weil sie krank sind. Und in diesem Sinne hoffe ich, dass sich gerade im Ressort der StRin Ulli Sima die Situation für die Beschäftigten verbessert. Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Parzer, bitte schön! 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Liebe Frau Stadträtin! Herr Vorsitzender! 

Debattenbeitrag zum Budget 2010. Wie beim letzten Mal suchen wir vergebens nach den dringend erforderlichen Weichenstellungen und gerade von einem Budget, das in das nächste Jahrzehnt, bitte, hinreicht, hätten wir uns ein wenig mehr innovativen Charakter gewünscht, aber das ist ja, wie gesagt, keine Überraschung. 

Was uns aber überrascht hat, ist, dass eine weiterhin dringend erforderliche Neuausrichtung der Umweltpolitik nicht einmal im Ansatz in diesem Budget erkennbar ist. Diese Erwartung ist wieder einmal, wie schon so oft, enttäuscht worden. Längst müsste man doch eingesehen haben, welche Punkte eine solche Neuausrichtung wirklich betreffen, aber nicht einmal die Erwartung ist wieder einmal, wie schon so oft, zu bemerken, und das ist wieder zum wiederholten Male die Klimaschutzpolitik. 

Ich weiß schon, es gab jetzt im Parlament eine große Anfrage wegen des Klimaschutzes, und auch Berlakovich hat sich dort den Grünen und der Opposition gegenüber mit dem Klimaschutz auseinandergesetzt. Für uns aber ist der Klimaschutz in Wien auch eine Problematik und die Erwartung war vielleicht höher, und all diese Jahre über ist sie leider nicht so, dass man die Klimaschutzziele erreicht hat. Klimaschutzziele zu erreichen ist, wie schon gesagt, ein hartes Brot, man hat vielleicht zu hohe Anforderungen vorher gestellt, aber wir werden versuchen, auch hier mit Ihnen zusammen einen Klimaschutz zuwege zu bringen. Sie können auch die eigenen Evaluierungsberichte nachlesen, und trotz einer Vielzahl von Grundsatzpapieren - das ist in den Maßnahmen festgeschrieben worden - haben wir nicht gemerkt, dass die Energieerzeugung zu verbessern wäre, und dass ohne diese das Erreichen dieses Klimaschutzes nicht möglich ist. 

Keine große Zukunft in der Stadt hat, und das wissen wir alle, die Grünraumsicherung, obwohl Herr Hursky heute von 13 neuen Parks gesprochen hat. Das mag schon sein, aber in den Innenstadtbezirken fehlt es daran wirklich hinten und vorne sehr, und in diesem Bereich ist es noch nicht gelungen, den Grüngürtel so zu sichern, dass die Lebensqualität dieser Stadt auch gesichert wird. Nicht umsonst ziehen zahlreiche Wiener an den Stadtrand, vielleicht auch in das nahe Niederösterreich, um dort die Luft zu genießen, die sie gerne in Wien gehabt hätten. Ebenfalls kapituliert hat man auch vor der Lärmbekämpfung. Wir haben heute schon eine Menge gehört über die Lärmbekämpfung, ob das der Fluglärm war, der jetzt wieder seitens des Rüdiger Maresch angesprochen worden ist oder das Gutreden von Kollegen Hursky. 

Ich muss ihm in einem auf jeden Fall widersprechen, dass ich sage, ich wohne auch in einem Gebiet, wo die Flieger sehr nahe über mein Haus fliegen. Das heißt, ich kann ihnen nicht zuschauen beim Frühstücken, aber ich bin nahe daran. Ich möchte Ihnen nur sagen, dass hier von einem Nachtflugverbot zwar die Rede ist, es aber nicht eingehalten wird. Wir haben zahlreiche Flüge, die sich in der Nacht zwischen 1 Uhr und 5 Uhr in der Früh, meistens natürlich in den Sommermonaten, über uns bewegen. Auch du, lieber Erich, musst das einsehen! Ich kann dir Beweise bringen. Es gibt leider sehr viele, die dieses Nachtflugverbot nicht einhalten. Das wäre nur zum Fluglärm eine kleine Einwendung. Nur kann ich natürlich nicht mit den GRÜNEN mitgehen, einen Nachtflugverkehr von 19 Uhr bis 9 Uhr als Beschränkung zu sehen. Das ist mir zu weit hergeholt. Ich kann das natürlich schon machen, wenn ich an die alten Maschinen denke. Die alten Tupolev-Maschinen machen schon einen großen Wirbel. Da könnten wir uns überlegen, ob wir Ausnahmen bringen. Die österreichischen Maschinen sind zum Großteil schon neues Material und nicht mehr so laut wie diese alten Maschinen, die wir sehr wohl einschränken können.

Aber nicht nur der Flugverkehr, sondern auch der Schienenverkehr und der Verkehr auf der Straße sind ein Problem. Viele Menschen präsentieren in dieser Stadt nicht mehr diese wohnkomfortgerechte Lebensweise und ziehen daher aus der Stadt aus.

Wir bleiben beim Verkehr. Er hat bekanntlich eine Schlüsselposition bei der Luftreinhaltung. Zwar hat Wien einen Masterplan Verkehr, der nunmehr sogar autorisiert geworden ist, aber auf die Realisierung der dort angeführten Maßnahmen warten wir leider schon sehr lange. Damit bin ich wieder beim Kollegen Maresch von den GRÜNEN, der leider nicht da ist oder hinten redet. Ich muss dazu sagen, immer nur gegen die Stadtautobahn zu sein, ist sicher nicht der Sinn bringende Punkt. Ich weiß schon, dass es viel Geld kostet, wir haben gehört, das ist viel teurer geworden, aber wir brauchen die Nordostumfahrung, denn wenn man sich jeden Tag in der Früh die Staulawinen ansieht, die sich seitens des niederösterreichischen Gebietes, ob das über Breitenlee oder über Eßling ist, in die Stadt erstrecken und die oft zwei Stunden dauern, kann ich mir vorstellen, dass hier eine Luftverpestung die Bevölkerung viel mehr in Anspruch nimmt, als wenn wir endlich die Realisierung dieser Maßnahme hätten, die wir schon lange gefordert haben, die Lobauautobahn.

Aber nicht nur der Verkehr rollt unökologisch gesteuert weiter durch Wien. Es rollt leider auch eine Mülllawine, die noch immer so stark ist, dass es nicht gelungen ist, sie aufzuhalten. Seit einigen Jahren steigt die Restmüllmenge in Wien. Derzeit hält Wien bei einer zu entsorgenden Müllmenge von über einer Million Tonnen. Aus dieser Müllmenge ergibt sich eine enorme Belastung für die Wiener Umwelt. Ich glaube, Sie verlassen sich viel zu sehr auf die dritte Müllverbrennungsanlage. Ich hoffe, Sie täuschen sich dabei nicht und wir brauchen nach der Inbetriebnahme der dritten Müllverbrennungsanlage nicht gleich wieder eine neue oder eine größere Einrichtung. Was wir aber wirklich nicht mehr brauchen, zumal in meinem Bezirk, möchte ich schon erwähnen, wäre der Rautenweg. Eine Mülldeponie mitten in einem Stadtentwicklungsgebiet, meine Damen und Herren, ist sicherlich einzigartig in Europa. Ich glaube nicht, dass es das woanders ohne Weiteres gibt. Wir sollten das Auslaufdatum des alten Betriebsbescheides ernst nehmen und auf die Verlängerung der Deponie verzichten.

Was ebenfalls von meinem Standpunkt her Nonsens ist, ist die Müllverbrennungsanlage am Flötzersteig. Hier gibt es zahlreiche Beschwerden seitens Bürgerinitiativen. Sie wissen genau, dass nicht nur die Einfamilienhäuser dort in Mitleidenschaft gezogen werden, sondern auch das Pulmologische Zentrum. Dies sorgt schon lange für Bürgerunmut. Die Neuinbetriebnahme der dritten Müllverbrennungsanlage hätte bei einer entsprechenden Dimensionierung die Chance gebracht, den umstrittenen Flötzersteig endlich außer Betrieb zu nehmen. Aber nachdem man sich aus innerparteilichen Streitigkeiten innerhalb der SPÖ entschlossen hat, eine kleiner dimensionierte Anlage zu bauen, ist diese Chance leider vertan. Man sollte seitens des Umweltressorts einmal eine Strategie zu dieser Abwicklung entwickeln. 

Die Absiedlung dieser Flötzersteig-Anlage kostet Geld, das wissen wir. Wenn ich mir den Rechnungsabschluss ansehe, dann ist doch Geld da. Dieses vorhandene Geld, meine Damen und Herren, das speziell von der Müllabfuhr erwirtschaftet wurde, könnte man in die MA 48 selbst investieren. Die Abteilung wartet schon lange auf die Realisierung ihres neuen Verwaltungszentrums. Seit 2001, wie ich mich erinnern kann. Es war immer eine Frage, dass dieses neue Verwaltungszentrum auf den ehemaligen Waagner-Biro-Gründen, wo es eine große Debatte hier im Gemeinderat gegeben hat wegen der Kosten und der Preise, die genannt wurden, was wir gezahlt haben und so weiter, was leider nicht entstanden ist. Hier könnten wir wirklich schön langsam darauf pochen, dass dieses Geld für die MA 48 verwendet wird, um eine Containerwaschanlage zu errichten. Darauf warten wir schon sehr lange. Es wäre sehr gut, wenn die Wiener Häuser endlich ihre Sammelinseln und die dort befindlichen Container öfter reinigen, um vor allem starke Geruchsbelästigungen zu verhindern. Eine sinnvolle Investition der Überschüsse wäre auch noch die Schaffung einer Nutzwasserversorgung, meine Damen und Herren, für die Wiener Parks. Es gibt viele Parks, die nicht eine Nutzwasserversorgung haben, sondern noch immer vom Hochquellenwasser gespeist werden. Das gilt nicht nur für die Parks, das gilt auch für die Friedhöfe und auch für Sportanlagen. Das weiß ich genau, denn auch in unserem Bezirk haben wir noch solche Anlagen, die wirklich von der teuren Wasserversorgung Gebrauch machen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber all diese Vorschläge, meine Damen und Herren, setzen natürlich zwei Dinge für Sie voraus, zum einen ein umweltpolitisches Umdenken dieser Stadtregierung und zweitens die Bereitschaft, die von den Bürgern und Bürgerinnen eingenommenen Gebührenüberschüsse nicht mehr zur Sanierung des anderen Stadtbudgets zu verwenden, sondern wirklich im Rahmen der Umwelt zu investieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Man könnte die Beispiele einer falschen Umweltpolitik anhand des Budgets noch sehr lange weiterführen. Es wurden heute viele Argumente seitens der Opposition und viele Entkräftungen seitens der SPÖ gesagt. Ich kann Ihnen nur sagen, es ist so, dass wir wirklich sehr viele Probleme haben, die wir nicht einfach vom Tellerrand wischen können. Das ist auch ein Grund, dass wir sagen, es gibt einen Stillstand in der Umweltpolitik. Daher können wir diesem Budget auch heuer nicht zustimmen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Spitzer. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerhard Spitzer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich habe dem Kollegen Parzer versprochen, ich spreche nach ihm und bin trotzdem nicht garstig zu ihm. Wir verstehen uns wirklich sehr gut. Eines kann ich dir trotzdem nicht ersparen, weil du dir so gerne diese Neuausrichtung, wie du es gesagt hast, im Umweltbereich wünscht, lieber Kollege Parzer, bei Sachen, die funktionieren, doktert man nicht herum, richtet sie nicht neu aus, sondern lässt sie am besten, wie sie sind. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Nur was funktioniert!) In dieser Stadt funktioniert sehr viel. Ich darf da nahtlos an den Kollegen Hursky anschließen. 

Die ganze Welt beneidet uns zum Beispiel um unser Wasser. Deswegen möchte ich bei der MA 31 beginnen. Auch dort passieren sehr viele ehrgeizige Projekte. 

Ich denke zum Beispiel an die Instandsetzung und den Neubau des Wasserbehälters am Wienerberg, ein sehr großes Projekt mit Gesamtkosten von rund 10,5 Millionen EUR. Dort wird eine neue Schieberkammer eingerichtet. Das Speichervolumen wird von derzeit rund 33 000 m³ auf dann über 41 000 m³ erhöht, eine deutliche Erhöhung der Versorgungssicherheit in dieser Stadt. 

Ich denke an die Generalsanierung des Aquädukts in Mauer. Die Aquädukte sind derzeit rund 130 Jahre alt, waren dementsprechend lang der Witterung ausgesetzt und bedürfen dringend einer Sanierung mit Gesamtkosten von rund 8 Millionen EUR, die investiert werden. 

Ein ähnliches Projekt ist das Aquädukt Baden mit Gesamtkosten von 2,2 Millionen EUR. 

Ich darf an das Projekt Kraftwerk Nasswald mit Gesamtkosten von rund 2,5 Millionen EUR erinnern. Das derzeitige Kraftwerk Nasswald, das übrigens aus dem Jahr 1929 ist, erzeugt Energie von rund 320 000 Kilowattstunden pro Jahr. Die dann neue Anlage in Nasswald wird rund 1,6 Millionen Kilowattstunden an Energie erzeugen. Plangemäß wird die Fertigstellung bis März 2010 erfolgen. 

In diesen Bereich fällt auch die Sanierung des Pumpwerkes in der Lobau, ein Werk, das nicht mehr ganz dem Stand der Technik entspricht, das zwischen 1964 und 1968 errichtet wurde. Die Anlage wird durch eine neue Anlage ersetzt, die dann dem Stand der Technik entsprechen wird. 

Es gibt viele weitere Schwerpunkte, die in diesem Bereich umgesetzt werden. Dazu gehört auch, Kollege Stiftner, die regelmäßige Erneuerung des Rohrnetzes. Wir haben derzeit rund 3 500 km Rohrnetz. Diese werden regelmäßig gewartet und werden selbstverständlich auch regelmäßig erneuert. Dazu brauchen wir keine eigenen Anträge. Das passiert in dieser Stadt ohnehin. 

Ich denke aber auch, und das ist mir persönlich ein Anliegen, an die vielen Investitionen im Bereich der Umweltbildung. Hier zum Beispiel an die Wasserschule. Der Wasserturm wurde bereits erwähnt. In der Wasserschule in unmittelbarer Nähe wird jährlich rund 3 000 Kindern das Wasser nähergebracht.

Ich denke auch an die Neugestaltung des Museums Wildalpen, aber auch an andere Bereiche. 

Viele Menschen in dieser Stadt haben viele Bedürfnisse. Manchmal hat man diese Bedürfnisse genau dann, wenn man sie nicht brauchen kann. Auch dafür sorgt unsere Stadt, nämlich die MA 48, mit Gesamtinvestitionen für 2010 von rund 14 Millionen EUR und Erhaltungsmaßnahmen von rund 13 Millionen EUR. Gerade im Bereich der Bedürfnisanstalten passiert da sehr viel an Maßnahmen zur Erhöhung der Leistungs- und Qualitätssteigerung. Ich denke daran, dass weitere Bedürfnisanstalten mit ständig anwesendem Personal ausgestattet werden, an die bedarfsorientierte Erweiterung der Öffnungszeiten, vor allem aber auch an die Erhöhung der Reinigungsfrequenzen, aber auch, und das war in diesem Haus immer wieder ein Thema, an die Erhöhung der dezentralen Budgetmittel für die Bezirke in diesem Bereich von über 500 Millionen EUR, immerhin ein Plus von 25 Prozent zum Voranschlag des letzten Jahres, also ein deutlicher Beitrag, um Sauberkeit und Sicherheit in den Bedürfnisanstalten zu verbessern. 

In den Bereich der MA 48 fällt natürlich auch der Bereich der Straßenreinigung. Ich denke hier an den Winterdienst. Die Umstellung auf Feuchtsole ist bereits sehr weit fortgeschritten, im innerstädtischen Bereich sogar zur Gänze vorhanden.

Ich denke auch an die Kosten für den privaten Winterdienst, aber auch an die Kosten für die Einkehrpflicht. Wir haben es uns in Wien zur Aufgabe gemacht, in den Wintermonaten bei länger anhaltenden Wärmeperioden den Streusplitt wieder einzukehren, um die Staubbelastung möglichst gering zu halten. 

Ich darf auch die Aktion „Saubere Stadt" erwähnen, ebenso die Montage vieler zusätzlicher weiterer Papierkörbe, da aber auch den Einsatz der Unterflurpapierkörbe mit deutlich erhöhtem Fassungsvolumen, das weitere Angebot an Straßenaschenbechern, den verstärkten Einsatz der „Waste Watcher“ - das war auch schon ein Thema -, auch in den Nachtstunden, die Ausweitung der Aktion „Gelber Sack", die wir bereits kennen. Im Bereich der Müllbeseitigung wird der Schwerpunkt deutlich auf dem Bereich der Abfallvermeidung liegen. Ich darf die Initiative „Natürlich weniger Mist" und die Aktion „Wien räumt auf, mach' mit!" erwähnen, wo jedes Jahr immer wieder Menschen dazukommen und mit Freude mitmachen, aber auch zahlreiche andere Maßnahmen, die sich im Budget im Bereich der Abfallbehandlung, der Müllverbrennung, der Deponierung, der Abfalllogistik und der Mistplätze wiederfinden. 

Zum Stichwort Mistplätze darf ich erwähnen, dass durch gezielte Information und Werbung nicht nur die Zahl der Menschen erhöht werden konnte, die diese Mistplätze frequentieren, sondern auch die Zahl des pro Kopf abgegebenen Mülls. Das ist durchaus beachtlich.

Im Bereich der Unternehmung Wien Kanal, über die wir heute schon einiges gesprochen haben, stehen sehr wohl zahlreiche Neubauten im Kanalbereich bevor. Wir haben heuer im Juli den Spatenstich für das erste von insgesamt 14 großen Kanalbauprojekten allein in der Donaustadt gehabt. Der Asperner Sammelkanalentlaster ist das umfangreichste Bauvorhaben von Wien Kanal. Mit der Fertigstellung all dieser Projekte, die im Jahr 2013 abgeschlossen werden sollten, wird das Kanalnetz in der Donaustadt um rund 22 km angewachsen und werden 1 200 weitere Haushalte ans Kanalnetz angeschlossen sein. 

Ich darf aber auch an weitere große Bauvorhaben erinnern, an den Leopoldauer Sammelkanal mit einem Gesamtvolumen von über 8 Millionen EUR, die Aufschließung von Neu-Eßling mit 10,7 Millionen EUR und den Hauptbahnhof mit rund 10 Millionen EUR. 

Aber auch hier, liebe Kolleginnen und Kollegen, gibt es zahlreiche Investitionen im Bereich der Umweltbildung. Ich denke an die kindergerechte Aufbereitung des Wasserkreislaufes, an die Dritte-Mann-Tour - sehr beliebt, geht heuer schon in die vierte Saison - und zahlreiche andere Veranstaltungen im Bereich der MA 30, mit den Helfern Wiens, im Bereich des Ferienspiels, auf dem Donauinselfest und so weiter.

Ich darf überleiten zum Bereich der MA 45 - Wasserbau. Die Maßnahmen der Altlastensanierung sind hier ein wesentlicher Schwerpunkt. Die Kriegsaltlasten sind weitestgehend abgearbeitet. Somit fallen nur mehr die Kosten für den Betrieb der Altlasten an. Ich denke an den Donauhochwasserschutz, die Erhaltung der Schutz- und Dammbauten, zum Teil am Strom, aber auch am Donaukanal. Weitere große Projekte sind der Marchfeld-Schutzdamm, das Projekt „Wienfluss", der „Wiental-Highway“.

Die Neue Donau und die Donauinsel sind ein sehr großer Bereich. Hier wird es wesentliche Verbesserungen in der Öffentlichkeitsarbeit und Information, auch durch Mitarbeiter vor Ort, Erweiterungen von Serviceeinrichtungen, wie zum Beispiel ein Infomobil, geben. Die Sicherheit wird verbessert werden. Es wird der Wachdienst in diesem Bereich verstärkt. Es wird zusätzliche WC-Anlagen, aber auch zusätzliche Hundekotsackerlspender geben. Es wird zusätzliche Pontons geben, Abflachungen, Flachwasserzonen, einen Wasserspielbereich und vieles mehr, auch einen Wunsch der Bevölkerung, der immer wieder deponiert wird, nämlich zusätzliche Trinkbrunnen. 

Auch im Bereich der Alten Donau wird es zahlreiche Projekte geben. Ich denke hier an Projekte für Barrierefreiheit bei den Steganlagen oder an die Einrichtung der Schonzonen.

Um es nicht zu lange zu machen und zum Schluss zu kommen, liebe Kolleginnen und Kollegen, das war nur ein sehr grober Überblick über die Vielzahl an Aktionen, Projekten und Ideen, die im Umweltbereich im nächsten Jahr in unserer Stadt umgesetzt werden. Es sind zum Teil sehr ehrgeizige Projekte, herzeigbare Projekte, auch Projekte, die zum Teil in der ganzen Welt von uns übernommen werden und die dank unserer Stadträtin, aber auch dank der Vielzahl an engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in diesem Bereich diese Stadt zu dem machen, was sie war, was sie ist und was sie auch bleiben wird, zur Umweltstadt Nummer 1! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist nunmehr die Frau Amtsf StRin Mag Sima.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte wie jedes Jahr natürlich diese Gelegenheit nutzen, um mich zunächst einmal bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sehr herzlich für ihren unermüdlichen und ganzjährigen Einsatz für die tolle Umweltqualität in unserer Stadt zu bedanken. Ich möchte auch die Gelegenheit nutzen, auf ein paar Punkte einzugehen, die in der Debatte heute aufgekommen sind.

Die Kollegin Matiasek hat kurz über die Steinhof-Gründe und die Pflückhilfen gesprochen. Jetzt sage ich Ihnen, mir sind diese im Detail nicht bekannt, aber ich möchte einen grundsätzlichen Punkt dazu sagen. Ich glaube, es ist eine wirklich gute Tradition, die wir in der Geschäftsgruppe Umwelt haben, dass, egal woher wir irgendwelche Anregungen oder Missstände aufgezeigt bekommen, wir uns diese immer sofort ansehen und so weit es möglich ist, auch ganz schnell beheben. Ich glaube, das zeichnet uns aus, egal, von welcher Fraktion, ob es Bürgerinnen und Bürger sind, wir bemühen uns wirklich, Defizite sofort auszugleichen, zu ändern und zu verbessern. Auch wir können immer besser werden, das ist überhaupt keine Frage. Darum bemühen wir uns und darum haben wir uns auch in den letzten Jahren bemüht.

Sie haben gesagt, originell und witzig wäre nicht so sachlich, sie wären eher für die sachlichen Kampagnen. Meine Meinung dazu ist, dass es, glaube ich, wichtig ist aufzufallen, weil man sonst in der Flut von Kampagnen untergeht. Wir haben bedauerlicherweise nicht genug Geld, damit wir ähnlich großen Ketten so präsent sein können. Deswegen ist es für uns einfach wichtig, bei unseren Kampagnen auch einen gewissen Witz, ein gewisses Augenzwinkern dabei zu haben, um wirklich aufzufallen, um auch mit dem Thema durchkommen zu können, um auch bei den Menschen ankommen zu können. Ich glaube, das ist wichtig. Das ist uns in vielen Bereichen, glaube ich, gut gelungen. Viele Dinge sind natürlich Geschmackssache. Bei manchen funktioniert es besser, bei anderen schlechter. 

Das Thema um Mochovce ist gekommen. Ich habe es auch bedauert, dass der Herr Umweltminister uns nicht empfangen hat, aber wir haben uns nicht entmutigen lassen, haben natürlich die Unterschriften eingegeben. Wir haben vor Kurzem in der Landesregierung auch eine gemeinsame Beschwerde bei der EU-Kommission beschlossen und eingebracht, sowohl in Bezug auf die Sicherheit von Mochovce als natürlich auch in Bezug auf das ganze Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren. Wir sind gerade dabei, die nächsten Schritte zu prüfen. Eine zivilrechtliche Klage ist leider keine Möglichkeit mehr, wie Sie sicher wissen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich hoffe immer noch, Frau Professor!) Herr Kollege Maresch, das glaube ich nicht, ehrlich gesagt. Das kann niemand. Eine zivilrechtliche Klage, nachdem Oberösterreich beim EuGH mit einer sehr ausführlichen Begründung abgewiesen worden ist, werden wir nicht mehr in Betracht ziehen. Aber was wir natürlich machen wollen, ist zumindest, dieses Urteil des EuGH zu nutzen, weil der EU-Kommission erstmals sehr weitreichende Kompetenzen im Bereich der Sicherheit zugeordnet worden sind, da wirklich anzusetzen und diese neuen Kompetenzen, die die EU-Kommission bisher immer tendenziell von sich gewiesen hat, einmal an diesem Eck zu packen. 

Was Sie zur Verpackungsverordnung gesagt haben, kann ich wirklich nicht auf mir sitzen lassen, weil das echt ein Punkt ist, wo die MA 22 seit vielen Jahren dahinter ist. Wir haben in den letzten Jahren gemeinsam mit vielen Partnern, unter anderem der WU Wien, auch die meistbeachtete Studie in diesem Bereich herausgegeben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Dann gehen wir in den Billa und schauen wir, was passiert ist!) Ich persönlich habe mich auf der Landesumweltreferentenkonferenz mehr als einmal dafür eingesetzt, mit Unterstützung von vielen anderen Landesräten, das sage ich gerne dazu, aber klar ist, das ist Bundeskompetenz. (GR Mag Rüdiger Maresch: Es gibt einen Bundeskanzler, der, glaube ich, auch rot ist!) - Es gibt aber auch einen Umweltminister. 

Ich ärgere mich selbst auch jedes Mal, wenn ich einkaufen gehe. Die Glasflaschen gibt es übrigens schon lange nicht mehr beim Billa oder sonst wo zu kaufen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Mineralwasser gibt es auch!) - Mineralwasser auch nur in PET und selbst die verschwinden jetzt. Wenn wir nicht die Mehrwegquoten in der Gastronomie hätten, dann würde es überhaupt ganz finster aussehen. Wir wissen, es gibt eine ganz einfache Maßnahme. Der Umweltminister könnte hier Quoten verordnen, nicht erst seit gestern, sondern schon seit 15 Jahren. Ich kann wirklich versichern, dass wir da nicht lockerlassen werden. Mir ist das ein Anliegen. Wir werden das wieder einbringen. Wir werden auch wieder versuchen, mit unserer Studie medial ein bisschen durchzudringen, weil es natürlich auch einen gewissen öffentlichen Druck braucht - das ist überhaupt keine Frage -, wenn man in diesem Punkt etwas erreichen will.

Kollege Stiftner, ich darf Sie nur kurz auf den Wirtschaftsplan hinweisen. Vielleicht schauen Sie sich den einmal an, das wäre ein ganz kleiner Hinweis, um Einnahmen und Ausgaben zum Thema Wien Kanal zu finden. 

Der Herr Kollege Margulies war da ein bisschen erfolgreicher. Er hat zumindest ein paar Zahlen im Wirtschaftsplan gefunden. Vielleicht kann er Ihnen ein paar Tipps geben, wenn Sie noch welche brauchen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Danke für das Kompliment!) - Zu Ihnen komme ich schon noch, Herr Kollege Margulies! Einer nach dem anderen, nicht vordrängen, bitte!

Was Ihren Antrag zu den Wasserwerken betrifft, nur eine kurze Anmerkung: Sie können wirklich froh sein, dass meine Fraktion dem nicht zustimmen wird, weil dann würden Sie Wien zur autofreien Stadt machen (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich stimme zu! - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich stimme zu!), bei 250 km Straßenaufgrabungen pro Jahr, wohl gemerkt. Das heißt, das addiert sich, wenn man nicht so schnell fertig ist. Da geht dann in Wien gar nichts mehr. Dagegen ist ein Wasserrohrbruch alle heiligen Zeiten nichts. Ich glaube, dass Sie sich das nicht ganz überlegt haben, was das in letzter Konsequenz für diese Stadt heißen würde, wenn Sie das durchziehen! Aber ich glaube, ich habe gerade eine Fraktion dazugewonnen, die diesen Antrag unterstützen wird. 

Zum Kollegen Margulies: Ich möchte Ihren Satz ein bisschen abwandeln. Ich glaube, die Wiener Grünen sind die einzige Splittergruppe innerhalb der Grünen, die gegen Ausgliederungen ist. Wenn ich nämlich nach Graz schaue, wird dort alles ausgegliedert, was nicht niet- und nagelfest ist. (StR David Ellensohn: Das stimmt ja gar nicht!) Deswegen wundert es mich wirklich, ebenso wie es da bei der ÖVP ist, dass Sie sich hier plötzlich als die großen Antiausgliederer aufspielen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wir sind schon viel grüner als die Grazer!) - Ich will mich jetzt nicht an Ihrem österreichinternen Match beteiligen, aber ich möchte schon darauf hinweisen, dort wird ganz massiv ausgegliedert, etwas, das wir in Wien überhaupt nicht gemacht haben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, überhaupt nicht!) Denn Sie wissen ganz genau, dass Wien Kanal weiterhin im Magistrat verblieben ist. Das ist eine Unternehmung der Stadt Wien. Reden wir über Wien Kanal, ist das eine Unternehmung der Stadt. In diesem Zusammenhang kann man überhaupt nicht von Ausgliederung reden. 

Wenn wir jetzt schon dabei sind, denn Sie haben sich als Budgetexperte bezeichnet, dann kann ich mich eigentlich nur wundern, dass Sie gerade bei Wien Kanal diese ganzen Zahlen herumjonglieren und offensichtlich absichtlich bei den sonstigen Einnahmen beziehungsweise im Cross Border Leasing oder bei den Ausnahmen die kalkulatorischen Kosten weglassen, denn nur so kommt man auf diese von Ihnen angesprochene Zahlendifferenz.

Jetzt zum letzten Punkt, der MA 48: Das mit der Pfaffenau ist wohl die größte Zeitungsente dieses Jahres gewesen, die Sie annonciert haben. Ich kann mir nur vorstellen, die GRÜNEN müssen massiv verzweifelt sein, wenn sie auf solche Latrinengerüchte hören und diese auch noch verbreiten. Natürlich haben wir kein riesiges Scheunentor bei der MVA 3 eingebaut. Es gibt nämlich auch noch ein Thema, das Geruchsbelästigung heißt, für den Fall, dass Sie schon einmal davon gehört haben. Natürlich zahlt es sich nicht aus, für sieben LKWs ein riesiges Scheunentor einzubauen. Natürlich hat es ein Konzept dahinter gegeben. Natürlich haben wir uns vorher etwas überlegt. Wir haben nicht gesagt, wir bauen nachher irgendeine Halle, sondern wir haben gesagt, das ist ein über ganz Wien aufgeteiltes Konzept, wie wir das optimal nutzen, die Geruchsbelästigung minimieren und alle Anlagen optimal ausnutzen können. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Also baut ihr es 2011!) Wegen sieben Autos wäre dieser Aufwand nicht notwendig gewesen. Dass Sie jetzt irgendeine komische Geschichte daraus machen, verstehe ich in Ihrer offensichtlichen Verzweiflung, im Wahlkampf punkten zu wollen, aber mit der Wahrheit hat das überhaupt nichts zu tun. 

Was die Dienstkleidung betrifft, brauchen Sie sich wirklich nicht als der Rächer der Enterbten aufzuspielen. Wir versorgen unsere Mitarbeiter mit guter Dienstkleidung. Diese wird gemeinsam mit der Personalvertretung und gemeinsam mit Arbeitsmedizinern ausgesucht. Es gibt Umfragen unter den Mitarbeitern, wo sie gerne Verbesserungen hätten. Uns jetzt so hinzustellen, als würden wir die nur mit einem dünnen Hemdchen auf die Straße schicken, ist wirklich völlig lächerlich und entbehrt absolut jeder Grundlage! Aber offensichtlich wird nach dem Prinzip gearbeitet, man schmeißt halt ein bisschen mit Dreck und schaut, was picken bleibt! Ich finde das inakzeptabel! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Nicht paschen, sondern denken!)

Ich möchte noch die Gelegenheit nutzen, um auch ein paar sehr positive Punkte einzubringen. Wir haben uns für das nächste Jahr wieder ein sehr ambitioniertes Programm mit sehr vielen, sehr schönen und sehr guten Projekten vorgenommen. Ich denke nur an den Asperner oder an den Leopoldauer Sammelkanal, eines der großen Projekte im Bereich von Wien Kanal, die wir uns vorgenommen haben. Der Wasserbehälterumbau am Wienerberg, der im laufenden Betrieb stattgefunden hat und deswegen eine besonders schwierige technische Herausforderung war, ist schon erwähnt worden, gemeinsam mit dem Wasserpark und der neuen Nutzbarmachungen einer Fläche, die bisher gesperrt war, ein sehr schönes Projekt für die nächsten Jahre. Es werden etliche Parks erneuert. Ich nenne nur den Yppenplatz als eines der vielen Beispiele. Wir werden natürlich auch ganz massiv in die Erneuerung des Rohrnetzes investieren. Das Aquädukt in Mauer wird fertiggestellt. Der Marchfeld-Schutzdamm ist einer der letzten Mosaiksteine, an dem wir arbeiten, zur Fertigstellung des hundertprozentigen Hochwasserschutzes in Wien und darauf möchte ich schon hinweisen. Wo andere Bundesländer weit hinten sind, sind wir wirklich dabei, hier noch die letzten Mosaiksteine zu legen. Oder die Erneuerung der Schleuse Nußdorf. Wir bauen den „Wiental-Highway“, einen, glaube ich, sehr zukunftsweisenden Radweg, wo ich mich persönlich schon freue, wenn er fertiggestellt ist. Das ist eine tolle Verbindung von der Innenstadt, barriere- und ampelfrei hinaus bis nach Niederösterreich. Wir werden im Bereich der MA 48 neben dem Abfalllogistikzentrum, das ich schon erwähnt habe, natürlich auch die Arbeit der „Waste Watcher“ und den Bereich der „Sauberen Stadt" fortsetzen, auch ein ganz wichtiger Mosaikstein für die Lebensqualität in dieser Stadt und noch viele andere Projekte, die ich jetzt aus Zeitgründen nicht aufzählen will. Ich glaube, dass wir uns viele gute Dinge für das nächste Jahr vorgenommen haben, und hoffe, dass wir diese genau so erfolgreich fortsetzen können, wie es in den vergangenen Jahren der Fall war.

Ich darf mich noch einmal sehr herzlich bedanken! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsgruppe Umwelt und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung Wien Kanal liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales mit Postnummer 4, das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2010, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien und den Wirtschaftsplan der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Dann werden wir so vorgehen. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Wir haben heute in der Früh doch einige Ausführungen auch zum Sozial- und Gesundheitsbereich von der Frau Vizebürgermeisterin gehört. Ich möchte das ein bisschen relativieren. 150 000 Armutsgefährdete gibt es in Wien. Es gibt diese Sozialmärkte. Sie wissen, sogar die Caritas eröffnet jetzt neun Sozialmärkte in Wien. Ich frage Sie, meine Damen und Herren von der sozialdemokratischen Stadtregierung: Was tun Sie dagegen? 

Es gibt immer mehr Alleinerzieherinnen. Was tun Sie dafür, dass diese bessergestellt werden? Es gibt keine Krippenplätze, weil alle Kindergartenplätze mit Dreijährigen aufwärts aufgefüllt sind. Was tun Sie, damit jeder in Wien einen Kindergartenplatz gratis bekommt, und zwar in Nähe seines Wohnsitzes oder Arbeitsplatzes? 

Wir haben jetzt auf Bundesebene diese Mindestsicherung, oder wie man das nennen will, 733 EUR, zwölfmal im Jahr. Das ist auch nicht das Gelbe vom Ei, wenn man davon ausgeht, dass die Europäische Union 1 000 EUR vorsieht. Das ist nicht supersozial! Dafür hören wir ständig, sich wiederholend, es begann der Nationalratswahlkampf unter dem Titel „Wer sofort hilft, hilft doppelt.", dass die Sozialhilfe erhöht wird. Super, sie war eh die niedrigste von ganz Österreich! Oder dieser Heizkostenzuschuss. Seit Jahr und Tag, glaube ich, fordern alle Oppositionsparteien nach wie vor einen höheren Heizkostenzuschuss als 200 EUR, die jetzt gewährt werden. Früher waren es nur 50 EUR und dann 100 EUR. 

Oder, heute von der Frau Vizebürgermeisterin erwähnt, das Landespflegegeld. Das ist auch keine großartige Leistung, weil das ist erhöht worden, nachdem das Bundespflegegeld erhöht worden ist, nachdem es jahrelang überhaupt nicht erhöht worden ist, also praktisch weit unter der Valorisierung des Pflegegelds gehandelt wird, und keine Leistung, weil man es sogar erhöhen musste. Man fragt sich überhaupt, warum das so kompliziert sein muss. Man könnte doch ein Pflegegeld und nicht irgendwelche Landespflegegelder und Bundespflegegelder haben. 

Oder dann wurden auch noch immer die günstigen Gebühren propagiert. Ich spreche über Soziales und über Gesundheit und die Gebühren haben es mir immer schon angetan. Wir haben vorhin in der letzten Geschäftsgruppe von unserem Wiener Wasser gehört, auf das wir zugegebenermaßen alle stolz sind. Ich kann mich jetzt nicht genau daran erinnern, welcher Bürgermeister diese Wasserleitung damals gemacht hat. Ich kann mich natürlich schon erinnern. Es war kein sozialistischer, aber ist ja wurscht. Was ich nicht verstehe, ist, warum man bei diesem Wiener Wasser, das eine kommunale Dienstleistung ist, solche Gewinne machen muss. Beispielsweise haben wir für den Voranschlag 2010 prognostizierte Ausgaben von 120 Millionen EUR und Einnahmen von 163 Millionen EUR. Meine Damen und Herren, allein mit dem Wasser will die Stadt auf Kosten der Bürger 43 Millionen EUR, das sind 26,4 Prozent Gewinn, erwerben. Mancher privatwirtschaftliche Betrieb, die VÖEST oder so, wäre in Zeiten wie diesen froh, wenn er überhaupt einen Gewinn machen würde. Aber wir machen eigentlich einen Gewinn ohne großes Risiko. Wir könnten ja kostendeckend sein, aber wir schlagen auf. Wien Kanal ist jetzt eine Unternehmung der Stadt, hat aber jahrelang immer wieder stattliche Gewinne gemacht.

Bei der Müllsteuer haben wir jetzt Einnahmen von 270 Millionen EUR und Ausgaben von 244 Millionen EUR prognostiziert, was wiederum 26 Millionen EUR für das allgemeine Budget ausmacht. Auch hier wird auf Kosten der Bürger mit Daseinsvorsorge Gewinn gemacht. Ich meine, meine Damen und Herren, in Zeiten der Rezession sollte man das wieder in die Wirtschaft zurückfließen lassen, die Wirtschaft beleben und das den Menschen zurückgeben. 

Wenn es dann um das günstige Wohnen geht, muss ich immer kurz über Strom und Gas reden, weil da haben wir jetzt alle die Mitteilung gekriegt, dass der Gaspreis wieder geringfügig gesenkt wird. Ich glaube, um 2,8 Prozent ab 1. Dezember. Aber lassen wir das nur kurz Revue passieren. In dieser Legislaturperiode haben wir eine Erhöhung des Strompreises mit 1. März 2006 um 5 Prozent und eine Erhöhung des Gaspreises mit 1. März 2006 um 17 Prozent, dann mit 1. Jänner 2007 eine Gaspreiserhöhung um 5 Prozent und eine Strompreiserhöhung um 6 Prozent, dann mit 15. November 2008 eine Strompreiserhöhung um 8 Prozent und eine Erhöhung des Gaspreises mit 15. November 2008 um 21 Prozent. Die wurde dann mit 1. Februar 2009 wieder um 10 Prozent zurückgenommen, weil da haben Sie ein bisschen überzogen. Aber dennoch, trotz dieser Rücknahme, ist der Gaspreis in diesen vier Jahren um 33 Prozent gestiegen. Das ist also weit höher als jede Inflation. Wien Energie macht auch satte Gewinne. Er soll jetzt wieder geringfügig gesenkt werden, der Strompreis nicht, das habe ich noch nicht gelesen. Aber ich mache mir dann immer die Mühe, bei E-Control die Homepage anzuschauen und den Preismonitor Gas und Strom für den laufenden Monat, also für November anzuschauen. Wenn ich mir das anschaue, haben sie einen Durchschnitt von 15 000 Kilowattstunden als Jahresgasverbrauch einer Durchschnittsfamilie inklusive Netz und Steuern und Abgaben, weil ohne den ist es sinnlos. Ich meine, wenn man den reinen Gaspreis nimmt, ist das nicht das, was der Bürger zahlt, sondern man muss den Gesamtbetrag hernehmen. Und siehe und staune, nach Salzburg AG ist Wien Energie noch immer der teuerste Anbieter in Österreich, mit 1 002 EUR. Beim Strom schaut es nicht viel anders aus. Da werden 3 500 Kilowattstunden plus Netz und Steuern und Abgaben als Durchschnittsverbrauch genommen. Da ist Wien Energie überhaupt der teuerste Anbieter von ganz Österreich, mit 691,70 EUR. 

Dann gibt es bei E-Control dankenswerterweise auch einen Vergleich der Strom- und Gaspreise von 15 europäischen Großstädten. Dort schaut Wien nicht so gut aus, obwohl der Herr Bürgermeister sagt, wir sind so sozial, unsere Gebühren sind so sozial und jeder kann sich das alles leisten. Man fragt sich, wieso das woanders billiger sein kann. Da frage ich mich, wo das Geld verschwindet, in welchen ineffizienten Verwaltungen oder ich weiß nicht wo. Auf jeden Fall liegt Wien beim Gaspreis an dritter Stelle vor Berlin, vor Rom, vor Amsterdam, vor Lissabon, vor Madrid, vor Paris, vor Brüssel, vor London und beim Strompreis an vierter Stelle, aber noch immer vor Amsterdam, Brüssel, Rom, Madrid, London, Paris und anderen. Also es ist keineswegs etwas, worauf man stolz sein kann. Faktum ist, dass unsere Gebühren und Kosten für das Wohnen ziemlich am oberen Ende der Skala Europas anzusiedeln sind. 

Die Kanalgebühren, die jetzt eine Wiener Unternehmung geworden sind, haben sich zum Beispiel auch in den letzten Jahren um 35 Prozent erhöht, machen auch satte Gewinne. Auch die Müllgebühren, die ich vorhin erwähnt habe. 

Wenn die Frau Vizebürgermeisterin davon gesprochen hat, wie gut wir die Arbeitsmarktsituation im Griff haben, ist das natürlich auch zu widerlegen, weil Wien ist fast krisenunabhängig mit einer hohen Arbeitslosigkeit gesegnet. Das heißt, das zieht sich ja nicht erst seit dem letzten Jahr, sondern seit vielen Jahren. Ich habe hier eine Aufstellung der unselbstständig Beschäftigten von 1994, 3. Quartal, bis 2009, 3. Quartal. In diesem langen Zeitraum, der übrigens der Zeitraum ist, wo der Herr Häupl hier Bürgermeister ist, sieht man, dass Wien das einzige Bundesland ist, das in diesem Zeitraum Arbeitsplätze verloren hat. Und zwar wurden 8 000 Arbeitsplätze in der Zeit, wo Herr Häupl hier Bürgermeister ist, abgebaut. Wir sind all die Jahre im oberen Feld der Arbeitslosenzahlen gewesen. Momentan, ohne Schulungen, haben wir 8,2 Prozent und mit Schulungen 11,1 Prozent Arbeitslosigkeit. Das, wie gesagt, ist völlig unabhängig von jeder Rezession und Krise, weil das haben wir vorher auch schon in einer ähnlichen Höhe gehabt. 

Wenn die Frau Vizebürgermeisterin von den Lehrstellen gesprochen hat, wie super Wien bei den Lehrstellen ist, möchte ich schon auch feststellen, dass das nicht so hinzunehmen ist. Weil wenn man sich die Statistik anschaut, hat Wien bei Weitem die größte Diskrepanz zwischen Lehrstellensuchenden und Lehrstellen. Und zwar kommen in Wien auf jede offene Lehrstelle schon fünf Lehrstellensuchende. Darauf brauche ich nicht stolz zu sein, sondern das gehört dringend geändert und angekurbelt. 

Viel besser ist es in der Gesundheit auch nicht. Wir lesen alle ständig von explodierenden Spitalskosten und wir sehen, wenn man die Budgets gegenüberstellt, dass der Investitionszuschuss für Pflegeheime, Spitäler und das AKH vom letzten Jahr auf heuer überhaupt nicht mehr steigt und dass dafür das Defizit steigt. Wir haben 54 Millionen EUR Defizit und das Defizit wird weiter steigen. Darauf gehe ich dann noch ein. Aber dass man in Zeiten der Rezession praktisch null oder vielleicht sogar einen Minusinvestitionszuschuss den Spitälern gibt, ist auch ein bedenkliches Zeichen.

Sie dürfen nicht vergessen, je mehr Arbeitslose es gibt, desto geringer sind die Einnahmen der sozialen Gebietskrankenkasse und je weniger Einnahmen die hat, ist damit der Beitrag an den Spitälern gekoppelt. Nachdem diese größtenteils im Landeseigentum sind, bleibt der Rest, der zu zahlen ist, dem Land. Da kommen noch ganz andere Beträge auf das Land zu. Das heißt, es wird sich im nächsten Jahr mit Sicherheit noch verschlimmern. Da kann man nicht nur an Personal sparen, da muss man sich an eine echte Spitalsreform heranwagen. 

Aber das werden nicht die einzigen Kosten sein. Wir haben jetzt alle den Entscheid des Verfassungsgerichtshofes über das Hanusch-Spital gelesen. Wien hat nämlich bis jetzt nur dann bezahlt, wenn ich mich recht erinnere, wenn jemand in Wien seinen Wohnsitz hatte und auch in Wien gearbeitet hatte. Alle anderen Patienten wurden der Gebietskrankenkasse nicht ersetzt. Da hat der Verfassungsgerichtshof jetzt entschieden, das widerspricht dem Gleichheitsgrundsatz. 

Ich möchte nicht wissen, was passiert, wenn die Gesundheitsdienstrichtlinie in Kraft tritt, wo wir auch schon mehrere Vorstöße gemacht haben und wo uns die Frau StRin Wehsely gesagt hat, es gibt noch nichts Konkretes, wir können noch keine Studie machen. Wenn das zum Beispiel 2010 kommt, wie kann Wien auf einen Zustrom an Patienten und auf diese Abrechnungssysteme vorbereitet sein? Welche Defizite kommen dann auf Wien zu? Weil in diesem konkreten Fall, dem einen Beispiel Hanusch-Krankenhaus, bedeutet das 4,5 Millionen EUR pro Jahr. Die Gebietskrankenkasse möchte sich natürlich auch gleich ein bisschen sanieren. Auf Grund dieses Entscheides möchte sie jetzt Wien für die letzten Jahre auf 47 Millionen EUR Ersatzleistung klagen. Woher das kommen soll, weiß keiner. Aber es werden wieder 47 Milliarden EUR mehr. 

Dann gab es auch eine Studie vom IHS und auch einen Bericht des Rechnungshofes, dass Ordensspitäler effizienter sind. Ich will jetzt gar nicht darauf eingehen, dass die für ihre Leistungen unverständlicherweise nicht weniger bezahlt kriegen als Landeskrankenhäuser. Aber sie sind effizienter. Das wird auch hier im Rechnungshofbericht an einem sehr interessanten Beispiel ausgeführt, wie viel man eigentlich einsparen kann. Hier geht es um zwei Stationen, Orthopädieabteilungen im Otto-Wagner-Spital und bei den Barmherzigen Schwestern. Dabei geht es um die Sterilisierung von Instrumenten. Dazu stellt der Rechnungshof fest, dass das Sterilisieren mit 280 EUR im Otto-Wagner-Spital beinahe viermal so teuer ist als im Ordensspital. Da frage ich mich: Wie kann das sein? Wieso kann das Sterilisieren von Instrumenten von Spital zu Spital bis zu viermal teurer sein? Da muss man doch einmal betriebswirtschaftlich ansetzen und schauen, wie effizient das Ganze überhaupt betrieben wird. 

Die IHS-Studie geht überhaupt auf die Effizienz der Spitäler ein, stellt fest, dass Ordensspitäler grundsätzlich effizienter sind, und machen das mit einer Best Practice fest. Damit will ich Sie aber auf Grund der fortgeschrittenen Stunde nicht weiter belästigen. Es wird auf jeden Fall festgestellt, dass die notwendige Abstimmung mit dem niedergelassenen Bereich fehlt. Da gibt es immer wieder Probleme. Die Ambulanzen sind voll. Gleichzeitig geht es um die Ausbildung von Jungärzten. Diese sollen die Allgemeinmediziner selbst bezahlen. Das funktioniert alles hinten und vorne nicht, weil man nicht die Gesamtreform der Gesundheit angeht.

Dann geht es um Rehabilitationseinrichtungen. Was sind denn zum Beispiel die Rehabeinrichtungen für Kinder, sehr geehrte Frau Stadträtin? 

Dann schließt diese IHS-Studie damit, dass die Kosten höher werden, erstens wegen höherer Medikamentenkosten und nicht zuletzt deswegen, weil die Gebietskrankenkasse auf Grund höherer Arbeitslosenzahlen und geringerer Beiträge einen geringeren Beitrag zur Finanzierung der Spitäler leisten wird.

Das heißt, es wird alles nicht besser und es ist eigentlich keine echte Lösung in Sicht. Wie gesagt, die Ambulanzen sind überfüllt. Man kann sich nicht immer nur auf das SMZ-Nord ausreden. Das ist das berühmte Wunderspital, wo alles super wird, das beste Spital der Welt. Irgendwie ist das ein bisschen ein Phantomspital, weil alles, was wir bis jetzt vom SMZ-Nord wissen, ist, dass irgendwann die Bagger kommen und dass es frühestens 2015 eröffnet wird. Dann wissen wir auch noch, dass eigentlich die Bettenanzahl laut Experten für die echte Effizienz fast zu groß ist. (GR Kurt Wagner: Wer sagt das?) Dies ist bei 400, 500 Betten und nicht bei 850. Dann wissen wir auch noch, ... Sonst wissen wir eigentlich nichts mehr, das habe ich jetzt nämlich vergessen. (GR Kurt Wagner: Hast du dir im Google die internationalen Vergleiche angeschaut?) - Ja, ich habe mir diese Studien auch angeschaut.

Was wir zum Beispiel noch wissen, lieber Kurti, ist, dass das SMZ-Nord, noch bevor es gebaut wird, in seinen Kosten schon explodiert ist, nämlich von 350 auf 850 Millionen EUR. Und diese werden immer noch steigen. (GR Kurt Wagner: Du weißt, dass das seinerzeit eine andere Kalkulation war!) - Das ist eine andere Kalkulation? Entschuldigung, ich muss doch ein bisschen planerisch kalkulieren! (GR Kurt Wagner: Das ist in der Planungsphase!) - Die Frau Stadträtin erklärt uns ständig, das ist die Lösung aller Probleme und du sagst jetzt, wir sind in der Planungsphase. Was machen wir bis 2015? Wir haben ja die Probleme jetzt zu lösen! Die Krankenkasse zahlt immer weniger. Irgendwer muss das alles doch bezahlen! (GR Kurt Wagner: Wir unterstützen das auch! Das ist auch logisch!) - Ich bin eh schon bei dir versichert, aber das wird mir auch nichts helfen. Ich werde diese Periode nicht überbrücken können. Bis dahin muss es eine Lösung geben. Es ist interessant, er sagt, wir sind in der Planungsphase. 2015 soll es eröffnet werden. Das ist noch eine lange Zeit. Das sind sechs Jahre. In diesen sechs Jahren muss es auch eine Lösung geben. 

Kurz und gut, ich nehme zur Kenntnis, das Budget für Gesundheit ist gestiegen. Ich behaupte, es ist nicht gestiegen, weil es besser geworden ist, sondern weil alles teurer geworden ist und mehr Belastungen auf uns zugekommen sind. Nachdem nicht alles, was mehr ist, dann auch gleich besser ist, werden wir diesen Voranschlag ablehnen. (Beifall bei der FPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Aber nur wegen dem Kurti! Wir haben es nur abgelehnt, weil der Kurti dagegen ist!)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. - Bitte schön.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen! 

Herr Kollege Ebinger, vielleicht wird man im Zeitalter der Rezension eines Tages auch Ihre Rede rezensieren und feststellen, dass Sie zwar viel über Kanalgebühren und Lehrlinge geredet haben, aber relativ wenig zur Gesundheit. (GR Dr Herbert Madejski: Das trifft aber die Ärmsten der Armen!) Schauen Sie einmal im Wörterbuch nach, was Rezension und was Rezession ist! (StR Johann Herzog: Frau Kollegin, es geht ums Soziale! Ist Ihnen das gar nicht aufgefallen?) Vielleicht können Sie das googeln oder in Wikipedia finden, was Rezension und was Rezession ist. Kleine Nachhilfe. (GR Dr Herbert Madejski: Die Frau Pilz gibt sich schon so gescheit!) Nein, das ist nicht gescheit, sondern wahr! Hier sollte man doch zumindest wissen, worum es geht. (StR Johann Herzog: Wo bleibt das Soziale, Frau Kollegin?) Also vielleicht kann jemand Rezensieren erklären und was eine Rezession ist. (GR Dr Herbert Madejski: Unglaublich! Etwas anderes haben Sie nicht zu bieten?)

Die IHS-Studie, von der schon die Rede war - jetzt sind wir wirklich bei den Spitälern -, hat gezeigt, dass wir in Österreich leider eine alarmierende Situation haben, was die Kosten betrifft. Wien ist da nicht etwa die Ausnahme, sondern Wien ist die Spitze des Eisbergs. Die Spitalskosten steigen, um 6,7 Prozent im Jahr 2008 in Österreich. Das ist die höchste Steigerung in der gesamten Dekade. Es ist also zu erwarten, dass wir hier nicht etwa ein Einbremsen der Kosten haben, sondern dass wir uns in einer Aufwärtsentwicklung befinden, die wir eigentlich weder finanzieren noch verantworten können. Die IHS-Studie sagt dazu, dass diese Entwicklung ein Indikator ist, dass zu wenig getan wird, um die Effizienz im Spitalswesen zu steigern. 

Der Befund, den das IHS hier erstellt, trifft auch in Wien zu. Der zögerliche Bettenabbau, hohe Aufnahmeraten, stark aufgeblähte stationäre Sektoren und das starke Wachstum der Spitalsambulanzen tun das ihre dazu. Wir sehen das auch in Wien. In Österreich gab es 40 Prozent Zuwachs seit 2000. Das heißt, die Menschen gehen in die Spitalsambulanzen, die Parallelstrukturen mit dem niedergelassenen Bereich weiten sich aus, statt dass wir sie einbremsen können. 

Bei den regionalen Unterschieden, die es hinsichtlich der Kosten gibt, die die ambulante Betreuung in den Spitälern betrifft, weist Wien ebenfalls einen sehr schlechten Spitzenwert aus, mit durchschnittlich 243 EUR, während er im restlichen Österreich 183 EUR pro Patient beträgt. Das heißt, wir sind auch hier besonders teuer, geben viel Geld aus, das - so das IHS - ineffizient und verschwendet ist. Das IHS sagt, man hat nachgerade 50 Prozent der Ressourcen in den Spitälern, die man als verschwendet betrachten kann und zumindest 10 Prozent davon sollten unverzüglich eingespart werden. Das ist für uns eine wichtige, eine alarmierende Zahl, denn wir wissen, dass die demographische Entwicklung, die Entwicklung der Medikamentenpreise und so weiter ohnehin schon einen schwer abzubremsenden Kostenfaktor darstellen. Hoch an der Zeit, dass wir dort, wo wir es können, endlich effizient arbeiten. 

Was das IHS in dem Zusammenhang noch festgestellt hat, ist, dass Spitäler in der Größe zwischen 200 und 400 Betten die effizientesten sind. Wir setzen in Wien im Gegensatz zu dieser nachvollziehbaren Erkenntnis seit dem AKH auf Megastrukturen. Das Krankenhaus Nord mit seinen mehr als 750 Betten ist ein weiterer Weg in eine Richtung, die zu Recht kritisiert wird und wo wir im Interesse von Effizienz und auch Menschlichkeit in unseren Institutionen längst auf kleinräumlichere Strukturen in den Spitälern setzen sollten. 

Betreffend das Krankenhaus Nord müssen wir das nicht wiederholen, was hier schon allerorts und immer wieder gesagt wurde, hinsichtlich der noch unklaren Situation, was den Zuschlag für die Bieter oder den Ankauf überhaupt des Grundstücks betrifft. Wir meinen, hier sollte endlich effizient und vor allem unabhängig kontrolliert werden. 

Wir bringen daher heute einen Antrag ein, dass es ein unabhängiges Expertengremium geben soll, das vom Kontrollamt eingesetzt wird und in einer begleitenden Kontrolle sicherstellt, dass die Dinge nicht im Nachhinein aufklärungswürdig, sondern von vornherein richtig eingehängt und abgewickelt werden. Wir hoffen sehr, dass im Interesse der Effizienz der Spitäler und der Spitalsweiterentwicklung diesem Antrag zugestimmt wird.

Das zweite Thema, das ich in dem Zusammenhang besonders betonen möchte, sind die Baustellen, die es in ganz zentralen Versorgungsbereichen weiterhin gibt. Damit kommen wir ein weiteres Mal zur Psychiatrie. Der Regionalstrukturplan für Gesundheit hat hier scharfsichtig festgestellt, dass es eine engere Vernetzung zwischen ambulanter und stationärer Arbeit geben sollte. Dem ist nichts hinzuzufügen, das ist bloß umzusetzen. Mit dem Umstand, dass endlich der längst überfällige Wechsel im Chefarztbüro des Psychosozialen Dienstes stattfinden wird, wird es jetzt die Voraussetzung geben, dass der Reformstau im Psychosozialen Dienst bewältigt werden kann und dass wir endlich eine Situation haben, wo wir einen integrativen Ansatz in der Psychiatrie umsetzen können. 

Wir bringen daher einen entsprechenden Antrag ein, dass der Vorrang der ambulanten vor der stationären Versorgung, eine Koordination aller an der psychiatrischen Versorgung beteiligten Dienststellen und die Eingliederung der psychiatrischen Versorgung in die allgemeine soziale und medizinische Versorgung endlich vorangetrieben werden soll. Wir ersuchen in diesem Zusammenhang um die sofortige Abstimmung des Antrages.

Noch ein weiterer Punkt, der, meine ich, jetzt insbesondere im Zusammenhang mit der Verlagerung der psychiatrischen Abteilungen in die Schwerpunktspitäler dringend umgesetzt werden soll, ist die Abschaffung der Netzbetten, die international und in Westeuropa insbesondere längst schon im Museum vorzufinden sind. Nur in Wien und in einigen osteuropäischen Ländern setzt man noch auf diese überkommene Form der Behandlung von psychisch Kranken. Die SPÖ missversteht unsere Anträge zum Schaden der Patienten und Patientinnen immer als einen Vorschlag, wir würden für geschlossene Psychiatrie argumentieren. Das Gegenteil ist der Fall. Wir wollen, dass Menschen nicht gedemütigt und nicht unzulässig durch Netzbetten in eine Situation gebracht werden, die sie in ihrer psychischen Situation, in ihrer schwierigen Ausnahmesituation noch entwürdigt und, so sagen mir Psychiater und Psychiaterinnen, in eine noch viel schrecklichere gesundheitliche Situation bringt. Räumlichkeiten, die wohnlich sind, wo Menschen vor sich oder für andere geschützt werden sollen, wo sie auch die Möglichkeit haben, sich zu bewegen, sind dem vorzuziehen, sagt die internationale Psychiatrie. Es ist Zeit, dass wir in Wien auch so weit kommen. Mit dem Neubau und der Eingliederung der Psychiatrieabteilungen in die Schwerpunktspitäler wäre dazu jetzt endlich ein Anlass gegeben.

Es gefällt uns in dem Zusammenhang auch nicht, dass man, und das ist eine richtige und gute Entscheidung, wenn man in den Schwerpunktspitälern Rudolfstiftung und Krankenhaus Hietzing die psychiatrischen Abteilungen eingliedert, nicht ernst macht mit einer sozialen Eingliederung der Patienten und Patientinnen in die Spitäler, sondern dass man hier wieder auf Absonderung setzt. Es ist nicht nachzuvollziehen, warum man, wenn man in der Rudolfstiftung neu baut, darauf verzichtet, im Krankenhausareal selbst zu bauen, sondern über die Straße an den Häuserblocks am ehemaligen Grundstück der Schule die psychiatrische Abteilung einrichtet, damit dann jeder weiß, dass diejenigen, die links von der Juchgasse hineingehen, die Psychiatriepatienten und deren Besucher sind und diejenigen, die rechts hineingehen, Hals-, Nasen- oder Ohrenentzündungen oder sonst irgendetwas haben. Diese Aussonderung ist wieder der Beweis einer Haltung, die längst schon der Vergangenheit angehören sollte. Im Krankenhaus Hietzing ist es noch schlimmer. Dort wird ein Pavillon vom Geriatriezentrum am Wienerwald schlicht und einfach als Psychiatrie eingerichtet. Wir halten das für eine verfehlte Politik. Wir appellieren in diesem Zusammenhang an die Vernunft und an den Weitblick der Politik und erwarten uns, dass man entsprechende räumliche Vorkehrungen trifft, die es ermöglichen, dass Menschen, die in die Psychiatrie als Patienten kommen, nicht ausgesondert, sondern integriert sind. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ein weiterer Antrag, der sich mit der Integration psychiatrischer Patienten beschäftigt, wo wir meinen, dass mit dem Neubau und der Neuorientierung des PSD auf Chefarztebene ein Zeitfenster gegeben ist, richtige Entscheidungen zu treffen, betrifft die Eingliederung der sozialpsychiatrischen Ambulatorien in eben genau diese beiden neuen Schwerpunktabteilungen. Wir glauben, dass es Sinn macht, ein Ambulatorium sowohl in der Rudolfstiftung als auch im Krankenhaus Hietzing unterzubringen. Das würde dem Anliegen, stationär und ambulant gemeinsam zu arbeiten, sehr entgegenkommen. 

Die Patienten und Patientinnen könnten in neuen und hoffentlich auch geeigneten Räumlichkeiten nach ihrer stationären Behandlung Anschluss an eine gute und passende Versorgung vor Ort finden.

Wir wollen in diesem Zusammenhang noch einmal deutlich machen, dass wir es nicht für richtig halten, dass man mit seinem Wohnsitz gebunden ist, sowohl an die ambulante Versorgung durch den jeweils zuständigen PSD, also das jeweilige Ambulatorium, beziehungsweise dass man nur dort die stationäre Psychiatrie aufsuchen kann, wo man laut Wohnsitz hingehört. Das macht insofern keinen Sinn, als wir ja einerseits die freie Arztwahl hier nicht in Frage stellen wollen und es auch Menschen gibt, die sagen: In der Station oder in der Abteilung, wo ich hingehören würde, fühle ich mich nicht wohl, dort möchte ich mich nicht behandeln lassen. Man sollte diesem Interesse auch Rechnung tragen können.

Ich komme jetzt zu einem weiteren Thema, wo Handlungsbedarf seitens der Stadt und im Konkreten seitens des Fonds Soziales Wien gegeben ist. Das betrifft die Gehörlosenambulanz der Barmherzigen Brüder. Wir haben ja im Beirat des Fonds Soziales Wien schon darüber diskutiert. 

Wir haben uns noch einmal sehr genau erkundigt, ob denn das Argument zutreffend wäre, dass gehörlose Patienten und Patientinnen ohnehin nicht so einen großen Bedarf nach einer Gehörlosenambulanz hätten. Unsere Informationen stehen denen entgegen, die uns seitens des FSW gegeben wurden: Es gibt sehr wohl viele Menschen, für die die Gehörlosenambulanz sehr, sehr wichtig ist. Man kann auch gut nachvollziehen, dass jemand, der hörbehindert ist, Schwierigkeiten hat, in einer durchschnittlichen niedergelassenen Ordination oder im stationären Bereich, in einer Spitalsambulanz, das nötige Verständnis und auch den nötigen Dialog, den es braucht, um behandelt zu werden, zu bekommen. Es gibt gute Gründe für so eine Gehörlosenambulanz, diese Menschen haben es schwer genug. 

Ich bin davon überzeugt, dass es gut investiertes Geld ist, wenn man die Arbeit, die dort geleistet wird, mit dem notwendigen Zuschuss auch möglich macht. Was die Barmherzigen Brüder zum Erhalt der Ambulanz beitragen, ist ohnehin erheblich: Im laufenden Jahr sind es allein 220 000 EUR. Wir ersuchen daher:

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit wird beauftragt, Maßnahmen in die Wege zu leiten, die den gehörlosen Patienten und Patientinnen auch künftig eine weitere Versorgung durch die Gehörlosenambulanz im Krankenhaus der Barmherzigen Brüder sicherstellen."

Ein Thema, das für viele Menschen vielleicht erst dann persönlich bedeutend wird, wenn man einen Angehörigen hat, der stirbt, betrifft die Möglichkeit, sich zu verabschieden, wenn jemand gestorben ist. Das ist etwas, was man aus gutem Grund vor sich herschiebt oder wegschiebt. Aber wenn Menschen davon betroffen sind, dass ein Angehöriger stirbt, und dann erfahren, dass der verstorbene Mensch, den man geschätzt und geliebt hat, in einem kahlen, kalten Raum bei der Bestattung Wien aufgebahrt wird und man sich dort verabschieden muss, weil es keine geeigneten Räume gibt, dann kann man nachvollziehen, dass das zu einem Schmerz, der ohnehin vorhanden ist, noch eine weitere Verschärfung darstellt.

Ich habe in der jüngsten Zeit von mehreren Menschen Berichte darüber bekommen, was es heißt, sich in solchen Räumen zu verabschieden, und kann sehr gut nachvollziehen, dass man sich einen Raum wünscht, in dem das mit Würde und mit dem nötigen Respekt stattfinden kann, in dem man sich vielleicht auch im Rahmen eines persönlichen Rituals verabschieden kann, in dem man den Verstorbenen vielleicht sogar waschen und ankleiden kann. Das ist für viele Menschen unauslöschlich wichtig. Wir stellen den Antrag:

„Frau VBgmin Mag Brauner weist die Bestattung Wien an, im Rahmen der städtischen Bestattung für die Durchführung eines persönlichen Verabschiedungsrituals einen entsprechend ausgestatteten Raum zur Verfügung zu stellen."

Das Thema, das ich hier noch zur Sprache bringen möchte, ist etwas, was hier in der Vergangenheit eigentlich immer wieder schon ein Thema war; schlimm genug, dass wir es noch einmal zur Diskussion stellen müssen. Das ist die medizinische Versorgung der Pflichtschüler und ‑schülerinnen durch die Schulärzte und ‑ärztinnen. Es ist unglaublich, zu welchen Arbeitsbedingungen hier gearbeitet werden muss! Wir haben schon an anderer Stelle darauf hingewiesen, dass die Ausstattung in jeder Hinsicht zu wünschen übrig lässt, dass man in ungeeigneten Räumlichkeiten, zum Teil ohne Wasser oder eben schlicht und einfach in der Ecke des Konferenzzimmers, untersuchen und impfen muss. Das alles sind keine Arbeitsbedingungen für so wichtige gesundheitsfördernde und präventive Arbeiten. 

Aber jetzt kommt noch dazu - und vielleicht rechnen Sie einmal mit mir mit -, dass die Schulärzte und ‑ärztinnen - eigentlich muss man sagen, die Schulärztinnen mit kleinem i, weil die meisten Betroffenen Frauen sind - unter Arbeitsbedingungen arbeiten, die wirklich jeder Beschreibung spotten. Kinder, die in die Pflichtschule gehen, sind medizinisch nicht anders zu betreuen als Kinder, die in allgemeinbildenden höheren Schulen den Schulärzten vorgestellt werden, aber die Bezahlung ist ungleich schlechter. 

Die SchulärztInnen in den allgemeinbildenden höheren Schulen behandeln im Schnitt 60 Schüler/Schülerinnen pro Wochenstunde - das ist auch schon unfassbar viel -, sie bekommen dafür 172,20 EUR brutto und sind für jeweils 60 SchülerInnen zuständig. Beim Land Wien sind es, umgerechnet auf die Wochenstunde, 100 Kinder - das ist ordentlich mehr -, und es bekommen - ich habe den entsprechenden Gehaltszettel gesehen - jene, die seit dem 1. September 2004 beschäftigt sind, monatlich netto 800 EUR für 20 Wochenstunden. 

Da kann man jetzt sagen: Na gut, dann arbeitest du eben 40 Wochenstunden, dann wird es mehr Geld. - Nein, das geht nicht, man bekommt nur einen Vertrag für 20 Wochenstunden. Keine Chance auf eine Aufstockung, und müde 800 EUR netto!

Dann könnte man sagen: Das ist bei den Ärzten sowieso so, die haben dann irgendeine Kassenarztpraxis, und dort kommt vielleicht das Geld herein. - Nein, auch das geht nicht, denn wer eine halbtägige Anstellung hat, kann aus rechtlichen Gründen keine Kassenordination betreiben. 

Das heißt, viele der betroffenen Frauen haben mit 800 EUR netto das Auslangen zu finden, und sie arbeiten für diese wirklich bescheidene Summe, statistisch gesehen, für 100 Kinder pro Wochenstunde. Sie haben im Wesentlichen 1 000 Impfungen im Jahr zu machen und sind zuständig für rund 2 000 Kinder. Sie haben keine Zeit für Begutachtungen oder besondere Konsultationen, auch mit den Eltern, was in vielen Fällen Sinn machen würde. 

Es wundert wohl niemanden, dass die Wartelisten auf Schulärzte- und ‑ärztinnenposten, die es in der Vergangenheit gegeben hat, längst Geschichte sind. Im Moment sind Stellen unbesetzt - bei 800 EUR netto kein Wunder! Wer so mit seinem Personal umgeht, braucht sich nicht zu wundern, wenn es Frustration, wenn es Zorn, wenn es Resignation gibt. Und das alles auf dem Rücken der betroffenen Ärzte und Ärztinnen, und vor allem, das alles auf dem Rücken der betroffenen Kinder und von deren Eltern! 

Wir stellen daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend adäquate Bezahlung und verbesserte Arbeitsbedingungen der bei der MA 15 angestellten SchulärztInnen: Die Entlohnung der SchulärztInnen mit den neuen Verträgen seit September 2004 ist an die der SchulärztInnen mit den alten Verträgen vor dem 1. September 2004 anzupassen.

Zweitens: Wir beantragen die schrittweise Herabsetzung des zu betreuenden SchülerInnenschlüssels von 100 auf 60 SchülerInnen. - Wir verlangen in dem Zusammenhang die Zuweisung des Antrages.

Geschätzte Damen und Herren! Im Gesundheitsbereich gibt es viele Baustellen. Es ist aber das Rad schon erfunden, die Lösungen sind bekannt. Sie werden nicht angegangen, weil es in der Gemeinde Wien offensichtlich viel zu viel „Hinsichtl und Rücksichtl" und viel zu viel Verweigerung gibt, auch einmal ein paar Konflikte anzufangen, Konflikte mit all denjenigen, die davon profitieren, dass die Verhältnisse so sind, wie sie sind. 

Wir GRÜNE nehmen sie nicht zur Kenntnis und lehnen daher den Voranschlag ab. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr. 
GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist 21.10 Uhr - die richtige Zeit à la SPÖ, um die Spezialdebatte zu Gesundheit und Sozialem zu führen. Die Spezialdebatte zu einem Bereich, der ein Viertel des Gesamtbudgets ausmacht, nämlich fast 3 Milliarden von 11,45 Milliarden EUR! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Entschuldigung, Frau Kollegin Korosec! Die Reihung der einzelnen Geschäftsgruppen wurde in der Präsidiale nach Vorbereitung durch Gespräche mit den Klubdirektoren so durchgeführt und einstimmig zur Kenntnis genommen. 

GRin Ingrid Korosec (fortsetzend): Ja, aber trotzdem, entschuldigen Sie ...! – (GR Kurt Wagner: Das ist ja jedes Mal so!) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Ich möchte nur darauf hinweisen, weil diese Debatten wirklich nicht zielführend sind.

GRin Ingrid Korosec (fortsetzend): Ich muss Ihnen aber trotzdem sagen, Herr Vorsitzender, Frau Stadträtin, ich habe mir das angeschaut: In den letzten vier Jahren ist bei Budgetdebatten und Rechnungsabschlüssen das Kapitel Gesundheit und Soziales, also ein sehr wichtiges Kapitel, immer Tagesschlusslicht gewesen. Da hat man den Eindruck ... (GR Kurt Wagner: Das ist ein Unsinn! Sagen Sie das Ihrem Klubobmann! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Schauen Sie bitte nach, Frau Kollegin: Das hat Methode! Ja, das hat Methode. (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Vielleicht hat es für Ihren Klubobmann zu wenig Bedeutung ...! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Offenbar tut es Ihnen weh, Herr Kollege Wagner, wenn das Herzstück des roten Wien kritisiert wird. Und dann wird es in die Nacht verschoben! (GR Kurt Wagner: Frau Kollegin Korosec! Sagen Sie das dem Kollegen Tschirf, nicht uns! Wir sind dafür nicht die richtigen Ansprechpartner!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aus diesem Grund ... (GR Kurt Wagner: ... hätte sich Herr Tschirf besser dafür eingesetzt!) Aus diesem Grund wird die Wiener ÖVP zu diesem Kapitel nicht Stellung beziehen. (GR Kurt Wagner: Man kann von jedem Geschäftsstück sagen ...!) Wir werden nicht Stellung beziehen. Und Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ ... (GR Kurt Wagner: ... glaube ich auch, aber das kann jede sagen!)
Ich muss Ihnen sagen, Ihre Kinderstube lässt sehr zu wünschen übrig, Herr Kollege Wagner! (Beifall bei der ÖVP.)

Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, wünsche ich eine gute Nacht! Träumen Sie von Ihrem besten Gesundheitssystem. (Neuerliche Zwischenrufe bei der SPÖ.) Spätestens bei den kommenden Landtagswahlen werden Sie aufwachen. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir, die Wiener ÖVP, werden die eklatanten Versäumnisse und Baustellen aufzeigen. Denn wir nehmen die Probleme der Wienerinnen und Wiener ernst, als Anwalt der Bürgerinnen und Bürger, als Vertreter der Menschlichkeit. Gute Nacht! (Beifall bei der ÖVP. - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ihr habt das Kapitel nicht gelesen! Gebt es zu!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ich denke, dass 21.15 Uhr eine zumutbare Zeit ist und wir um diese Zeit eigentlich auch im Theater und bei anderen Veranstaltungen hellwach sind, sodass es sicherlich keine Überbeanspruchung ist, auch heute über ein ganz, ganz wichtiges Kapitel, den Bereich Gesundheit, zu diskutieren. (Beifall bei der SPÖ. - GRin Ingrid Korosec: Aber ohne Medien! - Weitere Zwischenrufe.)

Auch wenn Frau GRin Korosec meint, dass wir immer wiederholen, dass wir sehr stolz sind auf die Lebensqualität in unserer Stadt und auch auf das sehr, sehr gut funktionierende Gesundheitssystem, ist es auch heute wieder an der Zeit, es zu wiederholen, weil eben - wie schon gesagt wurde - wiederum sehr viel Geld vom Budget für die Gesundheit und das Sozialwesen zur Verfügung gestellt wird. Wien ist das einzige Bundesland, in dem die großflächige, nachhaltige Strukturreform zügig voranschreitet und nicht nur in Planung ist. Sie ist somit beispielhaft auch für andere Bundesländer.

Herr Kollege Ebinger hat gemeint, er hört immer nur vom Krankenhaus Nord. Ja, ein 800 Betten Krankenhaus lässt sich auch nicht mit einem Schnips in einem Jahr errichten oder gar planen. Da sind wirklich langfristige Planungen zu tätigen, noch dazu, wenn sie das gesamte Spitalswesen in Wien betreffen, weil einzelne Häuser geschlossen werden und Abteilungen übersiedeln. Das Krankenhaus Nord ist nun einmal das Herzstück und der Motor fürs neue Spitalskonzept und ermöglicht uns jene Effizienzsteigerung, die auch Frau Kollegin Pilz in vielen Bereichen angesprochen hat. 

Mit der Errichtung des Krankenhauses zu Beginn des 21. Jahrhunderts nimmt Wien europaweit wieder die Vorreiterrolle ein, im Vergleich mit anderen Städten, wie wir sie selbst schon gesehen haben, sei es Madrid, Berlin oder Hamburg. Der Neubau des Krankenhauses ermöglicht es uns, auf die Bevölkerungsentwicklung im Norden Wiens Rücksicht zu nehmen, eine regionale Ausgewogenheit aller Spitalseinrichtungen in der Stadt zu sichern und auch die nötigen fachlichen Schwerpunkte nach modernen medizinischen und technischen Erkenntnissen zu setzen.

Frau Kollegin Pilz hat von Effizienzsteigerung und Kostensenkung gesprochen. Es ist in der heutigen Zeit nicht mehr wirtschaftlich, Einfach-Krankenhäuser wie zum Beispiel die Semmelweis-Frauenklinik oder das Orthopädische Krankenhaus Gersthof zu führen, ebenso wie Kleinkrankenhäuser. Es mag vielleicht für den ländlichen Bereich zutreffen, dass Krankenhäuser/Spitäler mit 200 bis 400 Betten effizient sind, aber im Bereich der Großstadt, wo der Großstadtfaktor schlagend wird - und das sehen auch die Bundesländer so -, gibt es doch andere Richtlinien. Da sind es auch Kleinkrankenhäuser, die in diesem Sinn nicht mehr effizient sind.

Daher werden die Inhalte jener Einrichtungen auch in das Krankenhaus Nord übersiedeln. Dort wird baulich und technisch eine Ausstattung vorgesehen, sodass Behandlungszentren geschaffen werden. Auch bei den Geriatriezentren haben wir immer wieder davon gesprochen, dass 200 oder 300 Betten ja nicht heißt, dass alle Menschen zusammen sind, sondern sie sind in Abteilungen, wo sie sich sehr wohnlich zu Hause fühlen können. Auch bei diesem Krankenhaus wird es zu Behandlungszentren kommen, in denen es möglich ist, dass nicht der Patient von einer Großstation und einem Behandlungsraum zum anderen wandern muss, sondern dass innerhalb dieses Behandlungszentrums all seine Untersuchungen durchgeführt werden können. Das entspricht wieder unserem Motto „Im Mittelpunkt steht der Mensch." im Wiener Gesundheitssystem, und dem wollen wir auch Rechnung tragen. 

Das Krankenhaus Nord wird für die Fächer Herz- und Gefäßchirurgie, Kardiologie, Pulmologie, Thoraxchirurgie und Psychiatrie Spitzenmedizin auf höchstem Niveau für alle anbieten, natürlich auch eine moderne Unfallchirurgie und die schon oft zitierte Kinder- und Jugendpsychiatrie, mit einer großen Aufnahmestation für alle Bereiche. Allein wenn wir daran denken, dass die Standorte, die aufgelöst werden, einen Sanierungsbedarf gehabt hätten - sie befinden sich schließlich in sehr alten Einrichtungen -, so hätte dieser Sanierungsaufwand 700 Millionen EUR betragen! Da sieht man, mit welchem Weitblick wir vorausplanen und so auch auf der anderen Seite Kosten ersparen können. 

Der KAV liegt mit der Projektrealisierung des Krankenhauses Nord, Herr Kollege Ebinger, wirklich sehr gut in der Zeit. Von der Beschlussfassung im Mai 2006 bis zur Mitte des Vorentwurfes im Juli 2009 wurden 170 Planungstermine durchgeführt. 2010 - wir stehen knapp davor - und 2011 werden die Entwürfe, Einreichungen und Bauvorbereitungen durchgeführt, sodass dann der Errichtung tatsächlich nichts mehr im Wege steht. Gut geplant ist schon halb gewonnen, so kann man dieses Sprichwort wirklich umbenennen. Ich bin ganz sicher, dass diese Planung, in der sehr, sehr viele Mitarbeiter auch aus den zukünftigen Abteilungen einbezogen sind, wirklich einen großen Erfolg zeitigen wird. 

Langfristig wird es weiteren Investitionsbedarf im Krankenanstaltenverbund geben, da wir sehr oft über alte Bausubstanz der Häuser verfügen, die aus der Kaiserzeit stammen, die nicht mehr ganz den Anforderungen an Hygiene und Betriebsabläufe entsprechen, sodass auch baulich vieles verändert werden muss. Eines der Highlights der zukünftigen Investitionen möchte ich - vielleicht gerade auch, weil ich Favoritnerin bin - hier nennen: Es ist der Wirtschaftshof im Kaiser-Franz-Josef-Spital, der genauso wieder zur Effizienzsteigerung beitragen wird. 

Mit der Errichtung dieses Wirtschaftshofes ist es möglich, dass dort Konzentrationsprojekte wie die Apothekenpartnerschaft und die Sterilgutversorgung entstehen, die dann für sämtliche Krankenanstalten und Pflegebereiche in der Region Süd zum Tragen kommen und auch wesentliche Kosteneinsparungen ermöglichen. Weiters werden im Wirtschaftshof die Logistikzentren des Kaiser-Franz-Josef-Spitals, das ja auch im Pavillonsystem erbaut ist, gebündelt, sodass die verstreut liegenden Betriebsstellen an einem Ort sind und einem weiteren Ausbau des Schwerpunktspitals in Zukunft nichts mehr entgegensteht.

Im Allgemeinen Krankenhaus haben wir weitere Investitionen vor, die im Jahr 2010 weitergeführt werden. Die größte davon ist die Klinische Abteilung für Allgemeine Pädiatrie und Neonatologie, aus der dann auch drei Fachabteilungen herausgelöst werden. Die weiteren baulichen Fortschritte sind dort schon sichtbar. 

Frau Kollegin Pilz hat auch sehr viele Anträge aus dem Bereich Psychiatrie gestellt. Wir alle wissen aus der Psychiatriekommission, dass es fachliche Unterschiede im Bereich der Auffassung gibt, dass auch nach vielen Befragungen der Experten keine State of the Art-Behandlung in dem Sinn festgelegt werden konnte und wir uns als Laien hier nicht sozusagen auf eine Behandlungsform einfinden können, sondern dass entsprechend der umfassenden medizinischen Betreuung auch die entsprechende Behandlung durchgeführt wird. 

Die Regionalisierung wird fortgesetzt, wie sie begonnen wurde, und die Schule im 10. Bezirk wird von der Rudolfstiftung bald übersiedeln können, sodass dann dem nächsten Dezentralisierungsschritt im Bereich des Baus der Psychiatrie in der Rudolfstiftung nichts mehr entgegensteht. Die weiteren Schritte werden dann auch mit den verschiedenen Rochaden in den Krankenhäusern erfolgen. 

Knapp 80 Millionen EUR stehen 2010 für zusätzliche Investitionen im Krankenanstaltenverbund zur Verfügung. Das beinhaltet auch die Weiterführung des Geriatriekonzeptes, in dem 2010 bereits die erste Eröffnung eines neu errichteten GZ in der Leopoldstadt geplant ist. Diese wird auch stattfinden, wir konnten ja bei der Gleichenfeier schon ein Musterzimmer besichtigen. Als weitere Schritte werden das GZ Inner-Favoriten und das GZ Meidling im kommenden Jahr, also im Jahr 2010, die Dachgleiche erreichen. Auch die Projekte GZ Simmering und Liesing schreiten in der Planung zügig voran.

Die innovativen Wohn- und Pflegehäuser stellen eine Kooperation zwischen der TU 4 und dem Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser dar. Sie werden den BewohnerInnen auch bei hoher Pflegebedürftigkeit ein Verbleiben im Appartement bis an ihr Lebensende ermöglichen. Auch hier werden wir 2010 in Döbling den Baubeginn erleben. Im Projekt Rosenberg startet die Generalsanierung, die in drei Abschnitten geplant ist. 

Eine Umfrage des IFES-Institutes unter älteren Wienerinnen und Wienern über 55 Jahren hat gezeigt, dass die Zufriedenheit der Älteren mit dem Angebot der Stadt für ältere Menschen sehr hoch ist. Die SeniorInnen fühlen sich wohl, sie wollen im Alter auch bei Pflegebedürftigkeit weiter zu Hause wohnen und am liebsten von einem Familienmitglied betreut werden. Ebenso hoch ist die Zustimmung zu professioneller Betreuung, die mehrmals am Tag auch in den eigenen vier Wänden erfolgen kann und über den Fonds Soziales Wien von den Organisationen angeboten wird.

Die Stadt Wien nimmt die Anliegen der Wienerinnen und Wiener ernst, sie erweitert die Angebote für die Senioren und baut die Ambulanzen und mobilen Dienste weiter aus. Die Leistungsstunden im Bereich der Hauskrankenpflege wurden allein in den letzten vier Jahren verdoppelt und sind auf 1 200 000 Stunden angestiegen. Ebenso ist ein Anstieg bei den Heimhilfestunden zu bemerken. 

Der FSW, der sich seit 2004 als flächendeckende Dienstleistungsdrehscheibe des Wiener Sozialdienstes zum Wohle der LeistungsbezieherInnen entwickelt hat, hat auch bereits eine hohe Finanzierungssicherheit für die Partnerorganisationen erreicht. Mit der neuen, transparenten Kostenbeitragsvorschreibung für die KundInnen bekräftigt das Unternehmen seine Kundenfreundlichkeit. Diese Mustervorschreibungen sind den BezieherInnen in den letzten Tagen zugegangen. 

Wir sind stolz darauf, dass wir ein flächendeckendes Betreuungssystem für die Bewohnerinnen und Bewohner Wiens anbieten können. Immerhin sind es 50 000 SeniorInnen, die über 100 Trägerorganisationen, die an fast 800 Standorten mehr als 20 000 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen beschäftigen, betreut werden. In 172 Pensionistenklubs und Seniorentreffs, die ein breitgefächertes Angebot an Ausflugs- und Kulturprogramm anbieten, aber auch mit dem Freizeitfahrtendienst, mit über 393 000 Fahrten pro Jahr, können die Mobilität und die soziale Kommunikation der älteren Bevölkerung gefördert werden.

Kommen wir aber zurück zu den Investitionen, zu den Neubauten im Pflegebereich. Im Rahmen der einzigartigen Neubauoffensive an Pflegeplätzen werden wir bis zum Jahr 2015 auch 10 000 Pflegeplätze erreichen, die den BewohnerInnen Wohnlichkeit und eine Intimsphäre anbieten. Es sind Einzelzimmer mit Bad und WC, Loggia und Garten. Auch diese stationären Einrichtungen werden in der Befragung sehr gut angenommen. 

Die geplante Struktur der neuen Geriatriezentren, nämlich kleinere Häuser an mehreren Standorten, bedarf aber auch eines kaufmännischen Managements, sodass wir Erfahrungen auch hier wieder sehen können. Denn eine zentrale Verwaltung kommt billiger, als wenn jedes einzelne Pflegehaus seine eigene Verwaltung, den Einkauf und alles zu bewältigen hat. Mit einem gemeinsamen Einkauf können wir auch da günstiger werden. Eine zentrale Servicestelle für Personal und Finanzen ist geplant, die Vermeidung von Doppelgleisigkeiten und die Nutzung von Synergien ist nach diesem Konzept, das ja die TU 4 entwickelt hat, zu erwarten. 

Auch inhaltlich sind wir im Bereich der Pflege darauf ausgerichtet, dass die Palliativmedizin und die palliative Pflege als integrativer Bestandteil in den Pflegeeinrichtungen gelebt werden muss. Die TU 4 hat daher ein Fortbildungsprogramm entwickelt, in dem die Palliativkultur als Haltung, als positive Haltung für das Handeln aller Mitarbeiter in allen Berufsgruppen festgelegt wird, das heißt, nicht nur beim Pflegepersonal, sondern bei allen Berufsgruppen, die in den Häusern arbeiten, von der Reinigungskraft über die Pflege bis hin zur Medizin. Die Vorbereitungen wurden im letzten Jahr schon begonnen und werden weiter fortgesetzt. Zusätzlich wird im Wilhelminenspital eine Palliativstation mit 14 Betten errichtet werden, sodass diese Menschen in einem sehr wohnlichen Bereich ihre letzten Tage, Wochen oder Monate verbringen können. 

Im Gesundheitsbereich sind wir aber auch sehr stolz darauf, dass wir auf Gesundheitsförderung setzen. Gerade im Bereich der MA 15 ist der Schwerpunkt „Gesunde Stadt und gesunde Region" beinhaltet. Im März 2009 wurde die Wiener Gesundheitsförderung Gemeinnützige GmbH geschaffen, und wichtige Arbeit in diesem Bereich der Gesundheitsvorsorge auf regionaler Ebene wurde bereits aufgenommen. 

Die Gesundheitsförderung und ‑vorsorge soll im Grätzel passieren, wohnumgebungsnah, sie soll dort auch soziale Netzwerke stärken und die Menschen zu gesundheitsfördernder Bewegung und anderen Aktivitäten motivieren. Ebenso sind für einen sehr niederschwelligen Zugang zur Gesundheitsförderung im Bereich der Kindergärten und der Schule weitere Projekte geplant, vor allem auch Empowerment zur gesunden Lebens- und Lebensstilführung. 

Die Gesundheitsförderung in Krankenhäusern und Langzeiteinrichtungen ist uns ebenso ein großes Anliegen. Im Bereich der MA 15 und der WiG wird auch eng mit der Wiener Frauengesundheitsbeauftragten zur Umsetzung der Konzepte zusammengearbeitet. Die Hotline für Essstörungen, die Durchführung von Frauengesundheitstagen, die femVital und die Gesundheit für wohnungslose Frauen sowie betriebliche Gesundheitsförderung im Krankenhaus sind im Frauengesundheitskonzept wesentlich verankert, so wie alle Unterstützungsmaßnahmen für sozial benachteiligte Frauen. 

Im Bereich der MA 15 läuft auch eine Ausschreibung für die Vergabe eines digitalen Röntgenbusses, so wie Konzeptumsetzung und Erweiterung für Entwicklungsdiagnostikstellen geplant sind, und damit einhergehend auch eine Betriebsgenehmigung als selbstständiges Ambulatorium laut Krankenanstaltengesetz. Die Verhandlungen mit den Sozialversicherungsträgern laufen. 

Die Mitarbeiter der MA 15 und die Frau Landessanitätsdirektorin haben in den letzten Tagen und Wochen auch die Impfaktion zur H1N1-Grippe grandios bewältigt. Wir haben dem Ansturm von bis zu 6 000 Personen am Tag für Impfungen standhalten können und diese Impfaktion hochprofessionell durchgebracht. Dafür wollen wir uns auch herzlich bedanken! (Beifall bei der SPÖ.) 

All jene KollegInnen, die den Besuch bei der MA 70 mitgemacht haben, konnten sich selbst davon überzeugen, wie hervorragend die neue Leitstelle der MA 70 funktioniert, und konnten sich auch selbst den Fuhrpark bei der Wiener Rettung sozusagen einmal hautnah ansehen. Wir sind froh, dass wir ihn nicht unbedingt als Patient oder Patientin benützen müssen, aber hier sind für 2010 eine Anschaffung und ein Umbau eines Intensivtransporters geplant, so wie auch eine weitere Baurate für die Rettungsstation in Simmering aufgebracht werden muss. 

Für die Sozialplanung im Bereich der MA 24 ist im Jahr 2010 ein Schwerpunkt die Erstellung des Bedarfsplans für die Versorgung von alten und betreuungsbedürftigen WienerInnen. Ebenso wurde der Bedarfsplan für stationäre Leistungen und mobile Pflege- und Betreuungsleistungen erstellt. Mit September 2010 ist die bedarfsorientierte Mindestsicherung zu erwarten, und die Vorbereitungen für die voraussichtliche Einführung laufen bereits. Auch ein Modellprojekt in Floridsdorf, „Step 2 Job", soll eine Möglichkeit zu Arbeitsvermittlung und arbeitsintegrativen Maßnahmen anbieten und läuft bereits als Pilot. 

Im Bereich der Gesundheitsplanung erfolgte vor wenigen Tagen und Wochen die Beschlussfassung zum Regionalen Strukturplan Gesundheit, und im Jahr 2010 wird die evaluierende Begleitung des Umsetzungsprozesses stattfinden. Mit dem Regionalen Strukturplan Gesundheit trägt Wien zur nachhaltigen Sicherung und Neuverteilung der Angebote im Gesundheitsbereich bei. Vieles, was wir heute schon besprochen haben - bis hin zum Krankenhaus Nord, bis hin zu Bettenabbau und Verschiebung von 334 Betten aus dem Akutbereich -, ermöglicht uns dann die Aufstockung der Pflegeplätze auf 10 000 Pflegeplätze im Jahr 2015. Im Gegensatz zu den anderen Bundesländern stellt Wien mit dem Regionalen Strukturplan Gesundheit das Wiener Gesundheitswesen total neu auf, und wir begnügen uns nicht mit dem Fortschreiben von Bestehendem oder mit kleineren kosmetischen Operationen. 

In diesem Sinne bin ich sehr stolz darauf, dass wir diese wesentlichen Veränderungen in den nächsten fünf Jahren durchführen können und unsere Ziele verfolgen, auch mit großen Ambitionen verfolgen und zukunftsfroh den Wienerinnen und Wienern eine gesunde Zukunft bieten können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm. Die Redezeit ist ab nun mit 15 Minuten begrenzt.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Klicka, nur einen Satz, weil Sie eingangs von nicht so später Nachtstunde oder Abendstunde gesprochen haben: Für viele ist es sehr spät, nicht böse sein! (GRin Nurten Yilmaz: Halb zehn! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Für einen Theaterbesuch, da gebe ich Ihnen vollkommen recht, ist es nicht spät. Aber gerade Gesundheit und Soziales sollten ein Thema sein, das wir wirklich auch am Nachmittag besprechen könnten. Ich glaube, diese Uhrzeit ist mit Sicherheit nicht der richtige Augenblick dafür, dass wir das ... (GRin Marianne Klicka: Liegt nicht an den Sozialdemokraten! - GR Siegi Lindenmayr: Wir wechseln jedes Mal die Reihenfolge! Es gibt ein Radl, schon seit Jahren! - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Zur Bildung! - Weitere Zwischenrufe.) Darf ich weiter ausführen? 

Meine Damen und Herren! Wenn wir heute einmal über Gesundheit und Soziales sprechen, Frau Stadträtin, dann frage ich mich eigentlich: Was ist in Wien in Wahrheit noch sozial? Ich werde einige Punkte ansprechen, und Sie werden sehen, es ist nicht lustig, wie es in Wien mit dem Sozialen derzeit zugeht. 

Ich gehe einmal auf das Krankenhaus Nord, das jetzt ja viel besprochen worden ist, ein; schauen wir uns das Krankenhaus Nord an. (GR Kurt Wagner: Kann man noch nicht hingehen, weil es das noch nicht gibt! - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das steht ja noch nicht!) Es wird viel gerühmt, was alles dort hinkommt. Man verwechselt es schon: Einmal kommt es nicht hin, dann kommt es wieder hin. Es ist also ein reines Phantomspital, dieses Krankenhaus Nord. (StR David Ellensohn: Es gibt auch Phantomschmerzen! - Weitere Zwischenrufe.)
Was passiert? Eines - das muss ich sagen, Frau Stadträtin - habe ich von Ihnen noch nicht gehört, zum Beispiel, dass wir im Krankenhaus Nord auch einmal eine Urologie brauchen. Das ist nämlich ganz wichtig, genau in Floridsdorf! Sie wissen auch ganz genau, dass es zum Beispiel im SMZ-Ost zu sehr langen Wartezeiten kommt, bei OPs oder auch bei Ambulanzen. Ich erinnere Sie zum Beispiel nur - das habe ich Ihnen schon einige Male gesagt - an den viel gepriesenen Linearbeschleuniger, der jetzt hoffentlich bald kommen wird. 

Ich sage Ihnen, Sie werden auch in diesem Krankenhaus Nord die Urologie brauchen, das ist ganz wichtig. Sie wissen, das ist einer der größten Bezirke Wiens, und die demographische Entwicklung sagt Ihnen ja alles noch dazu. Es wird immer mehr Zuzug erfolgen, aber, wie gesagt, eine Urologie gibt es derzeit nicht. Allerdings sind Sie ja noch in der Planungsphase, Sie können noch planen. Ich hoffe, Sie planen um und denken auch in diese Richtung.

Erreichbarkeit dieses Krankenhaus: Wie werden wir das Krankenhaus Nord erreichen? U-Bahn-Anbindung gibt es bis heute keine, man spricht ja gar nicht mehr darüber. Wie kommt man dort hin? Mit einem Auto; ja, okay, man fährt dort hin. (Ruf bei der ÖVP: Mit dem Fahrrad!) Oder mit dem Fahrrad, ja, das wäre auch eine Möglichkeit. Dann fährt man die kranken Leute dort mit dem Fahrrad oder mit der Rischka hin. (Ruf bei den GRÜNEN: Rikscha! - Weitere Zwischenrufe.)
Aber es ist ja gar nicht lustig. Sie bauen dort über 900 Parkplätze, und 186 davon sind für die Ambulanz und für die Besucher da, also wieder einmal viel zu wenig! Aber, wie gesagt, Sie sind ja noch in der Planungsphase, Sie können auf jeden Fall noch umplanen. Vielleicht wird sich das auch ändern, und es werden dort bis 2015 noch mehr hinkommen. 

Wie schaut es zum Beispiel mit der Rehabilitation von Kindern und Jugendlichen aus? Die findet an und für sich größtenteils in Akutspitälern statt. Von einer kindergerechten Atmosphäre oder Ausstattung oder gar einer Unterbringung mit Gleichaltrigen oder psychologischer Betreuung oder Vermittlung von Lerninhalten können Kinder und Jugendliche in Wien in Wahrheit ja nur träumen, Frau Stadträtin! Aber da gibt es vielleicht heute eine Antwort von Ihnen, und auf die bin ich sehr gespannt. 

Kommen wir zum Drogenbeirat, zu den Drogen. Es wurde vorhin schon kurz angesprochen, ich bleibe es Ihnen nicht schuldig: letzter Drogenbeirat, Sie kennen die Delikte, von August bis Oktober, 36 Prozent aller Suchtmitteldelikte in Wien passieren im 1. Bezirk. Was machen Sie, Frau Stadträtin? Drogenbeirat - Sie wissen ganz genau, über 17 Millionen EUR gibt es an Budget für den Drogenbeirat und Therapien. Was machen Sie gegen diesen ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Sie machen eine Umfrage, und Sie wissen ganz genau, 76 Personen haben Sie in 77 Gesprächen befragt. Jetzt werden mich aber viele fragen: Wie kann das passieren, dass 76 Personen 77 Mal befragt worden sind? Dann wird die Frage, wie das passieren kann, so beantwortet: Da hat sich jemand zweimal angestellt, dass er zweimal befragt worden ist. Aber ich frage Sie, Frau Stadträtin: Vielleicht waren das fünf, sechs, sieben oder acht?

Jetzt werden Sie mich fragen, warum das passiert: Wer lässt sich drei, vier oder fünf Mal interviewen? Na ja, ganz einfach: Sie haben nämlich diesen Leuten 7 EUR bezahlt, 7 EUR für ein Interview. Jetzt wissen Sie ganz genau, wie seriös Sie in Ihrer Drogenpolitik überhaupt sind: nämlich gar nicht! Wenn Ihre Umfragen in Zukunft, mit Hausmeistern und so weiter, ebenso ausschauen, wenn Sie da auch noch 7 EUR zahlen - na, dann Pfiat di Gott! Das sind also Ihre sozialen Gedanken, die sich in Wien regen. (Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Frau Stadträtin! Ganz kurz nur zur MA 70: Was haben Sie in der Zwischenzeit getan? Sie wissen ganz genau, hier hat es diese Briefe an die Sanität und andere gegeben, die im Krankenstand waren, diese so genannten Drohbriefe, sage ich, die Beamten und Vertragsbediensteten zugegangen sind und in denen drinsteht: „Wir sehen uns daher gezwungen, Sie auf die mögliche dienstrechtliche Folge der Auflösung des Dienstverhältnisses für den Fall aufmerksam zu machen, dass in absehbarer Zukunft kein maßgeblicher Rückgang der genannten Dienstabwesenheiten feststellbar ist."

Da frage ich Sie auch: Das machen Sie - weil Sie ja so sozial sind - für Ihre Sanitäter und für die Wiener Rettung? Da hätte ich Sie auch gern um eine Antwort gebeten. (GR Kurt Wagner: Die hast du aber bekommen, als wir uns das letzte Mal die Rettungszentrale angeschaut haben!) Nein, da habe ich genau die Antwort bekommen, die ich gern heute von der Frau Stadträtin hören möchte. Es ist nämlich bis heute gar nichts passiert! Sie schauen wieder weg - das ist ja euer Problem. (GR Kurt Wagner: Es schaut kein Mensch weg!) Na, wo schaut ihr denn hin? Nur weg! (Neuerlicher Zwischenruf von GR Kurt Wagner.)
Ja, Herr Wagner, ich weiß, es tut weh, wenn man sich als Sozialpartei bezeichnet und dann so handelt. Das tut natürlich weh. Aber, Frau Stadträtin, jetzt vielleicht ... (Zwischenruf von GRin Dr Sigrid Pilz.) Frau Dr Pilz, gerade Sie! Sie nehmen wirklich nicht einmal irgendetwas ernst. Das ist ja ganz wichtig. (StR David Ellensohn: Sie redet immer zur Sache!) Gerade Sie, Frau Dr Pilz, gerade Sie - furchtbar! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich will mich zu Ihnen gar nicht äußern. Es ist wirklich schade um jeden Satz, Frau Doktor, den man über Sie verliert. 

Frau Stadträtin! Ich möchte Sie auf eine junge Dame hinweisen, eine junge Frau, die wegen eines wahrscheinlichen Behandlungsfehlers in einem Wiener Spital heute im Rollstuhl sitzt. Sie ist 26 Jahre alt, eine Mutter mit einem Kind, die sich an meinen Kollegen Ebinger und an mich gewandt hat. Ich möchte da aus einem Artikel des „Kurier" vom 24.10.2009 zitieren: „Frau sitzt nach Überdosis im Rollstuhl. Seit einer Behandlung in Wien leidet eine junge Niederösterreicherin an Gelenkszerfall. Schadenersatz wird ihr verweigert. Die Blutungen im Gehirn waren lebensbedrohlich. Bettina Schubert wurde ins Wiener Krankenhaus Rudolfstiftung gebracht und behandelt. Was dann passiert ist, fasst ihr Rechtsanwalt ... so zusammen: ‚Sie hat sowohl die Krankheit als auch die Behandlung überlebt.' Von einem normalen Leben ist die 26-Jährige weit entfernt. Ihre Skelettmuskulatur löst sich auf, die Gelenke zerfallen. Mittlerweile mussten beide Hüftgelenke und beide Kniegelenke ausgetauscht werden. Demnächst wird eine Schulter durch ein künstliches Gelenk ersetzt. Schubert sitzt im Rollstuhl und benötigt Schmerzmittel in hoher Dosierung. Chancen auf Besserung gibt es nicht. 

Die 26-Jährige sieht einen direkten Zusammenhang zwischen der Behandlung und dem Zerfall der Gelenke. Zur Senkung des Hirndrucks wurde Frau Schubert von den Ärzten das Medikament Diprivan verabreicht. Allerdings in einer höheren Dosierung und länger, als von der Herstellerfirma angegeben. 

Frau Schubert wohnt in Langenrohr. Sie wandte sich an den Patientenanwalt in Niederösterreich. Jedoch ohne Erfolg. Der Wiener Krankenanstaltenverbund hat die Zahlung von Schmerzensgeld abgelehnt. Also ging die Sache vor Gericht."

Dann gibt es ein „Expertengutachten: Ein vom Gericht in Auftrag gegebenes medizinisches Gutachten kam zu folgendem Schluss: ‚Entgegen gängiger Regeln wurde Diprivan zweiprozentig über mehr als fünf Tage infundiert, wobei keine wie immer geartete Besserung des Hirndrucks erzielt wurde.’“ - Die Überdosierung ist also ein Faktum, Frau Stadträtin! 

„Die Schlussfolgerung der Experten: ‚Die Gutachter sind durchaus geneigt, die sekundär auftretenden Knorpelschäden im Zusammenhang mit einem Propofolinfusionssyndrom ... zu sehen, wenngleich auch - das muss eindeutig festgestellt werden - keine wissenschaftlich fundierten Aussagen darüber vorliegen.' Einfacher gesagt: Man kann davon ausgehen, dass die Überdosierung die Gelenkschäden verursacht hat, aber es gibt keine wissenschaftlichen Beweise. 

Das ist der Grund, warum der Wiener Krankenanstaltenverbund die Zahlung von Schmerzensgeld verweigert. Die Patientin müsste, um Schadenersatz zu bekommen, eine wissenschaftliche Studie vorlegen, die den Zusammenhang zwischen Überdosierung und Gelenkschäden beweist. Ob diese Rechtsansicht korrekt ist, müssen die Gerichte entscheiden."

Frau Stadträtin, eine solche Studie kann sich Frau Schubert natürlich nicht leisten und auch nicht finanzieren! Der „Kurier“ hat daher bei der Wiener SPÖ-Gesundheitsstadträtin Sonja Wehsely nachgefragt, warum der Patientin eine Beweislast aufgebürdet wird, die sie nicht erfüllen kann. Wehsely ließ über ihren Pressesprecher folgenden Satz ausrichten: „Sollte die Bundesregierung die Rechtslage ändern, dann werden wir das begrüßen.“

Da sage ich, Frau Stadträtin: Wo bleibt hier Ihr soziales Gewissen, wenn Sie im Vorhinein wissen, dass es da zu einer Überdosierung gekommen ist? Man hilft dieser jungen Mutter überhaupt nicht mehr, gar nicht, Sie ignorieren das einfach! Aber, Frau Stadträtin, das Einzige, was Sie annoncieren können: „Das Glück ist ein Vogerl", das kann man bei der Dame ruhig sagen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ha!) Und lachen Sie sich glücklich! Ich weiß nicht, was es hier zu lachen gibt, Frau Stadträtin, und dieser jungen Dame und Mutter ist, glaube ich, das Lachen vergangen.

Ich glaube, Sie können von uns mit Sicherheit nicht verlangen, dass wir Ihrem Budget hier zustimmen. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ein paar Minuten müssten wir eigentlich zusätzliche Redezeit bekommen, wenn es einer Fraktion zu spät ist. Ich habe vorhin bei mir in der Bank gewitzelt, aber eigentlich meine ich es ernst. Würde sich die gesamte Österreichische Volkspartei quer durch Österreich ein Vorbild an Ingrid Korosec nehmen und auf die Arbeit verzichten, dann würde dies gerade bei dem Themenbereich, den wir hier verhandeln, nämlich der Sozialpolitik, einen großen Gewinn für Österreich darstellen. Also so gesehen: vielen Dank! (Beifall bei den GRÜNEN.) Dann hört nämlich der Krieg gegen die Armen vielleicht auch endlich auf in diesem Land. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Blödsinn! - Weitere Zwischenrufe.) 

Es ist nach 21 Uhr, und es ist der ÖVP nicht zumutbar zu arbeiten. (GRin Ingrid Korosec: Leider verstehen Sie es nicht!) Ein paar von uns fahren wahrscheinlich mit dem Taxi heim, die anderen mit dem öffentlichen Verkehr, ein paar werden noch in ein Wirtshaus gehen, da wird ein Kellner oder eine Kellnerin stehen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Und ein paar werden, hoffentlich nicht heute - aber in dem Themenbereich sind die Krankenschwestern und die ÄrztInnen auch zu Hause, die alle jetzt tätig sind. 

Es ist sehr, sehr herablassend zu sagen: Wir reden nicht zu dem Themenbereich, weil es zu spät ist. Ich habe aber ein paar Vorschläge, wie man das in Zukunft lösen kann, da die Volkspartei nicht gesagt hat, welcher Bereich unwichtig genug ist, dass er am Schluss verhandelt wird. Denn irgendeiner wird am Schluss verhandelt, daher müssten Sie auch erklären: Welcher Bereich ist der Volkspartei so wenig wert, dass er am Abend verhandelt werden soll? 

Oder - jetzt kommt mein Vorschlag - wir machen es ganz anders: Wir machen die Sitzungen in Zukunft von 9 bis 17 Uhr, das dauert ein paar Tage länger. Das ist für Leute, die hauptberuflich Politik machen, gar nicht so ein Problem. Das wird bei Ihnen ein bisschen schwierig sein, weil Sie sehr viele andere Funktionen und andere Jobs haben. Das ist für die meisten von Ihnen der Nebenverdienst, denn wegen der 3 300 EUR macht ja nicht jeder aus der ÖVP den Job. Dann brauchen wir eben ein paar Tage länger; das wird bei Ihnen nicht gehen, das wird bei der ÖVP nicht gehen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Aber es kann ja in Zukunft in einer Präsidiale genau darüber geredet werden. Dann ist alles zwischen 9 und 17 Uhr, und das geht sich aus. 

Auch sehr lustig war heute, dass die Partei, die immer Deutschkurse auslobt für alle Möglichen, wieder einmal auffällt. Da muss man sagen, wenn es wiederholt wird, ist es schon blöd, aber die Rezension und die Rezession sind nicht ganz dasselbe. Das sind also wirklich schwierige Worte, und die Rischka und die Rikscha - was das eine ist, weiß ich nicht genau. Aber wenn die Fehler dauernd kommen - und da herinnen machen zwischendurch alle Fehler, nur reiten nicht alle auf dem Deutschkurs für alle anderen herum -, erwarte ich von der FPÖ, dass sie ihre Fraktion in einen Deutschkurs schickt, damit ich mir das hier nicht anhören muss! (Beifall bei den GRÜNEN.) Was Sie anderen zumuten, das wäre für Sie auch angebracht. Denn dass die Anträge vor Fehlern strotzen, ist ein anderer Kaffee. 

Zum Sozialen: Die Reden zum Sozialen laufen sehr ähnlich ab. Es wird das Ausmaß der Armut beklagt, und nicht erst seit dem letzten Jahr die steigende Armut; dann wird gesagt, was alles gemacht wird; und am Ende stehen wir alle da mit österreichweit 13, 14 Prozent Armutsgefährdung in den Städten - ohne dass ich jetzt jeder Stadt einzeln etwas zuordnen möchte, deswegen: bis zu 17 Prozent in Wien. Es ist schade, und alle sagen das. Die Frage ist : Was machen wir damit, und wie würde denn eine gerechte Welt ausschauen?

Heuer haben wir die Barriere von 100 000 SozialhilfeempfängerInnen das erste Mal durchbrochen. Kein Grund zum Feiern, eine runde Zahl, und die steigt noch! Die Annahme für das nächste Jahr mit der Mindestsicherung ist, dass wir von 115 000 Personen ausgehen müssen. Zumindest sind das die Prozentsteigerungen, die beim Städtebund so verhandelt wurden. In anderen Bundesländern ist die Steigerung noch viel höher, weil dort eine hohe Rate an Personen war, die die Sozialhilfe nicht in Anspruch genommen haben.

Jetzt behaupte ich einfach: An Strategien, wie man Armut bekämpfen muss, mangelt es gar nicht. Es ist erst letzte Woche oder diese Woche ein alternatives Krisenpaket vorgestellt worden, von den NGOs rund um die Armutskonferenz Attac, mit lauter richtigen Forderungen. Zumindest die Sozialdemokratie wird genauso genickt haben und gesagt haben, das sind eigentlich schlaue Forderungen, wie wir GRÜNE. Da ist alles drinnen: Investitionen in die soziale Sicherheit, Bildung und, und, und. Es steht dort auch dabei, wie man das machen kann und wie man es finanziert. 

Ich meine, es ist ein bisschen wenig, wenn wir warten, bis die Welt irgendwann eine Börsenumsatzsteuer oder eine Transaktionssteuer einführt. Denn wenn wir lange warten, dann wird die Armut hier weiter explodieren, und wir reden jedes Jahr darüber. Es stand nämlich vor einem Jahr auch in den Reden, dass wir es gerne hätten, dass die Welt oder zumindest die Europäische Union das einführt. Das machen sie aber momentan nicht. 

Die Frage ist: Was kann man vor Ort machen? Wien kann nicht allein die Welt retten. Aber Wien war vor 90 Jahren Vorbild im sozialen Wohnbau, und es sind Leute aus anderen Ländern hierher gekommen und haben geschaut, wie man das macht. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist noch immer so! - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Na ja!) Der soziale Wohnbau - über den lassen wir uns morgen aus, in der ersten Geschäftsgruppe, also in elf Stunden - ist immer noch weit besser als der private Markt, und ohne den wären die Mieten sicher höher. Aber heute kommt niemand nach Wien und sagt: Das ist die Stadt ohne Armut, da schauen wir, wie es geht. Das ist genau so, wie es international ist, das sind diese 17 Prozent; mögen es 16 Prozent sein, es sind zu viel! 

Es fehlt nicht an den Strategien, sondern es fehlt der Mut, das auch anzugehen. Das wundert mich auch nicht, denn der Gegenwind ist groß. Momentan geht es nicht darum, ob irgendjemand „Eat the Rich" sagt; das ist die Parole, die dann immer dagegen geschwenkt wird. Was momentan läuft, das hat die „Jungle World" sehr schön auf dem letzten Titel gehabt - das ist das, was die Konservativen quer durch Europa jetzt wieder reiten! Das ist schade, weil ich gehofft habe, dass die Krise dazu genützt wird, dass wir eine neue Gerechtigkeitsdiskussion haben. Haben tun wir etwas anderes, haben tun wir das (Der Redner hält eine Zeitung mit der Schlagzeile „EAT THE POOR" in die Höhe.): „Eat the Poor", das ist momentan das Programm, das die Volkspartei fährt. Wir sind in der Defensive; alle, die es ernst meinen mit der Armutsbekämpfung, lassen sich in die Defensive treiben. Das ist nicht notwendig!

Die GRÜNEN allein werden das nicht machen können. Die NGOs allein werden das nicht machen können. Und ein paar Einzelne, die irgendwann aus der Sozialdemokratie ausbrechen und sich bei den Vermögenssteuern ein bisschen schärfer artikulieren, werden es auch nicht leisten können. Aber alle zusammen, die ich aufgezählt habe, können in dem Bereich mehr leisten!

Alles, was wir tun müssen, ist, in dem Bereich mehr Mut zu zeigen, wenn die Industriellenvereinigung ein 60 Seiten-Pamphlet an die Journalisten und Journalistinnen verschickt, das von Fehlern strotzt, von A bis Z, und von Unterstellungen gegenüber Leuten, die von Transferleistungen überleben müssen, wo ein Menschenbild gezeigt wird, ein Sozialneid von oben, den ich auch bei der ÖVP immer durchspüre, der mir selber den Magen umdreht und der intensiv bekämpft werden muss, wenn man Armut wirklich beseitigen möchte.

Was kann man jetzt in Wien tun, damit wir eben nicht warten, bis es die ganze Welt macht? Niemand redet über gerechte Löhne, alle reden über die Statistiken, was es nicht alles gibt, wie das nicht auseinanderfällt und wie es sich in den letzten Jahren, Jahrzehnten entwickelt hat. Was könnte Wien als größter Arbeitgeber, die Gemeinde Wien selber, in der Stadt machen? Über Mindestlöhne und über Höchstlöhne reden! 

Wir könnten einmal darüber diskutieren, ob irgendjemand etwas arbeitet, was 20 Mal so viel wert ist wie das, was jemand anders tut. Ich glaube das nicht! Man könnte darüber reden, ob eins zu zehn genügt, und mit 1 500 EUR Mindestlohn in der Gemeinde und einem Höchstlohn von 15 000 EUR brutto beginnen. Das ist dann netto ungefähr das Siebeneinhalbfache und immer noch genug. Wir könnten darüber reden, ob wir möchten, dass es irgendwann auf eins zu sieben oder eins zu fünf zusammenschrumpft. Warum muss einer zehnmal so viel verdienen? Dafür gibt es keinen vernünftigen Grund. Es ist niemand zehn oder zwanzig oder - so wie es heute ist, und die Schere geht auseinander – hundert Mal so viel wert wie jemand anders, und auch nicht die Arbeit eines Einzelnen. 

Wir könnten diese Lohnpolitik beginnen und alle einfrieren, so wie richtigerweise die Politikergehälter und die Politikerinnengehälter heuer nicht erhöht wurden: alle einfrieren, die mehr als 15 000 EUR haben! Von mir aus könnten wir es weiter unten auch machen, aber um es möglich zu machen, wäre das eine Grenze. Dann heben wir unten alle Gehälter hinauf, bis wir einmal wenigstens bei 1 500 EUR sind. Die KindergartenpädagogInnen zeigen ja momentan vor, wie wenig sie verdienen. Und Sie kennen die Tabellen: Bei 1 200 EUR brutto beginnt, was leider bei vielen Fällen, wenn sie nicht Vollzeit arbeiten, zu Working Poor führt.

Wir könnten eine Grundsicherung einführen und darüber nachdenken, ob wir die 733 EUR, die nur zwölf Mal ausbezahlt werden müssen, so lassen und bejammern, oder ob wir etwas drauflegen und sagen: Nein, das wollen wir nicht, wir machen Wien armutssicher. Das kostet alles Geld! Das kostet alles Geld, und dann müssen wir auch darüber diskutieren: Kann die Gemeinde Wien bei Vermögenssteuern überhaupt selber etwas machen? - Na, wahrscheinlich nicht leicht. 

Kann man Flächenwidmungsgewinne besteuern? – Na, vielleicht? Es würde sich zumindest rentieren, dass sich das ein paar Juristen und Juristinnen anschauen und vielleicht auf ein findiges Konzept kommen. - Kann man eine Kampagne zur Vermögenssteuer fahren? Kann man eine Kampagne fahren gegen das, was momentan Industriellenvereinigungspolitik ist und was der politische Handlanger der IV, nämlich die Volkspartei, momentan durchführt? - Ja, das kann man! - Kann man Geld in die Hand nehmen und das einmal umdrehen, statt darüber zu reden, ob man ein Transferkonto - die perfideste Idee des Jahres, das Unwort des Jahres! – einführt?

Ich hätte gerne gewusst, ob alle von der Volkspartei bereit sind, ihre Transferleistungen hier offenzulegen. Sie waren schon einmal nicht dabei, als wir Transparenz bei den Gehältern, die Sie noch nebenher kassieren, gefordert haben. Da waren Sie nicht dabei. Bei uns war alles auf der Homepage nachzulesen, jedes Gehalt, jedes zweite Gehalt, jedes dritte! (GR Mag Alexander Neuhuber: Tauschen wir! Transferkonto gegen Transparenz! – Machen wir!) Nichts, nichts haben wir gekriegt von der Volkspartei! Gescheit darüber geredet haben Sie alle und haben gesagt: Was geht Sie das an? - Sehr richtig: Was geht Sie das an? Was geht Sie das an, was andere Leute, die von sehr wenig Geld, von weniger als 1 000 EUR im Monat leben müssen, bekommen?

Transparenz heißt, dass die Leute, die viel zu viel haben, das offenlegen. Da kann man über Gerechtigkeit reden. Bei Ihnen sitzen Leute, die Pensionen von über 12 000 EUR erhalten und noch Vollzeit arbeiten. Das ist eine Art von Pension, die ich nicht angemessen finde.

Also, wenn ich mir etwas wünschen darf, dann legt jeder den Hauptverdienst – da das hier ja für den einen oder anderen der Nebenverdienst ist - offen (GR Günter Kenesei: Ich bin aber verantwortlich für fünf Arbeitsplätze!), es legt jeder seine Nebenverdienste offen, alle Transfers, die Sie im Haushalt haben - und am liebsten würden wir einmal das Vermögen offenlegen! Über das dürfen wir ja nicht reden, sondern wir sollen darüber reden: Was kassiert die Mindestpensionistin? Wie viel Arbeitslosengeld bekommt jemand? Wie viel Notstandshilfe bekommt jemand? Bekommt jemand einen Heizkostenzuschuss oder Wohnbeihilfe? - Und das wird dann gegeneinander aufgerechnet.

Das ist derartig ekelhafte Politik (GR Mag Alexander Neuhuber: Das ist Klassenkampf pur!), da wird mir wirklich schlecht! Da wird mir wirklich schlecht, und es dreht mir den Magen um. (GR Mag Alexander Neuhuber: Das ist Klassenkampf, was Sie betreiben!) Den Klassenkampf, den hat die Volkspartei schon lange begonnen, diesen konservativen Klassenkampf von oben. Lesen Sie ein paar Zeitungen, die nicht ausschließlich aus Ihrem Sektor kommen und nicht ausschließlich von Raiffeisen mitfinanziert sind, lesen Sie auch etwas anderes! Den sozialen Neid von oben, den spürt man bei Ihnen ja! Sie gönnen ja den Leuten unten nicht einmal das Überleben! Sie gönnen den Leuten nicht die Margarine auf dem Brot! Das ist das Problem, das Sie haben. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Sie schauen hinab, und das ist eine Abscheu - in Deutschland wird das von Leuten wie Ihnen „Unterschicht" genannt. 

Und das ist das Problem, das wir in diesem Land haben: Die Sozialdemokratie traut sich nicht, gegen diese Art von Politik aufzutreten. Das ist ein Problem. Sie müssen da mutiger werden, denn die Bevölkerung sieht das sicher anders. Wenn man in diesem Land fragt: Sollen Leute, die Millionen haben, mehr beitragen, damit wir hier in einer solidarischen und sicheren Gesellschaft leben?, dann wird nicht nur die Mehrheit, sondern nahezu alle werden sagen: Na selbstverständlich wollen wir das!

Und woher weiß man all diese schönen Zahlen? – Aus dem „2. Armuts- und Reichtumsbericht für Österreich", herausgegeben von der Österreichischen Gesellschaft für Politikberatung und Politikentwicklung – das ist klein geschrieben, und ich habe 12 Dioptrien -, Präsident: Rudi Schicker. 

So einen Bericht möchten wir in Wien auch haben! Drei Bundesländer machen das. Da kann man dann vieles über die Armut herauslesen: Da weiß man dann besser, als man es jetzt weiß, woher das kommt. Man weiß, welche Instrumente man verwenden soll. - Der Rudi Schicker macht das für ganz Österreich. Ich hätte das gerne so, wie es drei andere Bundesländer machen, nämlich Kärnten, Tirol und Niederösterreich, auch für Wien. Wir werden heute einen entsprechenden Antrag einbringen.

Was man noch machen kann, ist natürlich – damit es den Leuten, die jetzt aktuell in Not sind, auch hilft -, nicht nur über Langzeitprojekte zu reden, sondern die Sozialzentren mit genügend Personal auszustatten. Dort reißen sich viele Leute buchstäblich die vier Buchstaben auf und rennen und rennen und kommen hinten und vorne nicht nach. Wir bringen daher einen Antrag betreffend Aufstockung des Personals in den Sozialzentren ein.

Und damit wir auch von ein paar armen Leuten reden, die in der Stadt existieren und die von der großen Politik vergessen werden: Das „Datum" hat in der aktuellen Ausgabe eine Covergeschichte über Glücksspiel gemacht. Die wollten eigentlich eine Geschichte über Jugendliche in Favoriten schreiben. Dann waren sie dort und haben mit vielen jungen Leuten geredet, und dabei sind sie draufgekommen, die spielen fast alle. 15-, 16-, 17-Jährige - die dürften laut Gesetz nicht spielen - sind überall drinnen in diesen Klitschen, in diesen kleinen Eingängen.

Das Kleine Glücksspiel, das schon lange keines mehr ist, wirft viel Geld ab. Und es gibt Bewegung in der Sozialdemokratie: Im 15. Bezirk sagt der Bezirksvorsteher, es gefällt ihm nicht, und er sagt das auch noch in den Medien - in „Datum" selber, in dieser Zeitschrift. Die Bezirksvorsteherin aus dem 10. Bezirk, Mospointner – zitiert -: Sie will das Glücksspiel nicht. - In Kärnten marschiert der stellvertretende Vorsitzende der Sozialdemokratie hinaus und sagt: Ich brauche das alles nicht. - Und Heinz Schaden, Bürgermeister in Salzburg, hat gesagt: Ich nehme auch kein Geld aus dem Drogenhandel. 

Und genauso sehe ich das hier auch. Wir bringen Anträge betreffend das Kleine Glücksspiel ein. Zum einen hätten wir gerne ein Verbot, aber was wir jedenfalls gerne hätten, ist, dass das versprochene Geld endlich fließt. Es hat einmal geheißen, 2006, die Stadt wird Geld bereitstellen für die Spielsuchthilfe. Bis jetzt kriegen die keinen Cent! Die kriegen nur Geld von der Novomatic ...

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Bitte zum Schlusssatz zu kommen.

StR David Ellensohn (fortsetzend): ... und von den Casinos. Die Stadt Wien nimmt 60 Millionen EUR aus dem Kleinen Glücksspiel ein und stellt nicht einen einzigen Euro für Prävention zur Verfügung. Das hätte ich gerne geändert. Auch dafür wird heute ein Antrag eingebracht. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mörk. Ich erteile es ihr. 

GRin Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es sind die Schwachen, die einen starken Staat brauchen – vor allem in wirtschaftlich turbulenten Zeiten mehr denn je. Deshalb ist eben Sozialpolitik eine Kernaufgabe des Staates, und die Sozialdemokratie und vor allem auch die Wiener Stadtregierung stehen zu diesem Grundsatz. (Beifall bei der SPÖ.)
Für das Sozialbudget wurde im heurigen Jahr erstmals deutlich mehr als 1 Milliarde EUR bereitgestellt, und für das nächste Jahr wird dies um zusätzlich 70 Millionen EUR erhöht. 

Die Umsetzung der bedarfsorientierten Mindestsicherung als Meilenstein in der Armutssicherung wird in Wien unter Federführung der MA 24 bereits seit März 2009 vorbereitet. Die bedarfsorientierte Mindestsicherung soll voraussichtlich mit September des nächsten Jahres in Kraft treten. Dies erfordert nicht nur legistische, sondern auch organisatorische Veränderungen. 

Bereits seit September 2009 läuft das Modellprojekt „Step 2 Job" in Floridsdorf, das die MA 24 in Zusammenarbeit mit dem WAFF, der MA 40 und dem AMS Wien entwickelt hat. Durch dieses Projekt soll der Zugang für BezieherInnen, die keine Leistung vom Arbeitsmarktservice beziehen, zu arbeitsintegrativen Maßnahmen und Arbeitsvermittlung erweitert beziehungsweise verbessert werden. Mit der Einführung der bedarfsorientierten Mindestsicherung ist geplant, dieses Projekt Wien-weit auszudehnen. 

Durch die bedarfsorientierte Mindestsicherung sollen für alle Anspruchsberechtigten in ganz Österreich dieselben Mindeststandards sichergestellt, das Leistungsniveau gesichert und das soziale Netz verdichtet werden. Darüber hinaus erfolgt auch die Einbeziehung der BezieherInnen der bedarfsorientierten Mindestsicherung in die gesetzliche Krankenversicherung. Der von vielen als stigmatisierend empfundene Sozialhilfekrankenschein wird durch die E-Card ersetzt werden. 

Ab Jänner 2010 wird flächendeckend in allen Sozialzentren die Organisationsänderung umgesetzt. Ziel dieser Änderung ist es, neben dem Ausbau der Servicequalität - wie unbürokratischer Zugang, Antragstellung ohne Terminwartezeiten, rasche Soforthilfe für Notfälle, Neupositionierung der Sozialarbeit mit einem optimalen Einsatz der Ressourcen -, die Organisation auf die Einführung der bedarfsorientierten Mindestsicherung vorzubereiten.

Ein weiterer Schwerpunkt wird sein, die Gruppe der SozialhilfebezieherInnen und deren Erwerbspotenzial näher und differenzierter zu beschreiben, um passgenaue Förderungsmaßnahmen zu entwickeln und die betroffenen Menschen wieder in Beschäftigung zu bringen. Denn Arbeit, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist noch immer die beste Armutsbekämpfung. (Beifall bei der SPÖ. – StRin Dr Monika Vana: Bezahlte Arbeit aber! Bezahlte Arbeit!) 

Die vorausschauende Planung und organisatorische Vorbereitungen werden die reibungslose Umsetzung der bedarfsorientierten Mindestsicherung gewährleisten. An dieser Stelle möchte ich mich auch bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Verwaltung, die mit viel Engagement an dieser Umsetzung mitwirken, bedanken. (Beifall bei der SPÖ.)

Die Teilhabe von Menschen mit Behinderung an der Arbeitswelt ist für die Sozialdemokratie, aber auch für mich ein zentrales gesellschaftspolitisches Anliegen und Ziel. Beschäftigung ist ein Grundbedürfnis aller Menschen. Berufliche Integration ist für die Chancengleichheit von Menschen mit Behinderung von zentraler Bedeutung. Angebote zur integrativen Berufsausbildung ermöglichen Menschen mit Behinderung eine speziell ihren Bedürfnissen angepasste Lehrlingsausbildung. Angebote wie Arbeitsassistenz und Jobcoaching dienen der Annäherung zum Arbeitsmarkt. 

Der beruflichen Erstintegration nach Beendigung der schulischen Ausbildung kommt daher eine besondere Bedeutung zu. Die Projekte „Absprung“ und „On the Job“ richten sich an junge Menschen bis zum 24. Lebensjahr, die ihr Potenzial nutzen und den Sprung in ein sozialversicherungspflichtiges Dienstverhältnis wagen möchten. 

Entsprechend wichtig ist die Bereitstellung von tagesstrukturierten Beschäftigungsangeboten. Diese Angebote müssen nicht nur den individuellen Bedürfnissen und Fähigkeiten entsprechen, sondern sie müssen auch flexibel und durchlässig sein, um die persönliche Entwicklung der Betroffenen zu berücksichtigen. 

Der Grundgedanke aller Angebote im Bereich Bildung, Beratung und Assistenz für Menschen mit Behinderung ist, dass die betroffenen Personen selbst als Expertinnen und Experten in eigener Sache am besten wissen, welche Art von Unterstützung sie benötigen, um ein selbstbestimmtes Leben nach ihren Vorstellungen führen zu können. Die Pflegegeldergänzungsleistung für Persönliche Assistenz – 156 Personen erhalten diese derzeit - ist ein Beitrag dazu. 

Menschen mit Behinderung treten zu Recht selbstbewusst für ein eigenständiges Leben und für Chancengleichheit ein. Im Sinne dieses Anspruches sorgt die Stadt Wien beziehungsweise der Fonds Soziales Wien für ein hochwertiges Leistungsangebot, das optimale Unterstützung bietet und flexibel auf individuelle Bedürfnisse eingeht. (Beifall bei der SPÖ.)

Unser gesellschaftspolitisches Anliegen muss es sein, dass die ältere Generation nach langer, harter Arbeit und großer Leistung die Zeit in Pension in Würde und gesichert verbringen kann. Um einen gesicherten Lebensabend verbringen zu können, bedarf es nicht nur der Pensionen, auch die Gestaltung des Lebensumfeldes muss den Bedürfnissen der wachsenden Gruppe der SeniorInnen entsprechen. Neben der altersgerechten Gesundheitsvorsorge geht es vorrangig um die Schaffung entsprechender Wohnmöglichkeiten, die Unterstützung größtmöglicher Mobilität und ein hohes Maß an Sicherheit und Unfallprävention sowie altersgerechte Freizeitmöglichkeiten. Ebenso müssen teilstationäre Einrichtungen und die mobile Betreuung für pflegebedürftige Menschen zu Hause ausgebaut werden. Ein würdevolles und selbstbestimmtes Leben muss auch für pflegebedürftige Menschen als Selbstverständlichkeit gesichert werden. 

Die demographische Entwicklung der letzten Jahre zeigt, dass die Lebenserwartung immer höher wird. Parallel dazu steigt auch der Bedarf der Wiener und Wienerinnen an professionellen, qualitätsgesicherten und kostengünstigen Leistungen im Pflegebereich. Daher wird auch das breit gefächerte regionalspezifische Angebot bedarfsorientiert ausgebaut. Dafür sorgt der Fonds Soziales Wien im Auftrag der Stadt Wien. 

Die soziale Sicherheit in Wien kann nur garantiert werden, wenn der Fonds Soziales Wien gemeinsam mit seinen PartnerInnenorganisationen stetig an der Verbesserung von Qualität und Leistung arbeitet. 

Wohnungslosen Menschen verhilft der Fonds Soziales Wien über die Wiener Wohnungslosenhilfe zu betreuten Wohnplätzen, die den Betroffenen langfristig wieder ein eigenständiges Leben ermöglichen. Bereits 2004 wurde das Ziel gesetzt, bis 2010 etwa 700 bis 1 000 sozial betreute Wohnplätze zu schaffen. An der Erreichung dieses Zieles wird weiterhin gearbeitet. Im kommenden Jahr eröffnet das Haus Pillergasse vom Arbeiter-Samariter-Bund mit 122 Wohnplätzen, das Haus Heustadel der Caritas mit 112 Wohnplätzen sowie das Haus Erna der Heilsarmee und das Haus Henriette des Roten Kreuzes mit je 60 Wohnplätzen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein wichtiger Grund für die hohe Lebensqualität in Wien ist auch das umfangreiche Angebot, das die Stadt Wien zur Verfügung stellt, eine breite Palette vielfältiger Maßnahmen: von Geldleistungen, von Betreuungs‑ und Beratungsleistungen bis hin zu Freizeitangeboten, die gezielt und effizient auf die Anliegen der Menschen in unserer Stadt eingehen. Denn so vielfältig, wie die Bedürfnisse der Wienerinnen und Wiener sind, so umfassend ist auch das Angebot der Stadt Wien gestaltet.

Der vorliegende Budgetvoranschlag für das Jahr 2010 zeigt einmal mehr, vor allem im Bereich Soziales, dass wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten niemanden allein lassen. Weil wir die Problemlagen kennen und weil wir viel Wissen und Kompetenz auch in der Stadtverwaltung haben, setzen wir die richtigen Maßnahmen. Wir bieten den Menschen in Wien nicht nur finanzielle Hilfen, sondern auch eine Fülle von Verwirklichungsmöglichkeiten.

Zum Abschluss möchte ich mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die im Sozialbereich tagtäglich mit enormem Engagement, viel Herz und hoher Professionalität tätig sind, recht herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ.)
Die soziale Sicherheit wird in Wien durch diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewährleistet, weil Menschen für Menschen da sind. Ohne sie wäre die Umsetzung der erfolgreichen und zukunftsweisenden Sozialpolitik der Stadt Wien nicht möglich. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. – Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Seit ich 2001 in den Gemeinderat eingezogen bin, haben ich und auch andere KollegInnen von meiner Fraktion in regelmäßigen Abständen Anträge auf Armutsberichte eingebracht, Armutsberichte für unterschiedliche Teilgebiete: einen globalen Armutsbericht für Wien, einen für Frauen, einen für Kinder. Alle diese Anträge wurden bisher abgelehnt.

Ich möchte trotzdem heute, wie schon Herr StR Ellensohn angekündigt hat, wiederum einen Antrag auf Erstellung eines Wiener Armuts‑ und Reichtumsberichts einbringen. Wenn wir uns ansehen, wie die Situation der Menschen in dieser Stadt, aber vor allem auch der Kinder, aussieht, dann müssen wir schon zur Kenntnis nehmen, dass hier die Armut steigt. Zahlreiche Kinder - und auch das ist nichts Neues, das haben wir auch hier schon öfters gesagt - können sich bestimmte Dinge nicht mehr leisten. Schauen Sie sich an, wie viele Kinder, beziehungsweise deren Eltern, in den Schulen Anträge stellen müssen, weil sie sich Projekttage, Schikurse oder andere Projektwochen nicht mehr alleine leisten können, sondern Unterstützung von den zuständigen Stellen brauchen. Und diese Unterstützung reicht zum Teil nicht mehr aus, um dieses Angebot von Schulen, aber auch von Kindergärten, zu finanzieren. Der Teil, der für die Familien überbleibt, wird immer größer, und die Konsequenz ist, dass immer mehr Kinder nicht mehr dieses Angebot nutzen können, nicht mehr auf diese schulbezogenen Veranstaltungen mitfahren können. 

Wenn das nicht das Ziel ist - und ich nehme nicht an, dass das Ziel ist, dass wir die Kinder und Jugendlichen nicht mehr zu Projekttagen und zu Schulschikursen mitnehmen oder mitschicken -, dann müssen wir uns ansehen, wo wir hier ansetzen können und was es braucht. 

Wir glauben nach wie vor, dass eine Erhebung und Erforschung der Armutssituation von Menschen in dieser Stadt unumgänglich ist. Es gibt, wie schon ausgeführt wurde, mittlerweile mehrere Bundesländer, die sich sehr wohl die Situation in ihren Ländern ansehen, um so auch entscheiden zu können: Was sind die richtigen Maßnahmen, um Armut wirklich zu bekämpfen? Nur Wien hat offensichtlich hier nicht diesen Zugang, dass man die Situation erforscht, dass man sich ansieht: Was sind die Ursachen? Was können wir wo wie einsetzen? Und welche Maßnahmen - die es wahrscheinlich auch schon gibt, das spreche ich Ihnen gar nicht ab - werden wie eingesetzt, und wie funktionieren diese, beziehungsweise was bewirken sie auch wirklich in dieser Art und Weise, wie sie ausgeführt werden? Deswegen möchte ich folgenden Beschlussantrag einbringen:

„Der Gemeinderat beauftragt die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales, einen Wiener Armuts- und Reichtumsbericht erstellen zu lassen. Diese Berichte sind unmittelbar nach Fertigstellung den im Gemeinderat vertretenen Fraktionen zur Verfügung zu stellen. 

Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Die Situation der Menschen, die in dieser Stadt an der Armutsgrenze oder bereits darunter leben, sieht man auch an der steigenden Zahl der SozialhilfebezieherInnen. Auch hiezu ist heute Vormittag in der Generaldebatte schon einiges gesagt worden - zu den Auswirkungen der Wirtschaftskrise, zum Steigen der Arbeitslosigkeit -, und wir haben auch gehört, dass die Situation nicht besser werden wird. Im Oktober 2009 waren an die 70 000 arbeitslose Personen gemeldet, das sind 8 500 mehr als im Vorjahr. Es steigt auch die Anzahl der SozialhilfebezieherInnen; mittlerweile sind es 68 750 Personen, die eine Richtsatzergänzung erhalten. All das sind nicht nur Auswirkungen der Wirtschaftskrise, aber natürlich sehr stark auch dadurch bedingt. 

Und die Situation jener Menschen, die auf Sozialhilfe angewiesen sind, wird nicht besser. Aber auch die Situation jener Menschen, die in diesem Bereich arbeiten, nämlich in der MA 40, die mit diesen Menschen tagtäglich umgehen, die diese Menschen beraten sollen, die diesen Menschen einen Ausweg aus ihrer Situation zeigen sollen, wird nicht besser. Durch die steigenden Zahlen jener, die auf Sozialhilfe angewiesen sind, werden die Zeiten - und auch das ist ja nichts Neues in der Sozialarbeit -, die man mit KlientInnen verbringen kann beziehungsweise in denen man ehrliche und ausführliche Beratungsgespräche führen kann, immer weniger. Das Verhältnis ist mittlerweile ein Verhältnis von 1 zu 1 700, und es kann ja keiner sagen, dass diese Verhältniszahlen eine wirklich intensive Beratung ermöglichen. Ich möchte deshalb auch folgenden Beschlussantrag einbringen:

„Die personellen Ressourcen innerhalb der MA 40 Sozialzentren im Bereich der diplomierten SozialarbeiterInnen werden binnen eines Jahres verdoppelt. 

Die Organisationsstruktur der Sozialzentren muss die Möglichkeit zur Sozialberatung erhalten. 

Das Angebot einer Beratung wird standardisiert jedem/jeder angeboten. Einerseits gibt es Personalressourcen für kurzfristige Beratungen in Form eines Journaldienstes, andererseits werden langfristige Sozialberatungen angeboten. 

Aus fachlichen Gründen wird der Bereich der finanziellen Hilfe klar von der Sozialberatung getrennt. Andere fachliche Standards, wie externe Vernetzung im Sinne der Fallarbeit, Inter- und Supervision, werden garantiert. 

Hier beantrage ich die Zuweisung des Antrages an den zuständigen Ausschuss.“

Zum letzten Thema, das auch kurz von meinem Kollegen Ellensohn angesprochen wurde, möchte ich zwei Anträge einbringen, nämlich zum Thema Kleines Glücksspiel. Wir werden in den kommenden Tagen noch weiter über dieses Thema diskutieren, und ich glaube, dass wir hier langsam, aber sicher einen Zustand erreichen, wo wir uns ernsthaft überlegen sollen, ob die Art und Weise, wie die Stadt Wien mit dem Thema Kleines Glücksspiel umgeht, die richtige ist. Wir wissen, dass zig Menschen durch diese Form von Glücksspiel in Situationen kommen, abhängig werden und nicht mehr unter Kontrolle haben, wie sie hier mit ihrem Geld - mit ihrem sehr wenigen Geld, das sie meistens haben – umgehen, beziehungsweise auch nicht wissen, wie sie sich wieder aus diesem Suchtfeld herausbewegen können. Immer mehr junge Menschen tappen in diese Falle hinein und glauben, sie können sich in ihrer aussichtslosen Situation, in der sie sich leider oft befinden, mit schnellem Geld, das ihnen versprochen wird, aus dieser Situation befreien.

Es gibt Einrichtungen, die sich bemühen, Menschen wirklich aus dieser Situation herauszuhelfen, sie zu beraten, nur: Seit Jahren kämpfen diese mit der Finanzierung ihrer Einrichtungen, Beratungs- und Therapietätigkeiten. Wir haben die Situation, dass im Vorjahr bereits 300 Menschen, die Hilfe gesucht haben, bei der Spielsuchthilfe abgewiesen werden mussten. Das heißt, denen sagt man: Liebe Leute, tut uns leid, wir können euch nicht beraten, wir können euch keine Hilfe mehr geben, wir haben keine Ressourcen. Schaut, wie ihr durchkommt - aber wir können euch nicht helfen!

Das ist unserer Meinung nach nicht mehr weiter tragbar. Die Stadt Wien muss sich da wirklich an der Nase nehmen und muss sich vornehmen, da etwas zu unternehmen. Wir haben unzählige schriftliche Anfragen an die zuständige StRin Sima gestellt und haben sehr wenig aussagekräftige Antworten bekommen. Es scheint, dass hier die Problemlage, sage ich jetzt einmal freundlich, nicht ganz ernst genommen wird. Wir haben hier ein wachsendes Problem, wir haben hier ein wachsendes soziales Problem, und wir glauben, dass es hier wirklich längst an der Zeit ist, dass wir etwas unternehmen. Ich bringe daher folgenden Antrag ein:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass Beratungs- und Therapieeinrichtungen für Spielsüchtige ab 2010 von der Stadt Wien in ausreichendem Maß unterstützt werden. Besonders der Verein Spielsuchthilfe soll mit einer mindestens fünfjährigen Förderung seitens der Stadt Wien unterstützt werden. Die tatsächliche Höhe der Unterstützung ist mit den betroffenen Einrichtungen zu klären und so ausreichend zu bemessen, dass eine flächendeckende Betreuung der Spielsüchtigen und deren Angehöriger in Wien über die nächsten Jahre ermöglicht und gesichert wird. 

Hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Der letzte Antrag, den ich zum Kleinen Glücksspiel einbringen möchte, leitet sich ab aus einer Studie, aus einer Untersuchung des Joanneum Research Center in Graz, die sich mit dem Kleinen Glücksspiel beschäftigt hat: „Kleines Glücksspiel - Großes Leid", eine Studie, die sich mit den sozialen Kosten des Glücksspiels in der Steiermark beschäftigt hat. Man kann davon ausgehen, dass die sozialen Kosten für Wien keine anderen sind, wenn nicht mehr. Und die Autoren dieser Studie kommen zu dem Schluss, dass der größte Nutznießer dieses Kleinen Glücksspiels die öffentliche Hand ist, da hier Steuern und Abgaben eingehoben werden, diese aber nicht mehr zurückfließen. Das heißt, die Stadt nimmt ein - das ist ja auch in Wien so -, aber für andere Möglichkeiten, nämlich die Betreuung und Beratung, wie vorhin schon erwähnt, von Spielsüchtigen fehlt dann das Geld.

Ich möchte daher den Antrag einbringen, dass der Gemeinderat das zuständige Mitglied des Wiener Stadtsenats beauftragt, eine Studie über die sozialen Kosten des Kleinen Glücksspiels in Wien von einer unabhängigen Forschungseinrichtung erstellen zu lassen, und dass diese Studie nach Fertigstellung den im Gemeinderat vertretenen Fraktionen zur Verfügung gestellt wird.

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort gelangt nun Frau Amtsf StRin Mag Wehsely. - Bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich zunächst schon anmerken, dass mich das Verhalten der Österreichischen Volkspartei einigermaßen betroffen macht und irritiert. Wenn Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP, gerade bei der Behandlung der Geschäftsgruppe, wo zehntausende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 365 Tagen im Jahr 24 Stunden am Tag für die Wienerinnen und Wiener - und auch für die Bedürfnisse der Abgeordneten, wenn sie ihre Bedürfnisse als Bürgerinnen und Bürger haben – da sind, der Meinung sind, um 21.15 Uhr sei es zu spät, um über das größte Budgetkapitel zu verhandeln, dann denke ich, dass das ein sehr eigenartiges Demokratieverständnis ist. (Beifall bei der SPÖ. – Ruf bei der ÖVP: Sie haben nichts verstanden! – So kann man es auch machen!)

Das Demokratieverständnis beziehungsweise dessen Eigenart wird noch bezeichnender, wenn man die Klarstellung des Herrn Ersten Vorsitzenden des Gemeinderates gehört hat. Und das ist jetzt - du entschuldigst das - nichts Besonderes, weil es ja immer so gewesen ist, dass die Reihenfolge in der Präsidiale, und zwar einstimmig, vereinbart wurde. Ich würde auch gerne wissen: Was wäre denn das Kapitel, das nicht so wichtig wäre, um um 21 Uhr verhandelt zu werden? Das würde ich gerne wissen, denn da fällt mir nämlich keines ein. Egal, ob es Frauenfragen, Integration, Finanzpolitik, Umwelt, Kultur, Wohnen oder was immer ist: Jedes dieser Kapitel ist wichtig!

Also ich nehme es zur Kenntnis, aber es verwundert mich schon einigermaßen. Es ist offensichtlich so, dass die Österreichische Volkspartei die Debatte im Gemeinderat nur so lange relevant findet, solange Journalistinnen und Journalisten anwesend sind und solange die Fernsehkamera aufgedreht ist. Aber an dem, was die Grundidee dieses Hauses ist, nämlich der Wettstreit der Ideen in der Demokratie, daran sind Sie von der ÖVP offenbar nicht interessiert. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Wann haben denn Sie zum letzten Mal eine Idee der Opposition aufgegriffen?)

Dabei gäbe es gerade hier mit Ihnen sehr viel zu diskutieren – das hat ja zum Teil schon in der Generaldebatte stattgefunden. Aber ich nehme das zur Kenntnis. Und wenn das Ihr Verständnis von Demokratie ist, dann ist das auch einmal ein bisschen lehrreich gewesen. 

Lassen Sie mich zu einigen der Punkte, die heute angesprochen wurden, etwas sagen. - Kollege Ebinger, du verzeihst, wenn ich jetzt nicht über Gebühren und nicht über den Strompreis und nicht über den Gaspreis spreche, denn das wurde schon diskutiert oder wird bei anderen Geschäftsgruppen diskutiert. 

Was schon hier zu diskutieren ist, ist dein Hinweis, dass der Investitionszuschuss des KAV nicht steigt. Dazu muss man sagen, dass der KAV im heurigen Jahr ein Rekordinvestitionsbudget hat und dieses auch im nächsten Jahr in diesem Ausmaß beibehalten wird, obwohl wir alle wissen, dass wir derzeit nicht gerade einfache finanzielle und ökonomische Situationen haben. 

Kollege Lasar, über die Urologie möchte ich jetzt nicht im Detail sprechen. Da gibt es sozusagen, denke ich, eine klare Planung, die eben vorsieht, dass – im Sinne einer sinnvollen Spitalsplanung - nicht überall alles stattfinden muss und auch nicht überall alles stattfinden soll. 

Ein Punkt ist mir ganz besonders wichtig, weil mir das auch menschlich sehr, sehr nahe geht. Das Schicksal der Frau Schubert - und ich spreche den Namen aus, weil er hier auch genannt wurde - ist ein ganz, ganz fürchterliches. Nur soll man auch da immer bei der Wahrheit bleiben und gerade mit individuellen Schicksalen nicht versuchen, damit politisches Kleingeld zu machen. Frau Schubert hat eine schwere Erkrankung, und ihr wurde in einem Wiener Spital das Leben gerettet. Und dann ist möglicherweise dort bei der Medikation etwas schiefgegangen. Frau Schubert hat sich nicht an die Patienten- und Patientinnenanwaltschaft gewendet – das musste sie auch überhaupt nicht (GR David Lasar: Hat sie! Das stimmt nicht! Hat sie!) -, sie hat nicht beansprucht, beim Härtefonds Geld zu bekommen, sondern hat den Klagsweg beschritten, was ihr absolut gutes Recht ist. Und jetzt ist es so, dass in erster Instanz der Krankenanstaltenverbund recht bekommen hat und die zweite Instanz das Verfahren, weil ja das Gutachten nicht ausreichend war, in die erste Instanz zurückverwiesen hat. Und in dieser Situation können die Politik und auch der Krankenanstaltenverbund nicht sagen, das interessiert mich alles nicht, sondern es muss abgewartet werden, wie das Verfahren ausgeht. Und die Frage, wie in einem solchen Verfahren die Beweislast ist, ist nicht etwas, was individuell zu entscheiden ist, sondern da sind Bundesgesetze anzuwenden, und die sind selbstverständlich auch in diesem Verfahren anzuwenden. 

Frau Schubert hat ein ganz schreckliches Schicksal, und Sie können sicher sein: Dort, wo man helfen kann, dort hilft die Stadt Wien immer und dort wird die Stadt Wien helfen. Was wir nicht tun können, ist, den Ausgang eines Verfahrens vorauszusagen und Schadenersatz zu leisten, wo keine Schadenersatzpflicht besteht. 

Ich möchte noch kurz auf einige andere Punkte eingehen. – (An Schriftführerin GRin Dr Sigrid Pilz gerichtet.) Frau Kollegin Pilz, ich schaue nach vorne, wenn das in Ordnung ist. 

Zur IHS-Studie: Die IHS-Studie ist eine, die nicht neu ist, die sich sozusagen jetzt wieder in den Medien findet, und Herr Dr Czypionka, der der Autor der Studie ist, mit dem ich auch Kontakt aufgenommen habe, hat sich eigentlich auch sehr gewundert über die Darstellung der Studie in den Medien, weil eines selbstverständlich der Fall ist, nämlich dass die Kosten in den Spitälern steigen, und zweitens eines auch ganz besonders wichtig ist: Dass es in einem riesigen System, in das österreichweit 26 Milliarden EUR im Jahr fließen, niemals so ist, dass man sagen könnte, Effizienzen seien nicht zu steigern. Natürlich ist das der Fall! Und es wurde - Sie haben es gesagt - das Rad auch schon erfunden. Und genau wir in Wien stellen gar nicht den Anspruch, das Rad neu zu erfinden, sondern genau jene Fragen, die auch in dieser Studie - und das ist auch in dieser Studie nicht neu erfunden worden - angesprochen sind, auch umzusetzen, nämlich: die Verschiebung von Betten vom Akutbereich in den Pflegebereich; die Versorgungswirksamkeit des niedergelassenen Bereichs muss gesteigert werden; und wir müssen noch klarer planen, wo welche Leistungen erbracht werden sollen. 

Was mich ein bisschen unfroh stimmt, ist, dass genau bei diesem Plan, der vor wenigen Tagen vorgelegt wurde, nämlich dem Regionalen Strukturplan Gesundheit, der genau diese Entwicklung in Richtung des Jahres 2015 vorzeigt, die GRÜNEN nicht mitgestimmt haben. Das macht aber nichts, denn wir werden es trotzdem umsetzen. 

Zu den Punkten, die Sie zum Thema Psychiatrie eingebracht haben, einige wenige Worte. - Was die Forderung der Eingliederung der Planung der Psychiatrie in die allgemeine Planung und Versorgung anbelangt, so höre ich diese, nur ist sie längst umgesetzt! Denn das war die ganz, ganz wichtige Forderung der Psychiatriereform der 80er Jahre, da eben die Psychiatrie ein Fach ist wie viele andere auch, sie genauso zu behandeln ist und genauso zu planen und auch umzusetzen ist. 

Und wenn Sie, Frau Dr Pilz - und Sie können das ja nicht ganz ernst meinen, weil Sie ja die Region auch kennen -, von der „Absonderung" - das war Ihr Wort - in der Rudolfstiftung sprechen, wo Sie meinen, es sollte doch die Psychiatrie auf dem Krankenhausareal errichtet werden, dann gebe ich erstens zu bedenken, dass der Bauplatz, wo die Psychiatrie hingebaut wird, sich selbstverständlich auf dem Krankenhausareal befindet. Und dass, zweitens, die Rudolfstiftung kein Haus ist, das auf der grünen Wiese steht, sodass man sagen könnte, na gut, bauen wir halt daneben noch etwas dazu oder an, das weiß eigentlich auch jeder, der die Örtlichkeit dort kennt und damit auch weiß: Wenn die Rudolfstiftung ein Problem hat, dann hat sie ein Platzproblem! Dieses lässt sich aber nicht sozusagen durch Meditieren und Hoffen, dass da jetzt mehr Platz kommt, lösen, sondern das lässt sich nur damit verbessern, dass man eben alternative Lösungen sucht - die wir gesucht haben und hier auch gefunden haben. 

Inhaltlich ganz anderer Meinung, als in Ihrem Antrag zum Ausdruck kommt, bin ich persönlich bei der Forderung der Eingliederung der Regionalstellen des PSD ins Spital. Ich halte das nicht für einen richtigen Weg. Ich bin sehr der Meinung - und da gibt es auch in Schnittstellenfragen immer sozusagen Optimierungsbedarf -, dass wir noch besser darauf schauen müssen, wie Patientinnen und Patienten begleitet werden von der ambulanten Psychiatrie in die klinische Psychiatrie und auch wieder zurück. Wofür ich nicht bin, ist, sozusagen örtlich den PSD im Spital anzusiedeln. Ich denke, es war ganz wichtig, ihn sozusagen herauszubringen, und ich würde das für einen ganz, ganz großen Rückschritt halten. 

Einige Worte noch zu den Schulärztinnen und Schulärzten. Es ist immer sozusagen alles relativ, und so ist es auch hier. Die Schularztzimmer – nur damit es hier zu keiner Legendenbildung kommt - sind nach ganz klaren Kriterien eingerichtet. Es gibt ein Schema der Stadt Wien, das hier auf die Schulärztinnen und Schulärzte anzuwenden ist. Bei allem, was Sie gesagt haben, darf man eines nicht vergessen: dass die Schulärztinnen und Schulärzte alle Ferien haben, wie sie auch in der Schule sind, aber 14 Mal ihr Gehalt beziehen - und ich stehe auch dazu und halte das auch für gut und für richtig – und dass Sie diese Ausstattung mit Schulärztinnen und Schulärzten in keinem anderen Bundesland finden werden. 

Einige Punkte zum zweiten großen Bereich - man könnte und müsste hier noch viel länger über sowohl den Gesundheits- als auch den Sozialbereich sprechen, ich bemühe mich aber trotzdem, mich kurz zu fassen -, zum Thema Soziales. Kollege Ellensohn, die Frage, die Sie hier immer stellen, ist: Was machen wir mit der Armut? Und ich stehe nicht an, hier immer zu sagen: Österreich ist eines der reichsten Länder, Wien ist eine der reichsten Städte, und wir dürfen uns mit keiner einzigen und keinem einzigen Armen in dieser Stadt abfinden, sondern das muss immer zu Unzufriedenheit führen und muss immer dazu führen, dass man schaut, dass man noch besser wird. Ich empfinde nur zwei Dinge immer als problematisch. Das eine ist, dass Sie sich immer hier herausstellen und quasi dozierend und als Oberlehrer sagen, was man alles machen müsste und könnte und was alles nicht stattfindet - was nicht der Realität entspricht. Und der zweite Punkt ist, dass Sie das zwar immer bestreiten, aber trotzdem immer ein bisschen so unterschwellig mitgeben, dass die Inanspruchnahme von Sozialleistungen ja eigentlich zeigt, wie arm die Menschen sind.

100 000 Menschen, die Sozialhilfe beziehen, das ist natürlich eine Zahl, die sehr, sehr hoch klingt. Tatsache ist, dass sozusagen die Differenz zwischen 90 000 und 95 000 und die zwischen 95 000 und 100 000 an sich gleich ist, es aber trotzdem sozusagen anders klingt und wir uns damit auch nicht zufriedengeben können und auch nicht einfach sagen können, das ist so. Aber wenn ich mich entscheiden kann, ob ich in Wien lebe, mit 1,6 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern, wo immerhin 100 000 Menschen Sozialhilfe beziehen und wo wir auch wissen, dass es uns durch viele Maßnahmen in dieser Stadt gelungen ist sicherzustellen, dass die Zahl jener Menschen, die ausschließlich von Sozialhilfe leben, in den letzten Jahren nicht signifikant angestiegen ist, sondern ausschließlich die Zahl jener, die neben Transferleistungen noch Sozialhilfe brauchen, oder ob ich in Oberösterreich lebe, wo es 1,4 Millionen Einwohnerinnen und Einwohner gibt, aber nur zwischen 4 000 und 6 000 Menschen Sozialhilfe beziehen, weil die soziale Schwelle eine so hohe ist, um diese Leistung in Anspruch zu nehmen, dann weiß ich genau, wofür ich mich entscheide. 

Und wir wissen auch, was es ist, was Städte und Staaten armutssicher macht: Es ist eine gute Mischung von Sachleistung und Geldleistung. Und da, denke ich, sind wir in Wien genau auf dem richtigen Weg. Denn: Der Gratiskindergarten ist eine Maßnahme, die allen zugute kommt, und ein gegen Armut sichernder Wohlfahrtsstaat ist auch einer, der allen zugute kommt, der aber ganz besonders jene unterstützt, die es besonders schwer haben. Wir wissen, dass ein niederschwelliger Zugang zur Gesundheitsversorgung ganz besonders den sozial Schwachen zugute kommt, ihnen viel mehr zugute kommt, als das Geldleistungen jemals können. Wir wissen ebenso – auch wenn das heute nicht das Thema ist -, dass der kommunale Wohnbau in dieser Stadt nicht wegzudenken ist aus der Sozialpolitik, denn er führt ganz stark dazu, dass Menschen von Armut verschont bleiben. Und das gilt für viele, viele andere Maßnahmen auch noch.

Ein Punkt, der mir hier auch ganz besonders wichtig erscheint, ist, dass wir gerade in der Zeit der Krise sehen, dass der Wohlfahrtsstaat funktioniert. Denn wenn man sich anschaut – liebe Monika Vana, das ist nicht lustig, sondern das ist die Wahrheit! -, wie die Situation in anderen Staaten und Städten Europas aussieht - und es ist auch den GRÜNEN zumutbar, nicht nur in Wien zu leben, sondern auch ein bisschen im Vergleich -, dann sieht man, wie es in anderen Millionenstädten zugeht, dann sieht man, wie dort die Armut steigt (GR Mag Gerald Ebinger: Aber der Strom ist billiger dort!), dann sieht man, wie dort die Arbeitslosigkeit steigt, dann sieht man, wie dort der Konsum einbricht, und dann sieht man, dass das in Wien und in Österreich nicht der Fall ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich denke - und möchte mit dieser Zahl schließen, die, meine ich, sehr gut zeigt, wie der Wohlfahrtsstaat funktioniert -, dass wir eine dreimal so hohe Armutsrate hätten, hätten wir nicht den Sozialstaat und hätten wir nicht die Sozialleistungen. Das bedeutet nicht, dass wir uns zurücklehnen können und nichts mehr zu tun brauchen, aber, lieber Kollege Ellensohn, es ist ein Leichtes, die Liste jener Delegationen zu organisieren, die nach Wien kommen, um sich die Leistungen der MA 40 oder die Leistungen eines FSW oder die Leistungen des Wiener Wohnbaus anzuschauen. Also dass es mittlerweile so sein sollte, dass Wien hier nicht Vorzeigestadt ist, diese Illusion kann ich dir gerne nehmen, denn du findest keine andere Stadt in Europa, die das in diesem Ausmaß und in dieser Dichte hat.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte mich abschließend bedanken bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, vor allem bei jenen, die jetzt auch noch arbeiten, die im Gegensatz zu anderen dazu bereit sind, auch zu arbeiten, wenn eigentlich die Arbeitszeit ist. Ich bedanke mich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meines Büros und möchte abschließend nur noch sagen: All das können wir nur umsetzen, wenn das Budget beschlossen wird - und das wird offensichtlich ausschließlich von der SPÖ beschlossen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Drei Minuten. – Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist hier gesagt worden, dass die Festlegung der Reihenfolge der verschiedenen Geschäftsbereiche durch einen einstimmigen Beschluss in der Präsidiale erfolgt ist. 

Tatsächlich ist das Prozedere ein anderes: Rund eine Woche vor der Sitzung der Klubdirektoren wird vom SPÖ-Klub eine Reihenfolge ausgeschickt. Darüber wird nicht diskutiert. Man könnte höchstens nach dem Rechtsgrundsatz gehen: Wer schweigt, stimmt zu. - Okay. 

Anders ist das bei der Festlegung sonstiger Tagesordnungen. Da wird sehr wohl über jeden einzelnen Punkt diskutiert. Der guten Ordnung halber sei gesagt, dass auch dort gilt, dass der Vorsitzende das allein festlegen kann. 

Das heißt, hier wird ein Eindruck von einer Vorgangsweise vermittelt, die so nicht ist, und den möchte ich nicht stehen lassen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Kollege GR Schuster hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet. – Bitte. (Ruf bei der FPÖ: Eine kleine Geschäftsordnungsdebatte!)

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Es wird sicher keine Geschäftsordnungsdebatte. Nur: Alle, die vorige Woche in der Präsidialkonferenz anwesend waren - das sind die Klubvorsitzenden und die Klubdirektoren -, werden wissen, dass ich die Frage gestellt habe, ob es gegen den vorgeschlagenen Ablauf dieser Diskussion in diesen beiden Tagen einen Einwand gibt. Er wurde bei den Klubdirektoren entsprechend vorberaten, und es gab von allen Anwesenden - Matthias, du bist ein bisschen früher weggegangen - keinen Einwand gegen diesen Vorschlag, und es wurde damit diesem auch zugestimmt. 

Das wollte ich hier nur sagen, damit der Ablauf auch entsprechend von allen wahrgenommen und auch für die Öffentlichkeit und für das Protokoll festgehalten wird. 

Ich habe nicht vor, hier von der Möglichkeit, die ich als Vorsitzender dieses Gemeinderates habe, in sehr autonomer Art und Weise etwas durchzusetzen, Gebrauch zu machen. Und all jene, die die Abläufe in der Präsidialkonferenz kennen, wissen auch, dass ich hier größtmöglichen Konsens erreichen möchte, damit nicht derartige Debatten wie heute hier in diesem Hause stattfinden. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir unterbrechen nun die Sitzung und setzen sie morgen um 9 Uhr mit der Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung fort. 

Gute Nacht!

(Schluss um 22.48 Uhr.)

